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81. 
Einleitung. 


I. Die nachſtehende Abhandlung iſt der Pflicht zur Ur— 
kundenvorlegung im Prozeß gewidmet. Der ſog. Editions— 
pflicht pflegte bereits vor dem 1. Januar 1900 in den Kom— 
mentaren zur Civilprozeßordnung ein breiterer Raum gegönnt 
zu werden, und für eine erneute Bearbeitung iſt ein gewiſſer 
äußerer Anlaß gegeben, da bisher auf dieſem Gebiete bei dem 
innigen Zuſammenhang von materiellem und prozeſſualem Recht 
völlige Rechtseinheit nicht erzielt werden konnte, dieſe vielmehr 
der Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuches und der damit 
verbundenen Aenderung der Civilprozeßordnung vom 30. Januar 
1877 vorbehalten blieb. 

Während nach der alten C.P. O. für die Vorlegungs— 
pflicht im Prozeſſe, abgeſehen von dem Grunde der Bezug— 
nahme ($ 388), maßgebend war, entweder ob der Beweis— 
führer nach den Vorſchriften des — partikularen — bürger— 
lichen Rechts Herausgabe oder Vorlegung auch außerhalb 
des Prozeſſes verlangen konnte ($ 387 Nr. 1) oder ob die 
Urkunde „gemeinſchaftlich“ war (8 337 Nr. 2), verweiſt jetzt der 
dem $ 387 entſprechende § 422 in ſeiner ihm durch die Novelle 
gegebenen Faſſung einfach auf die Vorſchriften des — einheit— 
lichen — bürgerlichen Rechts, eine unſcheinbare, aber nicht 
bedeutungsloſe Aenderung. 

Wenn im folgenden die Vorlegung von Urkunden, die 
ſich nicht in der Hand des Beweisführers befinden, dargeſtellt 

Abh. z. deutſch. Privatrecht XII. 2. Heft. 257 1 
Siegel, Vorlegung. 17 
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wird, ſo ſoll dabei hauptſächlich der Anſpruch auf Vorlegung 
ins Auge gefaßt und der Unterſchied des prozeſſualen und 
außerprozeſſualen Vorlegungsauſpruchs hervorgehoben, auch 
ſonſt auf einige Beſonderheiten hingewieſen werden, die ſich 
bei Geltendmachung des Auſpruches im Prozeß ergeben. 

II. Das 2. Buch der C.P.O. behandelt im 9. Titel des 
1. Abſchnittes (SS 415444) den Beweis durch Urkunden. 
Beim Urkundenbeweis ſoll die Urkunde nicht ſowohl in ihrer 
äußeren Geſtalt als Augenſcheinsobjekt, als vornehmlich durch 
ihren gedanklichen Inhalt, deſſen Trägerin ſie iſt, auf die 
Ueberzeugung des Richters wirken. Sofern die Urkunden, 
deren Vorlegung die beweisführende Partei wünſcht, ſich in 
ihren Händen befinden ($ 420) ) oder von ſelbſt vom Gegner 
vorgelegt werden, macht die Autretung des Urkundenbeweiſes 
keine Schwierigkeit. Eine Verwicklung und damit ein beſonderes 
auf die Vorlegung von Urkunden gerichtetes Verfahren tritt 
erſt ein, wenn der Beweisführer nicht in der Lage iſt, die 
Urkunde vorzulegen (zu „produzieren“ in der Ausdrucksweiſe 
des gemeinen Prozeſſes), ſei es, daß ſich die Urkunde bei einem 
nicht ohne weiteres vorlegungsbereiten Gegner oder einer 
anderen Perſon befindet. 

Dieſes beſondere Verfahren innerhalb eines anhängigen 
Prozeſſes wird „Editionsverfahren“ genannt; da die CP. O. 
und nunmehr auch das B.G. B. im 23. Titel des 2. Buches 
ſtets von „Vorlegung“ ſpricht, erſcheint es angemeſſen, für 
Editionsverfahren und die ſonſt damit zuſammenhängenden 
Bezeichnungen im allgemeinen den Ausdruck „Vorlegungs— 
verfahren“ und die entſprechenden deutſchen Bezeichnungen an— 
zuwenden; die Gefahr einer Verwechſelung erſcheint nicht ge— 
geben, wenn auch das B.G. B. (in der Ueberſchrift des 23. 


1) Paragraphen ohne Zuſatz find die der C.P. O.; SS 809, 810 
und 81! ohne Zuſatz bedeuten SS 809, 810 und 811 B. G. B. 
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Titels ſowie in § 811) unter „Vorlegung“ ſowohl die Vor— 
legung gewöhnlicher Sachen als auch die von Urkunden be— 
greift, da im Prozeß ein „Vorlegungsverfahren“, ein „Vor— 
legungsantrag“ nur in Bezug auf Urkunden beſteht?) und 
ſelbſt unter dem Ausdruck „Vorlegung“ meiſt die von Urkunden 
gemeint iſt, auch ſonſt bei dem bloßen Ausdruck „Vorlegung“ 
meiſt der Zuſammenhang das Erforderliche ergibt. 

Das Vorlegungsverfahren iſt in den 88 421433 CP. O. 


geregelt. Es geſtaltet ſich verſchieden, je nachdem die Ur— 


kunde ſich nach der Behauptung des Beweisführers in den 
Händen des Gegners (88 421427) oder einer anderen Perſon, 
eines „Dritten“ (88 428 —433) befindet. In beiden Fällen 
erfolgt die Antretung des Beweiſes durch einen Antrag §§ 421, 
428), der den Erforderniſſen des § 424 bezw. 430 zu entſprechen 
hat. Als Spezialfall iſt noch hervorgehoben, daß der Dritte eine 
öffentliche Behörde oder ein öffentlicher Beamter iſt ($ 432). 
Eine Verpflichtung zur Vorlegung beſteht für den Gegner 
dann, wenn der Beweisführer nach den Vorſchriften des bürger— 
lichen Rechts die Herausgabe oder die Vorlegung der Urkunde 
verlangen kann ($ 422) oder wenn er (der Gegner) im Prozeſſe 
auf die Urkunde zur Beweisführung Bezug genommen hat 
(S 123). Der Dritte iſt aus denſelben Gründen wie der 
Gegner des Beweisführers zur Vorlegung verpflichtet (§ 429). 
Euntſprechend der geſetzlichen Regelung des Verfahrens 
ſind zunächſt die Gründe der Verpflichtung zur Vorlegung, 
dann die rechtliche Natur des Vorlegungsanſpruchs im Prozeſſe 
ſowie das Verfahren zur Geltendmachung des Anſpruchs gegen⸗ 
über dem Gegner und gegenüber Dritten zu behandeln, ſchließ— 


2) A. M. übrigens Kohler, Prozeßr. Forſchung S. 78 ff.: Planck, 
Lb. Bd. II S. 256; Schmidt, Lb. S. 502. 

3) § 434 gilt zwar auch für das Vorlegungsverfahren, gibt aber 
keine für dasſelbe ſpezifiſche Norm. 
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lich noch einige Fragen von Webeutung flv ben Bortepiitgs 
auſpruch iunerhalh und auſſerhalh des Vortegungs verfahrens 
zu unterſuchen, 
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Einleitung: Die in Betracht kommenden Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts. 

I. §S 422 C. P. O. lautet: 

„Der Gegner iſt zur Vorlegung der Urkunde verpflichtet, 
wenn der Beweisführer nach den Vorſchriften des bürger— 
lichen Rechts die Herausgabe oder die Vorlegung der Urkunde 
verlangen kann.“ 

Nach § 423 iſt der Gegner auch zur Vorlegung der 
Urkunden verpflichtet, auf die er Bezug genommen hat, und 
nach § 429 i der Dritte aus denſelben Gründen wie der 
Gegner zur Vorlegung verpflichtet. In § 422 und 423 ſind 
daher die Verpflichtungsgründe für die Vorlegung im Prozeß 
enthalten. 

Junächſt ſei § 422, der auf das bürgerliche Recht ver— 
weiſt, einer Betrachtung unterzogen. § +22 hat ſeine jetzige 
Faſſung durch die Novelle erhalten !) und lautete als alter 
§ 387: 


10 Uebrigens die einzige Neuerung, welche die Novelle beim Beweis 
durch Urkunden, abgeſehen von einer geringfügigen Aenderung in § 126, 
gebracht hat. 
200 
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„Der Gegner iſt zur Vorlegung der Urkunde verpflichtet, 

1. wenn der Beweisführer nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts die Herausgabe der Urkunde oder 
deren Vorlegung auch außerhalb des Prozeſſes ver- 
langen kann; 

2. wenn die Urkunde ihrem Inhalte nach eine für den 

Beweisführer und den Gegner gemeinſchaftliche iſt. 

Als gemeinſchaftlich gilt eine Urkunde insbeſondere für 
die Perſonen, in deren Intereſſe ſie errichtet iſt oder deren 
gegenſeitige Rechtsverhältniſſe darin beurkundet ſind. Als ge⸗ 
meinſchaftlich gelten auch die über ein Rechtsgeſchäft zwiſchen 
den Beteiligten oder zwiſchen einem derſelben und einem ge— 
meinſamen Vermittler des Geſchäfts gepflogenen ſchriftlichen 
Verhandlungen.“ 

Nr. 2 des 8 387 war bisher erforderlich, da die ſog. 
Gemeinſchaftlichkeit einer Urkunde nicht in allen Rechtsge— 
bieten, z. B. nicht im Gebiet des Code civil ?), die Vor— 
legungspflicht begründete. Nachdem aber § 810 des B.G.B. 
im weſentlichen den Inhalt der Nr. 2 des § 387 in ſich 
aufgenommen hat und aus den daſelbſt enthaltenen Gründen 
eine materiellrechtliche Vorlegungspflicht aufſtellt, iſt Nr. 2 
entbehrlich geworden, da der Juhalt der Nr. 2 bereits in 
Nr. 1 bezw. in dem nur der Nr. I entſprechenden lediglich 
auf das bürgerliche Recht verweiſenden § 422 enthalten iſt. 

II. Wenngleich die Worte „auch außerhalb des Prozeſſes“ 
in § 422 nicht mehr enthalten find — und zwar mit Recht, 
da ſie hauptſächlich in Nr. 1 des § 387 um des Gegen— 
ſatzes willen zu Nr. 2 aufgenommen waren — ſo verſteht 
ſich doch von ſelbſt, daß fie auch jetzt ſtillſchweigend in § 422 
zu ergänzen ſind. Eine Pflicht zur Vorlegung im Prozeß 
2) Auch jetzt noch nicht unter der Herrſchaft des öſterreichiſchen 
B. G.B. von 1811. 
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beſteht demnach, wenn außerhalb des Prozeſſes nach bürger— 
lichem Recht Herausgabe oder Vorlegung verlangt werden 
könnte. Ob Herausgabe oder Vorlegung gefordert werden 
kann, iſt hiernach zwar für den Prozeß gleichgültig, aber für 
das bürgerliche Recht ſtreng zu unterſcheiden und die Be⸗ 
gründung zur Novelle S. 115 (zu $ 387 a. F. 5verwechſelt 
beide Begriffe, wenn fie ſagt, $ 810 BG. B., der nur von 
der Vorlegungspflicht handelt, habe die privatrechtliche Pflicht 
zur „Herausgabe“ einer Urkunde weſentlich erweitert). Jedes 
Wort im $ 422 hat ferner feinen guten Sinn. Die Worte, 
daß „der Beweisführer nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechls die Herausgabe oder die Vorlegung der Urkunde ver⸗ 
langen kann“, bedeuten daher, daß der Beweisführer außer— 
halb des Prozeſſes einen erzwingbaren Anſpruch auf Her⸗ 
ausgabe oder Vorlegung haben muß), und zwar nach bür— 
gerlichem Recht?). Bürgerliches Recht bedeutet natürlich nicht 
nur „Bürgerliches Geſetzbuch“, ſondern verweiſt auch auf 
das Handelsgeſetzbuch, das Urheberrecht, die materiellrecht— 
lichen Normen der Civilprozeß- und Konkursordnung, kurzum 
alle die Normen, die die Wiſſenſchaft unter dem Namen „Pri— 
vatrecht“ zuſammenfaßt. Die hierher gehörigen Anſprüche 
ſind daher erzwingbare privatrechtliche Anſprüche im ſtrengen 
Sinne. Daraus folgt andrerſeits, daß ein Anſpruch nicht 
ſchon deshalb ein privatrechtlicher in dieſem Sinn iſt, weil 
er im B.G.B. oder H.G.B. geregelt iſt, wie z. B. die Pflicht 
des Kaufmanns, ordnungsmäßige Handlungsbücher zu führen, 
in erſter Linie eine öffentlichrechtliche iſt. Ein privatrechtlicher 
Auſpruch, deſſen prozeſſuale Verfolgung bürgerliche Rechts— 

3) Dies moniert auch Seuffert zu § 422 durch ein „sic“. 

4) Es gehören alſo nicht hierher die Fälle, in denen das Gericht 
zur Anordnung der Vorlegung befugt iſt, ohne daß ein Anſpruch der 


Partei auf die Vorlegung beſtände (vgl. unten § 23). 
5) Vgl. jedoch unten $ 26 Anm. 10. 


262 


u. 


jtreitigfeit im Sinne des § 13 G. V.G. iſt, hat „zu ſeiner 
Grundlage ein rechtlich geſchütztes Individualintereſſe, welches 
um ſeiner ſelbſt willen — unabhängig von der wechſelſeitigen 
Beziehung zu einem Gemeinweſen —F beſteht“, während öffent— 
lichrechtliche Anſprüche auf dem Unterwerfungsverhältnis des 
einzelnen zur Staatsgewalt oder einer öffentlichen Korporation 
beruhen). Wenn der Staat Urkunden innehat, die er kraft Ge— 
ſetzes Privatperſonen vorzulegen verpflichtet iſt, ſo iſt demnach 
der Vorlegungsanſpruch dann lediglich ein öffentlichrechtlicher, 
wenn der Staat die Urkunden kraft feiner Hoheitsrechte lins— 
beſondere ſeiner Gerichtsbarkeit) verwahrt und im öffentlichen 
Jutereſſe eine beſchränkte oder unbeſchränkte Publizität ein— 
räumt, ohne daß das Individualintereſſe der einzelnen in den 
Vordergrund tritt. Zwar iſt im Prinzip für die Verfolgung 
privatrechtlicher Anſprüche der ordentliche Rechtsweg zuläſſig, 
für die öffentlichrechtlicher ausgeſchloſſen, doch iſt umgekehrt 
die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für die privatrechtliche Natur 
eines Anſpruchs kein Kriterium , da der ordentliche Rechts— 
weg einerſeits auch für öffentlichrechtliche Verhältniſſe eröffnet 
iſt (wel. $ 9 G. V. G.), andrerſeits vermöge § 13 G. V.G. durch 
die Landesgeſetzgebung in weitem Umfang ausgeſchloſſen werden 
kann und ausgeſchloſſen iſts . 

Der Staat iſt in der Zugänglichmachung der in feinem 
Beſitz befindlichen Urkunden im allgemeinen liberaler, als es 
die Vorſchriften des Privatrechts verlaugen. Er fordert häufig 
nur ein „berechtigtes Intereſſe“ “) und gewährt bei vielen 
öffentlichen Regiſtern ohne den Nachweis irgendwelchen öffent— 
lichen Intereſſes jedem Einſicht!“). Aber die darüber be— 

6) Gaupp-Stein Bd. IE. 2. 

7) Vgl. Gaupp⸗Stein Bd. I S. 2ff. 

8) Vgl. für Preußen Droop, Der Rechtsweg in Preußen 1899. 

9) Z. B. G. B. O. § 11; F. G. § 34, 78. 

10) 3. B. 8 1563 B. G. B. (Güterrechtsregiſter), H. G. B. §9 (Handels 
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ſtehenden Vorſchriften gehören meiſt nicht hierher, jo daß auf 
ſie ein Vorlegungsanſpruch nicht geſtützt werden kann, ſelbſt 
wenn der Staat als Fiskus Prozeßgeguer iſt: deun teils 
hängt die Gewährung der Einſicht vom freien Ermeſſen der 
Behörde ab (ſo § 299 Cp. O. die Geſtattung der Einſicht 
der Prozeßakten hinſichtlich dritter Perſonen), ſodaß ein „An 
ſpruch“ auf Einſicht überhaupt nicht beſteht 11), teils beſteht 
zwar ein Anſpruch, aber dieſer entbehrt des privatrechtlichen 
Charakters, da der Staat die Urkunden kraft ſeines Hoheits 
rechtes verwahrt und vorlegt. In die letzte Kategorie gehören 
die übrigen in Aum. 10 zitierten Vorſchriften über die Ein 
ſicht in öffentliche Akten, auch ſofern die betreffende Perſon 
ein Recht auf die Einſicht hat. Die Vorſchriften ſind primär 
gegeben im Intereſſe einer gewiſſen Publizität der Urkunden, 
ſo daß für die Verfolgung des Einſichtsrechts bei Verweigerung 
der Einſicht nicht der Rechtsweg, ſondern nur die Beſchwerde 
zuläſſig iſt, welche für die Urkundeneinſicht in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit ihre reichsgeſetzliche Regelung 
erhalten hat). Die Frage, ob ein Recht auf Urkundenein— 
ſicht beſteht, kann übrigens inſofern vor das Forum des 
Prozeßrichters gelangen, als bei verweigerter Einſicht gegen 
den Beamten unter Umſtänden eine Syndikatsklage auf 
Schadenserſatz gemäß $ 839 B.G. B. angeſtrengt werden kann, 
aber der Auſpruch ſelbſt iſt im Rechtswege nicht verfolgbar !)). 


regiſter), $ 3 des R. G. vom 1. Juni 1891 (Rolle für Gebrauchs muſter), 
§ 3 des R. G. vom 12. Mai 1894 (Zeichenrolle für Warenzeichen), § 915 
C. P. O. (Schuldnerliſte); vgl. auch §s 996, 1001, 1016, 1022, 1023 
C. P. O., § 42 3.V. G. u. a. m. 

11) Ebenſo F. G. § 34, Preuß. Geſ. über die freiwillige Gerichts 
barkeit Art. 1. 

12) G. B. O. 88 71 ff., F. G. Ss 20 ff.; vgl. Preuß. Gef. über freiw. 
Gerichtsbark. Art. 6. N 

13) Anders nur, wenn die Urkunde gleichzeitig vorlegungspflichtig 


264 


En 


Nicht privatrechtlich find ferner das Recht der Aktionäre 
und Gläubiger zur Einſicht der Bücher und Papiere einer 
aufgelöſten Aktiengeſellſchaft, da es vom Ermeſſen des Gerichts 
abhängt (§ 302, 3 H.G. B. § 145 F.G.), und das Recht der 
Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes zur Einſicht der Bücher 
und Schriften des Konkursverwalters (8 88 K.O.) da es nur 
im öffentlichen Intereſſe des ordentlichen Ganges des Kon— 
kursverfahrens gegeben und daher auch nur durch Anrufen 
der Aufſichtsbehörde (§ 83 f. K. O.), nicht aber im Klagewege 
verwirklicht werden kann 1). 

III. Wie die genannten Rechte auf Einſicht, die der 
Privatmann dem Staate gegenüber hat, ſo fallen auch manche 
Rechte des Staates gegenüber Privatperſonen, obgleich ſie 
durchgehends erzwingbar ſind, als nicht privatrechtliche In— 
halts nicht unter $ 422. So z. B. das Recht des Staates 
auf Herausgabe ſolcher Sachen und Urkunden, die für eine 
ſtrafprozeſſuale Unterſuchung von Bedeutung ſind (leberfüh— 
rungsſtücke u. dergl.); hierfür it zwar der ſtrafprozeſſuale 
Zwang der Beſchlagnahme und Durchſuchung, nicht aber ein 
Civilprozeß zuläſſig (ogl. St. P. O. SS 94, 95, 102, 103). Auch 
das den Polizeibehörden durch die auf Grund von § 35, 38 
Reichsgewerbeordnung erlaſſene Verordnung des preuß. Han— 
delsminiſters vom 28. November 1901 eingeräumte Recht, jeder— 
zeit die Geſchäftsbücher, Geld- und Urkundenbücher, ſowie die 
Handakten von ſolchen Perſonen (Laien), die fremde Rechts— 
angelegeaheiten beſorgen, einzuſehen und ihre Vorlegung zu 
verlangen, iſt zwar erzwingbar, aber nicht privatrechtlich. 

Dafür, daß die öffentlichrechtlichen Anſprüche des Staates 
nicht hierher gehören, ſpricht nicht nur der Wortlaut von 
§ 422, ſondern auch der innere Grund, daß ſie gewöhnlich 
nach § 810 iſt (darüber ſiehe unten § 43 zu Anm. 14); denn § 810 
gewährt ſtets einen individuellen Privatrechtsanſpruch. 

14) Vgl. Jaeger, Konkursordnung $ 88 Erl. 2 a. E. 
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dem Staat nicht ſo abſolut zuſtehen, ſondern nur im Jutereſſe 
gewiſſer Wohlfahrtszwecke oder Hoheitsrechte, ſo das Recht der 
Beſchlagnahme im Strafprozeſß nur im Jutereſſe der Förderung 
der Unterſuchung, daß es alſo dem Weſen dieſer Auſpriiche 
widerſprechen würde, fie ohne weiteres den im Prozeß etwa 
verfolgten fiskaliſchen Zwecken dieuſtbar zu machen. 

IV. Es iſt noch auf die terminologiſche Eigentümlichkeit 
hinzuweiſen, daß § 422 von Anſprüchen auf „Herausgabe 
oder Vorlegung“ ſpricht, daß im bürgerlichen Recht gewöhnlich 
nur von Anſprüchen auf Geſtattung der Einſicht, dem Recht, 
die Bücher einzuſehen, die Rede iſt (fo 88 810, 716 B.. B., 
§ 118 H.G.B. u. a. m.), während ſich der Ausdruck „vorlegen“ 
oder „Vorlegung“ nur vereinzelt in Beziehung auf Urkunden 
gebraucht findet (fo 88 259, 260 B.G. B.), meiſt aber in bezug 
auf Sachen angewandt wird, wenn alſo der Gegenſtand ſeiner 
äußeren Beſchaffenheit nach, nicht als Urkunde 10) ſeinem gei— 
ſtigen Inhalt nach in Betracht kommt. Doch wird der Unter— 
ſchied nicht ſtets ſtreng aufrecht erhalten; ſo unterſcheidet zwar 
das B. G. B. die Beſichtigung oder Vorlegung einer Sache im 
$ 809 von der Einſicht einer Urkunde in § 810, aber § 811 
bezieht den Ausdruck „Vorlegung“ auf beide Fälle. Etwas 
irreführend iſt es ſogar, daß das B.G.B. in $ 809 und § 810 
zwar die Vorlegung von Sachen ihrer körperlichen Beſchaffen— 
heit nach und die Einſicht von Sachen ihrem geiſtigen Inhalt, 
nach, d. 1. als Urkunden, ſtreng unterſcheidet, gleichwohl aber 
in der Ueberſchrift des Titels nur von Vorlegung von „Sachen“ 
ſpricht, alſo hier Sachen in dem weiteren Sinne faßt, der 
auch Urkunden als körperliche Gegenſtände begreift. Auch 
hat das B.G. B. in § 775 des Entw. I Vorlegung und Ge— 


15) Die Urkunde iſt natürlich auch Sache im Sinne von 8 90 B. G. B. 
und kann auch nur in ihrer äußeren Beſchaffenheit Gegenſtand eines 
Vorlegungsanſpruchs, wie jedes anderen dinglichen oder perſönlichen 

Rechts ſein; darüber unten §§ 17 J, 21 J. 
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ſtattung der Einſicht anſcheinend unterſchieden, indem der Vor 
legungsſucher beides verlangen konnte, redet aber jetzt in 
§ S10 nur noch von Geſtattung der Einſicht, ſo daß offenbar 
unter Einſichtgeſtattung auch die Vorlegung verſtanden iſt. 
Dagegen ſpricht auch nicht, daß 8 809 wiederum zwiſchen 
Vorlegung zur Beſichtigung und Geſtattung der Beſichtigung 
zu unterſcheiden und unter letzterem eine Beſichtigung zu ver 
ſtehen ſcheint, bei welchem eine Ortsperänderung mit dem 
Gegenſtand nicht vorgenommen iſt ih. 

Der Sprachgebrauch iſt eben einfach etwas lax und dar— 
aus folgt einerſeits, daß auch ſolche Vorlegungsanſprüche 
hierher zu rechnen ſind, die auf die Urkunde als körperlichen 
Gegenſtand gehen, wie das ja auch bei den hierher gehörigen 
Herausgabeanſprüchen der Fall iſt, andererſeits, daß zur Be 
gründung der Vorlegung im Prozeß auch die Anſprüche dienen, 
welche, wie § 810 B. G. B., von Einficht, nicht von Vorlegung 
der Urkunde ſprechen; an letzterem kann ſchon deshalb kein 
Zweifel beſtehen, weil § 422 C.P. O. nach ſeiner Eutſtehungs— 
geſchichte r“) gerade an den § 810 B.G. B., den Rechtsnach— 


folger von § 387 Nr. 2 a. F. denkt. 


V. Der Anſpruch muß ſchließlich auf Herausgabe oder, 


Vorlegung an den Beweisführer ſelbſt gehen, nicht an einen 
Dritten. Für den Anſpruch auf Herausgabe iſt das ganz 
ſicher, da doch nicht der Beweisführer den Auſpruch für ſich 
verwenden könnte, den er aus einem Vertrag zugunſten eines 
Dritten lediglich auf Leiſtung an dieſen Dritten hat; dasſelbe 
folgt dann aber auch für den Vorlegungsanſpruch, da beide 
einander ganz gleich geſtellt ſind. Daher gehört nicht der 
Anſpruch hierher, den derjenige, der eine Berichtigung des 


16) Coſack 4. Aufl. Bd. I S. 634 verſteht unter Geſtattung der 
Beſichtigung das rein paſſive Verhalten, unter Vorlegung zur Beſichtigung 
eine aktive Tätigkeit des Beſitzers. 

17) Vgl. Begründung zur Novelle S. 115. 
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Grundbuches verlangen kann, nach $ 896 oder 1145 BGB. 
auf Vorlegung des Hypothekenbriefs an das Grundbuchamt 
haut . Daran ändert auch nichts, daß hier der Anſpruch 
auf Vorlegung an das Grundbuchamt im Intereſſe des Vor— 
legungsberechtigten gegeben iſt. 


J. Unterabſchnitt: S 810 B. G. B. 
§ 3. 
Einleitung. 

Wir 0 nunmehr die nach $ 422 CP. O in Betracht 
kommenden Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, welche eine 
Pflicht zur Vorlegung oder Herausgabe einer Urkunde be⸗ 
gründen, einer Unterſuchung zu unterziehen. Hervorzuheben 
iſt, daß eigentlich aus jedem dinglichen und obligatoriſchen 
Rechtsverhältnis eine Pflicht zur Herausgabe oder Vorlegung, 
Geſtattung der Einſicht von Urkunden, entſpringen kann ), jo 
daß in dieſer Hinſicht nichts Beſonderes zu ſagen iſt. Anders 
verhält es ſich mit dem Urkundeneditionsanſpruch zar’ SS. 
dem Urkundenvorlegungsanſpruch des §S 810 B.G. B., der den 
Hauptraum in unſerer Unterſuchung über die e 
lichen Anſprüche einnehmen wird 9. 

Wenn auch die Abhandlung auf dem Standpunkt ſteht, 
daß eine ga Ausdehnung des materiellen und prozeſſualen 


18) A. M. Gaupp-Stein zu § 422 II, 2. 


1) S. unten $$ 7 III, 21 II. 

2) Es bedarf an dieſer Stelle nur der Erwähnung, daß, wenn 
ein Einſichtsrecht natürlich an dem Inhalt von Briefen beſtehen kann, 
dadurch das durch § 5 des Reichspoſtgeſetzes (vgl. Art. 33 der we 
Verf.) gewährleiſtete, nur durch § 121 K. O., §§ 99-101 St. P.O 
ſchränkte Briefgeheimnis ebenſowenig beeinträchtigt wird wie dadurch 2 
an dem körperlichen Inhalt des Briefes ein ſonſtiger Privatrechtsanſpruch 
beſteht. 
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Vorlegungsrechts und entſprechende Auslegung der geſetzlichen 
Vorſchriften dem Verkehrsbedürfnis entſpricht, fo iſt doch eine 
Betonung der geſetzlichen Erforderniſſe am Platze. Sonderbar 
mutet es mitunter an, was in der Praxis im Prozeß alles 
unter „Eideszwang“ vorgelegt werden ſoll; eine Photographie, 
als ob das eine Urkunde ſei, Brieſe, die der andere von einem 
beliebigen Dritten empfangen, Auskünfte, die er über den 
Prozeßgegner beim Auskunftsbureau eingeholt hat, private 
Notizen, ärztliche Atteſte, die mau ſich über den eigenen Ge 
ſundheitszuſtand hat ausſtellen laſſen, Lagepläne, ſelbſtange— 
fertigte Bauzeichnungen; kurzum mes hat oft den Auſchein, als 
ob im Prozeß die Partei verpflichtet wäre, ihr Innerſtes dem 
Gegner und dem Gericht zu offenbaren. 

J. Der Editionsanſpruch, d. i. der Auſpruch auf Mittei 
lung von Urkunden ihrem geiſtigen Inhalt nach, iſt urſprüng 
lich?) im römiſchen Recht eine Unterart der actio ad exhi- 
bendum, die auf die Vorlegung von Sachen als lörperlichen 
Gegenſtänden ging, darüber hinaus aber eine vielgeſtaltige 
Verwendung im römiſchen Recht gefunden hatte ). Der Ur 
fundenvorlegungsanſpruch bildete ſich aber zu einem ganz 
ſelbſtändigen, unabhängigen Typus der a. a. e. aus, und es 
galt namentlich der Satz, daß gemeinſchaftliche (ihrem Inhalt 
nach gemeinſchaftliche) Urkunden vorlegungspflichtig >) ſeien ®). 


3) Demelius, Die Exhibitionspflicht in ihrer Bedeutung für das 
klaſſiſche und heutige Recht, Graz 1872 § 26 ©. 127 ff. 

4) Vgl. darüber die Monographie von Demelius, auch Dierſchke 
S. 1-17 GS l- 4). Actio ad exhibendum wird im folgenden mit 
a. a. c. abgekürzt. 

5) Der Ausdruck „editionspflichtig“ wurde bisher nur in bezug 
auf die zur Vorlegung verpflichtete Perſon angewandt. Es erſcheint aber 
ſprachlich durchaus richtig, den kurzen Ausdruck „vorlegungspflichtig“ auch 
auf die dem Vorlegungszwang unterliegenden Sachen anzuwenden, wie 
das bereits in ganz entſprechender Weiſe bei den Worten „zollpflichtig“, 
„ſtempelpflichtig“ u. a. Sprachgebrauch ift. 
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Der Satz von der Vorlegungspflicht hinſichtlich der document 
communia erfreute ſich zwar einer theoretiſch nicht unange— 
feindeten Exiſtenz ), hatte aber doch in der Theorie überwie— 
gendes) und in der Prapis faſt unbeſtrittene Geltung. Seine 


6) Vgl. die Entwicklung bei Apt, Die Pflicht zur Urkundenedition, 
Berlin 1892 S. 32—45 (8 7). 

7) Dagegen insbeſondere Demelius vom Standpunkte des reinen 
römiſchen Rechts ($ 26 S. 127135, § 55 S. 269— 274). Er ſteht 
auf dem ſchroffen Standpunkt, daß es nicht nur bei der auf körperliche 
Sachen gehenden a. a. e. eines — dinglichen — judieium directum, 
d. h. eines im Hintergrunde ſtehenden Hauptauſpruches, deſſen Verwitk— 
lichung die a. a. e. diente, bedürfe (darüber S 19 S. 87-91), ſondern 
auch bei der auf Urkunden gehenden. „Keine a. a. e. ohne ein gegen 
den Urkundenbeſitzer zuſtehendes judieium directum, d. h. einen Anſpruch 
auf Reſtitution bezw. Einräumung des Beſitzes oder Mitgebrauches an 
der Urkunde ſelbſt.“ Er ſieht auch darin, daß es beſonderer prätoriſcher 
actio in factum auf Edition der rationes, der geſchäftlichen Rechnungs- 
bücher, gegen die argentarii, die römiſchen Bankiers, bedurfte, einen 
Beweis dafür, daß an ſich ein judicium directum erforderlich war: Weil 
gegen die argentarii ein jud. dir, nicht gegeben war hinſichtlich der 
Urkunden, in denen ſie die gemeinſamen Rechtsbeziehungen niederlegten, 
jo habe es eben des beſonderen Rechtsmittels bedurft (§S 51 S. 250 — 253). 
Andrerſeits ſucht Demelius (S. 272—274) bereits nach einem Mittel 
der Ausdehnung der a. a. e.; er hält die Beſtimmung der lex 3 § 14 
D. 10, 4, worin eine actio in factum gegeben wird, weil der Schreiber 
der Urkunde nicht Eigentümer des Papiers iſt, für überflüſſig, da nach 
heutigem d. h. gemeinem Rechte der Schreiber Eigentümer einer Urkunde 
werde und daher Urkunden über Verträge für die Kontrahenten gemeinſam 
würden; aber dieſe Folgerung iſt ziemlich geſucht, da bei Urkunden über 
gegenſeitige Verträge (3. B. Mietsverträge), bei denen jede Partei ein 
Exemplar bekommt, das durchaus nicht der Fall zu ſein pflegt, ſondern 
jede Partei das ausſchließliche Eigentum an ihrer Ausfertigung erhält. 
Dieſe Erweiterung enthält wohl eine verſchämte Annäherung an den 
verſchmähten Begriff der documenta communia; allerdings werden 
Briefe, Schuldſcheine, Quittungen u. dgl. von der Erweiterung aus— 
drücklich ausgenommen (S. 273 Anm. 3), da ſie in das ausſchließliche 
Eigentum der Partei, die ſie erhält, übergingen. 

8) Vgl. Windſcheid-Kipp 8. Aufl. II § 474. 
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geſetzliche Sanktionierung für ganz Deutſchland, wenigſtens 
für das Gebiet der Vorlegung im Prozeß, fand er in dem 
bereits oben § 2 II zitierten §S 387 Nr. 2 C.P. O. a. F., der 
zwar keine Legaldefinition der gemeinſchaftlichen Urkunden geben 
wollte, aber doch in dem von ihm als den praktiſch wichtigſten 
hervorgehobenen drei Fällen wohl tatſächlich alle unter den 
Begriff der Gemeinſchaftlichkeit zu ſubſumierenden Tatbe— 
ſtände traf. 

II. $ 810 B.G.B., der den $ 387 Nr. 2 C.P. O. a. F. 
erſetzt und allgemein für das bürgerliche Recht gilt, hat ur— 
ſprünglich im Eutw. I als $ 775 (zit. §S 31 zu Anm. 6) nicht 
ſelbſtändig die Vorausſetzungen ſeiner Wirkſamkeit aufgeſtellt, 
ſondern auf die für den Prozeß geltenden Vorſchriften des 
§ 387 CP. O. a. F. verwieſen. Hiergegen wurde aber mit, 
Recht?) geltend gemacht, daß das bürgerliche Recht ſelbſtändig 
ſeine Vorausſetzungen aufzuſtellen habe und nicht auf das 
Prozeßrecht verweiſen dürfe, daß vielmehr das Umgekehrte 
eher angemeſſen, daß auch ein eireulus vitiosus vorhanden 
ſei, indem § 387 Nr. I und § 394 CP. O. a. F. wiederum 
auf das bürgerliche Recht, alſo auch $ 775 Entw. I zurück— 
verweiſe. 

§ 810 hat vor $ 387 Nr. 2 wohl den Vorzug einer 
präziſeren Faſſung voraus und den, daß er nicht durch das 
Wort „insbeſondere“ auf weitere Fälle verweiſt, die nach aller 
Erfahrung nicht vorhanden ſind, alſo nicht die eigentliche 
Definition im Gewande der beiſpielsweiſen Ausführung er— 
ſcheinen läßt. Er dürfte auch eine dem Zuge der Zeit und 
der Verkehrsentwicklung folgende Erweiterung der Vorlegungs— 
pflicht enthalten 1) und entſcheidet einige unter der Herrſchaft 


9) So von Apt S. 69; Huggenberger, Die Pflicht zur Ur 
kundenedition, München 1889 (Diſſ.) S. 57; Kohler § 13 S. 410 
Anm. 87; auch Fiſcher, Recht und Rechtsſchutz 1889 S. 39. 

10) A. M. Seuffert zu § 422. 
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des § 387 EBD. entſtandene Kontroverſen !“). Den Begriff 
der Gemeinſchaftlichkeit läßt er fallen oder verwendet ihn 
wenigſtens nicht als Oberbegriff, ſondern höchſteus in der 
zweiten und dritten feiner drei Alternativfälle !). 

Wohl das Beſte über 8 387 Nr. 2 und noch heute 
praktiſch Verwertbarſte mit reicher Kaſuiſtik hat Kohler in 
der Abhandlung „Zur Editionslehre“ “) geſchrieben, worauf 
ein für allemal verwieſen ſei. Es bedarf dieſer Arbeit gegen— 
über und in Anbetracht der das Geſchichtliche erſchöpfend be 
handelnden Arbeiten von Demelius und Apt vornehmlich 
einer Betrachtung vom Standpunkt des neuen Rechts. 


§ 4. 
Der Begriff der Urkunde bei der Vorlegungspflicht. 


J. § 810 ſtellt als Gegenſtand des von ihm ſtatuierten 
Vorlegungsrechts „eine in fremdem Beſitz befindliche Urkunde“ 
hin, und er ſagt, daß beim Vorliegen eines rechtlichen Inter— 
eſſes die Geſtattung der Einſicht dann verlangt werden könne, 
wenn die Urkunde gewiſſe Vorausſetzungen erfülle. Man darf 
indeſſen nicht für den Begriff der Urkunde im Sinne des 
BGB. die Vorausſetzungen verlangen, die in 8 810 in dem 
Konditionalſatz ſtehen. Dieſe Vorausſetzungen ſind nicht er— 
forderlich, damit die fragliche Sache überhaupt eine Urkunde, 
ſondern nur damit fie eine ſolche Urkunde ſei, welche nach S 810 

11) Siehe darüber noch unten § 5 IV. 

12) Der Kürze halber ſollen auch hier mitunter Urkunden, die den 
Vorausſetzungen des § 810 entſprechen, als „gemeinſchaftliche“ bezeichnet 
werden. Daß dies nur hinſichtlich der letzten beiden Alternativen des 
§ 810 möglich ſei, kann Coſack 4. Aufl. 1 S. 635 nicht zugegeben 
werden. 

13) Erſchienen im Civ. Arch. Bd. LXXIX S. 1 ff. und in den 
Geſammelt. Beitr. z. Civ.-Proz. S. 374ff., hier zitiert nach der letzteren 
Veröffentlichung als der neueren, in der einige Zuſätze gemacht ſind. 
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vorlegungspflichtig iſt. Das Wort „Urkunde“ ift in § 810 
nicht anders zu verſtehen, als ſonſt im B.G.B. (3. B. §§ 405, 
793, 808). Es iſt aber auch kein Grund vorhanden, den 
Begriff der Urkunde im B.G. B. anders aufzufaſſen, als im 
St. G. B. und namentlich in der C.P.O. Das geht hinſichtlich 
der C.P.O. ſchon deshalb nicht au, weil § 422 offenbar den— 
ſelben Urkundenbegriff für materielles und prozeſſuales Recht 
vorausſetzt; und die Kriminaliſten müßten doch auch den ein⸗ 
heitlichen Urkundenbegriff anerkennen, da fie für den Begriff 
der öffentlichen Urkunde mit Eifer die Definition des § 415 
Cp. O. aufgegriffen haben. Die ſtrafrechtliche Literatur über 
den Urkundenbegriff iſt großenteils dadurch verdunkelt, daß in 
den Begriff der Urkunde Dinge hineingezogen werden, die an 
ſich nicht hineingehören, ſondern deren Vorhandenſein nur er— 
forderlich iſt, um den Tatbeſtand der Urkundenſälſchung zu 
bilden ). Wenn $ 267 StGB. jagt, „eine ſolche Privat⸗ 
urkunde, welche zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsver— 
hältniſſen von Erheblichkeit iſt“, ſo ſpricht mindeſtens der 
Wortlaut dafür, daß ein Ding auch nach der Auffaſſung des 
St. G. B. eine Urkunde fein kann, bei dem die Vorausſetzungen 
des Relativſatzes nicht vorhanden ſind ), und es dürfte auch 
die Anſicht den Vorzug verdienen, wonach in § 274 St. G. B., 
da dort nur von „Urkunde“ geſprochen wird, dieſe Erforder— 
niſſe fallen gelaſſen find’). Wenn man daher von „Urkunde 
im ſtrafrechtlichen Sinn“ | richt, ſo iſt darunter eine ſolche 


1) Vgl. darüber Brodmann, Die Urkunde, beſonders im Straf— 
recht, 1904 S. 2—8, auch Frank, 3. u. 4. Aufl. $ 267 II St. G. B. 

2) Auf dieſem Standpunkt ſteht offenbar auch § 269 St. G. B. 
Nicht nötig iſt daher der Beweiszweck, die Urkunde als ſolche braucht 
nicht „die Beweisbeſtimmung bei der Errichtung durch einen maßgebenden 
Willen aufgeprägt erhalten (zu) haben“ (Lißt, Olshauſen zu 8 267 
Nr. 2). 

3) A. M. Olshauſen zu § 274 Nr. 2. Vgl. die daſelbſt Zitierten 

Abh. ö deutſch. Privatrecht XII. 2. Heſt. 273 2 
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Urkunde zu verstehen, an der das Delikt der Urkundenfälſchung 
begangen werden kann, aber man darf nicht meinen, das Straß 
recht habe einen beſonderen Begriff der Urkunde als jolcher. 

II. Was ift nun eine Urkunde? Eine befriedigende, deu 
Verkehrsbedürfnis genügende Definition iſt offenbar möglicht 
weit zu faſſen und hiernach darunter „jede Verkörperung 
eines Gedankens in dauernden Zeichen, durch welche er zum 
Gegenſtande der ſinnlichen Wahrnehmung wird“, zu begreifen “), 
„mag nun das Mittel der Verkörperung in der Schrift oder 
in einem anderen Zeichen beſtehen“. Allerdings faßt die C.P.O. 
wenn fie von Urkunden ſpricht, und ebenſo zumeiſt das B.. B. 
nur ſchriftliche Urkunden ins Auge, d. h. ſolche, „welche den 
Gedanken in vereinbarten Lautzeichen verkörpern“ “); damit iſt 
aber der weitere Begriff als ſolcher nicht fallen gelaſſen; die 
betreffenden Vorſchriften ſind nur auf ſchriftliche Urkunden 
zugeſchnitten. 

Vorlegungspflichtig nach S 810 können immer nur Ur 
kunden ſein, die ſeinen Vorausſetzungen entſprechen, alſo, wie 
noch unten zu erläutern fein wird), einen gewiſſen rechts— 
geſchäftlichen Charakter tragen, nicht aber ſolche, die dieſes 
Charakters entbehren, mögen ſie im übrigen noch ſo beweis— 
kräftig und beweiserheblich ſein, wie etwa Liebesbriefe für 
einen ehebrecheriſchen Verkehr ), die charakteriſtiſche Erzählung 
eines Ereigniſſes zum Beweiſe dafür, daß der Berichtende 
Augenzeuge dieſes Ereigniſſes geweſen iſt, Privataufzeichnungen, 
Privathaushaltungsbücher u. dergl.“) Hingegen kann eine Vor 

4) So Gaupp-Stein, Vorbem. I zu 88 415 ff., ähnlich Seuffert: 
nach der zitierten, höchſt beachtenswerten Abhandlung von Brodmann 
(S. II ff.) iſt die Urkunde ſtets eine ſchriftliche Erklärung, während ſonſtige 
Anforderungen an Inhalt und Beſtimmung nicht geſtellt werden. 

5) So Gaupp-Stein a. a. O. 

60 § 121. 

7) So Gaupp-Stein zu § 422 JI 2 p. 

8) So auch Gaupp⸗Stein a. a. O.: Kohler S. 401 8 10, 


— 
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legungspflicht an den letztgenannten Urkunden nach 8 423 
CP. O. für den beſtehen, der darauf zur Beweisführung Bezug 
genommen hat. Daraus folgt, da noch niemand daran ge— 
zweifelt hat, daß für die Vorlegungspflicht uach $ 423 CP. O. 
ein beſtimmter Charakter des Schriftſtücks nicht e ee 
ſei, daß der Begriff der Urkunde in dem weiteſten Sinne zu 
faſſen iſt, und zwar keine Divergenz zwiſchen Urkunden nach 
B. G. B. und C. P. O., wohl aber zwiſchen vorlegungspflichtigen 
Urkunden nach B.G. B. und CP. O. beſteht. 

Dieſe weite Auffaſſung entſpricht übrigens nicht gerade 
dem gemeinen Sprachgebrauch des Lebens, der unter „Ur— 
kunde“ ein Schriflſtück von einer gewiſſen Bedeutung verſteht, 
bei gewöhnlichen Schriftſtücken aber das Wort „Urkunde“ nur 
in ſcherzhaftem Sinne aufzufaſſen pflegt. Es iſt ferner für 
den Begriff der Urkunde keineswegs erforderlich, daß ſie unter— 
zeichnet iſt. In dem bereits erwähnten Beiſpiel würde ein 
ohne Vor- und Zunamen verſeheuer Bericht, wenn durch 
Schriftvergleichung feſtgeſtellt würde, daß eine beſtimmte Perſon 
ihn geſchrieben hat, einen — wenn auch nicht völlig zwin— 
19 — Urkundenbeweis dafür liefern, daß der Betreffende 
das beſchriebene Ereignis mit angeſehen hat. 

Hiernach iſt nicht nur die Definition von Bolaiano®) 
zu eng, wonach Urkunden im engeren Sinne (d. h. im Gegen— 
ſatz zu Grenzzeichen, Abmarkungen u. dergl.) Schriftſtücke, ab— 
geſaßt zur Konſtatierung von Tatſachen, ſind, wodurch Rechts— 
verhältuiſſe begründet, verändert oder aufgehoben werden, da 
hierunter noch nicht einmal die von Bolgiano ſelbſt aner- 
kannten Urkunden „hiſtoriſchen Inhalts“, die ji) auf facta 
Ergee beziehen 10, fallen würden, ſondern es iſt auch die 


9) Beweis durch Urkunden, Zeitſchr. f. Civ. Proz. Bd. 24 S. 129. 

10) Für unſere Unterſuchung hat die übliche Einteilung der Urkunden 
in dispoſitive Urkunden, ſolche hiſtoriſchen Inhalts und Zeugnis- und 
Geſtändnisurkunden keine Bedeutung. 
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von demſelben Schriftſteller nn) vertretene Auffaſſung zu be⸗ 
kämpfen, daß für den Prozeß Urkunden nur Beweismittel 
von Rechten und Verbindlichkeiten ſein könnten, da ſie ebenſo 
gut unerlaubte Handlungen, wie beleidigende Aeußerungen, oder 
bloße Indizien beweiſen können und ſollen. Auch Kohler!“ 
iſt zu eng, wenn er zu einer Urkunde verlangt, daß ſie eine 
Erklärung einem Dritten oder dem ganzen Publikum gegen— 
über (Teſtament, Stiftung) enthalte, und die Vorlegungspflicht 
hinſichtlich der Selbſtaufzeichnungen wegen Fehlens dieſer 
Vorausſetzung verneint. Nicht die Urkunde an ſich, ſondern 
nur die nach $ 810 B.G.B. (387 Nr. 2 C.P. O.) vorlegungs— 
pflichtige muß ſich an jemand wenden 15) und darf nicht 
bloßer „Monolog“ ſein. 

III. Es iſt auch zum Begriff der Urkunde nicht erforderlich, 
daß ihr Juhalt bewußt geſetzt worden iſt, oder daß ſich über— 
haupt der fie Errichtende bewußt war, Worte mit Gedanken— 
inhalt zu produzieren. So iſt auch Urkunde das gedankenlos 
und mechanisch Hingeworfene, das der eine neue Füllfeder 
Probierende ſchreibt, und wer etwa unvorſichtigerweiſe bei 
einer ſolchen Gelegenheit ein Wechſelformular ausfüllt, könnte, 
wenn der Remittent argliſtig dieſe Schreibübung an einen 
gutgläubigen Dritten indoſſiect, die Erfahrung machen, daß 
er eine Urkunde errichtet hat, gegen deren Inhalt ihm nur 
die Anfechtung und der ſchwierige Beweis des Irrtums nach 
$ 119 B.G. B. verbleibt (8 416 CP. O.) 10. 

Bei den hier betrachteten — von Menſchenhand gefer— 
tigten — Schrifturkunden iſt es nicht denkbar, daß ein Ding, 
das nicht ſchon bei ſeiner Eutſtehung Urkunde war, erſt durch 


11) S. 130 Anm. 1 a. a. O. 
12) S. 401 $ 10. 
13) Nicht nötig iſt aber der Beweiszweck, darüber unten $ 7 IV; 
vgl. auch § 121. N 
14) Vgl. Gaupp-Stein $ 416 IV. 
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ſpätere äußere Ereigniſſe dieſen Charakter erhält, wohl aber 
iſt möglich, daß erſt durch ſpätere, außerhalb der Urkunde 
liegende Ereigniſſe diejenigen Eigenſchaften begründet werden, 
welche die Urkunde zu einer vorlegungspflichtigen oder beweis— 
erheblichen im Sinne von 8 810 B.G. B. bezw. $ 267 St. G. B. 
machen. So beſteht an der privatſchriſtlichen Vertragsurkunde 
über einen Grundſtücksverkauf erſt dann eine Vorlegungs- 
pflicht unter dem Gefichtspuuft eines beſtehenden — gültigen 15 
— Rechtsverhältniſſes, wenn die Auflaſſung und Eintragung 
ins Grundbuch erfolgt iſt (8 313 B. G. B.), und der mehrfach 
erwähnte Bericht über ein Ereignis oder Liebesbrief wird erſt 
dann eine beweiserhebliche Privaturkunde, an welcher der ſie 
Verändernde eine ſtrafbare Urkundenfälſchung begeht, wenn 
ſich daran irgendwelche Rechtsbeziehungen knüpfen oder ein 
Prozeß anhängig iſt, während andernfalls die Fälſchung in 
Täuſchungsabſicht, ſelbſt um Ungelegenheiten zu bereiten, nicht 
zum Tatbeſtand des § 267 St.G. B. genügt. 


Die Art der Vorlegung und der Ausübung des Vorlegungs⸗ 
auſpruchs; Charakter, Ausdehnung und Entſtehung des letzteren. 


I. S. 810 B. G. B. gewährt demjenigen, der ein rechtliches 
Intereſſe hat, ein Recht der Einſicht in die in fremdem Be— 
ſitz befindliche Urkunde, ſofern die Urkunde gewiſſe Voraus⸗ 
ſetzungen erfüllt. Wie dies Recht von ſeiten des Beſitzers 
zu gewähren iſt, darüber läßt ſich eine allgemeine Beſtimmung 
nicht treffen; maßgebend wird auch hier gemäß $ 242 B.G. B. 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ſein. 
Hiernach wird der mit der Vorlegung verfolgte Zweck, die 


15) Dieſer Geſichtspunkt bildet wenigſtens den Normalfall; darüber, 
daß u. U. auch an ungültigen Verträgen ein Vorlegungsanſpruch beſtehen 
kann, ſiehe unten § 14. 
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beſondere Art des rechtlichen Intereſſes entjcheiden, und ſoweit 
dies vorhanden iſt, wird dem Vorlegungsſucher nicht verwehrt 
werden dürfen, ſich Notizen und Abſchriften zu machen; jedoch 
wird er eine beglaubigte Abſchrift nicht verlangen dürfen “, 
da dies mit dem Zwecke der materiellrechtlichen Vorlegung 
(j. noch unten § 26 J) im Widerſpruch ſteht; denn die Vor⸗ 
legung ſoll nur feiner höchſt perſönlichen Information dienen?, 
nicht aber dazu, andere Perſonen zu überzeugen leinen außer⸗ 
gerichtlichen Nachweis zu liefern) und das Original der Ur— 
kunde in noch dazu authentiſcher Form zu reproduzieren. Auch 
würde das ja noch die weitere Einſicht des beglaubigenden Be⸗ 
amten erfordern, die zu geſtatten für den Urkundenbeſitzer 
keinerlei Rechtsgrund vorliegt. Soweit jedoch dem Vorlegungs— 
ſucher zur eigenen ſachgemäßen Information das Recht zu— 
ſteht, ſich umfangreiche Notizen und Abſchriften zu machen, 
indem ohne das ein Ueberblick über die ſachlichen und recht— 
lichen Verhältniſſe nicht zu gewinnen iſt, muß es ihm auch 
geſtattet fein, ſich ebenſo, wie unter Umſtänden eines Sach— 
verständigen 3), auch der Hilfe einer Schreibkraft zu bedienen. 
Ein Beweiszweck kann mit der materiellrechtlichen Einſicht— 
nahme nur inſofern nebenbei tatſächlich hinſichtlich des Ur— 
kundeninhabers erreicht werden, als die Einſichtnahme in deſſen 
Gegenwart häufig ſtattfinden wird und man mit dem Inhalt 
der Urkunde in ihm eine beſtimmte Ueberzeugung wird er— 
wecken können; bei anderen Perſonen als dem Urkundenin— 
haber fällt aber dies Moment von ſelbſt fort. 


1) Er muß ſich aber mit einer ſolchen begnügen, wenn damit 
ſeinem Intereſſe genügt iſt. 

2) Das war an ſich auch bei der Exhibitions- und Editionsklage 
des römiſchen Rechts der Fall, wurde aber im gemeinen Recht häufig 
nicht betont. 

3) Siehe unter III. 
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II. Ferner wird daran feſtzuhalten ſein, daß dem Be— 
ſitzer, abgeſehen davon, daß er die beſtimmte Urkunde an den 
ſich nach § 811 ergebenden Vorlegungsort ſchaffen muß, keine 
Tätigkeit zugemutet werden darf. Das folgt daraus, daß die 
Vorlegung von Sachen und Urkunden eine Beeinträchtigung 
des individuellen Eigentums im Intereſſe ſozialer Rückſicht— 
nahme und wegen des Rechts am geiſtigen Inhalt, eine Durch— 
brechung des strietum jus aus Billigkeitsrückſichten bedeutet 
und daher das Recht „ſchonſam“ mit tunlichſter Berückſichti— 
gung des Beſitzers auszuüben iſt. Kann die Urkunde nicht 
ohne weiteres von dem Beſitzer, wenn er umfangreiches Ur— 
kundenmaterial beſitzt, aufgefunden werden, ſo genügt er bei 
ſorgfältiger Prüfung und Erkundigung ſeiner Pflicht und kann 
ſich bei der Durchſuchung zuverläſſiger Perſonen, deren Ver— 
gütung ihm nach $ 811) auf Verlangen zu erſetzen und vor— 
zuſchießen iſt, bedienen. Bei umfangreichem Urkundenmaterial 
hat daher der Beklagte, wenn ein ſelbſtändiger Prozeß auf 
Vorlegung erhoben iſt und er ſeinen Beſitz beſtreitet und ihm 
hierüber der Eid zugeſchoben wird, feinen Beſitz nicht in der 
Veritätsform, ſondern in der Ueberzeugungsform des $ 459, 
2 C. P.O. abzuſchwören. Da § SI unter Umſtänden den 
Beſitzer verpflichtet, die gewünschte Urkunde ſogar nach einem 
anderen Ort zu ſchaffen, jo folgt darous andererſeits, daß 
der Beſitzer überhaupt eine Tätigkeit entfaiten muß, um die 
Urkunde herauszuſuchen und jo dem Vorlegungsſucher zu— 
gänglich zu machen, daß er aber nicht ſeiner Pflicht genügt, 
wenn er ihn in ein großes Archiv führt und ſagt: hier be— 
findet ſich die Urkunde, ſuche ſie dir nur heraus. Ein Recht 
des Beſitzers auf derartige Paſſivität darf auch nicht aus den 
Worten: „Geſtattung der Einſicht“ gefolgert werden, da, wie 
oben in § 2 II ausgeführt iſt, hiermit nichts anders wie unter 


4) Vgl. § 16 JI. 
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„Vorlegung“ zu verſtehen iſt. Die Pflicht des Beſitzers geht 
jedoch nur dahin, genau bezeichnete Urkunden (und Sachen, 
$ 809) herauszuſuchen, nicht aber dahin, fein Eigentum auf 
die nicht näher bezeichneten Urkunden (oder Sachen) hin zu 
durchſuchen 5). 

III. Das Recht der Einſicht (auch bei $ 809) muß der 
Vorlegungsſucher ſelbſt oder, wenn er einen geſetzlichen Ver— 
treter hat, dieſer ausüben. Die Einſicht durch andere Per— 
ſonen als Vertreter, ſelbſt wenn dieſe die gewillkürten Gene— 
ralbevollmächtigten find, iſt nicht geſtattet, da dem Recht ein 
perſönliches Element anhaftet und 8 810 (und § 809) nur 
demjenigen das Vorlegungsrecht einräumt, in deſſen Perſon 
das Recht begründet iſt. Sofern es fich jedoch um Urkunden 
rein vermögensrechtlichen Inhalts handelt, werden das Recht 
auch ſolche allgemeine Bevollmächtigte (nicht Spezialbevoll⸗ 
mächtigte) ausüben dürfen, die Vollmacht für die Verhältniſſe 
haben, um die es ſich in der Urkunde handelt, alſo Proku— 
riſten für Geſchäftsurkunden, Generalbevollmächtigte für alle 
vermögensrechtlichen Urkunden. Hingegen ſteht dem nichts im 
Wege — auch nicht bei anderen Einſichtsrechten als denen 
des § 810% —, daß der Vorlegungsſucher ſich im Bedürf— 
nisfall der Hilfe ſachverſtändiger Perſonen als techniſcher Ge— 
hilfen, nicht als Vertreter bedient“), da ſonſt das Recht in 
vielen Fällen für die der erforderlichen Sachkenntnis Ent— 
behrenden, etwa bei der Einſicht kaufmänniſcher Bücher oder 


5) Letzteres nahm für das gemeine Recht ſehr zu Unrecht das 
O. A. G. Darmſtadt S. A. 9 Nr. 38 an. Aber die Anſicht des Textes 
folgt auch daraus, daß ein Rechtsverhältnis zwiſchen Urkundeninhaber 
und Vorlegungsſucher erſt durch die Geltendmachung des Vorlegungs— 
anſpruches in bezug auf beſtimmte Sachen entſteht. Vgl. unter V. 

6) Mit Ausnahme der höchſtperſönlichen des Handelsrechts bei 
Handelsgeſellſchaften $ 118 H. G. B. u. |. w. 

7) So auch R. O. H.G. vom 10. September 1872 S. A. 27 Nr. 26. 
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in fremden Sprachen 0 Urkunden, ganz wertlos wäre. 
Nur zu dem Zweck, für den Inhalt der Urkunde einen Zeugen 
zu haben, darf aber das Recht, ebenſo wie das der Zuziehung 
einer Schreibkraft (f. oben J) nicht mißbraucht werden; ins 
beſondere dürfen nicht ſolche Perſonen zugezogen werden, die 
ihrerſeits, ohne einen Einſichtsauſpruch zu haben, an dem In 
halt der Urkunde beteiligt ſind; auch die Zuziehung von Per 
ſonen darf lediglich dem Zwecke dienen, eine ſachgemäße In 
formation des Vorleguugsſuchers zu ermöglichen. 

IV. $ 810 gibt ein Vorlegungsrecht gegen denjenigen, 
welcher die Urkunde beſitzt. Die Vorausſetzungen, die die 
Urkunde erfüllen muß, erfordern nicht irgend eine rechtliche 
Beziehung des Vorlegungsſuchers zu dem Beſitzer; denn es 
iſt nur nötig, daß die Urkunde im — ausſchließlichen — 
Intereſſe des Vorlegungsſuchers errichtet iſt oder ein Rechts— 
verhältnis zwiſchen ihm und einem anderen — nicht gerade 
dem Beſitzer — beurkundet oder Verhandlungen über ein 
Rechtsgeſchäft zwiſchen ihm und einem anderen — auch nicht 
gerade dem Beſitzer — enthält. Das Vorlegungsrecht geht 
alſo gegen jeden, der die Urkunde beſitzt, vorausgeſetzt nur, 
daß die Urkunde, nicht aber daß der Beſitzer gewiſſe V Vor. 
ausſetzungen erfüllt. Mit Unrecht geht Plau ck Erl. 3 zu 
810 B.G. B. davon aus, daß die Urkunde dem Vorlegungs— 
ſucher und Beſitzer gemeinſam fein müſſe; es genügt die Ge— 
meinſamkeit mit irgend einem). Dies iſt gerade ein Fort— 
ſchritt gegenüber $ 387 Nr. 2 EBD. Allerdings wurde 
häufig angenommen!), daß auch bei § 387 Nr. 2 die Ge— 
meinſchaftlichkeit mit irgend einer Perſon genügte. Zwar 
für den Begriff einer gemeinſchaftlichen Urkunde an ſich war 
die Gemeinſchaftlichkeit gerade mit dem Beſitzer nicht erforder— 

8) So auch Prot. II S. 775. 

9) So von Seuffert in den früheren Auflagen; Huggenberger 
S. 35. Dagegen mit Recht Goldſchmidt S. 388398. 
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lich („als gemeinſchaftlich gilt eine Urkunde insbeſondere für 
die Perſonen, . . . . deren gegenſeitige Rechtsverhältniſſe darin 
beurkundet find“); aber bei einer zur Vorlegung verpflichten— 
den Gemeinſchaftlichkeit verlangte S 387 am Anfang von 
Nr. 2 mit klaren Worten, daß die Urkunde für den Beweis— 
führer und den — beſitzenden — Gegner gemeinſchaftlich 
war, daß alſo gemeinſchaftliche Rechtsverhältniſſe dieſer Per— 
ſonen beurkundet waren. Ebenſo konnte es nach $ 387 Nr. 2 
äußerſt zweifelhaft fein, obgleich die Frage meiſt bejaht wurde!“), 
ob eine Vorlegungspflicht beſtände, wenn die Urkunde im 
ausſchließlichen Intereſſe des Beweisführers errichtet war, 
z. B. Kündigung einer Wohnung oder eines Darlehns, da 
doch die Urkunde im beiderſeitigen Intereſſe errichtet ſein 
ſollte; nach § 810 iſt jedenfalls ein Zweifel nicht mehr 
möglich. ö 

Indem § 810 ein Recht auf Einſicht jenem gegenüber 
gewährt, der die Urkunde beſitzt, gleichviel ob er mit dem 
Vorlegungsſucher in Rechtsbeziehung ſteht oder nicht, ob er 
die Urkunde in Kenntnis der etwa zu erhebenden Vorlegungs— 
anſprüche erworben hat oder in Unkenntnis, iſt das Recht 


ganz außerordentlich weitgehend, weiter noch als dingliche 


— 


Anſprüche; denn bei letzteren bringt der gute Glaube des Er— 
werbers in der Regel das Recht auf die Sache zum Unter— 
gang (§§ 932 ff, 936 B.G. B.). 

V. Der Anſpruch entſteht aber erſt mit der Geltend— 
machung ſeitens des Vorlegungsſuchers gegenüber dem In— 
haber. Vorher iſt überhaupt kein Anſpruch vorhanden, alſo 
auch kein „latenter“, wie Kohler S. 388 § 5 annimmt. 
Denn man kann nicht ſagen, daß der Anſpruch eines Dritten 
möglicherweiſe an dem Inhalte der Urkunde Beteiligten wie 
das Damoklesſchwert über dem Haupte des Urkundeninhabers 


10) So v. Fitting VII. Aufl. S. 430 Anm. 6. 
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droht, daß der Inhaber, ehe der Vorlegungsſucher ſich ge— 
meldet hat, auf irgendwelche Anſprüche die geringſte Rückſicht 
zu nehmen brauche. Das B.G.B. kennt überhaupt nicht 
latente Auſprüche und auch nicht den Begriff der actio nata!!). 
Vor der Geltendmachung ift nicht nur der Anſpruch, ſondern 
überhaupt jedes Rechtsverhältnis „latent“; wer einer Bank 
ſogenanntes tägliches Geld gibt, hat zwar auch erſt den 
Rückzahlungsanſpruch mit der Geltendmachung; aber insſo— 
fern iſt hier noch ein Unterſchied vorhanden, als vor der 
Erhebung des Vorlegungsanſpruchs ein Rechtsverhältnis, wie 
beim depositum irregulare zwiſchen den Beteiligten, gar nicht 
beſteht. Der Vorlegungsſucher hat es in ſeiner Macht, den 
Anſpruch jedem Inhaber gegenüber entſtehen zu laſſen (og. 
Rechte des rechtlichen Könnens) aber ein „präſenter Anſpruch“ 
und ein „aktuelles“ Rechtsverhältnis im Sinne Kohlers 
beſteht nur gegenüber einer beſtimmten Perſon, nämlich der, | 
welcher gegenüber er erhoben iſt. 

VI. Welcher Natur iſt nun der geltend gemachte Vor— 
legungsanſpruch? Die weite, gegen jedermann gehende Wirk— 
ſamkeit ließe auf dingliche Natur ſchließen. Aber es würde 
völlig dem Syſtem des B.. B. hinſichtlich dinglicher Rechte 
an Mobilien widerſprechen, wollte man ein dingliches Recht 
an einer Sache annehmen, ohne irgendwelchen Beſitz. Man 
wird daher das Recht aus § 810 nicht als dinglich bezeich— 
nen können, ſondern als ein obligatoriſches Recht auf eine 
beſtimmte Sache, das gegen jedermann wirkt, weil eben jedem 
gegenüber die Vorausſetzungen ſeiner Geltendmachung vor— 
handen ſind, „aus der bloßen Tatſache des Beſitzes ent— 
ſpringend“ 1). Das Recht iſt nicht, wie Kohler es nennt, 
ein ius ad rem, wenigſtens nicht im techniſchen Sinne des 


11) Vgl. Planck, Vorbem. I S. 48. 
12) So Staudinger zu § 809 IV, ähnlich Kohler 8 3 S. 383f. 


283 


Im 


.. . ' : 
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Cparakteriſtikum es iſt, dan fie mit der Dingfichen Klage bars 
unperſönliche Element gemeinſam hat, bafı nehinkſch ber Gegner 
unbeſtimmt ist te, hier durch den Wefig beſtinumt wird. 
3 II. Die weitgehende Wirtſamteit iſt aber nur dem Ein 
ſichtsauſpruch des § 81, nicht ſonſtigen Einſichtsauſprüchen 
eigen, wie Hier beſonders hervorgehoben werden mag 16). Wie weit 
ſonſtige Einſichtsauſprüche gehen, das hängt von dem ſpegiellen 
Mechtsverhällnis (Miteigentum, Geſellſchaft, Auftrag) ab, dem 
lle eutſpringen. Ob dieſe ſonſtigen Einfichtsanfprliche ding 
lich oder obligatorisch find, iſt insbeſondere infofern bedeutſam, 
als der Anſpruch nur bei dinglichem Charakter gegen den 
Rechtsnachfolger wirkt, und als bei obligatoriſchem Charakter 
auch der böſe Glaube in Auſehung des Rechts dem Rechts 
nachfolger nichts ſchadet. 

Umgefeprt wird der Umſtand, daß der Einſichtsanſpruch 
gegen jedermann wirkt, ein Kriterium dafür ſein, ob man es 
mit einem Auſpruch aus § 810, einer eigentlichen a. a. ©. 
bezw. Editionsanſpruch, oder einem ſonſtigen Einſichtsanſpruch 
zu tun hat, ähnlich wie nach einem geiſtvollen Ausſpruch ſich 
die Richtigkeit einer eiviliſtiſchen Theorie zeigt, wenn man ſie 
auf den Konkurs anwendet; und man wird bei dieſer Prüfung 
finden, daß viele als eigentliche Editionsanſprüche bezeichnete 
Anſprüche gar keine ſolchen ſind, ſondern nur in den ſpeziellen 
obligatoriſchen Rechtsbeziehungen wurzeln 15). 


13) Windſcheid-Kipp I zu § 45 Anm. 6. 

14) Bereits Demelius S. 271 machte mit Recht darauf auf- 
merkſam, daß ein Unterſchied zwiſchen der a. a. e. und ſonſtigen Vor 
weiſungsanſprüchen beſtehe und z. B. nur bei erſterer das römiſche Recht 
die Vorſchriften über das summatim cognoscere und den Ort lent— 
ſprechend jetzt $ 811) und die ſonſtigen Modalitäten der Exhibition hatte. 
Die ſtrenge Unterſcheidung iſt noch heute am Platze. 

15) Vgl. noch die Beiſpiele unten § 7 II. 
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Der Anſpruch aus dem ſpeziellen Rechtsverhältnis und 
der Anſpruch aus § 810 können natürlich konkurrieren ), wie 
die Eigentumsllage und die Klage aus dem obligatoriſchen 
Rechtsverhältnis; ein Grund, die Klage aus $ 810 etwa nur 
als ſubſidiär anzuſehen, beſteht nicht!“); enden ed wer⸗ 
den auch ähnliche Gründe der Prozeßpolitik dafür . 
ſein, mit welcher Klage man vorgeht: dem ſpeziell Verpflich— 
teten gegenüber wird man lieber zu der Klage aus dem Rechts— 
verhältnis greifen, da deren Vorausſetzungen in der Regel 
leichter und klarer zu beweiſen find als die des $ 810, 
Dritten gegenüber aber zu der Klage aus § 810. 

8 6. 
Haftung des Urkundeninhabers, Anwendung von Vorſchriften 
des Rechtes der Schuldverhältniſſe. 

J. Iſt durch die Erklärung des Vorlegungsſuchers ein 
fälliger gegenwärtiger Anſpruch gegenüber dem Urkundeninhaber 
entſtanden, dann finden auf die Verpflichtung der Beteiligten 
und den Anſpruch die allgemeinen Vorſchriften des B.G.B. 
über Schuldverhältniſſe 88 241 ff. Anwendung, ſoweit nicht 
etwa ihre Anwendung infolge beſonderer Vorſchrift ausge— 
ſchloſſen ift. (jo die Vorſchriſt über den Leiſtungsort § 269 
durch § 811) oder N infolge der beſonderen Verhältniſſe 
unmöglich iſt (3. B. $ 292, da es ſich nicht um Heraus— 


16) Konturrieren kann natürlich auch der Anſpruch aus § 810 mit 
einem obligatoriſchen oder dinglichen, auf die Urkunde ſelbſt gehenden; der 
häufigſte Fall wird ſogar ſein, daß derjenige, deſſen Rechte in der Ur— 
kunde beurkundet find, auch ihr Eigentümer iſt (vgl. $ 952 B. G. B.), 
alſo wenn die Urkunde aus ſeinem Beſitz gekommen iſt, ſowohl die rei 
en als auch den Einſichtsanſpruch hat. 

17) Die Subſidiarität wurde auch bereits von Dem elius bezügl. 
der a. a. e. verneint ($ 19 S. 91 Anm. 3). 

1) So Mot. z. § 775 (jetzt 810) II S. 892 hinſichtlich des 5 244 
Entw. I (jetzt 292). 
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gabe, ſondern nur Vorlegung handelt). Es folgt ferner aus 
der Natur des Vorlegungsanſpruchs als einer Durchbrechung 
des individuellen Eigentums im Billigkeitsintereſſe, daß eine 
Anwendung des § 276 B. G. BB. mit Haftung des Schuldners 
iſt. Für die Pflicht zur Aufbewahrung und Erhaltung der 
Urkunde nach erhobenem Vorlegungsanſpruch gibt vielmehr 
§ 426 CP. O.,, der allerdings nur den prozeſſualen Anſpruch 
behandelt?), den richtigen Maßſtab: wie nach § 426 der 
Gegner u. a. auch ſchwören muß, daß er die Urkunde nicht 
in der Abſicht abhanden gebracht habe, deren Benutzung dem 
Beweisführer zu entziehen, ſo darf auch hier eine Entziehung 
in dieſer Abſicht nicht ſtattfinden; wohl aber darf der Be— 
ſitzer die Urkunde veräußern (z. B. die Geſchäftsbücher mit 
dem Geſchäft), wenn vorher die Einſicht der Urkunde nicht 
erfolgen konnte. Eine Entziehung und Vernichtung, ſelbſt in 
der Abſicht, die Benutzung dem Vorlegungsſucher zu entziehen, 
muß aber dann als erlaubt gelten, wenn die Vorlegung noch 
gar nicht verlangt worden iſts); denn dann war ein Schuld— 
verhältnis noch gar nicht entſtanden und auch S 826 B.G.B. 
(Schadenserſatz wegen vorſätzlicher unſittlicher Schadenszu— 
fügung) it nicht amvendbar ), da der Beſitzer in Ausübung 
eines beſonderen Rechts, ſeines Eigentums, gehandelt hat; 
höchſtens könnte in einem ſolchen Falle noch der Schikane— 
paragraph ($ 226 B.G. B.) helfen?). Es iſt aber hervorzus 

2) Siehe darüber unten § 28 II, III. 

3) Vgl. jedoch für den Prozeß unten § 36 V. 

4) Wie Planck Vorbem. zu 88 809-811 meint. 

5) Es iſt aber zu bemerken, daß. wenn die Vernichtung erfolgt, 
um dem Vorlegungsſucher die Verfolgung eines Anſpruches gegen den 
Inhaber zu erſchweren, gerade nicht ein Fall des § 226 B. G. B. vor— 
liegt, da ja die Vernichtung nicht lediglich zu dem Zwecke geſchah, um 
dem andern Schaden zuzufügen, ſondern um ſich ſelbſt einen — wenn 
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heben, daß dieſe Sätze nur dann gelten, wenn der Urkunden— 
inhaber noch nicht im Verzuge iſt; er braucht, trotzdem er 
noch nicht ſofort nach Erhebung des Auſpruchs vorgelegt hat, 
noch nicht im Verzuge zu ſein, zumal da der Anſpruch, wie 
bereits öfters betont, mit Schonung auszuüben iſt. Hiernach 
ſind drei Stadien wohl zu unterſcheiden: im erſten (bis zur 
Geltendmachung des Anſpruchs ausſchließlich) haftet der Ur— 
kundeninhaber noch gar nicht (nur allenfalls nach $ 226 BG. Bh, 
im zweiten (bis zum Eintritt des Verzugs) nur für vorſätzliche 
Vernichtung und böswillige Abhandenbringung ), im dritten 
(vom Eintritt des Verzuges ab) für omnis culpa und casus 
(5 287 B. G. B.), wie auch der Schenkungsverſprecher trotz 
§ 52] nach Eintritt des Verzuges gemäß § 287 haftet ). 
Eine Ausnahme von dem Geſagten in dem Sinne, daß 
ſchon vor Erhebung eines Vorlegungsanſpruchs eine Pflicht 


auch rechtswidrigen — Vorteil zuzuwenden. In einem derartigen Fall 
kann im künftigen Prozeß höchſtens S 444 C.P O. aushelfen; ſ. unten 
§ 36 V. Die hier vertretene Anſicht, daß ſogen. Rechtsausübungshand— 
lungen nicht unter § 826 B.. B. fallen, wird von Planck zu § 226 
u. § 826 geteilt, iſt aber nicht die herrſchende. Vgl. auch über dieſen 
Punkt Oertmaun, Deutſche Jur.-Zeitg. 1903 S. 325 ff. Vom Stand— 
punkt der entgegengeſetzten herrſchenden Anſicht iſt aber § 226 B. G. B. 
völlig überflüſſig, da er durch § 826 gedeckt wäre. Wenn Oertmann 
a. a. O. dieſem Einwand dadurch zu entgehen ſucht, daß er zwar die 
gegen § 226, nicht aber die lediglich gegen $ 826 verſtoßenden Hand— 
ungen für rechtswidrig erklärt, jo wird damit die bisher übliche An— 
ſchauung auf den Kopf geſtellt, indem das illoyale Verhalten deſſen, qui 
suo jure utitur, härter beurteilt wird als desjenigen, der nicht formell 
in Ausübung ſeines Rechtes handelt. 

6) Im ganzen übereinſtimmend, doch etwas weiter gehend in der 
Haftung Kohler $ 4 ©. 388. 

7) Merkwürdig tolerant iſt für die u. a. e. l. 7 § 5 D. 10,4: wenn 
während des Prozeſſes ohne Argliſt der Beſitz verloren wird, erfolgt Ab 
weiſung der Klage, obgleich doch, wie die Stelle ſelbſt hervorhebt, in dem 
Nichtvorlegen nach Klageerhebung ein Verſchulden liegt. 


287 


= Di 


zur Aufbewahrung gegenüber dem Beteiligten beſtehe, macht 
auch nicht, wie Kohler S. 388 meint, die Teſtaments- und 
Stiftungsurkunde, denn entweder iſt der Errichter der Urkunde 
Beſitzer, dann kann er als Eigentümer frei ſchalten und walten, 
oder aber ein anderer als der Eigentümer iſt Beſitzer, dann 
darf letzterer nach allgemeinen Grundſätzen die Urkunde nicht 
vernichten. Iſt beim Teſtament der erſte Eigentümer, der 
Erblaſſer, tot, ſo muß man annehmen, daß Eigentümer nicht 
der Erbe, ſondern der Staat wird, der ſie für die Beteiligten 
aufbewahrt (arg. $ 2259 B. G. B.). Und die Pflicht zur Aut 
bewahrung der Stiftungsurkunde ergibt ſich ſchon daraus, daß 
die Stiftung bereits vor der Entſtehung gewiſſe Rechte hat 
(88 8183 B.G. B., und beſteht auch nur jo weit, als ſolche 
Rechte vorhanden find, und für den Fall des 8 83. daß das 
Stiftungsgeſchäft in einer Verfügung von Todes wegen ent— 
halten iſt, findet das über Teſtamente Geſagte Anwendung. 

II. Die Klage aus 8 810 ſetzt voraus, daß der andere 
die Urkunde noch hat; hat er ſie nicht mehr, und zwar in⸗ 
folge eines nach dem Vorhergehenden von ihm zu vertretenden 
Umſtandes ), jo kann der Vorlegungsſucher zwar Schadens- 
erſatz fordern ($ 280 B.G. B.), aber dieſer Anſpruch verhält 
fi) zu der Klage aus § 810, wie die Klage aus $ 989 f. 
B. G. B. gegen den, qui dolo desiit possidere, zu der rei 
vindicatio ($ 985 B.G. B.) nach modernem Recht (beide — 


8) Der dolo desinens haftet im gemeinen Rechte beim Exhibitions— 
anſpruch (R. R. Bd. XX S. 260). Doch war zum Begriff des dolo 
desinere possidere nicht erforderlich, daß der Anſpruch vorher im Sinne 
des obigen Textes ($ 6 V) geltend gemacht wurde. Demgemäß vertrat 
die a. a. e. auch die Entſchädigungsklage gegenüber dem, qui dolo desii‘ 
possidere; dem desinens war ſchon „behufs Erteilung des jussus al 
exhibendum nachgewieſen, daß er wiſſentlich eine fremde Sache aus 
ſeinen Händen gelaſſen hat“ (Demelius § 17 S. 80-84). Vgl. 
z. B. J. 9 5 M u. 4 PD. 10, 4. In dieſer Funktion erſetzte die a. a. é. 
völlig die auf Schadenserſatz gehende rei vindicatio. 
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die Klage wegen Schadenserſatzes beim Vorlegungsanſpruch 
und die aus § 989 f. — wirken als ſolche nicht gegen den 
Sondernachfolger. 

III. Es fragt ſich noch, ob das Vorlegungsrecht im 
Sinne des § 823, 1 B.G. B. „ein ſonſtiges Recht“ iſt, deſſen 
vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung zum Schadenserſatz ver— 
pflichtet). Unter den Begriff der „ſonſtigen Rechte“ fallen 
nach herrſchender 10, auch hier vertretener Auſicht obligatoriſche 
Forderungsrechte nicht, ſchon aus dem Grunde, weil das rein 
ideelle Beziehungen zwiſchen zwei Perſonen ſind; denn der 
Verletzer irgend eines Gegenſtandes kann hinſichtlich ſeines 
Tuns nur vom Standpunkt des dinglichen Juhabers des 
Gegenſtandes beurteilt werden, weil er ja dann, wenn er mit 
Einwilligung des Veſizers und Eigentümers verletzt, überhaupt 
nicht mehr rechtswidrig handelt; ſonſt müßte der, welcher in 
Kenntnis des für einen anderen beſtehenden älteren obligato— 
riſchen Anſpruchs einen Gegenſtand erwirbt, alſo „vorſätzlich“ 
das Forderungsrecht eines anderen „verletzt“, auf Schadens— 
erſatz haften, und jo würde die bekämpfte Anſicht auf das ius 
ad rem des ALM. zurückführen oder gar die Intereſſen— 
ſphären des Völkerrechts in das Privatrecht verſetzen. 

Hieraus folgt: ſoweit auf Grund des Vorlegungsrechts 
dem Vorlegungsſucher Beſitz oder Mitbeſitz eingeräumt iſt, 
ſoweit alſo der Anſpruch erfüllt iſt, iſt der Beſitz als „ſonſti— 
ges Recht“ nach § 823, 1 geſchützt ). Iſt ein Vorlegungs— 
anſpruch noch gar nicht erhoben und daher noch nicht ent— 
ſtanden, ſo kann ein Schadenerſatzanſpruch, da nicht einmal 


9) Die folgende Erörterung hat auch für § 809 Gültigkeit. 
10) So z. B. Planck zu § 823: a. M. v. Lißt, Deliktsobli— 
gationen S. 21. 
11) So auch hinſichtlich des Beſitzes v. Lißt, Deliktsobligationen 
S. 21; a. M. Planck 8 823 Erl. 2 a, der den Beſitz nach Abſ. 2 des 
§ 823 geſchützt wiſſen will. 
Abh. z. deutſchen Privatrecht XII. 3. Seil. 259 3 


Siegel, Vorlegung. 19 


u GE 


gegen den Beſitzer das Recht begründet ift, a potiori nicht 
gegen einen Dritten gegeben fein. Iſt er aber erhoben, dann 
bleibt, wenn er auch jedem Beſitzer gegenüber durchſetzbar U, 
doch die ideelle Beziehung nur zu einer Perſon, nämlich dem 
Beſitzer, dem gegenüber er erhoben iſt, d. h. der obligatoriſche 
Charakter beſtehen, ſo daß er gegen Dritte nicht wirkt; kommt 
die Urkunde in andere Hände, ſo muß der Anſpruch von 
neuem geltend gemacht werden. Eine Geltendmachung des 
Anſpruches dritten Perſonen gegenüber auf Grund des § 823 
iſt alſo in dieſen Fällen ausgeſchloſſen !). 


st. 
Der zur Vorlegung verpflichtende Inhalt der Urkunde; 
beſtehende Rechtsverhältniſſe im Sinne von § 810 B. G.B. 


Von den drei Vorausetzungen, die § 810 für die Ur⸗ 
kunde aufſtellt, ſind die beiden erſten die praktiſch und recht— 
lich bedeutſamſten, während die dritte, daß die Urkunde Ver— 
handlungen über ein Rechtsgeſchäft enthält, der Erklärung 
keine Schwierigkeiten bietet). Außer dieſen Vorausſetzungen 
in der Urkunde ſelbſt muß noch der Vorlegungsſucher ein 
rechtliches Intereſſe haben. 

12) Bei vorſätzlicher rechtswidriger Beſchädigung ſeitens eines Dritten 
in der Abſicht, dem Vorlegungsſucher Schaden zuzufügen, kann jedoch 
$ 826 B. G. B. Anwendung finden, dies auch dann, wenn der Anſpruch 
noch nicht erhoben iſt, aber nur, wenn der Dritte überhaupt rechtswidrig, 
d. h. nicht in Ausübung eines beſonderen Rechtes handelt. Vgl. auch 
Oertmann, D. Jur. Ztg. 1903 S. 326 zu Anm. 2 (linke Spalte). 


1) Die zumeiſt für das gemeine Recht im Anſchluß an das Roſtocker 
O. A. G. (S.A. 29 Nr. 85, 16 Nr. 157) auch von Apt S. 43 unten 
angenommene Definition der documenta communia iſt vom Standpunkt 
des § 810 zu eng. (Danach mußte ſich die Urkunde objektiv auf das 
Rechtsverhältnis beziehen und im beiderſeitigen Geſchäftsintereſſe errichtet 
ſein, wenn auch nicht in der Abſicht, als Beweismittel zu dienen.) 
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I. Wenn § 810 in der zweiten Alternative die Beur— 
kundung eines zwiſchen dem Vorlegungsſucher und einem 
anderen beſtehenden Rechtsverhältniſſes verlangt, jo iſt damit 
erfordert, daß der Vorlegungsſucher direkt die eine Partei 
des beurkundeten Rechtsverhältniſſes iſt, mag es ſich um 


ein zweiſeitiges Rechtsgeſchäft (Kauf) oder ein mehrſeitiges 


(Vertrag zugunſten eines unmittelbar forderungsberechtigten 
Dritten, Schuldverhältnis mit gleichzeitigem Garantie- oder 
Bürgſchaftsvertrag) handeln. Hingegen genügt es nicht, wenn 
das beurkundete Rechtsverhältnis mittelbar einen Einfluß auf 
die Rechtsſphäre des Vorlegungsſuchers ausübt, ſei es auch 
vermittelſt ſchon beſtehender anderweiter Verträge und Rechts— 
beziehungen 2). Inſofern iſt das B.G.B. — wohl nicht mit 
Unrecht — bedeutend enger als das ſächſiſche B. G. B. § 1566, 
das am weiteſtgehenden von den Partikularrechten in der 
materiellen Editionspflicht war. § 1566 lautete: 

„Wem wegen eines Rechtes daran gelegen iſt, eine Ur— 
kunde einzufchen, kann die Vorzeigung derſelben von dem 
Inhaber verlangen, wenn ſie ein ihn berührendes Rechts— 
verhältnis betrifft und nicht in Aufzeichnungen beſteht, welche 
jemand bloß zu eigenen Zwecken gemacht hat. Soweit die 
Einſicht von Urkunden verlangt werden kann, dürfen auch 
Abſchriften von denſelben genommen werden.“ 

Der Relativſatz am Anfang enthält, abgeſehen von dem 
ſprachwidrigen Gebrauch des „wem“ bezw. der Weglaſſung 
des Subjekts im Hauptſatz, eine recht glückliche Umſchreibung 
des in § 810 erforderten „rechtlichen Jutereſſes“ ). Wie 
ſich aus der Hinzufügung der Ausnahme („und nicht in Auf— 
zeichnungen beſteht“ x) ergibt, konnte bereits Einſicht ge— 
fordert werden, wenn die Urkunde nur in irgendwelchem 


2) Vgl. auch Rechtſprechung d. O. L. GG. Bd. IV S. 52. 
3) Vgl. unten § 15. 
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loſen Zuſammenhang mit der Rechtsſphäre des Vorlegungs⸗ 
ſuchers ſtand, fie „berührt“. Im Gegenſatz zu 8 1566 des 
ſächſiſchen B.G. B. müſſen bei § 810 B. G. B. gegenſeitige 
Rechtsverhältniſſe für den Vorlegungsſucher dixekt beurkundet 
ſein; es genügt aber natürlich, daß er Rechtsnachfolger (Un. 
verſalſukzeſſor oder Sondernachfolger) der urſprünglichen Partei 
üt, fo daß die Möglichkeit, Vorlegungsanſprüche zur Entſtehung 
zu bringen und geltend zu machen, auf den übergeht, auf 
welchen die die Geltendmachung begründenden Rechtsverhält— 
niſſe übergegangen ſind. Das mittelbare Intereſſe genügt 
nicht. Wenn der Vorlegungsſucher der eigentliche Geſchäfts— 
herr, ein anderer nur Fiduziar iſt, ſei es überhaupt oder nur 
im Verhältnis zu den Gläubigern des andern, wie im Ver— 
hältnis von Kommittenten und Kommiſſionär ($ 392 H.G. B., 
jo iſt in den Urkunden über Geſchäfte, die der andere in Er— 
füllung des Auftrages des Vorlegungsſuchers abgeſchloſſen 
hat, unmittelbar ein Rechtsverhältnis des letzteren beurkundet!) 
Die Ehefrau iſt bei der allgemeinen Güter-, der Errungen— 
ſchafts- und Fahrnisgemeinſchaft ſtets an den zum Geſamtgut 
gehörigen Geſchäften beteiligt und daher mit Partei, ſo daß 
ſie bezüglich der darüber errichteten Urkunden nach § 810 
vorlegungsberechtigt it). 

II. Dagegen beſteht kein Einfichtsrecht aus § 810 zu— 
gunſten des Vorkaufsberechtigten an der zwiſchen dem Ver— 
pflichteten und dem dritten Käufer errichteten Urkunde ). 
Denn der Vorkaufsberechtigte iſt nicht Partei des geſchloſſenen 
Vertrages und ſteht zu dem Käufer in gar keiner Rechtsbe— 
ziehung, auch nicht bei dinglichen im Grundbuch eingetrage— 

4) So hinſichtlich des Kommiſſionsgeſchäfts auch Kohler S. 398 88. 

5) So hinſichtlich der Errungenſchaftsgemeinſchaft des Code civil 
auch R. G. Bd. L S. 336f., jedoch mit abweichender, wenig überzeugender 
Begründung. Vgl. u. §S 13 Anm. 4. 

6) A. M. Kohler S. 399 8 8. 
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nen Vorkaufsrechten, die dem Dritten gegenüber nur die 
Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung des durch die Aus— 
übung entſtehenden Eigentumsübertragungsanſpruchs (8 1098, 2 
B. G. B., alſo nur die Wirkung einer Abwehr haben: und 
auch im Verhältnis zwiſchen dem Vorkaufsverpflichteten und 
berechtigten nach Ausübung des Vorkaufsrechts iſt der 
ſchriftliche Vertrag mit dem dritten Käufer nicht ſofort der 
jetzt maßgebende Vertrag, ſondern es kommt nur durch die 
Erklärung der neue Kaufvertrag zuſtande, allerdings zu den 
Bedingungen des erſteren ($$ 505, 2, 1098, 1 B.. B.) h. 
Es hat ferner kein Einſichtsrecht nach § 810 z. B. der 
offene Handelsgeſellſchafter nach dem Ausſcheiden aus der Ge— 
ſellſchaft an den künftigen Bilanzen und den Büchern, ſoweit 
die künftigen Geſchäfte beurkundet ſind, auch wenn er nach 
dem Abkommen beim Ausſcheiden au den Geſchäften der nächſten 
Jahre zu einem Prozentſatz beteiligt ES); denn die einzelnen 
Geſchäfte betreffen nicht mehr gemeinſame Rechtsverhältniſſe 
des ausgeſchiedenen Geſellſchafters. Ebenſo verhält es ſich mit 
folgendem in der Praxis vorgekommenen Fall: Jemand war 
Leiter der Filiale einer Fabrik and zu einem Teile des aus 
der Filiale erzielten Reingewinus beteiligt; eines Tages wurde 
er plötzlich entlaſſen, und er verlangt nunmehr, um den er— 
zielten Gewinn kontrollieren zu können, Vorlegung nicht nur 
der Bücher der Filiale, ſondern auch der des Häuptgeſchäftes 
der Firma, da in dieſen auſtatt in den Büchern der Filiale 
die Inventur über den Warenbeſtand der Filiale aufgenommen 
war. Ein Einſichtsrecht beſteht auch hier nicht; denn die Ju— 
ventur und Bilanz beurkundet kein Rechtsverhältnis, an dem 
der Filialleiter unmittelbar beteiligt iſt, und aus dieſem Grunde 


7) Ebenſo bei dem Vorkaufsrecht der Miterben § 2034. 
8) Auch nicht bei der geſetzlich vorgeſehenen Beteiligung des § 740, 2 
B. G. B., jo auch Fiſcher-Henle Anm. 3 zu § 740. 
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würde ein Recht ans § 810 auch wicht einmal an den lichen 
über die von der Filiale abgeſchloſſeuen Sejchäfte beſtehen“, 
Dasſelbe gilt auch von dem eommir interennd, bem Hand 
lungsagenten, den Parteien des Exzedentenverſicherungswer 
trags, bei welchem vereinbart ift, daß alle eine beſtimimte Höhe 
überſchreitenden Verſicherungen bei der anderen Partei, Den 
Exzedentenwerſicherer, rückverſichert ſeien, und auch von dem 
ſtillen Geſellſchafter, wo überall die Verbindung erſt vermittelſt 
eines weiteren Rechtsverhältniſſes hergeſtellt wird. 

III. In vielen derartigen Fällen, ſo auch beim Vor 
kaufsrecht, gewährt aber das ſpezielle Rechtsverhältnis ein 
Einſichtsrecht, das teilweiſe ausdrückliche geſetzliche Anerkennung 
und Regelung gefunden hat, ſo das des ſtillen Geſellſchafters 
($ 338 H.. B.). Man wird in der Einräumung eines Ein 
ſichtsrechtes aus dem beſonderen Rechtsverhältnis auch liberal 
ſein und es allgemein ſtets dann gewähren müſſen, wenn es 
die eine Partei braucht, um die Angaben der anderen kon 
trollieren zu können, ſei es, um daraus Rechte herzuleiten, 
oder ſei des, um den Umfang ihrer Verbindlichkeit zu begrenzit; 
denn es widerſpräche Treu und Glauben im Verkehr, dem 
Kontrahenten zuzumuten, ſich blindlings auf die Angaben des 
Gegners zu verlaſſen. Auch beſteht die große Bedeutung einer 
weitherzigen Gewährung von Einſichtsrechten in der Ver— 
meidung von Prozeſſen, was nach einem Ausſpruch von Vier— 
haus die höchſte Aufgabe jeder Prozeßordnung iſt; denn ge 
währt man das Einſichtsrecht nicht, dann iſt der Vorlegungs— 
ſucher gezwungen, wenn er den Verdacht hat, vom Gegner 
benachteiligt zu ſein, einen Prozeß aufs Geratewohl zu er— 
heben, um auf Grund willkürlicher Behauptungen durch Eides— 
zuſchiebungen oder Erreichung der Anordnung der Vorlegung 

9) Vgl. auch O. L. G. Hamburg, Rechtſprechung der O. L. GG. Bd. II 
©. 18. 
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von Handelsbüchern gemäß § 45 H.G.B. einen Beweis zu 
erhalten, den er einfacher, ſchneller und billiger ſich privatim ver— 
ſchaffen könnte. Man wird insbeſondere in allen Fällen, in denen 
eine Gewinnbeteiligung beſteht, jo insbeſondere bei den er— 
wähnten, ein dem Recht des ſtillen Geſellſchafters analoges 
Recht gewähren, da dieſe Fälle am meiſten Aehnlichkeit mit 
dem Weſen der ſtillen Geſellſchaft haben 1), und dem er— 
wähnten Filialleiter auch, ſoweit erforderlich, ein Recht be— 
züglich der Hauptbücher der Firma geben. Es iſt jedoch nicht 
angängig, da, wo das Geſetz ausdrücklich das beſondere Rechts— 
verhältnis auch hinſichtlich der zur Kontrolle dienenden Rechte 
geregelt und ein direktes Einſichtsrecht verſagt hat (ſo dem 
Agenten, der nur das Recht auf einen Buchauszug hat, § 91 
H. G. B., unten § 21 P, auf dem beliebten Umweg oder Ab— 
weg mittels „Treu und Glaubens“ ein Einſichtsrecht zu kon— 
ſtruieren. 

In allen Fällen wird im übrigen gegen eine liberale 
oder, wenn man es ſo ausdrücken will, analoge Interpretation 
nichts einzuwenden ſein; hingegen iſt vorläufig mit Ausnahme 
der unten $ 14 behandelten Fälle noch nicht abzuſehen, wie 
man den § 810, wie die Protokolle ny wollen, analog aus— 
dehnen ſoll, ohne vollſtändig ſeine Grundgedanken preiszu— 
geben und ins Uferloſe zu geraten 1. 

Auch ohne daß ein Rechtsverhältnis zwiſchen den Par— 
teien beſteht, kann ein Einſichtsanſpruch begründet ſein, 3. B. 
wenn auf Grund eines Delikts oder einer allgemeinen Haft— 
pflicht eine Partei einen Schadeuserſatzanſpruch gegen eine 
andere erhebt. Man denke etwa an den Fall, daß jemand 


10) Eine ähnliche Anregung findet ſich in der Anm. 9 zit. Ent— 
ſcheidung. 

11) Bd. II S. 774f. 

12) Auch Rechtſprechung d. O. L. GG. Bd. IV S. 52 hält analoge 
Ausdehnung nur für ausnahmsweiſe zuläſſig. 
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gegen einen Eiſenbahnunternehmer auf Erſatz der Heilungs— 
koſten wegen der durch einen Betriebsunfall verurſachten Kör— 
perverletzung einen Anſpruch hat. Der Eiſenbahnunternehmer 
wird, um in der Lage zu ſein, die Angaben des Gegners zu 
kontrollieren und den Umfang ſeiner Verbindlichkeit zu be⸗ 
grenzen, die Belege, Quittungen u. dgl. vom Gegner ver— 
langen können. Man wird überhaupt wohl den allgemeinen 
Grundſatz aufſtellen dürfen, daß überall dort, nicht nur, wie 
oben, bei beſtehenden Kontraktsverhältniſſen, ein Anſpruch auf 
Mitteilung der Beweismittel, ſeien es Urkunden oder Zeugen, 
beſteht, wenn die eine Partei deſſen bedarf, um die Angaben 
der anderen zu kontrollieren, um den Umfang ihrer Verbind— 
lichkeit gegenüber erhobenen Anſprüchen begrenzen zu können “, 
und man nach Treu und Glauben ihr nicht zumuten kann, 
ſich blindlings auf die Angaben der anderen zu verlaſſen. 
Wird in einem ſolchen Fall die Einſicht zu Unrecht verweigert 
und kommt es demnächſt zum Prozeß, dann hat der Beklagte 
nicht „zur Erhebung der Klage Veranlaſſung gegeben“, wenn 
er vor gehörigem außergerichtlichen Nachweis die Zahlung ab— 
gelehnt hat; erkennt er nach gehöriger Subſtantiierung in der 
Klage ſofort an, jo find daher nach § 93 C.P.O. die Koſten 
dem Kläger aufzuerlegen 14). 

Daß in allen erwähnten Fällen nur ein ſpezielles, nicht 
das allgemeine Einſichtsrecht, beſteht, hat, wie bereits § 5 VII 
hervorgehoben, ſeine große Bedeutung, iſt aber nicht immer 
ſcharf unterſchieden worden 19). Die Richtigkeit unſerer An— 

13) Nicht etwa auch um ihrerſeits irgendwelche Anſprüche zu er— 
heben, denn das würde ja zu der allgemeinen Möglichkeit führen, in die 
Verhältniſſe anderer einzudringen. 

14) Erfolgt die Subſtantiierung erſt ſpäter und erkennt er daher erſt 
ſpäter an, jo müſſen ihm zwar die Koſten des ſchwebenden Prozeſſes 
auferlegt werden, aber er kann dieſe im beſonderen Prozeß zurückverlangen. 
Vgl. den analogen Fall unten § 8 II. 

15) So von Kohler 89 S. 399 Anm. 64a und dem R. G. Bd. XX 


296 


1 
i 
| 
3 


— NE 


nn RR 


= di 


ſicht, daß in den erwähnten Beiſpielen nicht ein Vorlegungs— 
recht aus § 810 vorliegt, zeigt ſich, wenn man die Probe 
aufs Exempel macht und fragt, ob das Recht auch gegen den 
Sondernachfolger wirkſam wäre. Man wird aber in keinem 
der Beiſpiele annehmen wollen, daß, wenn das Handelsge— 
ſchäft mit den Büchern ohne Uebernahme der Paſſiva verkauft 
wird, trotz größten Intereſſes, ein Vorlegungsrecht in An— 
ſehung der in den Händen des Käufers befindlichen Bücher 
beſteht. 

IV. Die Abſicht für einen anderen, eine gemeinſame Ur— 
kunde zu ſchaffen, braucht bei der Errichtung der Urkunde 
nicht vorzuwalten 15): es genügt eben, daß das Schriftſtück 
eine ſolche Urkunde iſt. Hiernach beurkundet die Eintragung 
in Handelsbücher über das mit einem andern geſchloſſene 
Rechtsgeſchäft und die auf Grund desſelben vorgenommenen 
Rechtshandlungen, 3. B. Zahlung, Stets ein mit dem andern 
beſtehendes Rechtsverhältnis. Denn diejenigen Handelsbücher, 
deren Führung vom Geſetz vorgeſchrieben iſt (8838 ff. H. G. B.) 
tragen einen gewiſſen öffentlichrechtlichen Charakter und ſind 
nicht bloße Privataufzeichnungen 1). Für die alte CPO. 
wurde vielfach — mit Unrecht — beitritten, daß für Handels— 
bücher auf Grund der Gemeinſchaftlichkeit ($-387 Nr. 2) eine 
Vorlegungspflicht im Prozeß beſtehen könne; vielmehr ſei, fo 
behauptete man, S 387 Nr. 2 inſoweit durch die Vorſchrift 
des Art. 37 A. D. H. G. B., wonach der Richter die Vorlegung 
der Handelsbücher anordnen könne, ausgeſchloſſen. Der dem 
Art. 37 entſprechende § 45 H.G. B. hat dem Streit bewußt 


S. 45, die beim Exzedentenverſicherungsvertrag das allgemeine Editions— 
recht gewähren: ferner von Goldſchmidt ſ. unten § 10 JI. 

16) Dieſe falſche Theorie des Beweiszwecks, von Kohler „Boluntar- 
theorie“ genannt, ſpielte in der gemeinrechtlichen Theorie eine große Rolle. 
Vgl. darüber Kohler S. 391 f. § 7, Apt S. 39f. 

17) S. A. 37 Nr. 348 (R. G. 12. Mai 1882). 
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ein Ende gemacht, indem der neue Abſ. 2 beſtimmt: „ 
Vorſchriften der C. P. O. über die Verpflichtung des Prozeß 
gegners zur Vorlegung von Urkunden bleiben unberührt.“ 
Da aber eine Verpflichtung nach der C.P. O. nur beſtehen 
kann, wenn eine ſolche nach bürgerlichem Recht vorhanden iſt, 
jo ſteht alſo wohl auch das H.G.B. auf dem Standpunkt, 
daß die Handelsbücher, ſofern ſie über Rechtsverhältuiſſe Be⸗ 
urkundungen erhalten, unter §S 810 B.G. B. fallen. Uebrigens 
ſpielt die Frage bei der Begründung von Vorlegungsanträgen 
im Prozeß keine allzu große Rolle, da man dort mit der 
Vorſchrift des § 45, 1 H.G. B. im allgemeinen auskommt, ohne 
die Frage der Gemeinſchaftlichkeit weiter zu prüfen (vergl. 
unten $ 23 II). 


88. 
Exkurs: Die Quittung. 


I. Da die Zahlung (solutio) ſelbſt ein Vertrag iſt, an 
den ſich Rechte und Pflichten knüpfen), ſo beurkundet auch 
die Quittung ein gemeinſames Rechtsverhältnis?) und iſt 
nicht etwa nur im Jutereſſe des zahlenden Schuldners er— 
richtet. Das iſt von Bedeutung, weil dann ihre Vorlegung 
nicht nur der Schuldner, ſondern auch der Gläubiger ver— 
fangen kann, der daran ein Intereſſe möglicherweiſe hat, um 
zu erſehen, wieviel der Schuldner bereits bezahlt und wieviel 
er noch zu fordern hat, oder um durch die Quittung über 
eine Teilzahlung die Unterbrechung der Verjährung zu be— 
weiſen (§ 208 B.G. B.)). Dieſer letzte Geſichtspunkt ſchien 


1) Vgl. Endemann $ 141 Anm. 8 S. 795. 

2) So auch Kohler § 8 S. 397; auch zahlreiche Entſcheidungen 
der gemeinrechtlichen Praxis für die Vorlegungspflicht, z. B. S. A. 4 
Nr. 169, 16 Nr. 88, 17 Nr. 169. 

3) Die Unterbrechung der Verjährung hat der Gläubiger zu beweiſen. 
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ſogar dem ſpätrömiſchen Recht mit ſeiner nervöſen Vorſicht, 
die auch die Beweiskraft der Quittung an den Ablauf einer 
Friſt knüpfte (ſog. exceptio non numeratae pecuniae), wichtig 
genug, um dem Gläubiger, der dem Schuldner in gewiſſen 
Fallen, namentlich bei wiederkehrenden Leiſtungen, eine apocha 
(Duittung! gegeben hatte, das Recht einzuräumen, eine vom 
Schuldner ausgeſtellte antapocha zu verlangen (e. 19 de 
fide inste. 4,21). Es iſt aber ſchon jetzt zu bemerken h, 
daß im Prozeß das Vorhandenſein der Quittung bei irgend 
einer Perſon an ſich nicht den Umſtand beweiſt, daß der 
Schuldner gezahlt habe, ſondern nur die nackte Tatſache, daß 
der Gläubiger eine Quittungserklärung abgegeben habe, denn 
Quittungen werden auch in der Erwartung künftiger Zahlung 
ausgeſtellt. Iſt aber die Quittung gerade im Beſitze des 
Schuldners 5), ſo wird man daraus allerdings nach den Regeln 
des täglichen Lebens ®) die geleiſtete Abſchlagszahlung ſchließen 
können, aber nicht aus dem Vorhandenſein der Quittung als 
ſolcher, ſondern in Verbindung mit dem Unmſtand, daß fie 
gerade der Schuldner hat, der ſie vorausſichtlich durch Be— 
gebung des Gläubigers erhielt und nicht ohne geleiſtete Zahlung 
erhalten haben würde )). 

II. Da der Gläubiger ferner der Vorlegung der Quittung 
häufig bedarf, um zu erſehen, ob und wieviel der Schuldner 
gezahlt und ob und wieviel er (der Gläubiger) noch zu fordern 


4) Vgl. unten § 38 III. 

5) Was jedoch nicht durch das Vorlegungsverfahren bewieſen werden 
kann; vgl. unten $ 38 III. 5 

6) Fälſchlich ſog. praesumtio facti; vgl. Stein, „Das private 
Wiſſen des Richters“ S. 35, 49 Anm. 11; Gaupp-Stein § 282 
IVa, 4. 

7) Aus dieſem Grunde braucht auch in dem häufigeren umgekehrten 
Falle der Schuldner, der ſich auf die Zahlung beruft, nicht die Begebung 
der Quittung zu beweiſen. 
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hat, worüber er als Rechtsnachfolger (Erbe, Käufer des Ge⸗ 
ſchäfts mit Aktiven und Paſſiven) völlig in Unkenntnis ſein 
kann, ſo iſt das Einſichtsbegehren auch in ſolchen Fällen 
vollauf berechtigt, und der Schuldner darf nicht, wie es im 
Leben häufig geſchieht, wenn er von dem Zahlung verlangenden 
Gläubiger zur Vorzeigung der Quittung aufgefordert wird, 
ſagen, dazu ſei er nicht verpflichtet: wird dann der Schuldner 
auf Zahlung belangt und ſiegt er infolge der nunmehrigen 
Vorweiſung der Quittung ob, ſo bieten zwar die formaliſtiſchen 
Koſtengrundſätze der CPO. feinen Raum, um dem ſiegreichen 
Beklagten die Koſten aufzuerlegen, da leider keine dem § 94 
C.P. O. analoge Beſtimmung vorhanden iſt; aber es beſteht 
kein Bedenken, daß der unterlegene Kläger als Schadenserſatz 
wegen der ſchuldhaften Nichterfüllung ſeines Vorlegungsan— 
ſpruchs in beſonderem Prozeß die gezahlten Prozeßkoſten zu— 
rückverlaugt?). Dies Reſultat entſpricht auch dem Anſtand 
des Verkehrs und der Billigkeit. 

III. Wenn übrigens der Schuldner die Einſicht der im 
Beſitz anderer befindlichen Quittung verlangen will, ſo braucht 
er ſich nicht auf § 810 zu ſtützen, ſondern er kann ſein 
Eigentum geltend machen; denn man wird in analoger An— 
wendung des $ 952 B. G. B. wonach das Eigentum an dem 
über eine Forderung ausgeſtellten Schuldſchein ſtets ipso jure 
dem Gläubiger zuſteht, umgekehrt den Rechtsſatz aufitellen 
müſſen, daß dem Schuldner, der gezahlt hat, das Eigentum 
an der Onittung zuſteht, ſobald ſie aus dem Gewahrſam des 
Gläubigers herausgekommen iſt, auch wenn jemand anders 
das Eigentum an dem Papier zugeſtanden haben ſollte . 


8) Damit wird nicht behauptet, daß der erſte Prozeß unrichtig ent— 
ſchieden ſei, jo daß dieſer Fall nicht mit dem § 28 zu Anm. 9 verwechielt 
werden darf. 

) Aus § 365 B. G. B. folgt diefer dingliche Rechts ſatz noch nicht. 
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8 9. 
Fortſetzung von § 7. 

1. Bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, der offenen 
Handelsgeſellſchaft ſowie der Kommanditgeſellſchaft, nicht aber 
bei der ſtillen Geſellſchaft find die von der Geſellſchaft ge— 
ſchloſſenen Geſchäfte ſowie alle in den Geſchäftsbüchern be⸗ 
urkundeten Geſchäfte Rechtsverhältniſſe, an denen jeder Geſell— 
ſchafter als Gemeinſchafter zur geſamten Hand beteiligt it, 
10 daß für jeden, auch den von der Geſchäftsführung ausge— 
ſchloſſenen Geſellſchafter ein Recht aus § 810 beſteht. Für 
die Dauer des Geſellſchaftsverhältniſſes — aber nur für dieſe — 
hat das Geſetz beſondere primär geltende, den allgemeinen § 810 
ausſchließende Vorſchriften gegeben, welche für den offenen 
Handelsgeſellſchafter und den Geſellſchafter des bürgerlichen 
Rechts günſtiger (8 118 H.G.B. vergl. auch § 498 daſ. S 716 
B. G. B., für den Kommanditiſten § 166 H.G.B.) nicht un: 
günſtiger, ſondern nur ſpezieller als §S 810 ſind ). Soweit 
in dem Geſetz oder dem Geſellſchaftsvertrage Beſchränkungen 
gegenüber dem Einſichtsrecht des § 810 gefunden werden 
ſollten, Find dieſe natürlich für die Beteiligten gültig und bin— 
dend (vergl. Kohler S. 398 § 8): aber dritte Perſonen 
können dieſe Beichränfungen dem nach § 810 Einſicht ver— 
langenden Geſellſchafter gegenüber nur dann geltend machen, 
wenn und ſoweit ſie als Rechtsnachfolger oder im Namen 
der Geſellſchaft die Bücher beſitzen. 

II. Das Recht aus 8 810 iſt auch gegeben für den, 
der nicht Alleinerbe, ſondern nur Miterbe des urſprünglich 


1) Für den Fall der Liquidation einer offenen Handelsgeſellſchaft 
gilt § 157 9.6.8. $ 157,3 ſpricht nicht etwa dagegen, daß an ſich 
5 810 BG. B. anwendbar ſei, ſondern jagt nur, daß auch nach durch— 
geführter Liquidation die bisherigen Geſellſchafter und deren Erben das 
Recht der Einſicht und Benutzung der Bücher in dem früheren Umfang 
ausüben dürfen. 
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Berechtigten iſt. Wenn er allerdings keinerlei Einwirkung auf 
das im Hintergrund ſtehende Recht, um deſſeutwillen die Vor 
legung gewünſcht wird, haben ſollte, z. B. wenn er auf das 
ſelbe durch Erbrezeß verzichtet hat, dann fehlt ihm auch das 
rechtliche Intereſſe. Trotzdem ſind aber die übrigen Voraus 
ſetzungen des § 810 vorhanden und auch das rechtliche Inter 
eſſe kann wieder aufleben. Das zeigt ſich an folgendem Beiſpiel: 
Der Miterbe A hat auf den Anteil ſeines Erblaſſers an der 
offenen Handelsgeſellſchaft X & Co. zugunſten feiner Mit- 
erben verzichtet. Nachträglich möchte er gern die eigentliche 
Größe dieſes Anteils kennen lernen; doch er hat keine Einſicht 
in die Geſchäftsbücher der Firma, da ihm das rechtliche Inter 
eſſe fehlt. Wenn er aber als Miterbe ſolidariſch auf die 
ganze Höhe einer Erbſchaftsſchuld belangt wird und die Er 
ſchöpfungseinrede geltend machen will (1990 1992 B.G. B.), 
jo lebt ſein rechtliches Intereſſe wieder auf, und inſofern iſt 
die Scheidung des rechtlichen Intereſſes von den übrigen Vor— 
ausſetzungen des $ 810 von Bedeutung. Das Jutereſſe würde 
auch wieder aufleben, wenn A den Verzicht auf den Geſchäfts— 
anteil ſeinen Miterben gegenüber anfechten wollte, weil dieſe 
ihn durch zu niedrige Angaben ſeiner Höhe argliſtig getäuſcht 
hätten. 

III. Von dieſem Standpunkt aus iſt ein berühmter Fall zu 
entſcheiden, der den Anlaß zu dem Gutachten Gold ſchmidts?) 
in der Zeitſchrift für Handelsrecht Bd. XXIX S. 341 ff. 
gegeben und ſeine prozeſſuale Erledigung in der Entſcheidung 
des Reichsgerichts Bd. XII S. 412 ff. gefunden hat. Der 
Fall, ſoweit er hier intereſſiert, läßt ſich kurz dahin zuſammen— 
faſſen: Der Erblaſſer war Mitglied einer offenen Handels— 
geſellſchaft, aus der er noch bei Lebzeiten ausgeſchieden war; 
in den Handelsbüchern ſind gewiſſe Transaktionen, Zuwen— 


2) Ueber Editionspflicht u. ſ. w. 
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dungen eines Teils des Geſchäftsguthabens u. dgl. des Erb— 
laſſers an ſeinen einen Sohn, den einen der Miterben, enthalten, 
und es beſteht auf ſeiten einiger Miterben die Vermutung, daß 
dieſe Zuwendungen der Kollationspflicht unterliegen. Können 
dieſe Miterben, die Kläger, auf Grund von § 387 Nr. 2 
Cp. O. e) bezw. $ 810 BGB. Einſicht in die Handelsbücher 
der Geſellſchaft verlangen, gleichviel, wer die Miterben ſind? 

Die Uebertragungen der angeblich kollationspflichtigen 
Zuwendungen durch Uebertragung eines Teiles des Geſchäfts— 
guthabens auf die Söhne des Erblaſſers find jedenfalls Trans- 
aktionen, welche ein Rechtsverhältnis zwiſchen dem Erlaſſer 
und dem Sohn, ſowie auch dem Erblaſſer und der Handels— 
geſellſchaft begründen, letzteres ſchon aus dem Grunde, weil 
dadurch die Minderung des Kapitalskontos des Erblaſſers der 
Geſellſchaft gegenüber feſtgeſtellt wurde, der überdies auch gar 
nicht ohne Einwilligung der Mitgeſellſchafter berechtigt war, 
ſein Geſchäftsguthaben zu übertragen. Da die Kläger aber 
Miterben ſind, ſo iſt nach dem Vorhergeſagten auch ein Rechts— 
verhältnis zwiſchen ihnen und der Geſellſchaft und dem an 
geblich bevorzugten Bruder begründet !). 


3) In dem Falle fragte es ſich vornehmlich zuerſt, ob $ 387 Nr. 2 
überhaupt Anwendung finde. Denn da unter dem ſonſt zur Anwendung 
kommenden Code civil die Gemeinſchaſtlichkeit der Urkunde keine Vor— 
legung erzeugte, war mit der Verneinung der Frage der Prozeß für die 
Kläger verloren. Das R. G. beſchränkte ſich auch vom Standpunkt des 
praktiſchen Prozeßbedürfniſſes aus allein auf die Entſcheidung dieſer 
Frage, die es ebenſo wie Goldſchmidt mit Recht verneint (vgl. unten 
§ 25 II). Goldſchmidt unterſuchte aber, zugleich wiſſenſchaftliche 
Zwecke verfolgend, ob vom Standpunkt des gemeinen Rechts und des 
$ 387 Nr. 2 ein Vorlegungsrecht beſtände. Nur ſoweit Gold ſchmidt 
die Gemeinſchaftlichkeit der Bücher und ihre Vorlegungspflicht auch vom 
Standpunkt des § 387 C. P. O. a. F. und des gemeinen Rechts verneint, 
wird ſeine Auffaſſung im Text bekämpft, während ſein praktiſches End— 
reſultat durchaus gebilligt wird. 

4) Hiernach erſcheinen die Ausführungen von Gold ſchmidt § 7 

303 


— 48 


Die Gemeinſchaftlichkeit der Handelsbücher wird daher 
von Goldſchmidt nicht mit Recht verneint. Hingegen hat 
Goldſchmidt § 7 Nr. 4 S. 400 f. inſofern recht, als an 
ſich die Vorlegungsſucher die Beſichtigung der Bücher der 
beklagten Geſellſchaft nur inſoweit verlangen dürften, als ſie die— 
ſelben, als den fraglichen vorlegungspflichtigen Inhalt, nämlich 
kollationspflichtige Zuwendungen enthaltend, bezeichnen können. 
Sie dürften hingegen nicht alle Bücher auf das Geratewohl 
verlangen und durchſtöbern. 

Nun enthalten aber die Bücher als Handelsbücher, wie 
bereits unter J dargelegt, in ihrem ganzen Inhalt gemein— 
ſchaftliche Rechtsverhältniſſe des Erblaſſers und der Geſell— 
ſchaft und folglich auch ſeiner Erben (der Kläger) und der 
Geſellſchaft, und inſoweit können die Erben überhaupt die 
Bücher gänzlich einſehen. Soweit ſich alſo das rechtliche Ju— 
tereſſe der Kläger erſtreckt, müſſen ſie auch vorgelegt werden, 
und das rechtliche Intereſſe braucht nicht auf das genaueſte 
analyſiert zu werden)). 

Der Grund der abweichenden Goldſchmidtſchen An— 
ſicht dürfte aber in folgendem liegen: 

Goldſchmidt, der in der Auffaſſung der Gemeinſchaft— 
lichkeit der Urkunden ziemlich eng ift®), verneint die Anwend— 
barkeit des S 387 Nr. 2 C.P. O. dann (S. 393), wenn die 
Urkunde erſt gemeinſchaftlich geworden iſt, ſofern ſie es zur 
Zeit ihrer Errichtung nicht war; die Gemeinſchaftlichkeit müſſe 
bei der Errichtung vorhanden geweſen ſein. Darin liegt aber 
ein Rückfall in die überwundene „Voluntartheorie“ ). Denn 
S. 398 f. unzutreffend, das Beiſpiel S. 399 unten ſchon deshalb, weil 
n demſelben überhaupt kein Rechtsverhältnis des Vorlegungsſuchers in 
den Handelsbücherm beurkundet iſt. 

>) Vgl. unten § 15 J. 

60 8 6 S. 388-397. 


„ Siehe oben § 7 zu Anm. 16. 
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Rechtsverhältniſſe ſind beurkundet (§ 387 Nr. 2 EBD. a. F. 
8810 B. G. B.), wenn die Gemeinſchaftlichkeit auch erſt ſpäter 
eingetreten iſt. 


$ 10. 
Erledigte Rechtsverhältniſſe und Verzicht auf das 
Vorlegungsrecht. 


N I. Wenn Goldschmidt die Gemeinſchaftlichkeit dann ver— 
ueint, wenn die Urkunde ihrem Inhalte nach einmal eine ge— 
meinſchaftliche war, es aber zur Zeit der Erhebung der Klage 
nicht mehr ift, da keine Editionspflichten in betreff „erledigter“ 
Rechtsverhältniſſe beſtänden, jo hat er nur inſoweit Recht, 
als bei erledigten Rechtsverhältuiſſen es häufig an dem recht— 
lichen Jutereſſe n) fehlen wird. Hingegen kann nicht zugegeben 
werden, daß es überhaupt „erledigte Rechtsverhältniſſe“ im 
Sinne Goldſchmidts gibt. Es gibt höchſtens Anſprüche, 
die erloſchen ſind. Es kommt aber gar nicht darauf an, daß 
das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vorlegungsſucher und dem 
Urkundenbeſitzer (bezw. einem Dritten) noch beſteht, d. h. noch 
Rechte und Pflichten äußert). Denn das Rechtsverhältnis 
kann im Verhältnis anderer als der urſprünglichen Kontra— 
henten von rechtlicher Bedeutung ſein (ſo gerade in dem Gold— 
ſchmidtſchen Fall hinſichtlich der Kollationspflicht'. Die in 
der Urkunde beurkundeten Tatſachen ſind eben geſchehen und 

1) Das rechtliche Intereſſe mußte auch bei § 387 Nr. 2 C.P. O. 
vorhanden ſein; doch verſteht ſich ſein Vorhandenſein in der Regel von 
ſelbſt, wenn die Urkunde als Beweismittel im Prozeß benutzt wird; 
ſ. darüber unten § 26 VI. 

2) Dies iſt bei $ 810 B. G. B. um ſo ſicherer, als ja das Rechts— 
verhältnis nicht mit dem Urkundeninhaber zu beſtehen braucht, ſondern 
auch mit einem Dritten beſtehen kann und der Ulrkundeninhaber, für den 
allein der Inhalt der Urkunde maßgebend iſt, gar nicht zu beurteilen 
vermag, ob das Rechtsverhältnis noch Rechte und Pflichten äußert. 

Abh. z. deutſch. Privatrecht XII. 2. Heft. 305 4 

Siegel, Vorlegung. 20 
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können niemals ungeſchehen d. h. „erledigt“ werden. Außer 
dem kann ein Rechtsverhältnis, das man für beendigt an 
ſieht, noch nach langer Zeit wieder Wirkungen, auch zwiſchen 
den Kontrahenten, ausüben!) gleich einem Vulkan, den mau 
für erloſchen anſüeht. Es kommt ebenſowenig darauf an, 
daß das Rechtsverhältnis noch beſteht, wie — unbeſtrittener— 
maßen — darauf, daß der im Hintergrund ſtehende Aunſpruch, 
„das rechtliche Intereſſe“, ſeine Spitze gegen den Urkunden— 
inhaber richtet. Das präſentiſche Partizipium („beſtehende 
Rechtsverhältniſſe“) in § 8100 darf, wenn anders man zu 
einem vernünftigen Reſultat kommen will, nicht in dem Sinne 
aufgefaßt werden, daß noch Rechte und Pflichten aus dem 
Rechtsverhältnis aktuell ſind; dazu nötigt auch nicht der Wort— 
laut“). Hiernach kann auch nach erfolgter Ceſſion der Ce— 
dent beim Vorhandenſein eines rechtlichen Intereſſes Vor 
legung der Schuldurkunde verlangen, da ſie das zwiſchen ihm 
und dem Drittſchuldner „beſtehende“ Rechtsverhältnis beur— 
kundet ®). 

II. Ein weiterer Grund für die abweichende Anſicht Gold 
ſchmidts) liegt in einer nicht ganz ſcharfen Auffaſſung über 


3) Z. B. noch 30 Jahre nachher iſt Anfechtung wegen Irrtums 
oder Betrugs möglich, B. G. B. SS 121,2, 124,3. Aehnlich wie im Text 
Kohler S. 406 f. § 12; vgl. noch das Eigentum nach Verjährung der 
rei vindicatio Planck zu $ 194 B. G. B.). 

4) „Beurkundet find" in § 387 Nr. 2 C. P. O. a. F. 

5) Auch nach dem inhaltlich mit $ 810 und § 387 Nr. 2 C. P. O. 
verwandten, wenn auch weitergehenden § 1566 des ſächſ. B. G. B. beſtand 
offenbar eine Vorlegungspflicht bei „erledigten“ Rechtsverhältniſſen. 

6) R. G. Bd. XXI S. 80 ff. ſpricht nicht gegen, ſondern für die 
im Text vertretene Anſicht, daß nach Abwicklung (Erledigung) eines Ge— 
ſchäfts noch Einſichtsrechte beſtehen können. In der Entſcheidung handelt 
es ſich, was nicht klar hervortritt, allerdings nicht um die allgemeine 
Editionspflicht, ſondern um die aus ſpeziellem Rechtsverhältnis (Kom— 
miſſionsvertrag), und auch dieſe läßt das Reichsgericht beſtehen, ſoweit 
die betreffenden Urkunden noch vorhanden ſind. 
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den Verzicht auf Einſichtsrehl wodurch wir zu einigen allge— 
meinen Betrachtungen über den Verzicht auf Einſichtsrechte 
geführt werden. In dem den Gegenſtand des Goldſchmidtſchen 
Gutachtens bildenden Fall kann man für tatſächlich erwieſen an— 
ſehen, daß der Erblaſſer bei feinem Ausſcheiden aus der Geſell— 
ſchaft auf die aus dem Geſellſchaftsverhältnis etwa noch ent— 
ſpringenden Einſichtsrechte verzichten wollte. Goldſchmidt 
verwechſelt nun, indem er die von uns öfters betonte Unter— 
ſcheidung nicht macht“, das beſondere Recht des Geſellſchafters 
auf Vorlegung der Handelsbücher, das durch die Geſellſchafts— 
verhältniſſe bedingt iſt, und den davon unabhängigen allge- 
meinen Vorlegungsanſpruch und ſpricht den Klägern wegen 
des erwähnten Verzichts auf das erſtere Recht jeden Ein— 
ſichtsanſpruch ab. 

Das erſtere Recht des Erblaſſers als Geſellſchafters kaun 
natürlich durch den Geſellſchaftsvertrag und ſouſtige Verein— 
barung ausgeſchloſſen werden, und dieſe Beſchränkung geht 
auch auf die Erben über; dabei iſt es gleichgültig, ob die nach 
dem Tode des Geſellſchafters — ſei es auch, daß dieſer ſchon 
vorher bei Lebzeiten ausgeſchieden war — in der Geſellſchaft 
verbleibenden Geſellſchafter die Miterben der Vorlegungsſucher 
oder andere extranei ſind e). Dieſe Beſchränkung iſt ſelbſtver— 
ſtändlich a potiori gültig, weil der Erblaſſer auch auf ſeinen 
Geſchäftsanteil überhaupt verzichten konnte. Hinſichtlich aller 
Verhältniſſe des Erblaſſers zu der Geſellſchaft kann alſo die 
Vorlegung ausgeſchloſſen werden. 

Hingegen kann ein Erblaſſer ſchlechterdings nicht auf das 
Einſichtsrecht hinſichtlich der Kollationsauſprüche der Miterben 
(hier der Kläger) verzichten; denn das find Auſprüche, die gar 


7) Vgl. auch $ 8 S. 402 ff. 
8) Vgl. oben §s 5 VII, 7 III. 
9) In dem Falle waren die verbleibenden Geſellſchaſter teils Mit— 
erben, teils extranci. 
4 * 
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nicht den Anſpruch des Erblaſſers gegen die Handelsgeſellſchaft, 
deren Mitglied er war, berühren und vom Willen des Erb⸗ 
laſſers ganz unabhängig ſind. Die Parteien können ein Rechts- 
verhältnis derart „erledigen“, daß zwiſchen ihnen hinſichtlich 
dieſes Rechtsverhältniſſes kein rechtliches Intereſſe mehr be— 
ſtehen kann, aber ſie können ſchlechterdings nicht bewirken, 
daß niemals zwiſchen ihnen ein rechtliches Verhältnis beſtanden 
habe, da das unmöglich iſt. Sofern ſich an dies hiſtoriſche 
Faktum ſpäter Anſprüche anknüpfen, lebt auch ein Anſpruch 
an der darüber errichteten Urkunde wieder auf. 

III. Da ferner das allgemeine Editionsrecht des gemeinen 
Rechts, des § 387 Nr. 2 C. P. O. a. F. und des § 810 B. G. B. 
kein bereits beſtehender Anſpruch iſt, ſondern erſt mit der Gel⸗ 
tendmachung bei Verfolgung eines konkreten rechtlichen Inter— 
eſſes entſteht e), fo wird im Zweifel auf das Einſichtsrecht 
nur unter dem Geſichtspunkt eines beſtimmten rechtlichen In— 
tereſſes, eines im Hintergrunde ſtehenden Hauptanſpruchs 1) 
und in Verbindung mit dieſem verzichtet, nicht aber in bezug 
auf andere, nicht damit in Zuſammenhang ſtehende Rechts— 
verhältniſſe, und es kann überhaupt nur auf die Einſicht ver— 
zichtet werden, ſoweit auf den Hauptanſpruch verzichtet werden 
kann. Daher kann der Erblaſſer auf das Einſichtsrecht in— 
ſoweit auch für ſeine Erben verzichten, als er auf Anſprüche 
derſelben mit bindender Kraft für fie verzichten kann. Soweit 
er dies aber nicht vermag, kann er auch nicht auf das den— 
ſelben entfpringende Einſichtsrecht verzichten. Sofern aber ein 
Kollationsanſpruch beſteht 1), iſt er unabhängig vom Willen 


des Erblaſſers, denn er tritt nur dann ein, wenn die Erben 


als geſetzliche Erben erben oder auf ihren geſetzlichen Erbteil 


10) S. oben § 5 V. 

11) Vgl. oben $ 3 Anm. 7 (jiudicium direetum). 

12) Jeder Erblaſſer kann natürlich ſo teſtieren, daß ein Kollations— 
anſpruch nicht beſteht. 
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eingeſetzt ſind (SS 2050, 2052 B.G.B.); da alſo der Aus— 
gleichungsanſpruch nicht ein bereits dem Erblaſſer zuſtehender 
Anſpruch iſt, auf den er verzichten könnte, ſo kann er auch 
nicht auf das zu ſeiner Verwirklichung dienende Einſichtsrecht 
verzichten, und es iſt bei dem Goldſchmidtſchen Fall ganz 
unerheblich, daß in der Handelsgeſellſchaft, die ihre Bücher 
vorlegen ſoll, auch extranei ſind. 

IV. Noch viel weniger kann der Erblaſſer auf das Recht 
ſolcher Perſonen verzichten, die gar nicht ſeine Rechtsnachfolger 
ſind, wie das des Pflichtteilsberechtigten, ſei es das nach 
$ 2314 oder das nach § 810; denn der Verzicht bindet natürlich 
nur die Rechtsnachfolger. Hingegen hindert die Tatſache, daß 
der Einſichtsanſpruch im Augenblicke des Verzichts vielleicht 
noch nicht entſtanden iſt und ſtets von neuem entſteht, nicht 
daran, daß man auf jedes mit einem beſtimmten rechtlichen 
Intereſſe z. B. einer Forderung verbundene Einſichtsrecht ver— 
zichtet, da man auch auf künftige Anſprüche verzichten kann 
und dies aus der pertinenzialen Natur 15) des Einſichtsan— 
ſpruchs folgt; ein ſolcher Verzicht bindet daher den Rechts— 
nachfolger (auch Sondernachfolger, Ceſſionar), gleichgültig, ob 
dieſer Kenntnis davon hat 1) oder nicht. 

Ein Verzicht auf das Einſichtsrecht iſt alſo ſtets dann 
der Verfügung des Verzichtenden unterliegt oder ein Verzicht 
darauf ſelbſt im voraus nicht möglich iſt (arg. 5. B. § 118 
H. G. B.; die Vorſchrift iſt gegeben, weil man nicht im voraus 
ſich damit einverſtanden erklären kann, ſich betrügen zu laſſen) th. 
Wenn man auf das Recht der Einſicht an beſtimmten Ur— 
kunden verzichtet hat, wird man es doch ausüben können, wenn 


13) Darüber Kohler § 3 S. 383 ff. 
14) Nur dieſen Fall erkennt Kohler § 12 S. 408 an. 
15) Vgl. den Satz: pactum ne dolus praestetur, nullum est 
($ 276, 2 B. G. B.). 
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man von einer Verbindlichkeit befreit ſein will, deren Vor— 
handenſein gegen die guten Sitten verſtößt (S 138 B. G. B.), 
3. B. man will aus der Urkunde das Vorliegen von Wucher 
beweiſen. Allerdings wird man in ſolchen Fällen, in denen 
man auf die Einſicht ein für allemal verzichtet hat, das recht— 
liche Intereſſe, beſtehend in einem im voraus nicht verzicht- 
baren Anſpruch, beſonders genau beweiſen müſſen. Es iſt 
ſchließlich noch heworzuheben, daß ſich der unverzichtbare Au— 
ſpruch nicht gerade gegen den Urkundeninhaber, dem gegen— 
über man auf die Einſicht verzichtet hat, zu richten braucht. 

V. So lange die Urkunde beſteht, kann auch ein Ein⸗ 
ſichtsrecht ausgeübt werden. Die Einwilligung in die Ver- 
nichtung einer Urkunde enthält im Zweifel noch nicht den 
Verzicht auf ſpäter geltend zu machende Einſichtsanſprüche, 
und die Erhebung des konkreten Anſpruchs hat nach Maßgabe 
der allgemeinen Grundſätze 1e) die Wirkung, daß nunmehr dem 
Inhaber die Vernichtung unterſagt iſt. 


S 11. 
Abtretung und Verjährung des Vorlegungsrechts. 


I. Eine Übertragung des Vorlegungsanſpruchs aus 3810 
ohne den Hauptanſpruch iſt nicht möglich), da der Vor— 
legungsanſpruch nur ein Akzeſſorium des Hauptanſpruchs bezw. 
der Hauptbeziehungen iſt, welcher überhaupt noch gar nicht 
beiteht?), ſondern nur in Verbindung mit demſelben auftreten 
und zur Entſtehung gelangen kann. Mit dem Hauptanſpruch 
geht das Vorlegungsrecht ipso jure über, während der bereits 
geltend gemachte, konkrete Vorlegungsanſpruch mit der Ab— 


16) S. oben § 6 J. 


1) So auch Kohler § 12 S. 407. 
2) Vgl. oben § 5 V. 
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tretung des Hauptanſpruchs für den Cedenten ſeine Voraus— 
ſetzung, das rechtliche Intereſſe, das in dieſem Hauptanfpruch 
beſteht, verlieren wird. Nicht zu verwechſeln mit einer Ab— 
s des Vorlegungsanſpruchs iſt das oben 8 5 III enwähnte 
Recht, ſich techniſcher Gehilfen bei der Einſicht zu bedienen. 
Aundrerſeits geht mit der Übertragung eines Rechts nicht 
immer der konkrete Vorlegungsanſpruch auf den Rechtsnach— 
folger über, und zwar dann, wenn das in der Urkunde be— 
urkundete abgetretene Recht nicht zugleich das rechtliche In— 
tereſſe des vorlegungsſuchenden Cedenten gebildet hat; z. B. 
jemand tritt eine Forderung aus einem Kaufvertrag ab, er 
hat zur Zeit der Abtretung einen Vorlegungsanſpruch geltend 
gemacht in bezug auf die über den Vertrag gewechſelten 
Schriftſtücke, um daraus darzutun, daß ein ſpäterer Vertrag 
in einem beſtimmten Sinne zu interpretieren iſt; der Vor— 
legungsanſpruch geht nicht auf den Rechtsnachfolger über, da 
ihm das rechtliche Intereſſe fehlte). 

Auch bei beſonderen Rechtsverhältniſſen iſt zu unter— 
ſuchen, ob das denſelben eutſpringende Einſichtsrecht über: 
tragbar iſt, oder ob es kraft Vereinbarung oder nach der 
Natur der Sache (vgl. §S 399 B.G. B.) ſtreng an die Perſon 
geknüpft iſt. Letzteres iſt bei Vertrauensverhältniſſen gewöhn— 
lich der Fall und bei Geſellſchaftsverhältniſſen ausdrücklich 
vorgeſchrieben ($ 716 B. G. B., $ 118 H.G.B. „hſich perſönlich 
unterrichten“). 

II. Aus der Natur des Anſpruchs aus § 810 ergibt 
ſich, daß das Recht ſchlechterdings nicht verjähren kann )). 
Denn da die Vorausſetzungen, von denen ſeine Entſtehung 
abhängt, die Eignung der Urkunde zur Edition, nicht unter— 
gehen können, ſolange eben die Urkunde beiteht?), ſo kann 


3) Vgl. auch § 399 B. G. B. 

4) So auch Planck zu § 809 B. G. B. 
5) Vgl. oben $ 10 J. 
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ſtets ein Anſpruch erhoben werden, ſolange und jo oft ein 
rechtliches Jutereſſe vorhanden iſt. Der konkret erhobene An— 
ſpruch mit dem Schadenserſatzanſpruch wegen verzögerter Vor⸗ 
legung kann allerdings verjähren, nicht aber die Möglichkeit, 
neue zu erheben). Es wird vielleicht die Regel fein, daß 
Vorlegungsanſprüche nicht mehr geltend gemacht werden, wenn 
die beurkundeten Rechtsverhältniſſe der Verjährung anheim— 
gefallen find, inſofern als in der Regel — nicht immer — 
das rechtliche Intereſſe an den beurkundeten Rechten die Vor— 
legung veranlaßt; aber trotz der Verjährung kann auch ein 
rechtliches Intereſſe ſelbſt an den beurkundeten Rechtsverhält— 
niſſen beſtehen (naturalis obligatio) und manche Rechtsver— 
hältniſſe ſind noch nach Jahrhunderten ſam (3. B. ein 
Adelsbrief, ſonſtige familienrechtliche Verhältniſſe). 


gs 12. 
Privataufzeichnungen; im Intereſſe des Vorlegungsſuchers 
errichtete Urkunden; rechtsgeſchäftlicher Charakter des 
Urkundeninhalts. 


J. Die Urkunden, die nach $ 810 in Betracht kommen, 
ſind nach dem Inhalt ſeiner Vorausſetzungen ſtets nur rechts— 
geſchäftliche Urkunden. Rechtsgeſchäftliche Urkunden müſſen 
aber, wenn ſie auch nicht zum Zwecke des Beweiſes errichtet 
zu ſein brauchen, doch einen beſtimmten Zweck haben und 
ſich an irgend jemand wenden); es gehören aber nicht ſolche 
Urkunden hierher, die der Betreffende für ſeinen ausſchließ— 
lichen Gebrauch angefertigt hat, wie private Haushaltungs— 
bücher, private Verzeichniſſe über den Inhalt der Ausſteuer 
der Töchter u. dgl., da ſie nicht, wie Handelsbücher, dem 


6) Vgl. oben § 5 V. 
1) Vgl. oben § 4 II. 
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Beweiſe und der Beurkundung von Rechtsverhältniſſen dienen 2). 
Auch der Umſtand, daß jemand ſich Aufzeichnungen über ein 
eigenes Rechtsgeſchäft oder das anderer Perſonen in ausge— 
ſprochener Beurkundungsabſicht macht, ſtempelt die Aufzeichnung 
noch nicht zu einer den Anforderungen des § 810 entſprechen— 
den Urkunde. Wenn allerdings der Betreffende von den 
Beteiligten mit der Beurkundung, dem Protokollieren, eigens 
beauftragt iſt, dann wird faſt ſtets der zweite oder dritte 
Fall des § 810 vorliegen, daß die Urkunde ein Rechtsver— 
hältnis beurkundet oder Verhandlungen über ein Rechtsge— 
ſchäft enthält; und dann hat eben die Urkunde den monolog— 
haften Charakter verloren. Aus dieſem Grunde werden auch 
faſt ſtets die Protokolle über die Verſammlungen von Ver— 
einen, Korporationen u. dgl. Rechtsverhältniſſe oder Verhand— 
lungen über ſolche für die Beteiligten beurkunden, d. h. 
diejenigen, die durch die gefaßten Beſchlüſſe in ihrer Rechts— 
ſphäre beeinflußt werden, wozu natürlich vor allem die Mit— 
glieder, bei der Aktiengeſellſchaft auch die Aktionäre, nicht aber 
die Gläubiger gehören!). 

Die Urkunde darf ſich auch auf Rechtsgeſchäſte des öffent— 
lichen Rechts beziehen Eingemeindungen, Zwangsetatiſierungen 
u. dgl.); der darauf geſtützte Vorlegungsanſpruch iſt aber kein 
öffentlichrechtlicher, ſondern bleibt ein privatrechtlicher nach 
$ 810, jo daß er unter die nach § 422 C.P. O. in Betracht 
kommenden Anſprüche des bürgerlichen Rechts gehört). Da— 
bei ſei bemerkt, daß Akten der öffentlichen Behörden zwar im 
öffentlichen Intereſſe geführt werden, wie ſolches bei jeder 
Tätigkeit des Staats und der Seloſtverwaltungorgane der 


2) So auch Kohler S. 393 Anm. 46 8 7, S. 401 8 10; Gaupp— 
Stein $ 422 II 2b. 
3) Nicht hiermit zu verwechſeln iſt das Recht der Einſicht in die 
Geſchäftsbücher. 
4) Vgl. oben § 2 II. 
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Zweck iſt, daß aber dann kein Einſichtsrecht der an den da⸗ 
ſelbſt beurkundeten Rechtsverhältniſſen beteiligten Perſonen be— 
ſteht, wenn die Akten der Behörde lediglich den inneren Dienſt 
betreffen, alſo das Intereſſe der Geſamtheit in den Hinter— 
grund tritt und die Urkunde vom Standpunkt der Behörde 
„Privataufzeichnung“ iſt (gl. R. G. v. 21. Nov. 1893 S. A. 49 
Nr. 214), oder wenn ſie andererſeits lediglich der Verwirk— 
lichung der Staatszwecke und dem öffentlichen Intereſſe dienen, 
das Intereſſe der Einzelperſonen aber ganz in den Hintergrund 
tritt. Hingegen ſind Bücher einer öffentlichen Sparkaſſe, 
Gerichtsentſcheidungen, das allgemeine Dienſtregiſter der Se: 
richtsvollzieher (vgl. R.G. i. Strafſ. Bd. VII S. 252 u. 256) 
gemeinſchaftliche Urkunden, da ſie von vornherein auch im 
Intereſſe der mit der Behörde oder dem Beamten kontrahieren— 
den Privatperſonen errichtet ſind. 

II. Da ſich die nach § 810 vorlegungspflichtige Urkunde 
ſtets an jemanden wenden muß, ſo kann man nicht, wie Kohler 
(vom Standpunkt des alten Rechts), jagen, daß jede Selbſt— 
aufzeichnung „Urkunde in ſich“ ſei d. h. für den Verfaſſer ein 
Vorlegungsrecht begründe, wenn fie in fremde Hände gerate.« 
Zwar an dem Momente, daß eine derartige Aufzeichnung 
überhaupt keine „Urkunde“ ſei, liegt es nicht, wie oben S. 20 
bereits ausgeführt wurde; auch iſt eine ſolche Urkunde „im 
Intereſſe“ des Verfaſſers errichtet. Aber es fehlt an dem 
rechtsgeſchäftlichen Charakter. Dieſer Charakter wird in § 810, 
ſelbſt in der erſten Alternative bei den Worten „in ſeinem 
Intereſſe errichtet“, bei denen es auf den erſten Blick nicht 
erforderlich zu ſein ſcheint, gewahrt; denn die erſte Alternative 
erfordert den Zweck der Errichtung im Intereſſe des Vor— 
legungsſuchers, und man wird nicht ungezwungen ſagen können, 
daß jemand, der ſich ohne rechtsgeſchäftliche Zwecke Aufzeich— 
nungen macht, dabei bewußt den Gedanken hat, daß er eine 
Urkunde in ſeinem eigenen Intereſſe errichte. Wollte man 
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aber dieſen Gedanken fallen laſſen, jo käme man zu dem ge- 
wiß unerwünſchten, dem Sinne des Geſetzes widerſtreitenden 
Reſultat, daß jeder Adreſſat eines beliebigen Privatbriefes die 
Vorlegung des in andere Hände gekommenen Briefes beim 
Vorhandenſein eines rechtlichen Intereſſes verlangen könnte: 
denn der Briefſchreiber hat den Brief ja „im Intereſſe“ des 
Adreſſaten errichtet. 

Derjenige, in deſſen Jutereſſe gehandelt werden ſollte, 
hat dann kein Einſichtsrecht, wenn er aus der Handlung 
kein unmittelbares Recht erlangen ſollte; das von Hell— 


der dritte Gläubiger kein unmittelbares Recht auf- Erfüllung. 


($ 329 B. G. B.) e) und mithin auch fein Einſichtsrecht erhält.), 
während beim Lebensverſicherungsvertrag zugunſten eines 
Dritten oder der donatio sub modo der Dritte ein unmitel— 
bares Recht ($ 330 B. G. B.) und mithin auch Einſichtsrecht 
erhält. Infolgedeſſen wird faſt ſtets eine Urkunde, die der 
erſten Alternative des § 810 entſpricht, im Intereſſe des Vor 
legungsſuchers errichtet iſt, auch ein Rechtsverhältnis desſelben 
beurkunden und ſomit der zweiten Alternative entſprechen. 
Die Anſicht, daß jede Urkunde vom Standpunkt des 
Verfaſſers „in ſeinem Intereſſe“ errichtet und daher nach der 
erſten Alternative des § 810 vorlegungspflichtig iſt, ließe ſich 
allenfalls als eine analoge Juterpretation des § 810 recht— 
fertigen ), allerdings unter Preisgabe des Grundgedankens, daß 
die Urkunde des § 810 rechtsgeſchäftlichen Charakter haben müſſe. 


5) Ebenſo bei der Schuldübernahme vor der Genehmigung durch 
den Gläubiger, § 415 B. G. B. 
6) Ebenſo Kohler S. 399 8 8. 
7) Vgl. oben §S 7 Anm. 11. 
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8 13. 
Umfang der Einſicht. Beweis der Vorausſetzungen des 
Vorlegungsauſpruchs. 

J. Bei umfangreicheren Urkunden (insbefondere Handels— 
büchern) beſchränkt ſich das Recht der Einſicht auf diejenigen 
Teile, die die Gemeinſchaftlichkeit begründen, bei denen die 
Vorausſetzungen des § 810 vorliegen (quoad passus concer- 
nentes). „Der Editionsanfpruch aus dem Grunde auch der 
„Gemeinſchaftlichkeit“ beſteht nicht um feiner ſelbſt willen, ſondern 
nur als Schutzmittel eines anderweitigen rechtlichen Inter— 
eſſes und zeſſiert mit dieſem ).“ Aber bei weniger umfang— 
reichen Urkunden iſt eine derartige Trennung tatſächlich nicht 
möglich; denn wenn der Urkundeninhaber die nicht ſtreng unter 
§ 810 fallenden Teile der Urkunde verdecken wollte, dann 
würde eine weniger umfangreiche Urkunde meiſt zuſammen⸗ 
hanglos werden, und der Vorlegungsſucher hat nach § 810 
ſtets das Recht auf Einſicht einer in ſich verſtändlichen, ge— 
ſchloſſenen, zuſammenhängenden Urkunde. Auch in ſolchen 
Fällen kann und wird der Teil der Urkunde, der das Vor⸗ 
legungsbegehren rechtfertigt, in der Regel dasjenige ſein, was 
man einzuſehen wünſcht, braucht es jedoch nicht unbedingt. 
Das rechtliche Intereſſe braucht dann alſo nicht in der Ein— 
ſicht derjenigen Teile der Urkunde zu beſtehen, die das Ein— 
ſichtsrecht begründen, z. B. man wünſcht Vorlegung eines 
Briefes, um die darin enthaltene Beleidigung (unerlaubte Hand— 
lung) einzuſehen, ſtützt ſich aber darauf, daß er Verhandlungen 
über ein Rechtsgeſchäft enthält. 

II. Die Vorausſetzungen des § 810, ſowohl das recht— 
liche Iuterejje als insbeſondere die übrigen, müſſen bewieſen 
werden, zu welchem Zweck ſich der Vorlegungsſucher hinſicht— 


1) Goldſgmidt s 7 S. 397. 
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lich ſolcher Tatſachen, die Gegenſtand der Wahrnehmung des 
Urkundeninhabers ſind, alſo insbeſondere des die Vorlegung 
begründenden Inhalts der Urkunde, der Eideszuſchiebung be— 
dienen kann ). Daraus folgt, daß der Vorlegungsſucher die 
Urkunde bis zu einem gewiſſen Grade kennen muß, nämlich 
ſoweit, um wenigſtens beſtimmte Tatſachen für die Subſtan— 
tiierung der Klage angeben und einen beſtimmten ſubſtantiier— 
ten Eid über den die Vorlegung begründenden Inhalt (Beur— 
kundung eines beſtimmten Mietsvertrages u. dgl.) zuſchieben 
zu können 3). 

Danach iſt entſchieden zu weitgehend in der materiell— 
rechtlichen Vorlegungspflicht (ſowohl vom Standpunkt der ge— 
meinrechtlichen Theorie als des $ 810) das Reichsgericht in 
der Entſcheidung Bd. XXXII S. 166-169: Es handelte 
ſich darum, ob der Urkundeninhaber in dem in ſeinen Händen 
befindlichen notariellen Vertrag ſich zu einer bindenden Schenkung 
unter Lebenden zugunſten des Vorlegungsſuchers verpflichtet 
oder nur eine frei widerrufliche Schenkung von Todes wegen 
verfügt hatte. Der Vorlegungsſucher behauptete — ohne zu 
beweiſen — das erſtere, in welchem Falle er allein ein Ein— 
ſichtsrecht hatte. Wenn nun das R. G. an der die Entſcheidung 
tragenden Stelle ausführt: „Gerade der Zweifel über den In— 
halt der Urkunde oder die Beſtreitung desſelben begründen das 
Intereſſe des an der Urkunde Beteiligten an der Einſicht der— 
ſelben“, ſo verwechſelt es das „Editionsintereſſe“ mit den 
übrigen Vorausſetzungen der Edition?); denn das rechtliche 

2) Ueber die Unzuläſſigkeit des Vorlegungsverfahrens in betreff der 
Urkunde ſelbſt zum Beweiſe ihres Inhalts vgl. unten $ 30 a. E. 

3) In noch höherem Grade beim prozeſſualen Vorlegungsanſpruch 
§ 424 Nr. 3 u. 5; vgl. darüber unten § 30. 

4) Oder aber die Begründung enthält mit den Worten „des an 
der Urkunde Beteiligten“ eine Selbſttäuſchung; denn daß Kläger an der 
Urkunde „beteiligt“ war, bildete gerade das thema probandum. Die— 
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Intereſſe ift zwar durch den Zweifel begründet, erſetzt aber 
nicht die zu beweiſende Vorausſetzung, daß die Urkunde einen 
beſtimmten Inhalt habe, nämlich ſich auf ein Recht des Vor— 
legungsſuchers beziehe). 


§ 14 
Ss . 

Urkunden mit unwirkſamen Mechtsgeſchäften und ähnlichen 
Juhalt. 


I. Der 8 810 ſetzt an ſich vermöge des erforderten rechts— 
geſchäftlichen Charakters voraus, daß die beurkundeten Rechts— 
geſchäfte gültig ſind; das läßt ſich bei ſeiner zweiten Alter— 
native erkennen, da ein „Rechtsverhältnis“ dann nicht beur— 
kundet iſt, wenn das betreffende Rechtsgeſchäft nichtig iſt. 
Darüber kommt man auch nicht hinweg, wenn man etwa ſtatt 
„Rechtsverhältnis“ das Wort „Rechtsbeziehungen“ einſetzt; 
denn es beſtehen dann nur Rechtsbeziehungen negativer Art, 
und auch die damit etwa verbundenen Rechtsfolgen (wie etwa 
negatives Vertragsintereſſe, SS 122, 307 B.G.B.) knüpfen 
nicht an ein Rechtsverhältnis, ſondern an die deliktiſche Ver— 
eitelung eines ſolchen an. Trotzdem beſteht ein dringendes 
Bedürfnis, in vielen Fällen gerade dann, wenn die Urkunde 


ſelbe unzuläſſige Verwiſchung der objektiven Erforderniſſe findet ſich auch 
R. G. L S. 336 f.: da die Bücher für die Klägerin von erheblichem Wert 
und rechtlichem Intereſſe ſind, ſo „darf deshalb auch angenommen werden, 
daß ſie .. . . auch als im Jutereſſe der klägeriſchen Ehefrau geführt zu 
gelten haben“. Siehe dagegen die zutreffende Begründung Rechtsſprechung 
der O.L. GG. Bd. IV S. 52. Gegen Verſuche, auf Grund unbeſtimmter 
Vorausſetzungen, unter Zuhilfenahme des § 259 B. G. B., all und jedes 
einzuſehen oder Rechnungslegung zu verlangen, machen die Oberlaudes— 
gerichte mit Recht entſchieden Front. Vgl. Rechtſprechung Bd. I S. 460; 
Bd. II S. 18 u. 265. 

5) Vom Standpunkt des noch unten § 20 II zu erläuternden, aus 
$ 809 u. 810 B. G. B. kombinierten Anſpruchs ließe ſich die Entjcheidung 
vielleicht halten. 
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ein wirkſames Rechtsgeſchäft enthalten ſoll, fie einziehen, unn 
ſeſtzuſtellen, woran man eigentlich iſt ), Ein Einſichtsrecht 
au Urkunden über unwirkſame, michtige, angefochtene, rumpierte 
Geſchäfte ergibt ſich daher als analoge Fortbildung des in 
$ 810 enthaltenen Grundgedankens, daß im Villigkeitsintereſſe 
an rechtsgeſchäftlichen Urkunden derjenige, an welchen ſich ihr 
geiſtiger Inhalt wendet, zur Verſolgung und zum Schutz ſeiner 
Rechte einen Anſpruch auf Mitteilung des Inhalts hat; denn 
auch das unwirkſame Geſchäft iſt für die Rechtsſphäre der 
Beteiligten von Bedeutung, zumal es, wie ein Spiegelbild des 
wirkſamen Geſchäfts, leicht trügeriſch den Schein der Wirklich 
keit nach außen hervorruft. Hiernach kann ich auch die Vor 
legung einer Urkunde, als in meinem Intereſſe errichtet, ver 
langen, wenn ein anderer von einem Dritten ſich ein Schen 
kungsverſprechen zu meinem Gunſten hat abgeben fallen, ſelbſt 
wenn das Geſchäft mangels notarieller oder gerichtlicher Form 
nichtig iſt (S 518 B.. B.) 2). 

II. Man wird aber, um den Grundgedanken des rechts 
geſchäftlichen Charakters nicht preiszugeben, verlangen müſſen, 
daß bei der Errichtung die Abſicht vorgewaltet hat, eine rechts 
geſchäftliche Erklärung abzugeben. Hierbei kommt es natür 
lich nicht darauf an, ob der oder die Errichtenden die betr. 
Handlung für ein „Rechtsgeſchäft“ gehalten haben oder nicht 
(die rechtliche Auffaſſung der Beteiligten und ein etwaiger 
„error iuris“ iſt unerheblich), ſondern darauf, daß die Anſicht 
entweder beſtand d. h. auf die Tatbeſtandsmerkmale eines Rechts 


1) Vgl. Kohler § 11 S. 405. 

2) Die hier erörterten Fälle dürfen nicht mit dem Fall § 1311 
verwechſelt werden: denn dort handelte es ſich gar nicht um die Frage, 
ob wirkſames oder unwirkſames Geſchäft, ſondern ob Teſtament oder 
Schenkung. Es iſt hier alſo auch dann, wenn man nicht weiß, ob das 
beurkundete Geſchäft wirkſam iſt, ſo viel von dem Inhalt zu beweiſen, 
daß es wenigſtens ein unwirkſames Geſchäft fein könnte. 
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geſchäfts gings) oder nach dem Inhalt der Urkunde anzu— 
nehmen iſt. Durch die letztere Alternative werden auch ſolche 
Fälle getroffen, in denen jemand eine Erklärung unterſchrieben 
hat, ohne ſich irgend etwas dabei zu denken, aber an ſeiner 
Erklärung bis zum Beweiſe des Irrtums feſtgehalten wird h. 
Es wird daher ſich in der Regel um etwas handeln müſſen, 
was, wenn es auch kein Rechtsgeſchäft iſt, ein ſolches doch 
allenfalls ſein könnte. . 

Hiernach wird z. B. jemand, der eine Beſtimmung in 
einem gültigen Teſtament auf eine beſtimmte ihm günſtige Art 
ausgelegt wiſſen will, von dem Erben oder ſonſt einem Be⸗ 
ſitzer die Vorlegung eines früheren wegen eines Formmangels 0 
ungültigen Teſtaments verlangen können, um nachzuweiſen, daß 
ſich aus der Vergleichung mit dem früheren Teſtament eine 
beſtimmte Jutention des Erblaſſers ergibt. Er kann aber nur 
dann Einſicht verlangen, wenn das frühere — ungültige — 
Teſtament als rechtsgeſchäftliche Urkunde, als Teſtament, ge⸗ 
dacht war, denn nur dann iſt es überhaupt „eine in ſeinem 
Jutereſſe errichtete Urkunde“. Iſt das „Teſtament“ aber nur 
als privates Konzept gedacht, dann entfällt die Vorlegungs— 
pflicht). Darauf, daß die Urkunde zum Beweiſe beſtimmt 
war, kommt es auch hier nicht an ). 

Man wird ſchließlich das Vorlegungsrecht dahin ein— 
ſchränken müſſen, daß das rechtliche Intereſſe an der Einſicht 
in dem Beſtand oder der Nichtigkeit des beurkundeten Rechts— 


3) Im Sinne des ſtrafrechtlichen Vorſatzes, der nur auf die Tat— 
umſtände ſich zu erſtrecken braucht ($ 59 St. G. B.). 

4) $ 416 C.P. O.; vgl. oben § 4 III. 

5) Z. B. Mangel des Datums beim eigenhändigen Teſtament (8 2231 
Nr. 2 B. G. B.). 

6) Kohler § 11 S. 405 nimmt ſtets die Vorlegungspflicht hin⸗ 
ſichtlich der Teſtamentsentwürfe an. 

7) Vgl. oben $ 7 IV. 
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geſchäfts beſtehen, ſich alſo auf den beurkundeten Inhalt be: 
ziehen muß eine Beſchränkung, die bei Urkunden über wirk— 
ſame Rechtsgeſchäfte nicht unbedingt beſteht )). 

N III. Es ergibt ſich aus dem Geſagten ?), daß es kein 
Einſichtsrecht aus dem Grunde gibt, daß die Urkunde delik— 
tiſche Aeußerungen oder Handlungen enthalte, auch dann nicht, 
wenn auf Grund derſelben Schadenserſatz verlangt wird (J. B. 
es iſt ein wider beſſeres Wiſſen erteilter Ratſchlag beurkundet, 
§ 676 B.G.B.). Es kommt auch hier, wie ſonſt, nicht darauf 
an, daß die Urkunde „zum Beweiſe von Rechten oder Rechts— 
verhältuiſſen von Erheblichkeit“ 1%) iſt; fo iſt nicht etwa das 
Manuſkript des einer Zeitung zur unentgeltlichen Aufnahme 
eingeſandten Artikels eine nach § 810 vorlegungspflichtige Ur— 
kunde, obgleich ſie nach der Judikatur des Reichsgerichts unter 
§ 267 St. G. B. fällt, weil mit dem unterzeichneten Namen 
des Einſenders rechtserhebliche Tatſachen verbunden find, z. B. 
das Recht, ſich durch Nennung des Namens vor Strafe zu 
ſchützen (8 21, 2 d. Preßgeſ). Es gibt auch kein Vorlegungs— 
recht an Urkunden (Briefen) über ſolche Angelegenheiten, die 
überhaupt keinerlei Rechtsverbindlichkeit und rechtlichen Zwang 
erzeugen, z. B. über das Verſprechen, jemanden bei der Be— 
werbung um eine Stelle zu unterſtützen, ihm eine Empfehlung 
zu geben u. dergl. 


$ 15. 
Rechtliches Intereſſe. 


I. In den bisherigen Ausführungen iſt bereits öfters 
der Begriff des „rechtlichen Intereſſes“ verwendet worden, 
dem noch einige zuſammenfaſſende Betrachtungen zu widmen 

8) Vgl. oben § 13 J. 

9) Vgl. oben $ 12 J. 
10) $ 267 St. G. B. 


Abh. z. deutſch. Prwatrecht XII. 2. Heft. 32¹ 5 


Ziegel, Xorlegung. 8 


find. Rechtliches Intereſſe wird im $ 810 erfordert und muß 
demgemäß auch bewieſen werden. Der Begriff ift allerdings 
beſtritten ), doch wird man hier wohl mit der Definition aus— 
kommen, daß derjenige ein rechtliches Intereſſe an etwas hat, 
der deſſen zur Erhaltung, Verteidigung oder Förderung ſeiner 
rechtlichen Verhältniſſe bedarf :). Es genügt alſo nicht der N 
rein wirtſchaftliche Zweck. Die im Hintergrund ſtehenden zu 
ſchützenden Rechtsverhältniſſe brauchen zwar noch nicht vor— 
handen zu ſein, aber ſie dürfen doch nicht ganz in der Luft 
ſchweben, und namentlich muß es ſich um beſtimmte konkrete 
Rechtsverhältniſſe handeln, und es genügt z. B. nicht etwa 
allgemein das Intereſſe eines Kaufmanns an der Vergröße— 
rung ſeiner Geſchäftsbeziehungen. Inſofern unterſcheidet ſich 
gerade das „rechtliche Intereſſe“ von dem weiteren „berech— 
tigten Intereſſe“ etwa in §S 11 G. B. O. oder $ 193 St. G. B. 9). 
Es iſt daher offenbar zu weit, wenn Dertmann‘) dar⸗ 
unter „jedes von der Rechtsordnung als ſchutzwürdig aner— 
kannte Intereſſe“ verſteht, da die Rechtsordnung jeden ethiſchen 
Zweck und die Wohlfahrt jedes einzelnen und der Geſamtheit 
als ſchutzwürdig anſieht. Das rechtliche Intereſſe, auch bei 
$ 810, kann auch ein öffentlichrechtliches fein, z. B. Beſtrafung 
eines Beleidigers, wie die beurkundeten Rechtsverhältniſſe öffent— 
lichrechtliche ſein können 9. ’ 
Trotz allem läßt ſich nicht leugnen, daß der Begriff 
„rechtliches Intereſſe“ etwas „Kautſchukbegriff“ iſt, der ſich 
nur nach der negativen Seite abgrenzen läßt und etwas von 
Fall zu Fall auszulegen iſt. Daraus folgt, daß der Beweis 


1) Vgl. darüber auch Dierſchke, der den Begriff § 11 S. 50 ff. 
für unklar hält. P 

2) Vgl. Gaupp-Stein $ 66 IIB; R. G. Bd. XXIII S. 343. 

3) Vgl. Fiſcher-Henle zu § 810 Anm. 1. 

4) Zu § 810, 1b. N 

5) So Enneccerus-Lehmann $ 348 J 2; vgl. oben § 12 J. | 
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desſelben nicht ganz ſtringent zu ſein braucht. Jedenfalls 
braucht von dem das rechtliche Intereſſe etwa darſtellenden 
Anſpruch nicht ſo viel bewieſen zu werden, wie in dem Prozeß, 
in welchem der Anſpruch ſelbſt geltend gemacht wird- Wenn 


wir alſo auch im ordentlichen Verfahren keine Glaubhaft— 
machung, ſondern nur vollen Beweis kennen, jo wird doch 
der Beweis des rechtlichen Intereſſes d. h. des im Hinter— 
grund ſtehenden Rechtskomplexes, indem er eben nur teilweiſe 
bewieſen werden muß, auf eine Art Glaubhaftmachung hinaus— 
kommen. Der Satz von Demelius (§ 31 S. 163), der für 
die a. a. e. galt, hat daher auch für den Beweis des recht— 
lichen Intereſſes in 8 810 eine gewiſſe Bedeutung: „nur in— 
ſoweit und nach der Richtung hin ſoll der Richter die Be 
gründung des deſignierten indieium directum unterſuchen, daß 
er ſich ein Urteil bilden kann, ob Kläger wirklich mit Ernſt 
und ohne Unredlichkeit ſeine Hauptklage als bevorſtehend an— 
kündigen kann“ q); allerdings braucht die Einſicht nicht die 
Einklagung der das rechtliche Intereſſe darſtellenden Rechte 
zu bezwecken. Wenn daher das rechtliche Intereſſe nach dem 
Geſagten genügend bewieſen ift, jo darf der beklagte Urkunden— 
beſitzer nicht den Gegenbeweis führen, daß das rechtliche In— 
tereſſe tatſächlich gar keine beſtehenden Rechte darſtelle, weil 
das wiederum dazu führen würde, in dem Vorlegungsprozeß 
die Frage des im Hintergrund ſtehenden Anſpruchs im vollen 
Umfang aufzurollen. Da das rechtliche Jutereſſe zum Klage— 
grund gehört, fo bedeutet es eine Klageänderung (8 264, 268 
C.P. O.), wenn an Stelle des urſprünglich behaupteten recht— 
lichen Intereſſes, z. B. wegen einer Darlehusforderung, ein 
anderes geſetzt wird, z. B. wegen einer Eheſcheidung. Das 


6) Der Kürze halber ſoll im folgenden auch für den bei $ 810 

im Hintergrund ſtehenden, das rechtliche Intereſſe bildenden Anſpruch oder 
Rechtskomplex der Ausdruck „judicum directum“ verwandt werden. 

923 ö* 


21" 


mn be U ne m 


— 68 — 


rechtliche Intereſſe als ſelbſtändige Vorausſetzung des Ein— 
ſichtsanſpruchs iſt bei anderen Einſichtsrechten z. B. bei $ 716 
B. G. B. nicht erforderlich; die einzige Grenze ift dort die, daß 
das Recht nicht lediglich zur Schikane ausgeübt werden darf 
(8 226 B.G. B.). 

II. Die Bedeutung des rechtlichen Jutereſſes als ſelb— 
ſtändiger Vorausſetzung zeigt ſich an einigen Beiſpielen, die 
den Schluß der Betrachtung bilden mögen. 

Ein Teſtament iſt für den Bedachten eine in ſeinem Ju— 
tereſſe errichtete Urkunde. Nach dem Tode des Teſtierenden 
hat der Bedachte, unabhängig von dem öffentlichen Recht des 
Gerichts, das Teſtament von jedem Inhaber herauszuver— 
langen ($ 2259 B.G.B.), und der Pflicht, es jedem Inter— 
eſſenten vorzuweiſen (§ 2264 daß), ein privatrechtliches Recht 
auf Einſichtsnahme. Danach müßte der Bedachte auch bei 
Lebzeiten des Erblaſſers ein Recht auf Einſicht haben. Dies 
iſt aber einmal nicht angängig, da bis zum Tode des Erb— 
laſſers letztwillige Verfügungen, abgeſehen von Erbverträgen 
und teilweiſe gemeinſchaftlichen Teſtamenten ($ 2271 B. G. B.), 
jederzeit frei widerruflich ſind und daher für den Bedachten 
kein Recht und damit kein ſchutzwürdiges rechtliches Intereſſe 
in bezug auf das Teſtament vorhanden ſein kann. Es iſt 
aber auch dann nicht angängig, wenn ein Widerruf des Teſta— 
ments tatſächlich unmöglich iſt, z. B. weil der Teſtierende 
nachher unheilbar geiſteskrank geworden iſt. Denn da die 
Tendenz der Rechtsordnung dahin geht, Teſtamente bei Leb— 
zeiten des Erblaſſers möglichſt geheim zu halten, ſo wird ein 
rechtliches Intereſſe auf Einſicht nicht anerkannt und jedes 
dahingehende Beſtreben von der Rechtsordnung reprobiert. 

Die Entſcheidung S. A. 8 Nr. 322 gibt dann ein Ein- 
ſichtsrecht an dem Vertragsexemplar des Gegners, wenn der 
Vorlegungsſucher ſein eigenes verloren hat, was er beweiſen 
muß. Die Entſcheidung iſt im allgemeinen richtig; der Verluſt 
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des eignen Exemplars rechtfertigt das rechtliche Interefie; 
doch kann auch unter anderen Umſtänden ein Recht am Exem— 
plar des Gegners beſtehen, z B. wenn der Gegner behauptet, 
der Vertrag laute anders, als wie in dem Exemplar des Vor— 
legungsſuchers beurkundet iſt, und der Vorlegungsſucher ver— 
mutet, daß bei der Ausfertigung des gegneriſchen Exemplars 
ein Irrtum untergelaufen iſt. 


§ 16. 


Gerichtsſtand; Koſten- und Sicherheitsleiſtung; Vorlegungsort. 


J. Der Gerichtsſtand für die Klage aus $ 810 iſt der 
allgemeine des § 12 C.P. O., eventuell, wenn die Urkunde ge— 
ſchäftliche Verhältniſſe beurkundet, auch der Gerichtsſtand des 
dauernden Aufenthalts (§ 20), der Niederlaſſung ($ 21) und 
des Ausländerforums ($ 23) u jedoch nie der Gerichtsſtand des 
Erfüllungsorts, obgleich S 811 einen beſonderen Erfüllungsort 
aufſtellt, da das Schuldverhältnis nicht aus einem Vertrage, 
ſondern unmittelbar aus dem Geſetze entſpringt und ſolche 
Klagen nicht unter § 29 Cp. O. fallen (vgl. Gaupp-Stein 
§ 29 I). Hingegen kann der Einſichtsanſpruch aus einem 
beſonderen Rechtsverhältnis (3. B. einem Kauf, $ 444 B.G. B.) 
im Gerichtsſtand des für das Rechtsverhältnis maßgebenden 
Vertrages geltend gemacht werden. 


I) § 23 C.P. O. ſetzt einen vermögensrechtlichen Anſpruch voraus. 
Der Anſpruch auf § 810 ſowie jeder andere Einſichtsanſpruch iſt ver— 
mögensrechtlich, wenn das verfolgte rechtliche Intereſſe oder auch der mit 
der Einſicht verfolgte Zweck vermögens rechtlichen Verhältniſſen dient. Ob 
letzteres der Fall iſt, wird ſich leicht darin zeigen, ob der Vorlegungs— 
ſucher bei ſchuldhafter Nichterfüllung einen Schadenserſatzanſpruch geltend 
machen kann. Vgl. über den Begriff des vermögensrechtlichen Anſpruchs, 
der weiter iſt als Vermögensanſpruch in § 3 K. O., Gaupp-Stein 
§11II I. 
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II. Die Gefahr und Koſten der Vorlegung hat nach dem 
auch für den Beſichtigungsanſpruch des § 809 geltenden 881! 
der Vorlegungsſucher zu tragen; der Beſitzer kann die Bor: 
legung verweigern, bis ihm der andere Teil die Koſten vor— 
ſchießt und wegen der Gefahr Sicherheit leiſtet?). Dierſchke 
($ 20 S. 85) iſt hinſichtlich 8 809 der Anſicht, daß auch 
wegen des Schadens Sicherheit zu leiſten iſt, der durch die 
Preisgebung von Geheimniſſen (Fabrikgeheimniſſen) entſtehen 
kann. Dieſe Anſicht dürfte verfehlt ſein; denn unter „Gefahr 
tragen“ hat man in der Rechtsſprache noch nie etwas anderes 
verſtanden als die Haftung für die phyſiſche Beſchädigung 
eines Gegenſtandes. Ebenſo ſind unter den zu erſetzenden Koſten 
nach dem allgemeinen Sprachgebrauch nur die durch die Vor— 
legung ſelbſt entſtehenden Koſten zu verſtehen, nicht aber die 
Schädigung, die der Vorlegende durch die zeitweiſe Gebrauchs— 
entziehung ſeiner Urkunde erleidet; dieſe Schädigung hat er 
ſelbſt zu tragen. Von dem Inhalt der ihm mitgeteilten Ur— 
kunde kann der Vorlegungsſucher, da er ein Recht auf den 
Inhalt hat, freien Gebrauch machen, ſofern er nicht gegen 
§ 826 B. G. B. verſtößt. 

Der Vorlegungsſucher hat den Betrag der durch die Vor— 
legung entſtehenden Koſten „vorzuſchießen“, alſo anſcheinend 
vorzuleiſten. Doch wird man wohl aus praktiſchen Gründen, 
ſowie aus der Faſſung des § 811 letzter Satz, der die typiſche 
Form der Verweigerungsrechte des B.G.B. hat (vergl. z. B. 
$ 1000 BG. B.), zu der Anſicht kommen müſſen, daß Zug 
um Zug zu erfüllen iſt. Macht daher der beklagte Urkunden— 
beſitzer die Einrede des fehlenden Koſtenvorſchuſſes und der 
fehlenden Sicherheitsleiſtung geltend, erkennt er jedoch im übrigen 


2) Dies Recht beſteht natürlich nicht ſchlechthin, ſondern nur, wenn 
tatſächlich Koſten gewiſſen Umfangs — minima non curat praetor — 
entſtehen und Schaden zu befürchten iſt (Rechtſprechung der O. L. GG. 
Bd. II S. 135). 
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den Anſpruch ſofort an, ſo iſt er in analoger Anwendung des 
5 320 B.G.B. — analog, denn ein gegenſeitiger Vertrag iſt 
nicht vorhanden — zur Leiſtung Zug um Zug zu verurteilen. 
Dabei treffen die Koſten, wenn der Beklagte keine Veran— 
laſſung zur Klageerhebung gegeben hat, gemäß § 93 CPO. 
den Kläger, da ja der Beklagte den Anſpruch ſo, wie er be— 
gründet war und wie er verurteilt worden iſt, anerkannt hat. 
Einen ſeinerſeits im Klageweg geltend zu machenden, im 
Sinne des § 273 B.G.B. ) fälligen Anſpruch auf die Koſten— 
leiſtung hat der Urkundeninhaber im allgemeinen nicht, da eben 
nur die durch die Vorlegung tatſächlich entſtandenen Koſten 
zu erſetzen ſind und der Vorlegungsſucher jederzeit berechtigt 
iſt, fein Vorlegungsbegehren fallen zu laſſen; doch ſind Fälle 
denkbar, in denen Koſtenerſatz beanſprucht werden kann, ohne 
daß es zur Vorlegung gekommen iſt: z. B. der Urkunden— 
inhaber hat zum Zwecke der auf einen beſtimmten Tag feſt⸗ 
geſetzten Vorlegung das Archiv, in dem ſich die Urkunden be— 
finden, heizen laſſen oder zwecks Beaufſichtigung des Vor— 
legungsſuchers im Archiv einen Diener für den Tag gemietet. 
III. Während an ſich nach § 811 die Vorlegung an 
dem Orte geſchieht, wo ſich die Urkunde bezw. Sache be— 
findet, kann jeder Teil die Vorlegung an einem anderen Orte 
verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 


2. Unterabſchnitt: $ 809 B. G. B. 
17. 
Allgemeines; Unterſchied von § 810 B. G.B. 
I. Es iſt an dieſer Stelle noch der Anſpruch aus 8 809 
B. G. B., der auf die Vorlegung von Sachen als körperlichen 
3) Der 8 273 B. G. B. paßt überhaupt nicht für das Verhältnis; 
denn das daſelbſt geregelte Zurückbehaltungsrecht kann der Gläubiger 
durch Sicherheitsleiſtung abwenden (Abſ. 3), während hier die Koſten zu 
zahlen, nicht nur zu hinterlegen ſind. 
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Gegenſtänden geht, im Vergleich mit dem allgemeinen Ur— 
kundenvorlegungsanſpruch aus § 810 zu behandeln, um ſo mehr, 
als der Anſpruch aus § 809 in ſeiner Konſtruktion und Ent- 
ſtehung dem aus § 810 ſehr ähnelt). Da die ſonſtigen An⸗ 
ſprüche des bürgerlichen Rechts, Herausgabeanſprüche u. dergl. 
welche den Vorlegungsanſpruch im Prozeß begründen, auf die 
Urkunde als körperliche Sache gerichtet ſind, wie ſchon ver— 
ſchiedentlich erwähnt iſt, ſo fällt auch der Vorlegungsanſpruch 
aus $ 809 B. G. B. unter $ 422 C. P. O. $ 809 BGB), 
der eigentliche Rechtsnachfolger der alten actio ad exhibendum, 
erfordert vor allem, daß im Hintergrund ſtehe „ein Anſpruch 
in Anſehung der Sache“, nämlich derjenigen, deren Beſich⸗ 
tigung verlangt wird. Art. 1041 des Dresdener Entwurfs 
war bedeutend weiter als der §S 774 des Entw. I und jetzige 
$ 809, namentlich inſofern, als ſich der im Hintergrund ſtehende 
Anſpruch nicht gegen die Sache ſelbſt zu richten brauchte. Die 
römiſche a. a. e. dagegen erforderte nach der Anſicht von De— 
melius — ob dieſelbe berechtigt iſt, bleibe dahingeſtellt — 
ſtets ein dingliches ind. dir. und jedenfalls war — trotz der 
äußerſt mannigfaltigen Verwendung der a. a. e. — eine ihrer 
wichtigſten Funktionen die Vorbereitung der rei vindicatio, 
und fie findet Demelius (S. 69—71) in dem Sklavenweſen' 
der Römer begründet, da Sklaven das Hauptobjekt der rei 
vindicatio bildeten und bei ihnen eine perſönliche Beſichtigung 

1) Vgl. oben § 5 Anm. 9. 

2) Zu $ 809 vgl. insbeſondere Dierſchke, „Die Vorlegung von 
Sachen zur Beſichtigung“, Jena 1901 (Bd. VIII Heft 3 d. Abhandl. 
z. Privatr. u. Civilprozeß d. deutſchen Rechts), ferner Schmieding, 
Die Bedeutung der gemeinrechtlichen a. a. e. verglichen mit dem An— 
ſpruch aus § 809 B. G. B., Leipzig 1902 (inhaltlofe Diſſertation); für 
das gemeine Recht aus neueſter Zeit Unger, Handeln auf fremde 
Gefahr Iherings Jahrb. Bd. XXXIII S. 305 — 318 (unter Berück⸗ 
ſichtigung des E. 1 B. G. B.), Rensburg, Die Anwendungsfälle der 
a. a. e., Bonn 1896 (Diſſ.). 
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und u. U. Befragung notwendig war, um ſich von ihrer Iden— 
tität überzeugen zu können. Sie erſetzte ſogar die rei vindi- 
eatio in Fällen, in denen man annehmen konnte, daß, wenn 
durch das exhibitorium in dem durch das summatim cognos- 
cere vereinfachten Verfahren die actio directa, der Anſpruch 
des Klägers an ſich, nachgewieſen war, dann der Beklagte 
von ſelbſt reſtituieren würde; und ſie ging auch direkt auf 
Herausgabe dann z. B., wenn Sachen durch Zufall in fremden 
Beſitz gekommen warens). 

Hingegen iſt bei § 809 nicht nötig, daß ein dinglicher 
Anſpruch in Anſehung der Sache beſteht, ſondern es genügt 
ein obligatoriſcher, ja überhaupt jeder, der, ohne ſich gegen 
die Sache ſelbſt zu richten, an die Sache anknüpft, wenn der 
Anſpruch durch die Sache oder deren Zuſtand beeinflußt wird). 
So iſt ein Anſpruch „in Anſehung der Sache“ die actio 
noxalis (§ 833 B. G. B.), die an den durch ein Tier verur— 
ſachten Schaden anknüpft, ja auch der Anſpruch, der wegen 
Verletzung eines Patentes oder Muſterſchutzes ſich gegen eine 
beſtimmte Sache richtet, weil dieſelbe eine unbefugte Nach— 
bildung des geſchützten Muſters enthalte); wer alſo weiß, 
daß eine Sache ſein Schutzrecht verletzt, kann deren Vor— 
legung zur Beſichtigung verlangen. 

3) Lex 5 8 5 D. 10, 4; vgl. $$ 867, 1005 B. G. B. 

4) Vgl. Dierſchke S. 47. Für die Vorlegung im Prozeß be— 
deutet § 809 nicht nur in feiner zweiten, ſondern auch in ſeiner erſten 
Alternative etwas Neues. Denn wenn auch ein Anſpruch in Anſebhung 
der Urkunde verlangt wird, ſo braucht es doch nicht ein Herausgabe— 
anſpruch zu ſein, wie ſolche bereits in § 422 ausdrücklich erwähnt ſind, 
ſondern es genügt auch ein ſolches iud. dir., das an ſich die Vorlegung 
oder Herausgabe ohne weiteres nicht rechtfertigte, z. B. Miteigentum, 
wenn die Sache der andere Miteigentümer benutzen darf; vgl. unten 
§ 211 ſowie $ 20 Anm. 11. 

5) Nicht aber das Urheberrecht in Anſehung des Papiers, auf 
welchem das Manuſkript ſtehr; ebenſo Dierſchke S. 78 Anm. 3; a. M. 


Dernburg, B. R. 1. u. 2. Aufl. II § 42 Anm. 6. 
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II. Im Gegenſatz zu 8 809 ift bei 8 810 nicht ein An— 
ſpruch als Vorausſetzung des Vorlegungsrechts gemacht, jondern 
nur das Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes. Daher können 
bei § 810 nicht die Zweifelsfragen wie bei § 809 auftreten, 
ob Rücktritts-, Kündigungs-, Anfechtungsrechte u. dgl. An⸗ 
ſprüche im Sinne des § 809 find‘). Auch muß bei 8 809 
das iud. dir. Beziehung auf die Sache haben und feine Spitze 
gegen den Sachbeſitzer richten, während bei 8 810 das im 
Hintergrund ſtehende Recht keinerlei Beziehung zu dem Ur— 
kundenbeſitzer zu haben braucht. Bei § 810 muß bewieſen 
werden, daß die Urkunde, deren Einſicht verlangt wird, ge— 
rade die Eigenſchaften hat, auf Grund deren die Beſichtigung 
eben verlangt wird. Bei der zweiten Alternative des § 809, 
wenn Gewißheit verſchafft werden ſoll, ob ein Anſpruch be— 
ſteht, iſt das nicht der Fall; denn dort braucht, damit der 
Verlegungsanſpruch in bezug auf eine beſtimmte Sache be— 
gründet ſei, entweder nicht voll bewieſen zu werden, daß ſie 
die geſuchte ſei oder daß ſie diejenigen Eigenſchaften habe, 
von deren Vorhandenſein die Exiſtenz des Anſpruchs abhängt. 
Hingegen iſt inſofern zwiſchen beiden Paragraphen kein Unter— 
ſchied vorhanden, als § 810 von „rechtlichem Intereſſe“, 
$ 809 nur von „Intereſſe“ ſchlechthin ſpricht. Denn das 
von § 809 verlangte Intereſſe (nämlich Intereſſe wegen des 
Anſpruchs auf eine Sache) iſt ſtets auch ein rechtliches und 
niemals nur ein rein wirtſchaftliches“). In § 809 muß je— 
doch der Anſpruch, der Vorlegungsgrund, zugleich das Inter— 
eſſe bilden, in § 810 iſt es aber nicht erforderlich, daß der 
den Vorlegungsanſpruch begründende Inhalt der Urkunde 
gleichzeitig auch das rechtliche Intereſſe darſtelle; es genügt 
alſo bei § 810, wenn der urkundliche Inhalt ein rechtliches 

6) Vgl. darüber Dierſchke S. 43, der für Verneinung in dieſem 
Falle eintritt. 

7) Vgl. oben § 15 J; Dierſchke S. 50 ff. 
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Indiz für eine andere nicht in der Urkunde bezeichnete Tat— 
ſache iſt (z. B. iſt die Abhebung einer größeren Summe Geldes 
von der Bank eine Indiz für die Bezahlung einer Schuld. die 
an demſelben Tage fällig wird). 


818. 


D 


Beweis der Vorausſetzungen beim Anſpruch aus § 809. 


I. Die von $ 809 aufgeſtellten Vorausſetzungen müſſen 
zur Geltendmachung des Vorlegungsanſpruchs, wie bei 8810 y, 
bewieſen, nicht nur glaubhaft gemacht werden?). Im gemeinen 
Recht galt zwar nur ſummariſche Kognition, aber in unſerem 
heutigen Prozeßrecht ſind die Vorausſetzungen eines materiellen 
Anſpruchs, außer beim Arreſt und bei der einſtweiligen Ver— 
fügung, ſtets voll zu beweiſen, nicht nur glaubhaft zu machen!. 
Daraus folgt aber noch nicht, daß nicht das materielle Recht 
als Vorausſetzung eines Anſpruchs das Beſtehen einer Wahr— 
ſcheinlichkeit von irgend etwas verlangen kann, und die Wahr— 
ſcheinlichkeit als eine ihrerſeits voll zu beweiſende Tatſache 
verwendet das bürgerliche- wie das Strafrecht in ausgedehntem 


1) Vgl. oben $ 13 II. 

2) So mit Recht Dierſchke; vgl. daſ. § 13 ff.: Unger, Iherings 
Jahrb. Bd. XXXIII S. 315 hält das Exhibitionsrecht, wenn ſtatt 
Glaubhaftmachung voller Beweis erſordert wird, für illuſoriſch, aber er 
überſieht die zweite Alternative von $ 809, vermöge deren die ſummariſche 
Kognition wieder ihren Einzug in das Geſetz hält (vgl. das Folgende). 
Auf einem ähnlichen Standpunkte ſteht Fiſcher, Recht und Rechtsſchutz 
S. 39 f., der deshalb den Vorlegungsanſpruch des § 809 wie des § 810 
in das Prozeßrecht verwieſen wiſſen wollte. Aber die Aufnahme in das 
B. G. B. erſcheint ſyſtematiſch wichtiger (ebenjo Unger S. 307), ſchon aus 
dem Grunde, weil zwiſchen der materiellrechtlichen Vorlegung zur Infor— 
mation und der prozeſſualen zum Beweiſe ein großer Unterſchied beſteht 
(vgl. unten § 25 fl). 

3) Vgl. oben $ 15 J. 
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Maße, z. B. bei dem Begriff der Gefährdung (ogl. etwa B.. B. 
§ 908, St. G.B. §§ 316-318). 

Es find aber ſcharf die beiden Alternativen des 8 809 
zu trennen; bei der erſten muß ein Anſpruch in bezug auf 
die Sache vorhanden ſein, bei der zweiten ſoll Gewißheit ver— 
ſchafft werden, ob ein ſolcher vorhanden iſt. Wenn Dert 
mann zu 8 809 keinen ftrengen Beweis des Anſpruchs ver— 
langt, ſondern ſich mit ſummariſcher Kognition begnügt, ſo 
hält er beide Fälle nicht auseinander; denn nur bei der zweiten 
Alternative braucht ein Anſpruch nicht vorhanden zu ſein und 
demgemäß auch nicht bewieſen zu werden. 

Bei der zweiten Alternative betont Dierſchket) mit Recht, 
daß die zu beweiſenden Vorausſetzungen aus dem Worte 
„Gewißheit“ hervorgeholt werden müſſen. Er verlangt, daß 
jo viel von dem ind. dir. bewieſen werde, daß nur noch ein 
Glied in der Beweiskette fehle, und daß eben durch das Re— 
ſultat der Beſichtigung feſtgeſtellt werden könne und müſſe, 
ob der Beſichtigende gegen den Sachbeſitzer einen Anſpruch 
hat oder nicht; bei der actio noxalis aus § 833 B.G. B. 
z. B. muß nach Dierſchke der Vorlegungsſucher beweiſen, 
daß er durch ein Tier, einen großen Hund, verletzt iſt, und 
daß der andere ein Tier derſelben Gattung, alſo auch einen 
großen Hund, beſitzt. Er braucht nicht zu beweiſen, daß er 
gerade dasjenige Tier habe, welches ihn — den Vorlegungs— 
ſucher — verletzt hat; denn das ſoll gerade durch die Beſichti— 
gung feſtgeſtellt werden. Daß ein derartiges Beſichtigungs— 
recht außerordentlich weit geht, etwa in einer großen Stadt, 
wo Tauſende von Perſonen große Hunde beſitzen und ſonſt 
kein Anhalt beſteht, daß der Betreffende den ſchädigenden 
Hund beſitzt, liegt auf der Hand. 

II. Es kann hier nicht näher unterſucht werden, ob Di erſchke 
bei der zweiten Alternative nicht etwas zu wenig verlangt, ob 

4) 8 15 S. 68f. 
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nicht vielmehr der ganze Anſpruch wahrſcheinlich ſein muß. 
indem von einem „Gewißheit verſchaffen“ nur die Rede ſein 
fann, wenn bereits ein gewiſſer begründeter Verdacht gegen 
den Beſitzer vorliegt. Der volle Beweis dieſer Wahrſchein— 
lichkeit würde im Prozeß zwar nicht mit logiſcher Notwendig— 
keit, aber doch häufig in der Praxis auf eine Glaubhaftmachung 
des Anſpruchs hinauskommen. Denn wenn ſich ein Klage— 
anſpruch auf die Tatſachen a, b, e und d ſtützt, jo kann eine 
Glaubhaftmachung entweder ſo erfolgen, daß jede einzelne 
Tatſache glaubhaft gemacht wird (durch eidesſtattliche Ver— 
ſicherung, oder daß einzelne Tatſachen (a und e) bewieſen, 
einzelne (b und d) glaubhaft gemacht werden, oder daß a, b 
und e bewieſen und dem richterlichen Ermeſſen anheimgeſtellt 
wird, daraufhin auch die Tatſache d als wahrſcheinlich anzu⸗ 
nehmen 5). 

Wenn bei der Klagerhebung die Vorausſetzungen des 
Vorlegungsanſpruchs aus § 809 (zweite Alternative) gegeben 
ſind, alſo Wahrſcheinlichkeit für das iud. dir. vorhanden it 
oder — nach der Dierſchkeſchen Anſicht — deſſen Funda⸗ 
mente bis auf eine Tatſache feſtſtehen, ſo iſt der Anſpruch be— 
rechtigt. Hieraus folgt die merkwürdige Tatſache, daß der 
Anſpruch auch dann, wenn der beklagte Beſitzer dartun könnte, 
daß überhaupt der Kläger kein iud. dir. gegen ihn hat, mit 
Erfolg geltend gemacht werden kann, daß alſo ein Gegenbe— 
weis gegen die vor Klagerhebung vorhanden geweſene Wahr— 

5) Dieſe letzte Art würde ſich der Dierſchkeſchen Anſicht von dem 
Loch in der Beweiskette nähern, nur daß Dierſchke nicht verlangt, daß 
die bewicſenen Tatſachen die fehlende wahrſcheinlich machen. Nach der 
Anſicht, welcher wir zuneigen, müßte letzteres aber der Fall ſein und in 
dem obigen Beiſpiel aus § 833 noch eine weitere Tatſache bewieſen werden, 
um den Anſpruch (das iud. dir.) gegen den Tierbeſitzer wahrſcheinlich zu 
machen, etwa zum mindeſten, daß ſein Hund zur Zeit der Verletzung frei 
umherlief. 
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ſcheinlichkeit nicht zugelaſſen iſt (vgl. oben $ 15 J). Dies iſt 
jedoch keine Ausnahme von dem Satze des modernen Prozeß⸗ 
rechts, daß auch ſolche Tatſachen für die Urteilsfindung zu 
berückſichtigen ſind, die erſt nach Klagerhebung eingetreten 
ſind (vgl. Gaupp-Stein $ 300 III b); denn die Tatſachen, 
welche die Wahrſcheinlichkeit widerlegen ſollten, und deren 
Beweis abgeſchnitten iſt, ſind in der Regel nicht ſpäter neu 
eingetreten, ſondern ſie beſtanden objektiv bereits bei Klager⸗ 
hebung. Allerdings kann logiſch nicht mehr von objeftiver 
Wahrſcheinlichkeit des ind. dir. die Rede fein, wenn bewieſen 
werden könnte, daß es überhaupt nicht beſtehe. Es handelt 
ſich aber eben um die Wahrſcheinlichkeit, die bei der Geltend— 
machung des Vorlegungsanſpruchs vom Standpunkt des Klägers 
vorhanden war!), und wenn dieſe einmal vorhanden war, jo 
iſt und bleibt der Vorlegungsanſpruch berechtigt, auch wenn 
der Beklagte zehnmal beweiſt, daß in der Beweiskette des iud. 
dir. ein Loch nicht nur beſteht, ſondern ſtets beſtehen wird. 
Ließe man den Gegenbeweis zu, dürfte alſo, wenn der Kläger 
zum Zwecke der Vorbereitung der rei vindicatio hinſichtlich 
eines Gemäldes die Gemäldegalerie des Beklagten beſichtigen 
will, letzterer im Vorlegungsprozeß durch glaubwürdige Zeugen 
beweiſen, daß er in der Tat das geſuchte Gemälde nicht hat, 
ſo würde der Vorlegungsprozeß zum Hauptprozeß, würde im 
6) Die Gewißheit oder Ungewißheit, die vom Standpunkt beſtimmter 
Perſonen aus beſteht, iſt auch ſonſt im Rechtsverkehr ausſchlaggebend, 
während es nicht darauf ankommt, ob objektiv die in Frage ſtehenden 
Verhältniſſe bereits entſchieden ſind. So iſt eine Seeverſicherung gültig, 
auch wenn der zu erſetzende Schaden bereits eingetreten iſt, jedoch für den 
Verſicherer unverbindlich, wenn der Verſicherungsnehmer hiervon Kenntnis 
hatte (§ 785 H. G. B.). Ferner iſt z. B., wenn A dem B ein Lotterielos 
nach ſtattgehabter Ziehung verkauft, der Kaufvertrag nur gültig, wenn 
beide Teile über das Ziehungsergebnis im ungewiſſen ſind, jedoch an— 
fechtbar, wenn der eine Teil dem audern ſeine Kenntnis davon verſchweigt, 
daß das Los eine Niete bezw. ein Treffer iſt. 
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Vorlegungsprozeß das iud. dir. aufgerollt?) und der Zweck 
des Geſetzes, den Hauptprozeß durch die proviſoriſche Beſich— 
tigung zu vermeiden, gerade vereitelt. Die Zulaſſung des 
Gegenbeweiſes verſetzte auch den Vorlegungsſucher in die übelſte 
Lage; denn obgleich die Vorausſetzungen ſeines Anſpruchs 
vorhanden ſind, riskierte er, den Prozeß zu verlieren, wenn 
der Beklagte im Prozeß nachwieſe, daß er gar nicht die ge— 
ſuchte Sache habe). Der Vorlegungsſucher ſoll ſich aber auf 
Grund des § 809 perſönlich unterrichten und überzeugen dürfen, 
und die Beweiſe, die vor dem Prozeſſe der Beſitzer dem Vor— 
legungsſucher dafür vorführt, daß er nicht die Sache habe, 
haben für dieſen in der Regel ſo wenig überzeugende Kraft, 
als die ſog. „eidesſtattlichen Verſicherungen“, die dem pfän— 
denden Gläubiger vor der Interventionsklage eingereicht werden. 


8 19. 
Art und Charaker des Anſpruchs aus § 809 im Vergleich 
zu § 810 B. G. B. 
I. Der Auſpruch aus § 809 iſt nicht, wie der aus §810), 
jedem Beſitzer gegenüber wirkſam, ſondern, da er ein gegen 


7) Vgl. oben § 15 J, wo in gleicher Weiſe ausgeführt iſt, daß das 
rechtliche Intereſſe nicht in dem Umfang des Hauptprozeſſes zum Gegen— 
ſtand der Verhandlung gemacht werden darf. 

8) Zur Vermeidung von Mipverſtändniſſen ſei noch beſonders auf 
folgendes hingewieſen: Der Beſitz einer Sache iſt ſtets Vorausſetzung für 
den Anſpruch aus § 809. Während aber bei der erſten Alternative des 
$ 809 der Vorlegungsſucher beweiſen muß, daß der „Beſitzer“ gerade die 
Sache beſitzt, um die es ſich handelt, braucht er bei der zweiten nur zu 
beweiſen — gewöhnlich wird es unſtreitig ſein — daß der andere eine 
Sache beſitzt, bei welcher die Identität mit der geſuchten feſtgeſtellt werden 
ſoll. Der andere darf im letzteren Fall zwar nicht beſtreiten, daß er die 
geſuchte Sache, wohl aber, daß er überhaupt irgend eine in Frage kom— 
mende Sache beſitze, alſo in den obigen Beiſpielen zwar nicht, daß er den 
geſuchten Hund oder das geſuchte Gemälde, wohl aber, daß er überhaupt 
einen Huud oder eine Gemäldegalerie beſitze. 
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den Beſitzer gehendes ind. dir. vorausſetzt, nur demjenigen 
Beſitzer gegenüber, dem gegenüber das iud. dir. wirkſam iſt 
oder — in der zweiten Alternative — wäre (nämlich wenn 
es ſich als begründet herausſtellen ſollte). Das ergibt ſich eben 
daraus, daß der Vorlegungsanſ ſpruch aus 8 809 nur der 
Realiſierung des iud. dir. gegen den Beſitzer dient und mit 
dieſem hinfällig wird. Das Beſichtigungsrecht geht alſo durch 
den Beſitzwechſel verloren, wenn das ind. dir. nicht gegen den 
neuen Beſitzer der Sache wirkſam iſt ); iſt am 10. April ein 
Schaden durch ein Tier verurſacht 115 das Tier unſtreitig 
erſt am 12. April von dem jetzigen Beſitzer erworben, jo be⸗ 
ſteht in Anſehung dieſes Tieres, da felbjtverjtändlich der An— 
ſpruch aus $ 833 B. G. B. — anders die alte actio noxalis — 
nicht gegen den neuen Erwerber wirkſam iſt, kein Beſichtigungs— 
recht, obgleich es für den Geſchädigten höchſt wertvoll wäre, 
feſtzuſtellen, ob das Tier den Schaden verurſacht hat, um 
gegen den Vorbeſitzer vorgehen zu können. 

Der Charakter des Vorlegungsanſpruchs aus § 809 
hängt daher vom ind. dir. ab; je nachdem letzteres dinglich 
oder obligatoriſch iſt, iſt er es auch?). Der Anſpruch wird 
daher beſonders weit gehen in Anſehung einer geſtohlenen 
Sache, die kein Geldſtück oder Inhaberpapier iſt, und daher 
von dem gutgläubigen Dritten nicht zu Eigentum erworben 
wird (B. G. B. §s 932, 935). Gegen jeden Beſitzer wirkſam 
iſt das ind. dir. und demgemäß der Vorlegungsanſpruch, 
wenn es ſich um einen Abholungsanſpruch (B.G.B. $$ 867, 


1) Vgl. oben 8 5 5 IV. 

>) Vgl. auch § 886 B. G. B. 

3) Schon die Entſcheidung & S. A. 31 Nr. 335 ſprach es aus, daß 
die a. a. e. bisweilen, nämlich wenn ſie auf Eigentum geſtützt werde, die 
Natur einer dinglichen Klage habe. Hingegen war die a. a. e. nicht 
allgemein eine dingliche Laſt, die auf der Sache ruhte, wie Schmieding 
S. 22 behauptet. 
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1005) oder eine actio aquae pluviae arcendae (Vorflut) 
handelt. 

Hiernach iſt der Anſpruch aus § 809 feine actio in rem 
seripta®). Er iſt daher, auch wenn er in Anſehung einer 
unbeweglichen Sache geltend gemacht wird, kein Anſpruch, 
der „gegen den Beſitzer als ſolchen“ gerichtet wird und für 
den der dingliche Gerichtsſtand gilt ($ 26 CP. O.)); denn 
nicht durch den Beſitz allein wird die Paſſivflegitimation bei 
der Klage aus 8 809 beſtimmt, ſondern auch durch das per— 
ſönliche Element, daß gerade gegen dieſen Beſitzer ein iud. dir. 
beſteht oder möglicherweiſe beſteht. 

II. Die Beſichtigung der Sache nach §S 809 und 810 
iſt im Prinzip gleichartig, in beiden Füllen beſtimmt das In- 
tereſſe den Umfang der Beſichtigung; jedoch wird man bei 
8 809 ſtets die Beſichtigung des Originals, der Sache ſelbſt, 
fordern können, da ſich ſonſt das Beſtehen eines Anſpruchs 
in bezug auf die Sache nicht mit Sicherheit feſtſtellen läßt; 
hingegen muß ſich bei 8 810 der Vorlegungsſucher u. U. mit 
einer beglaubigten Abſchrift begnügen ). Wenn es ſich anderer- 
ſeits um eine Urkunde handelt, ſo wird ſich die Beſichtigung 
nach 8 809 häufig auf das Aeußere der Urkunde beſchränken, 
ſoweit die Beſichtigung zu den Zwecken des ind. dir. nötig 
iſt, während die Beſichtigung nach § 810 ſtets eine genauere 
iſt und ſich auf den Inhalt der Urkunde erſtreckt. Es bedarf 


4) Vgl. oben § 5 zu Anm. 13; auch für das römiſche Recht nicht, 
wie Glück, Erläuterung der Pandekten Bd. XI S. 189 u. 226 und 
Schmieding S. 12 behaupten. Denn nicht lediglich mit der facultas 
exhibendi wechſelt die Paſſivlegitimation, ſondern das indieium direetum 
mußte auch dem Rechtsnachfolger gegenüber beſtehen. 

5) A. M. Gaupp-Stein 8 26 II A. Die Klage aus $ 810 iſt 
allerdings „gegen den Beſitzer als ſolchen“ gerichtet, doch kommt bei dieſer, 
da es ſich nur um Urkunden, alſo Mobilien, handelt, der Gerichtsſtand 
des $ 26 natürlich nicht in Frage. 

6) Vgl. oben § 5 Anm. 1. 

Abh. z. deuiſch. Privatrecht XII. 2. Heft. 337 

Siegel, Vorlegung. 
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ſchließlich nur der Erwähnung, daß bei Urkunden das „Recht 
in Anſehung“ der Urkunde, das ind. dir, alſo etwa der er 
tumsanſpruch, nicht zu verwechſeln iſt mit dem Rechte, das 
die Urkunde nachweiſt. 


$ 20. 
Fortſetzung; Kombination von $ 809 und 810 B. G. B. 


J. Der Anſpruch auf § 809 muß ſich gegen den Be⸗ 
figer einer Sache richten; der Vorlegungsſucher muß alſo 
wiſſen und beweiſen, daß der Betreffende eine beſtimmte Sache 
hat. Bei der zweiten Alternative des § 809 kann der Anſpruch 
auch hinſichtlich verſchiedener, natürlich gleichartiger Sachen des 
Beſitzers beſtehen, denn es iſt ja nicht geſagt. daß gerade an 
der einen Sache das noch ungewiſſe iud. dir. beſtehe; aber 
der Vorlegungsſucher muß die Sachen genau bezeichnen, die 
er beſichtigen will). Er kann ſich das jedoch ſparen, wenn er 
einen „Sachinbegriff“ ($ 92 B.G.B.) d. h. hier eine Zu⸗ 
ſammenfaſſung von ſolchen Gegenſtänden, an deren jedem ein— 
zelnen das Beſichtigungsrecht beſtehen könnte, bezeichnet (J. B. 
Bibliothek, Herde). Inſofern ſind auch die Worte des § 809 
„gegen den Beſitzer einer Sache“ und „die Sache zur Be— 
ſichtigung vorlegt“ hinſichtlich der zweiten Alternative ungenau, 
es müßte genauer heißen 2): „Wer ſich Gewißheit verſchaffen 
will, ob ihm gegen den Beſitzer einer Sache oder mehrerer 
gleichartiger Sachen oder eines Inbegriffs von gleichartigen 
Sachen ein Anſpruch in Anſehung einer oder einiger dieſer 
Sachen zuſteht, kann, wenn eine Beſichtigung aus dieſem Grunde 
für ihn von Intereſſe iſt, verlangen, daß der Beſitzer ihm die 


I) Vgl. oben § 5 zu Anm. 5. 


2) Damit ſoll die genauere ſchleppende Faſſung nicht als Geſetzes⸗ 
text vorgeſchlagen werden. 
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eine oder die mehreren Sachen oder den Inbegriff von Sachen 
zur Beſichtigung vorlegt oder?) die Beſichtigung geſtattet.“ 

II. Ein Anſpruch in Anſehung der Sache kann, wenn 
es ſich um Urkunden handelt, auch der Urkundenvorlegungs— 
anſpruch des § 810 ſein ). Setzt man den Anſpruch aus 
§ 810 in $ 809 ein, dann ergibt die erſte Alternative nichts 
Neues (wer gegen den Beſitzer einer Sache — Urkunde — 
einen Urkundenvorlegungsanſpruch hat); denn das wäre iden— 
tiſch mit $ 810. Eine Erweiterung tritt erſt ein, wenn man 
den Anſpruch in die zweite Alternative einſetzt (wer ſich Ge— 
wißheit verſchaffen will, ob ihm gegen den Beſitzer einer Ur— 
kunde ein Urkundenvorlegungsanſpruch zuſteht, kann verlangen, 
daß u. ſ. w.). 

Damit iſt eine große Ausdehnung der Anwendung des 
3 810 gegeben. Dieſe bisher wohl noch nirgends aufgeftellte 
Erweiterung von $ 810 entſpricht erſtens durchaus dem Wort— 
laut, zweitens dem Sinn und der Tendenz des Geſetzes, das, 
dem modernen Zuge folgend, die Urkundenvorlegung ausdehnt, 
drittens aber auch dem nämlichen dringenden Bedürfnis, das 
den Anſpruch aus § 809, zweite Alterative, hervorgebracht 
hat, daß man ſich erſt präparatoriſch überzeugen darf, ob man 
einen Hauptanſpruch hat, ehe man das Riſiko eines Prozeſſes 
über den letzteren auf ſich nimmt. 

Bei der zweiten Alternative des § 809 kann zweierlei 
ungewiß ſein: entweder man weiß nicht, ob der Gegner die 
Sache beſitzt, die man ſucht, ob die, deren Beſichtigung man 
wünſcht, die geſuchte iſt (Beiſpiel beſonders die rei vindi- 
catio), oder aber man weiß zwar, daß es ſich nur um die 


3) Wenn man die Unterſcheidung zwiſchen Vorlegung zur Beſich— 

tigung und Geſtattung der Beſichtigung beibehält. Vgl. oben $2 Anm. 16. 

4) Auch andere Einſichtsanſprüche, z. B. aus § 716 B. G. B., § 118 

H. G. B. können hierher gehören, da man ſie auch als Auſprüche in An— 

ſehung beſtimmter Sachen auſſaſſen kann; doch iſt das unzweiſelhaft nicht 
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Sache des Beſitzers handeln kann, man weiß aber nicht, ob 
überhaupt in Anſehung deren ein Anſpruch vorhanden iſt 
(Beiſpiels): mein Haus iſt ſehr feucht; ich vermute, daß 
daran gewiſſe ordnungswidrige Zuſtände des Nachbargrund— 
ſtücks ſchuld ſind; nur dieſes kann in Betracht kommen; mög— 
licherweiſe habe ich aber überhaupt keinen Anſpruch gegen 
irgend jemand, da die Feuchtigkeit auch an den Grundwaſſer— 
verhältniſſen meines eigenen Grundſtücks liegen kann). 

Dementſprechend können auch die Verhältniſſe hier liegen: 
entweder ich weiß zwar, es beſteht eine gemeinſame Urkunde 
im Sinne des § 810, aber ich weiß nicht, ob die Urkunde 
des andern, von der ich es vermute, die gewünſchte iſt; oder 
ich weiß nicht recht, ob die Urkunde des anderen, um die es 
ſich allein handeln kann, eine gemeinſame iſt. 

Beide Fälle gewähren ein Recht aus 8 809. Das Ci— 
gentümliche iſt hier nur, daß unter Umſtänden die auf Grund 
von 8 809 erfolgte Beſichtigung bereits die Zwecke der mit 
dem ind. dir, dem Anſpruch aus $ 810, verfolgten erſtrebt, 
jedoch nicht immer, da beide Beſichtigungen nicht völlig über— 
einſtimmen h); e ſoweit letzteres der Fall, iſt im 
Prozeß die Vorlegung in allen Fällen dieſelbe, welches auch 
das zu Grunde liegende Recht iſt, da der Prozeß hinſichtlich 
der Urkundenvorlegung nivelliert“). Man kann alſo im Pro— 
zeß Vorlegung ebenſo verlangen auf Grund der Kombination 
von $ 809 und 810, wie auf Grund des Vorlegungsan— 
ſpruchs des § 809 (beider eee allein, wenn er auf 
die Urkunde als Sache, nicht als Trägerin von Gedanken 
geht. Für den Prozeß iſt fo olgendes zu beachten, was des 


* 


5) Im Anſchluß an Endemann $ 197 S. 1230 Anm. 13 ge- 
bildet. 

6) Vgl. oben 8 19 II. 

7) Vgl. oben § 2 II, unten § 26 II. 
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Zuſammenhangs wegen bereits hier im materiellen Teil dar— 
gelegt ſei. 

III. Der Anſpruch aus § 809 (zweite Alternative) ſo— 
wie der Kombinationsanſpruch kann natürlich dann im Prozeß 
als Vorlegungsanſpruch nicht Verwendung finden, wenn der 
Vorlegungsfucher nicht weiß, ob und welche für den Pro— 
zeß erhebliche Tatſache eigentlich in der Urkunde beurkundet 
iſt; denn ein Vorlegungsantrag gemäß § 424 Nr. 2 und 3 
(Bezeichnung der durch die Urkunde zu beweiſenden Tatſachen 
und mögl. vollſtändige Bezeichnung der Urkunde) iſt dann 
unmöglich und zwar ſowohl des Gegners als auch eines 
Dritten. Weiß der Vorlegungsſucher dagegen nicht genau, 
ob die Urkunde, die der andere beſitzt, diejenige iſt, welche die 
bekannten rechtserheblichen Tatſachen beurkundet, dann iſt 
zwar ein Vorlegungsantrag gegen einen Dritten (S 428) in der 
Regel auch unmöglich, da er meiſt nicht wird glaubhaft machen 
können, daß der Dritte die gewünſchte Urkunde beſitzt (§ 430). 
Hingegen wird ein Vorlegungsantrag gegen den Gegner mög— 
lich ſein, da der Nr. 4 des § 424 durch Angabes) irgend— 
welcher Umſtände, die für den Beſitz des Gegners ſprechen, 
genügt werden kann. Damit tritt aber dem Gegner gegen— 
über dieſer Fall nicht in der Kombination von § 809 und 
810, ſondern einfach in der gewöhnlichen Geſtalt auf, indem 
ſich der Anſpruch lediglich auf § 810 ſtützt, da der Beſitz 
nicht glaubhaft gemacht zu werden braucht und der Vorle— 
gungsſucher ſeine Ungewißheit über den Beſitz des Gegners 
gar nicht äußert, ſondern es darauf ankommen läßt, ob dieſer 
den Vorlegungseid ($ 426) leiſtet. 

In ſeiner eigentlichen Geſtalt zeigt ſich aber der Anſpruch 
im Prozeß in folgenden Fällen: man weiß, daß der Gegner 
oder Dritte eine für den Prozeß erhebliche Urkunde beſitzt, 


8) Glaubhaftmachung nicht nötig. 
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man weiß aber nicht genau, ob ſie auch gleichzeitig eine ge— 
meinſame iſt oder ſonſt ein bürgerlichrechtlicher Einſichtsan— 
ſpruch beſteht (3. B. es ſoll als rechtserheblich eine in einem 
Briefe vorkommende beleidigende Außerung bewieſen werden, 
gleichzeitig war der betreffende Brief ein Geſchäftsbrief; man 
weiß aber nicht recht, ob dieſer Brief etwa Verhandlungen 
über ein Rechtsgeſchäft enthält und daher eine gemeinſame 
Urkunde iſt). In derartigen Fällen kann auf Grund des 
Kombinationsanſpruchs Vorlegung der beweiserheblichen Ur⸗ 
kunden verlangt werden. Dabei iſt glaubhaft zu machen, daß 
das Beſtehen des Editionsanſpruchs zwar ungewiß, aber wahr— 
ſcheinlich ift®), ferner entweder die Tatſache, daß überhaupt 
eine ſolche vorlegungspflichtige Urkunde exiſtiert (wenn 
der Vorlegungsanſpruch an ſich, aber nicht der Beſitz des 
anderen feſtſteht), oder aber die Tatſache des Beſitzes (wenn 
ungewiß iſt, ob die Urkunde, um die es ſich allein handeln 
kann, vorlegungspflichtig iſth, letzteres jedoch nur bei dem 
Dritten, nicht dem Gegner 10) . 

9) Oben $ 18 Anm. 1; indem nur die Wahrſcheinlichkeit des Editions— 
anſpruchs glaubhaft zu machen iſt, während ſonſt der Anſpruch ſelbſt glaub— 
haft gemacht werden muß (§ 424 Nr. 5), indem alſo eine doppelte Ab— 
ſchwächung gegenüber dem vollen Beweis eintritt, iſt inſofern ſehr wenig 
glaubhaft zu machen; es wird alſo für einen begründeten Vorlegungs— 
antrag vielleicht ſchon genügen, wenn die Anführungen über den Vor— 
legungsgrund nicht der inneren Wahrſcheinlichkeit entbehren; hierin liegt 
für den Prozeß der weſentliche Vorteil gegenüber dem Anſpruch lediglich 
aus § 810. Dies gilt natürlich auch dann, wenn als iud. dir. der 
zweiten Alternative des § 809 nicht der Anſpruch aus § 810, ſondern 


ein anderer Herausgabeanſpruch oder dergl. in Frage kommt. Vgl. auch 
unten § 30. 


10) Oben Anm. 8. 

11) Der Anwendung des Kombinationsanſpruchs im prozeſſualen 
Vorlegungsverfahren ſteht es ebenſowenig im Wege, wie der des An— 
ſpruchs aus § 809, daß an ſich die Beſichtigung aus dem Grunde ge— 
wünſcht ſein muß, der den Vorlegungsgrund ergibt, d. h. daß an ſich die 
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Die beweiserheblichen Stellen der Urkunde find an ſich 
nie glaubhaft zu machen, hingegen werden zumeiſt die Stellen, 
welche die Vorlegungspflicht begründen, auch die beweiserheb— 
lichen ſein 1). Als beweiserhebliche Urkunde muß der Be— 
weisführer ſtets eine in den Händen des Gegners oder 
Dritten befindliche genau bezeichnen (8 424 Nr. 1), fo daß es 
nicht möglich iſt, wenn der Beweisführer nach § 809 (oben J) 
die Beſichtigung eines ganzen Handſchriftenarchivs verlangen 
könnte, die Vorlegung des ganzen Archivs vor das Prozeß— 
gericht zu beantragen 1). 

IV. Damit hätten wir den Vorlegungsanſpruch aus 
§ 810 und im Auſchluß daran den aus § 809 behandelt, 
und wenn wir auch vornehmlich ſeine Bedeutung im Prozeß 
im Auge hatten, ſo glaubten wir doch bei ſeiner beſonderen 
Wichtigkeit, und weil es hergebracht iſt, ihn im prozeſſualem 
Zuſammenhang zu erläutern, einer etwas allgemeineren und 
ausführlicheren Erörterung nicht aus dem Wege gehen zu 
ſollen. Über den Beſitz des Urkundeninhabers ſowie einige 
andere Fragen des materiellen Anſpruchs iſt des Zuſammen— 
hangs wegen noch unten gemeinſam mit dem prozeſſualen 
Anſpruch zu handeln 14). 


Beſichtigung deshalb von Intereſſe fein muß, weil ein iud. dir. be— 
ſteht oder ſein Beſtehen feſtgeſtellt werden ſoll (oben §8 17 II). Denn 
die Vorausſetzung des Vorlegungsintereſſes iſt im Prozeß nicht nötig, 
weil eben der Prozeß das Intereſſe erſetzt. Dem Vorlegungsſucher kommt 
es natürlich im Prozeß nicht auf das jud. dir. an (ogl. unten $ 26 VI, 
oben § 5 J), ſondern nur auf den Prozeß ſelbſt und das thema pro— 
bandum; und darum ſchadet es auch nichts, daß es dem Vorlegungs— 
ſucher auf ganz andere Teile der Urkunde ankommt als die, welche das 
ind. dir. begründen. Nur das wird man bei der Anwendung des 8809 
im Vorlegungsverfahren verlangen dürfen, daß die Vorlegung außerhalb 
des Prozeſſes wegen des iud. dir. von Intereſſe wäre. 

12) Vgl. oben § 13 J. 

13) Vgl. R. G. in S.A. XLIX Nr. 214 S. 366. 

14) Unten $$ 31, 44 ff. 
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3. Unterabſchnitt. 


8 21. 
Andere Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. 

Eine Vorlegungspflicht im Prozeß beſteht nach 8 422 
C. P. O. auch daun, wenn außer dem Falle des § 810 oder 
§ 809 B.G. B. nach ſonſtigen Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts die Herausgabe oder Vorlegung der Urkunde gefordert 
werden kann. f 

1. Für Herausgabeanfprüche kommen alle dinglichen oder 
perſönlichen Rechte des Privatrechts in Betracht, in denen 
ein Recht an der Urkunde wie an jeder anderen Sache oder 
gerade wegen ihrer Urkundseigenſchaßt begründet iſt ). Es it 
aber in erſterer Hinſicht bezüglich der Rechte an der Urkunde 
als Sache zu bemerken, daß aus einem dinglichen Recht z. B. 
Eigentum noch nicht das Recht folgt, die Herausgabe der 
Sache jederzeit verlangen zu können; ſo hat der Vermieter 
oder Verleiher einer Sache, der ihr Eigentümer iſt, während 
der Dauer des Miets- oder Leiheverhältniſſes keinerlei Heraus— 
gabeanſpruch, ebenfo nicht der Eigentümer einer verpfändeten 
Sache. Wegen ihrer Eigenſchaft als Urkunde wird ein Her— 
ausgaberecht namentlich gegeben in B.G. B. 88 371, 402, 
413, 444 f. 1267 und oft. Eine herauszugebende Urkunde 
iſt erſt zu ſchaffen, wenn ein Bücherauszug oder die abſchrift— 
liche Mitteilung einer Bilanz gefordert werden kann (B. GB. 
$ 444, H. G. B. 88 65, 91, 101, 166, 338); die Ueberein- 
ſtimmung mit dem Original darf in allen letztgenannten Fäl— 
len als ſelbſtverſtändlich gefordert, jedoch darf beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift nur im Falle des § 444 B.G.B. verlangt werden, 
was bei den Geſellſchaftsverhältniſſen des H. G. B. durch das 


1) Vgl. die Aufzählung in den Kommentaren, namentlich Gaupp⸗ 
Stein nnd Seufſert zu 8 422. 
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gleichzeitig gewährte Prüfungsrecht der Bücher erſetzt wird, 
während das Recht dem Agenten fehlt, ein Mangel, der 
neuerdings in den Kreiſen der Agenten zu lebhaften Klagen 
— wohl mit Recht — Anlaß gegeben hat). Beſondere 
Herausgaberechte geben noch W. O. Art. 48 und 54 bezüg— 
lich Wechſels und Proteſtes ſowie der nach Art. 54 zu er— 
richtenden Rikambionote. Bei dem Anſpruch aus einer Al 
ternativobligation mit Wahlrecht des Gläubigers beſteht, ſo— 
lange das Wahlrecht durch Ausübung der Wahl noch nicht 
erſchöpft it (§ 263 B. G. B.), ein Herausgabeanſpruch hinſicht— 
lich jedes der alternativ geſchuldeten Gegenſtände ), doch kann 
natürlich für den Prozeß nur die Vorlegung der beweiser— 
heblichen Urkunde verlangt werden. Ein bürgerlichrechtlicher 
Anſpruch im Sinne von S. b ff. iſt ferner das Recht des 
Konkursverwalters nach § 120 K. O. die Vorlegung der von 
den Gläubigern, die abgeſonderte Befriedigung verlangen, inne— 
gehabten Sachen zu verlangen), ſowie das Recht des Gläu— 
bigers, der eine Forderung des Schuldners gepfändet und 
überwieſen erhalten hat, auf Herausgabe der über die For— 
derung vorhandenen Urkunden nach §S 836 CP. O. Das 
Recht aus § 836 C.P. O. auf Herausgabe der Urkunde be— 
ſteht auch ohne weiteres einem Dritten gegenüber, der die 
Urkunde beſitzt, ſofern der Schuldner einen Anſpruch dieſem 
Dritten gegenüber hats), ohne daß es erſt einer Überweiſung 
nach § 886 C.P. O. bedürfte. Ein Recht auf Benutzung der 
Urkunde und damit auf Vorlegung nach § 422 C.P. O. hat 
der Gläubiger nach § 836 ſtets, auch wenn nur ein Teil 


2) Vgl. oben § 7 III. 
3) Vgl. Dernburg, B. R. 1. u. 2. Aufl. Bd. II § 42 II Ic, 
unten § 26 III. 
4) Nach Jaeger, Konkursordnung iſt $ 120 nur ein qualifizierter 
Anwendungsfall des $ 809 B. G. B. 
5) Gaupp-Stein $ 836 III a. E. 
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der Forderung gepfändet und überwieſen iſt, ſodaß es nicht 
weiter auf die Streitfrage ankommt, welcher Natur das Recht 
des Gläubigers an der Urkunde in dieſem Falle it‘). Das 
Recht des § 836 C.P. O. kommt daher im Prozeß nach § 422 
oder 429 zur Geltung, jet es, daß die Urkunde im Belt 
des Schuldners, des Drittſchuldners oder eines weiteren her: 
ausgabeverpflichteten Dritten ſich befindet und ſei es, daß es 
ſich um einen Prozeß des Gläubigers mit dem Schuldner, 
dem Drittſchuldner oder einem weiteren Dritten handelt. 

II. Einſichtsanſprüche können, wie bereits. oben S. 12 
ausgeführt, aus jedem Rechtsverhältnis entſpringen, und es 
entſpricht der Billigkeit und den Anforderungen des Verkehrs, 
wie bereits hervorgehoben ?), in der Gewährung derartiger 
Auſprüche als Nebenanſprüche möglichſt weitherzig zu ſein. 
Beſonders vorgeſehen ſind ſie namentlich als Ae von 
dauernden Verhältuiſſen, wie Geſellſchaftsverhältniſſen ), To 
B. G. B. § 716, H.G.B. 88 91, 65, 118, 1579), 166, 246, 
263, 338, 498, ſowie die Anſprüche auf Rechnungslegung, 
in denen gleichzeitig eine Klagenverbindung gemäß § 254 

C. P. O. zuläſſig iſt, ähnlich das Einſichtsrecht des Verfaſſers 
in die Geſchäftsbücher des Verlegers, wenn ſich die Vergütung 
aus dem Verlagsvertrag nach dem Abſatz richtet (§S 24 des 
Geſetzes über das Verlagsrecht vom 16. 6. 1901), die Fälle, 
in denen ſonſt, wie bei der Vormundſchaſt und Gegenvor— 
ee eine dauernde Kontrolle vorgeſehen iſt, jo B.G.B. 

§ 259 vbd. mit §§ 666 681,2, 713, 1214,1, 1421, 1546,3, 
1081 1890, 1915, 1978, 1990 ff., 2130,2, 2218, H. G. B. 


6) 6) Val darüber Weigelin, „Pfändungspfandrecht an Forderungen“ 
1899 S. 77 f., gegen deſſen Ausführungen mit Recht Gaupp-Stein 
§ 836 zu Anm. 13. 

() Vgl. oben $ 7 III. 

5) So Gaupp-Stein 8 422 JI 2. 

9) Vgl. auch oben $ 9 zu Anm. I. 
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§ 340, B.G.B. § 260 vbd. mit den eben genannten Para— 
graphen und mit $$ 419, 1374,2, 1891, 2011, 2018, 2027, 
2028, 2127, 2314, 2362, 2374, ferner 8 1799. In den 
Fällen, in denen auf Grund des Rechtes auf Prüfung oder 
Rechnungslegung die Einſicht eines ganzen Komplexes von 
Urkunden gefordert werden kann, darf natürlich im Prozeß 
nur die Vorlegung der beſtimmt zu bezeichnenden beweis— 
erheblichen verlangt werden. 


2. Abſchnitt. 
g 22. 
Der prozeſſnale Vorlegungsgrund der Bezugnahme. 


J. Neben die bisher beſprochenen Verpflichtungsgründe 
des materiellen Privatrechts tritt noch als ſelbſtſtändiger durch 
das Prozeßrecht gegebener Grund der der Bezugnahme in 
5 423 C. P. O. Hiernach iſt der Gegner des Beweisführers 
auch zur Vorlegung derjenigen in ſeinen Händen befindlichen 
Urkunden verpflichtet, auf welche er im Prozeſſe zur Beweis 
führung Bezug genommen hat, ſelbſt wenn dieſes nur in 
einem vorbereitenden Schriftſatz geſchehen ſein ſollte. Der Vor— 
legungsgrund iſt daher ein prozeßrechtlicher, inſofern er, durch 
einen Satz des Prozeßrechis eingeführt, durch eine prozeſſuale; 
Handlung, die Bezugnahme, entſteht und nur für denſelben 
Prozeß, in dem die Bezugnahme geſchehen iſt, Wirkſamkeit 
hat. Es kann alſo unabhängig von dem ſchwebenden Prozeß 
weder auf Vorlegung geklagt noch eine Verpflichtung auf die 
Bezugnahme geſtützt werden für einen anderen Prozeß auch 
zwiſchen denſelben Parteien und über dieſelbe Sache. Der 
Grund der Vorſchrift wird weniger darin zu ſuchen ſein, daß 
durch die Bezugnahme die Gemeinſchaftlichkeit für beide Par— 
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teien im konkreten Prozeſſe begründet werde), als vielmehr 
darin, das es den Grundſätzen des prozeſſualen Anſtandes 
entſpricht, daß die Partei die Urkunden, mit denen ſie ſich 
gebrüſtet hat, auch ihrerſeits vorlege ?); es iſt auch für die 
Güte der Sache einer Partei ſehr verdächtig, wenn ſie nicht 
mehr ihre eigenen Beweismittel vorbringen will. 

II. Die Bezugnahme muß zur Beweisführung geſchehen 
ſein, d. h. der Gegner muß die Urkunde, ſei es ausdrücklich, 
ſei es dem Sinne nach, als Beweismittel erwähnt haben. Es 
genügt daher nicht die Erwähnung der Urkunde mit der Be— 
hauptung, daß ſie einen beſtimmten Inhalt habe, wie Apt 
meints). Dieſe Unterſcheidung entſpricht nicht nur dem Woct— 
laut des § 423, ſondern iſt auch ſachlich gerechtfertigt, da man 
auf eine Urkunde ſich beziehen kann, ohne ſie zur Beweis⸗ 
führung gebrauchen zu wollen, oder ſogar mit dem Willen 
und der Erklärung, ſie nicht zu gebrauchen. Dieſe Anſicht 
ſpricht auch das Reichsgericht) mit den Worten aus, daß 
die Urkunde als ſolche zum Beweiſe, nicht aber lediglich auf 
deren Inhalt, der auch mündlich hätte mitgeteilt ſein können, 
Bezug genommen fein muß s). Die Apt'ſche Anſicht, daß 
jede Erwähnung der Urkunde „Bezugnahme“ im Sinne des 


1) So Schlieckmann, Die Urkundenedition von Seiten Dritter, 
Halle 1896 (Diſſ.) S. 32; Struckmann-Koch zu § 423. 

2) So Apt S. 26 f.; Kohler S. 374 ff. 

3) S. 24 ff. Wenn man, wie Apt, in $ 423 die Worte „zur 
Beweisführung“ als ſelbſtverſtändlichen Zuſatz auffaßt, der auch fehlen 
könnte (S. 24), dann darf man gerade erſt recht nicht eine Bezugnahme, 
die nicht zur Beweisführung geſchieht, für genügend anſehen. 

4) Bd. XXXV S. 109; auch Gaupp-Stein zu 8 423. 

5) In dem betr. Falle hatte die Partei nur die Tatſache, daß eine 
Urkunde leine über den Gegner erteilte ungünſtige Auskunft) vorhanden 
ſei, behauptet, aber gleichzeitig geſagt, daß ſie die Urkunde nicht vorlegen 
könne und wolle, da die Auskunft ſtreng vertraulich ſei. In dieſem Falle 
eine nach $ 423 verpflichtende „Bezugnahme“ anzunehmen, wäre abjurd. 
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§ 423 ſei, führte überhaupt zu der — offenbar unerwünſch— 
ten — Folge, daß jede Erklärung, welche die Partei auf 
eine Behauptung des Gegners über eine in ihren Händen 
befindliche Urkunde abgibt, eine „Bezugnahme“ wäre, obgleich 
ſie doch, um die Behauptung des Gegners betreffs des Ur— 
kundeninhalts nicht als wahr gelten zu laſſen, ſie beſtreiten 
muß (§ 138); es kann aber natürlich keinen Unterſchied machen 
(und bildet keine Bezugnahme), ſei es daß die Partei einfach 
ſich negativ verhält und die Behauptung des Gegners betreffs 
ihrer Urkunde beſtreitet, ſei es, daß ſie eine poſitive Erklärung 
abgibt d. h. motiviert beſtreitet, indem fie gleichzeitig ihrerſeits 
eine Darſtellung von dem Inhalt der Urkunde gibt. 

Tie Partei iſt ferner nur zur Vorlegung verpflichtet, 
wenn ſie auf in ihren Händen befindliche Urkunden Bezug 
geuommen hat. Die Worte „in ihren Händen befindlich“ 
ſind wie der Tatbeſtand eines Strafgeſetzes auszulegen, d. h. 
die Urkunde muß ſowohl objektiv zur Zeit der Bezugnahme 
in den Händen der Partei ſein, als auch die Partei muß es 
ſubjektiv ſo gemeint und dargeſtellt haben, als ſei die Urkunde 
in ihren Händen befindlich. Eine Verpflichtung zur Vor 
legung beſteht daher nicht, wenn die Urkunde erſt nach der 
Bezugnahme in den Beſitz der Partei gekommen iſt. 

Wer ferner den Inhalt einer Urkunde ſchildert, aber nicht 
erkennen läßt, daß er ſie beſitzt, wird in der Praxis niemals 
auf ſie zur Beweisführung Bezug nehmen wollen. 

III. Da $ 429 EBD. den Dritten d. h. eine Perſon, 
die nicht Gegner iſt, zur Vorlegung einer Urkunde aus den— 
ſelben Gründen verpflichtet, wie den Gegner), jo kann auch 
für einen Dritten, zu deſſen Nötigung eine beſondere Klage 
erforderlich iſt, eine Verpflichtung aus dem Grunde der Be— 
zugnahme vorhanden ſein, ſofern er an dem Hauptprozeß 


6) Vgl. unten 8 40 III. 
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teilgenommen hat:). Das iſt jedoch nur möglich, wenn der 
Dritte Nebenintervenieut (8 66) oder frühere, nunmehr aus— 
geſchiedene Partei (88 75 — 77, 265,2, 266,1) geweſen iſt. 
Die Verpflichtung dieſer Perſonen erſtreckt ſich wie die des 
Gegners auch nur auf den anhängigen Prozeß. 

Vom Standpunkt des Beweisführers iſt ſowohl fein 
eigener Nebenintervenient als auch der des Gegners Dritter. 
Die Apt'ſche Auſicht (S. 67 f.), wonach der Nebeninter— 
venient nicht Dritter und auf ihn das dem Gegner gegenüber 
vorgeſehene Verfahren anzuwenden ſei, ſcheitert daran, daß 
auf ihn gar nicht der Vorlegungseid des § 426, den nur 
die Partei ſchwören kann, und auch nicht die für die Partei 
höchſt ungünſtige Folge der Nichtvorlegung oder Eidesver— 
weigerung ($ 427) paßt. Denn die Partei iſt gar nicht in 
der Lage, die im Beſitz ihrers Nebenintervenienten befindlichen 
Urkunden wider deſſen Willen vorzulegen. 

Man muß überhaupt unterſcheiden, ob der eigene Neben— 
intervenient oder der des Gegners Bezug nimmt und ob das 
hinſichtlich einer im Beſitz des Intervenienten oder der unter— 
ſtützten Partei befindlichen Urkunde geſchieht. Nimmt der 
Jutervenient des Gegners Bezug, jo iſt dieſe prozeſſuale 
Handlung giltig, ſofern die unterſtützte Partei, der Gegner, 
nicht widerſpricht (§ 67); hat er auf eine im Beſitz des Geg— 
ners befindliche Urkunde als ſolche Bezug genommen, ſo hat 
er den Gegner durch dieſe wirkſame, für ihn vorgenommene 
Handlung verpflichtet. Widerſpricht der Gegner der Bezug— 
nahme, dann iſt die Bezugnahme als für den Gegner nicht 
geſchehen zu betrachten und hat daher weder für dieſen noch 
für den Nebenintervenienten, der ja nicht beſitzt, Bedeutung. 
Hat der Nebenintervenient auf eine in ſeinem Beſitz befind— 


7) So Gaupp-Stein, Struckmann-Koch, Seufſert zu § 429. 
8) Gegen die ſich mit Recht beſonders Kohler (S. 374 Anm. 4) 


und Klöppel (Gruch. Vd. XXXVII S. 447 ff.) erklärt haben. 
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liche Urkunde Bezug genommen, ſo hat er ſich durch dieſen 
Akt für ſeine Perſon wirkſam verpflichtet und bleibt auch un— 
geachtet des Widerſpruchs der unterſtützten Partei auf Grund 
des 8 423 dem Beweisführer verpflichtet, da dieſe einmal dem 
Beweisführer gegenüber eingetretene Verpflichtung nicht mehr 
beſeitigt werden kann; die unterſtützte Partei iſt aber in keinem 
Fall verpflichtet, da fie nicht beſitzt, 

a Die Bezugnahme der unterſtützten Partei auf eine im 
Veſize es Nebenintervenienten befindliche Urkunde verpflichtet 
e niemals den letzteren, da die Partei nicht für ihren 
Nebenintervenienten Prozeßhandlungen vornehmen kann. 

u Schließlich wird der Nebenintervenient als Dritter auch 
einer eigenen Partei gegenüber zur Vorlegung verpflichtet 
ai kaun im Klagewege dazu genötigt werden, wenn er auf 
eine in ſeinem Beſitz befindliche Urkunde Bezug genommen hat. 


3. Abſchnitt. 
Anhang. 
§ 23. 


Befugniſſe des Gerichts zur Auordnung der Vorlegung von 
Urkunden. 


In den bisher beſprochenen Fällen beſtand ein Recht 
der Partei auf Vorlegung, auf welches ein Vorlegungsantrag 
geſtützt werden konnte. Daneben gibt es Fälle, in denen 
das Gericht, ohne das Beſtehen eines ſolchen Rechts oder 
unabhängig davon, die Befugnis hat, die Vorlegung von Ur— 
kunden anzuordnen. 

I. § 134 CP. O. verpflichtet die Partei, die in ihren 
Händen befindlichen Urkunden, auf welche ſie in einem vor— 
bereitenden Schriftſatze Bezug genommen hat, wenn ſie recht— 


sol 


zeitig aufgefordert wird, vor der mündlichen Verhandlung 
auf der Gerichtsſchreiberei niederzulegen und den Gegner von 
der Niederlegung zu benachrichtigen. 

Die Vorſchrift dient, wie ihr Zuſammenhang ergibt, der 
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung; ihre Verletzung 
hat daher keine anderen Nachteile, als etwa die Unterlaſſung 
von vorbereitenden Schriftſätzen, ſchadet alſo in der Sache ſelbſt 
nichts ). Die Verpflichtung nach § 134 ſoll ſich offenbar 
von der nach $ 423 nicht unterſcheiden ), ſodaß fie nur dann 
beſteht, wenn die Bezugnahme „zur Beweisführung“ geſchehen 
iſt, obgleich die letzteren Worte in § 134 fehlen. Denn es 
wäre kein Grund erſichtlich, daß die C.P. O. Niederlegung zur 
Vorbereitung der Verhandlung in Fällen anordnen ſollte, in 
denen gar keine Vorlegung verlangt werden kann; auch denkt 
§ 134 offenbar nur an den Fall, daß die bezugnehmende 
Partei in der Verhandlung tatſächlich die Urkunde vorlegt, 
alſo im Schriftſatz zur Beweisführung Bezug genommen hat, 
und will den Gegner vor Überraſchung ſchützen und ihm Zeit 
laſſen, ſich auf den Urkundeninhalt vorzubereiten; wenn da— 
gegen die bezugnehmende Partei nicht freiwillig vorlegt und 
es erſt eines regelrechten Vorlegungsantrages bedarf, dann 
entfällt dieſer Zweck von ſelbſt, da ja in dem auf die bezug— 
nahme folgenden Verhandlungstermin doch nicht die Vor— 
legung geſchieht. Jedenfalls kann nur dort, wo eine Vor— 
legung in der mündlichen Verhandlung verlangt werden könnte, 
nach der inſtruktionellen Vorſchrift des §S 134 auch ſchon vor: 
her Niederlegung auf der Gerichtsſchreiberei verlangt werden. 

II. Wenn $ 142 beſtimmt, daß das Gericht anordnen 
kann, daß eine Partei die Urkunden, auf die ſie ſich bezogen 
hat, vorlege, jo hat dieſe Beſtimmung auch nur entſprechend 


1) Vgl. Gaupp-Stein 8 134 II. 
2) Infofern ſtimmen wir mit Apt S. 24 überein. Vgl. jedoch 
oben § 22 II. 
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dem $ 134 Anwendung zu finden, wenn die Bezugnahme 
zur Beweisführung geſchehen iſt und auch die Vorlegung nach 
§ 423 verlangt werden könnte. Indem das Gericht von einer 
Partei dazu angeregt und veranlaßt wird, von der ſeinem 
pflichtmäßigen Ermeſſen unterliegenden Befugnis Gebrauch 
zu machen, erreicht daher die Partei nichts, was ſie nicht 
auch im Wege des Vorlegungsverfahrens erreichen könnte. 
Die Vorſchrift unterſcheidet ſich hingegen von $ 423 einer— 
ſeits dadurch, daß es eines Antrages der Partei nicht bedarf, 
andrerſeits dadurch, daß die Nichtvorlegung nicht, wie in 8 
427, vom Geſetz beſtimmte Folgen hat, ſondern das Verhalten 
der Partei der freien Beweiswürdigung nach $ 286 unterliegt, 
die in praxi zu dem gleichen Ergebnis führen wird, wie die 
Beweisregel des 8 427. Es ſteht aber nichts im Wege, daß 
die Partei, wenn fie merkt, daß das Gericht im konkreten 
Fall aus der Weigerung des Gegners nichts dieſem Nach— 
teiliges folgern will, noch auf Grund des § 423 das Vor— 
legungsverfahren betreibt. 

Die Beſtimmung des Abſ. 2 des § 142, wonach das 
Gericht anordnen kann, daß die vorgelegten Urkunden und 
ſonſtigen Schriftſtücke des Abſ. 1 während einer von ihm 
zu beſtimmenden Zeit auf der Gerichtsſchreiberei verbleiben, 
ergänzt den § 134, der nur für die Zeit vor der Vorlegung 
Vorſchriften gibt. Sie gilt aber nicht nur für die auf Grund 
dieſer Vorſchrift, ſondern auch für die ſonſt, freiwillig oder im 
Wege des Vorlegungsverfahreus vorgelegten Urkunden, aller— 
dings auch mit der Maßgabe, daß der Pflicht zur Vorlegung 
durch die Vorlegung im Termin genügt iſt, während aus 
der Weigerung, die Anordnung aus § 142 Abſ. 2 zu be— 
folgen, wiederum nur Schlüſſe auf Grund des $ 286 gezogen 
werden könnens). 

u 3) Vgl. Gaupp- Stein 8420 zu Anm. 3 und die daſ. Citierten. 
Iſt jedoch eine ſachgemäße Benutzung der im Vorlegungsverfahren vor— 
Abh. z. deutſch. Privatrecht XII. 2. Heft. 353 7 
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Stegel, Vorlegung. 23 


III. Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Vorſchrift des 
§ 45 H. G. B. Hiernach kann das Gericht im Laufe eines 
Rechtsſtreits auf Antrag oder von Amtswegen die Vorlegung 
der Handelsbücher einer Partei anordnen. Die Vorſchriſt 
findet nicht nur dann Anwendung, wenn auch auf Grund 15 
55 422, 423 C. P. O. Vorlegung verlangt werden köunte J 
Dies bringt auch der Abſ. 2, der gleichzeitig eine auf dem 
Boden des alten § 387 C.P.O. entſtandene Kontroverſe 
ſchlichtet), zum Ausdruck, indem er ſagt: „Die Vorſchriften 
der C.P.O. über die Verpflichtung des Prozeßgegners zur 
Vorlegung von Urkunden bleiben unberührt.“ Die Vorſchrift 
des § 45 findet in Handelsſachen in der Praxis jo häufige 
Anwendung, daß ſie betreffs der Handelsbücher faſt ganz 
das eigentliche Vorlegungsverfahren verdrängt hat. Dabei 
iſt jedoch zu beachten, daß $ 45 H.G. B., falls es ſich um 
die Bücher einer offenen Handelsgeſellſchaft handelt, nur dann 
Anwendung finden kann, wenn die Geſellſchaft ſelbſt oder alle 
Geſellſchafter Partei find; denn ſonſt find die Bücher nicht 
„die Handelsbücher einer Partei).“ 

Es fragt ſich, ob 8 45 (früher Art. 37 A. DH. G.) nur 
für Handelsſachen gilt. Huggenberger)) bejaht dieſe Frage, 
gelegten Urkunde ſeitens des Gerichts ohne ein Verbleiben auf der Ge— 
richtsſchreiberei nicht möglich, ſo kann es nicht als ordnungsmäßige Vor— 
legung gelten, wenn ſich die Partei weigert, die Urkunde auf der Gerichts— 
ſchreiberei zu laſſen. Vgl. unten 8 42 Anm. 5. 

4) Auch nicht nur dann, wenn eine Partei Bezug genommen hat. 
Auch bei der nicht allzu wichtigen Vorſchrift des § 143 C. P. O. kann 
das Gericht die Vorlegung ohne beſondere Vorausſetzung von Amtswegen 
anordnen. 

5) Siehe oben $ 7 IV. 

6) Davon iſt jedoch wieder zu unterſcheiden, daß auch ein einzelner 
Geſellſchafter nach $ 422 als Mitbeſitzer der Bücher zur Vorlegung ver— 
pflichtet iſt. Vgl. unten § 31 VII. 

7) S. 33, ebenſo Staub $ 45 Erl. 5: Gaupp-Stein 8 422 
zu Anm. 18. 
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da nach Art. 1 A. D. H.G.B. das Handelsgeſetzbuch nur für 
Handelsſachen gelte. Dem gegenüber vertreten wir die Anſicht, 
daß § 45 in Prozeſſen aller Art, auch Nichthandelsſachen, 
Anwendung finden kann, ſoweit eben eine Partei Handelsbücher 
hat. Denn unbeſchadet des Art. 1, der übrigens auch nicht 
mehr an der Spitze des neuen Handelsgeſetzbuches ſteht, ſon— 
dern in Geſtalt des Art. 2 E.Gz. H. G. B. eine beſcheidene, 
auch inhaltlich etwas veränderte Exiſtenz führt, dürfte der 
Anſicht der Vorzug zu geben ſein, daß die Vorſchriften des 
H. G. B. allgemeine Giltigkeit haben, ſoweit ſie ſich nicht, wie 
das allerdings meiſtens der Fall iſt, auf Handelsſachen bezw. 
Kaufleute beſchränken. Außerdem folgt aus dem Geſetz (auch 
ſchon dem alten H. G. B.) ſelbſt, daß die Beſchränkung des § 45 
auf Handelsſachen nicht vorhanden iſt. Denn in § 47 (Art 
40) kann das Gericht auch in Sachen, die unzweifelhaft keine 
Handelsſachen ſind oder zu ſein brauchen, (Vermögensaus— 
einanderſetzungen, Erbteilungen u. ſ.w.) Vorlegung der Handels— 
bücher anordnen. Dieſe Vorlegung unterſcheidet ſich von der 
nach § 45 dadurch, daß hier die Bücher zur Kenntnisnahme 
vom ganzen Inhalte vorzulegen ſind, während bei der Vor— 
legung nach § 45 von dem Juhalt nur ſoweit Kenntnis zu 
nehmen iſt, als er den Streitpunkt betrifft, und der übrige 
Inhalt nur dem Gericht inſoweit offen zu legen iſt, als zur 
Prüfung der ordnungsmäßigen Führung erforderlich (§ 46). 
Bedeutete $ 47 auch nach der Richtung hin, daß in Nichthandels— 
ſachen Vorlegung angeordnet werden könne, eine Erweiterung 
des vorhergehenden Grundſatzes, ſo würde das gewiß zum 
Ausdruck gekommen ſein, etwa durch folgende Faſſung: „Auch 
bei Vermögensauseinanderſetzungen . . . kann das Gericht die 
Vorlegung der Handelsbücher anordnen, und zwar zur Kennt— 
nisnahme von ihrem ganzen Inhalt.“ 

Für die hier vertretene Anſicht ſpricht ſchließlich, daß 
§ 45 9.6.8. eine rein prozeſſuale Vorſchrift enthält, die 
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naturgemäß nur für den Prozeß Anwendung finden kann, 
aber nicht eine ſolche des materiellen Handelsrechts. 

Bei Nichtvorlegung von Handelsbüchern, deren Vorlegung 
auf Grund des § 45 angeordnet iſt, läßt Hugaenberger‘) 
die Vorſchriften des formellen Vorlegungsverfahrens zur An⸗ 
wendung kommen, d. h. wenn die Partei, der die Vorlegung 
auferlegt iſt, den Beſitz beſtreitet oder der Anordnung keine 
Folge leiſtet, jo läßt er fie den Vorlegungseid des § 426 
C. O. ſchwören. Dieſe Anſicht erſcheint unhaltbar, die Folge 
der Nichtvorlegung iſt dieſelbe, wie bei § 142 CP. O. (freie 
Beweiswürdigung) s), auch dann, wenn der Betreffende leugnet, 
Bücher zu beſitzen, die er nach den Vorſchriften des H. G. B. 
(Ss 38 ff.) führen müßte, natürlich mit der Maßgabe, daß 
die der ſich weigernden Partei nachteiligen Schlüſſe auch dann 
ſtatthaft ſind, wenn eine Pflicht zur Vorlegung an ſich nicht 
beſtände 1). Denn § 427 C.P. O. kann aus folgenden Gründen 
nicht Anwendung finden: Er redet nur von dem Falle, daß 
auf Grund der Vorſchriften der C.P.O. ($ 422 und 423) 
eine Vorlegungspflicht begründet und auf Antrag der Partei 
die Vorlegung angeordnet iſt, während § 45 H. G.B. einen 
ſelbſtändigen prozeſſualen Satz enthält; die Beweisregel des 
§ 427 EBD. iſt vollſtändig auf den Fall zugeſchnitten, daß 
eine Partei Vorlegungsantrag geſtellt und entweder eine Ab— 
ſchrift der Urkunde beigebracht oder Behauptungen über Be— 
ſchaffenheit und Juhalt derſelben aufgeſtellt hat, fie verſagt 
alſo in einem Fall der Anordnung der Vorlegung von Amts— 


8) S. 46 f.: ebenſo Staub zu § 45 Erl. 6; Strudmann- 
Koch § 427 Erl. 4. 

9) Oben II. 

10) Dies fiel bei § 142 weg, da dort die Anordnung nur erlaſſen 


werden konnte, wenn ſo wie ſo eine Pflicht zur Vorlegung nach § 423 
beſtanden hätte. 


— 101 — 


wegen, in welchem beſtimmte Behauptungen über den Inhalt 
der Handelsbücher nicht aufgeſtellt ſind. 

IV. Der erwähnte § 47 H.G.B. enthält wie 8 45 
lediglich einen prozeſſualen Satz, die nach freiem Ermeſſen 
auszuübende Befugnis des Gerichts, die Vorlegung anzu— 
ordnen 1), ohne daß die Partei einen Auſpruch auf Erlaß 
der Anordnung hätte 15, jedoch keineswegs einen materiellen, 
ſelbſtändig im Prozeß durchzuſetzenden Anſpruch auf Vor— 
legung. Daran ändert auch nichts die anſcheinend abweichende 
Auffaſſung der Denkſchrift zum H.G. B. 1, die von einem in 
§ 47 „anerkannten Anfpruch auf Mitteilung der Handels— 
bücher“ ſpricht, der ſelbſtändig im Wege der Klage verfolgt 
werden könne. Denn es iſt kein Grund erſichtlich, weswegen 
der $ 47 H.G. B. anders aufzufaſſen wäre als der § 45, und 
derartige Kautſchukanſprüche, die von nichts abhängen als dem 
pflichtmäßigen Ermeſſen des Richters, gibt es im bürgerlichen 
Recht vorläufig noch nicht, trotz des herrſchenden bedenklichen 
Zuges der Zeit, klare Begriffsbeſtimmungen zu vermeiden; 
und auch der vielangefochtene $ 1568 B.G.B. hat noch ge— 
wiſſe Vorausſetzungen für den Anſpruch auf Eheſcheidung 1. 

V. Eine Befugnis, die Vorlegung auch ohne Antrag 
anzuordnen, gewährt noch § 102 H.G.B. dem Gericht hin— 


11) Ebenſo Struckmann-Koch, Vorbem. zu §§ 128433. 

12) Die Reviſion wegen Nichterlaſſes der angeregten Anordnung iſt 
nur begründet, wenn das Gericht ſein Ermeſſen nicht pflichtmäßig aus— 
geübt, alſo insbeſondere aus unzutreffenden Gründen die Anordnung ab— 
gelehnt hat. Die Ablehnung iſt insbeſondere berechtigt, wenn aus dem 
Antrag hervorgeht, daß ſich der Antragſteller erſt informieren wollte, 
vgl. unten 8 26 Anm. 6. 

13) S. 48; der Denkſchrift ſchließt fi) an Staub § 47. 

14) 8 47 H. G. B. gilt übrigens nicht nur im ordentlichen Civilprozeß, 
ſondern auch in anderen unter Mitwirkung des Gerichts ſtattfindenden 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Vgl. Struckmann-Koch, 
Vorbem. zu §s 428433 und die das. Citierten. 
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ſichtlich des Mäklers. Die Pflicht des Mäklers dürfte nicht 
als öfſentlichrechtliche Pflicht auſzufaſſen fein, ſodaß die Vor— 
ſchrift nur gilt, wenn der Mäller Partei iſt te); denn für den 
Fall, daß der Mäkler nieht Partei iſt, hätte das Gericht 
keinerlei Zwangsmittel, ſeiner Anordnung Nachdruck zu ver— 
leihen 1%), 

VI. Eine Befugnis, ſelbſtändig die Vorlegung von Sachen 
(anderen als Urkunden) anzuordnen, hat das Gericht in der 
Anordnung des Augenſcheins (§ 144 C.P. O.). Soweit der— 
jeibe auf Antrag angeordnet iſt, ($ 371), beſteht irgend ein 
tatſächlicher oder prozeſſualer Zwang zur Vorlegung oder 
Duldung des Augenſcheins nicht, ſelbſt dann nicht, wenn nach 
bürgerlichem Recht (§ 809 B.G. B. oder ſonſtigen Vorſchriften) 
eine Pflicht zur Geſtattung der Beſichtigung, der Vorlegung 
oder Herausgabe gegeben iſt; denn das Vorlegungsverfahren 
beſteht nur bei Urkunden und kann auch nicht im Wege der 
Analogie auf andere Sachen ausgedehnt werden 1). Der 
Ausſchluß analoger Anwendung dürfte insbeſondere deshalb 
richtig ſein, weil es bedenklich erſcheint, die mit dem Vor— 
legungsverfahren untrennbar verbundene zwingende Beweis— 
regel des § 427 C.P. O. und den ganz ſingulären Fall des 
Vorlegungseides nach § 4261) auf Fälle anzuwenden, bei 
denen es an einer beſonderen Vorſchrift mangelt. 

Kraft der freien Beweiswürdigung wird das Gericht 
auch hier die erforderlichen Schlüſſe bei grundloſer Weigerung 
der Partei zur Vorlegung und Duldung des Augenſcheins 
ziehen, übrigens auch in Fällen, in denen eine Partei zur 


15) Ebenſo Staub (jedoch für Anwendung des § 427 C. P. O); 
a. M. Huggenberger S. 34. 

16) So auch Rintelen § 43 ©. 226. 

17) Vgl. oben § 1 Anm. 2. 

18) Siehe unten $ 35. 


= IM = 


Geſtattung der Beſichtigung nach bürgerlichem Recht nicht 
verpflichtet geweſen wäre 10). 

Um einen Dritten zur Vorlegung einer Sache zu zwingen, 
hat die CP. . gleichfalls nicht Vorſchriften gegeben, wie in 
Ss 428 ff.; es bleibt daher nur der beweisführenden Partei 
übrig, gemäß § 356 die Beſtimmung einer Friſt zu bean— 
tragen, innerhalb deren ſie den Prozeß gegen den Dritten — 
AH, auch den Gegner — führen kann: die Pflicht des 
Dritten zur Vorlegung einer Sache wird hier aber durch den 
ſchwebenden Prozeß in keiner Weiſe beeinflußt und geht nicht 
ſkets auf Vorlegung vor das Prozeßgericht 2), ſondern richtet 
ſich lediglich nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts. 


2. Kapitel. 
Der progeffuale Uorlegungsanfprud). 


8 24. 
Der Inhaber des prozeſſualen Auſpruchs, 
Autragſteller, Gegner und Dritter. 


Nachdem wir bisher die Gründe der Vorlegungspflicht 
im Prozeß erörtert haben, haben wir den Inhalt dieſer Pflicht 
ſelbſt zu unterſuchen, und zwar ſowohl die des Gegners wie 
die des Dritten. 


19) z. B. der Bekiagte will den Augenſchein auf ſeinem Gut nicht 
dulden, auf dem der Kläger überfahren worden iſt; vgl. oben zu Anm. 10. 
20) Es gibt alſo keinen prozeſſualen Vorlegungsanſpruch hinſichtlich 
gewöhnlicher Sachen; ſiehe unten $ 25 IV; vgl. auch unten §§ 28 VII, 
40 II. 
359 


Fi 


104 


J. Nach § 422 und 423 C.P. O. iſt der Gegner dem 
Beweisführer zur Urkundenvorlegung im Prozeß verpflichtet, 
wenn er ihm nach bürgerlichem Recht zur Herausgabe oder 
Vorlegung verpflichtet iſt oder zur Beweisführung Bezug ge 
nommen hat, und nach § 429 der Dritte aus denſelben Grün— 
den, wie der Gegner des Beweisführers. Da Beweisführer 
jeder ſein kann, der im Prozeß prozeſſuale Handlungen vor— 
nehmen kann, alſo die Partei, ihre Streitgenoſſen und Neben— 
intervenienten, ſo können alle dieſe Perſonen auch einen Vor— 
legungsantrag ſtellen, ſofern fie nach § 422 f. einen Vor— 
legungsanſpruch haben. Gegner ift!), wer dem Beweisführer 
(oder, wenn dieſer Nebenintervenient iſt, der von ihm unterſtützten 
Partei) als Partei gegenüberſtehte). Dritter iſt vom Stand— 
punkt des Beweisführers jeder, der nicht Gegner iſt, alſo ſo— 
wohl die eigenen Nebenintervenienten als die des Gegners ), 
die eigenen Streitgenoſſen und vom Standpunkt des Neben— 
intervenienten auch die unterſtützte Partei)). ö 

„Gegner“ kann nur die Partei fein, nicht ihr geſetzlicher 
Vertreter. Daraus, daß nach § 426,3 der geſetzliche der 
treter den Vorlegungseid für die vertretene prozeßunfähige 
Partei in demſelben Umfang, wie jeden anderen Eid, zu leiſten 
hat, folgt nicht, daß er Gegner iſt, wie Schliedmann S. 
8 ff. annimmt. Der geſetzliche Vertreter als ſolcher iſt viel— 
mehr ebenſo wie jeder andere Vertreter ſtets Dritter). Der 
Umſtand, daß er die Urkunde für den Vertretenen in deſſen 
ausſchließlichem Intereſſe beſitzt, bewirkt nicht, daß er Gegner 

J) Schlieckmann S. 2ff. 

2) Alſo alle Streitgenoſſen auf Seiten der Gegenpartei. 

3) Mit Ausnahme des ſtreitgenöſſiſchen Nebenintervenienten auf 
Seiten der Gegenpartei, der deren Streitgenoſſe iſt ($ 69 C. P. O.); vgl. 
auch oben § 22 III. 

4) Siehe jedoch unten IV. 

5) Ungenau auch Gaupp-Stein § 421 II. 
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iſt, ſondern nur, daß infolgedeſſen die Urkunde ſich in den 
Händen der Partei und damit des Gegners befindet. Wer 
geſezlicher Vertreter einer Partei iſt, und daher den Vor— 
legungseid zu leiſten hat, beſtimmt ſich lediglich nach den all— 
gemeinen Vorſchriften. Die Frageſtellung kaun daher im 
folgenden nur die ſein, ob eine in den Händen einer anderen, 
der Partei naheſtehenden Perſon befindliche Urkunde dieſe 
Perſon im eigenen Namen beſitzt, ſodaß ſich die Urkunde 
nicht bei der Partei, ſondern bei einem Dritten, befindet, oder 
ob ſie ſie im Namen der Partei beſitzt, ſodaß ſie ſich nicht bei 
einem „Dritten“, ſondern bei der Partei ſelbſt d. h. beim 
„Gegner“ befindets). Ein Vorlegungsantrag kann ſtets auch 
nur aus dem Rechte der Partei, nicht ihres Vertreters be— 
gründet werden 9. 

II. Beſitzt der geſetzliche Vertreter der prozeßunfähigen 
Partei, dem nach § 53 für den Rechtsſtreit der Pfleger der 
prozeßfähigen Partei gleichſteht, im Namen ſeiner Partei, ſo 
iſt alſo die Urkunde in den Händen des Gegners, andernfalls, 
ſofern er die Urkunde für ſich beſitzt, in den Händen des 
Dritten ). Dasſelbe wie vom geſetzlichen Vertreter gilt von dem 
Teſtamentsvollſtrecker, Liquidator der offenen Handelsgeſell 
ſchaft, Konkursverwalter, Treuhänder und ähnlichen Verhält— 
niſſen. Bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft, Errungen— 
ſchafts- und Fahrnisgemeinſchaft ſind die im Geſamtgut be— 
findlichen Urkunden vom Standpunkt der Ehefrau oder ihres 
Gegners im Beſitz des Ehemanns d. h. eines Dritten, da die 


6) Vgl. auch unten $ 31 V und VI. 

7) So auch Schlieckmann S. 16. 

8) Vgl. ausführlicher, jedoch ungenau bei Schlieckmann S. 7 ff. 
Der geſetzliche Vertreter, der im eigenen Namen beſitzt, könnte daher mit 
gutem Gewiſſen den Vorlegungseid für den Vertretenen ſchwören, daß er 
die Urkunde nicht beſitze, doch müßte er, vermöge des dritten Teiles des 
Vorlegungseides, angeben, daß ſie ſich bei ihm befinde. 
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Ehefrau keinerlei Recht der Verwaltung oder Verfügung 
hat (B.G. B. §§ 1443, 1519, 1549); das Eutſprechende gilt 
bezügl. der Kinder bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft (B.G. B 
$ 1487). Bei der offenen Handelsgeſellſchaft Find die nicht 
durch den Geſellſchaftsvertrag ausgeſchloſſenen Geſellſchafter 
ihre geſetzlichen Vertreter (O. G. B. § 125), die daher den Vor— 
legungseid ſämtlich zu leiſten haben (§ 426,2, 474 CP. O.); 
ſofern die Geſellſchafter nicht mitverklagt find, ſondern die 
Geſellſchaft allein verklagt iſt, (S124 H. G. B.), ſind alle Ge 
ſellſchafter, auch die Geſchäftsführenden, ſofern fie nicht für 
die Geſellſchaft beſitzen, nur Dritte; ſind die einzelnen Geſell⸗ 
ſchafter als Geſamtſchuldner mitverklagt, dann ſind ſie natür— 
lich ſämtlich Gegner, ohne daß ein Unterſchied bezügl. der ges 
ſchäftsführenden und ausgeſchloſſenen befteht®). 

III. Bezüglich des Verhältniſſes von Gemeinſchuldner 
und Konkursverwalter ſei noch bemerkt, daß der Gemein⸗ 
ſchuldner in Prozeſſen, zu deren Führung er legitimiert iſt 
(familienrechtliche Prozeſſe oder ſolche über konkursfreies Ver— 
mögen), nicht einen Anſpruch auf Vorlegung zur Maſſe ge— 
höriger Urkunden gegen den Verwalter als Dritten erheben 
kann, es ſei denn, daß es ſich um Urkunden handelt, die nach 
Konkurseröffnung über Geſchäfte des Gemeinſchuldners mit 
der Maſſe errichtet ſind letwa ein Engagement des Gemein— 
ſchuldners behufs Unterſtützung bei Verwertung der Maſſe, 
§ 59 Nr. 1 K. O.); denn es iſt begrifflich ausgeſchloſſen, daß 
der Gemeinſchuldner gegen den Konkursverwalter, der, wie 
man ſeine Stellung auch auffaßt, hinſichtlich des Maſſever— 
mögens an ſeiner Stelle allein verfügungsberechtigt iſt, in 
Anſehung dieſes Vermögens einen Anſpruch erhebt. Wohl 
aber kann der Gemeinſchuldner dem Verwalter gegenüber 
Dritter ſein, wenn der Verwalter einen Prozeß führt, in dem 


9) Ungenau Schlieckmann S. 11. 
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er gegen den Gemeinſchuldner einen Vorlegungsauſpruch er— 
hebt hinſichtlich ſolcher konkursfreier Urkunden, die ihm über— 
laſſen find. In einem Prozeß des Konkursverwalters mit 
dem Gemeinſchuldner — auch etwa auf Grund eines Engage: 
ments — kann der Gemeinſchuldner gleichfalls nur in dem— 
ſelben Umfang Vorlegungsanſprüche erheben, wie gegen den 
e e als Dritten, oder dann, wenn der Verwalter 

ezug genommen hat ($ 423). Es kann jedoch vom Stand— 
punft einer Partei der Gemeinſchuldner, wenn ſie mit dem 
Konkursverwalter, der Konkursverwalter, wenn ſie mit dem 
Hemeinſchuldner (etwa über konkursfreies Vermögen) prozeſſiert, 
Dritter ſein, nämlich dann, wenn ſich die Urkunde im kon— 
kursfreien Vermögen des Gemeinſchuldners bezw. in der Kon— 
kursmaſſe befindet, da im erſten Fall nur der Gemeinſchuldner, 
um zweiten nur der Konkursverwalter über die Urkunde ver— 
fügungsberechtigt iſt. 

IV. Der Nebenintervenient kann, da er als Gehilfe der 
unterſtützten Partei „kraft eigenen Rechts und im eigenen 
Namen 10)“ handelt und Beweisführer fein kann, Vorlegungs— 
anträge nicht nur auf Grund der Privatrechtsanſprüche ſeiner 
Partei, ſondern auch auf Grund eigenen Rechts ſtellen, beides 
aber nur, ſoweit die Partei nicht widerſpricht. Dies folgt 
daraus, daß es ſich bei dem Vorlegungsantrag nur um eine 
prozeſſuale Handlung und eine prozeſſuale Verpflichtung des 
Gegners handelt, bei deren Begründung mit bürgerlichem Rechts— 
anſpruch es ſich nicht um den in lite befindlichen materiellen 
Anſpruch dreht, über den der Nebenintervenient allerdings 
nicht verfügen dürfte, ſo daß der Heranziehung der bürgerlichen 
Rechte des Nebenintervenienten nichts im Wege ſteht !). Die 
entgegengeſetzte Meinung würde dazu führen, daß der unter— 


10) Gaupp-Stein $ 67 J. 
11) So auch Wach, Hdb. I, 643 und die Kommentare. A. M. 


Schlieckmann S. 18. 
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ſtützten Partei die Beweismittel verloren gingen, die dem 
Nebenintervenienten zu Gebote ſtehen. 

Natürlich kann der Intervenient keinen Vorlegungsantrag 
aus dem Rechte des Intervenienten ſtellen, da der Beweis— 
führer den Antrag aus eigenem Rechte ſtellen muß und zwar 
der Intervenient die prozeſſualen Mittel der unterſtützten Partei 
verwerten darf, aber dieſe nicht die des Intervenienten, weil 
der Intervenient nicht ihren Zwecken dienſtbar iſt und nicht 
von ihr zur Aktivität gezwungen werden kann. 

Die unterſtützte Partei iſt für den Nebenintervenienten 
zwar Dritter, doch kann er gegen fie keinen Vorlegungsantrag 
(auch nicht auf Grund des 8 423) ſtellen, da er nichts gegen 
ihren Widerſpruch, geſchweige denn etwas . gegen 
ſie im Rahmen des Prozeſſes unternehmen darf. Es ſteht 
aber nichts dem im Wege, daß er, wenn die unterſtützte 10 
eine Urkunde nicht vorlegen will, auf deren Herausgabe !?) e 
einen civilrechtlichen Anſpruch hat, oder im gleichen Fall 5 
Vorlegungsantrag des Jutervenienten gegen den Gegner wider— 
ſprochen hat, in einem beſonderen von dem ſchwebenden Rechts- 
ſtreit ganz unabhängigen Prozeß gegen die unterſtützte Partei 
bezw. den Gegner auf Herausgabe klagt. 

V. Da Streitgenoſſen, gewöhnliche wie notwendige, im 
Verhältnis zu einander Dritte und von einander unabhängig 
ſind, ſo kann keiner einen Antrag aus dem Rechte des andern 
ſtellen. 


8 25. 


Prozeſſuale und civiliſtiſche Pflicht. 


I. Die Civilprozeßordnung läßt für die Vorlegungspflicht 
des e im Prozeß entſcheidend ſein die Vorſchriften des 


12) Ein civilrechtlicher Auſpruch nur auf Vorlegung würde ihm nichts 
nützen, vgl. unten § 27 J. 
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bürgerlichen Rechts in 8 422, den prozeſſualen Akt der Bezug— 
nahme in § 423 und verpflichtet den Dritten aus denſelben 
Gründen, daß ihm gegenüber der Beweisführer einen Anſpruch 
mut bürgerlichem Recht hat, oder daß er, der Dritte, an dem 
Prozeſſe teilgenommen und Bezug genommen hat! 2). 

N Die Vorlegungspflicht iſt daher nicht mehr als allge— 
meine Untertanenpflicht nach Art der Zeugenpflicht geregelt, 
wie das die — ungloſſierte — e. 22 de fide instrum. 
(4. 21) hinſichtlich des Dritten, die AGO. hinſichtlich des 
Jegners und des Dritten?) beſtimmte. Die Analogie der 
Zeugenpflicht ging in derartigen Kodifikationen ſo weit, daß 
die Gründe, die zur Verweigerung des Zeugniſſes berechtigten, 
auch von der Vorlegungspflicht entbanden ). Es beſteht auch 
kein Unterſchied in der Vorlegungspflicht des Klägers und des 
Beklagten mehr, insbeſondere nicht mehr der aus den Digeſten 
— es mag dahin geſtellt bleiben, ob mit vollem Recht — 


J) So die Meinung ſämtlicher Schriftſteller; a. M. nur Schlieck— 
mann; darüber unten $ 40 III. 

2) Neuerdings unterſcheidet wieder die öſterr. C. P. O. vom 1. Aug. 
1895 hinſichtlich des Umfangs der Gründe, die den Gegner und die den 
Dritten verpflichten, und hat die Gründe hinſichtlich des Gegners ſehr 
erweitert. (§ 304 entjpricht unſerem jetzigen $ 423 und alten § 388; in 
§ 305 ſind alle erheblichen Urkunden für vorlegungspflichtig erklärt, ſo— 
fern nicht beſondere Gründe — Gegenſtände des Familienlebens, Schande 
für ſich oder Dritte u. dergl. — entgegenſtehen. Der Dritte iſt hingegen 
nach § 308 nur verpflichtet, wenn er nach bürgerl. Rechte verpflichtet 
oder wenn die Urkunde für den Beweisführer und ihn — nicht etwa den 
Gegner — gemeinſchaftlich iſt; der Grund der Bezugnahme iſt bei ihm 
nicht aufgenommen.) Der Standpunkt der deutſchen C.P. O. erſcheint 
richtiger; vgl. Apt S. 71 ff.). 

3) Allerdings hatte die A. G. O. weder hinſichtlich des Gegners noch 
des Dritten, der die Edition verweigerte, öffentliche Strafe und überließ 
es der Partei, gegen den widerſpenſtigen Dritten zu klagen (J 10 § 100 ff). 

4) Vgl. auch Kohler § 1 S. 381. 
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übernommene und in der gemeinrechtlichen Rechtſprechung?) 
konſtant aufrecht erhaltene Satz, daß der Kläger dem Be⸗ 
klagten die zu ſeiner Verteidigung dienenden Urkunden edieren 
müſſe (actor debet edere) sé). Schließlich beſteht auch nicht 
mehr in dem Umfange der zur Vorlegung verpflichtenden 
Gründe, abgeſehen von dem Grunde der Bezugnahme ($ 423) 
ein Unterſchied zwiſchen bürgerlichem- und Prozeßrecht, au 
der $ 422 auf das bürgerliche Recht verweist. Noch im $ 387 
CP. O. a. F. war dieſer Unterſchied vorhanden, wie bereits 
oben S. 5 erörtert. 

II. Hiernach könnte man auf den Gedanken kommen, daß 
die Vorlegungspflicht der C.P. O. ſoweit fie auf das bürger— 
liche Recht verweiſt, insbeſondere die des Dritten ($ 429), für 
deſſen Nötigung nicht einmal ein beſonderes Verfahren vor— 
geſehen, ſondern eine gewöhnliche Klage erforderlich iſt, ganz 
identiſch iſt mit der des bürgerlichen Rechts, und daß ſich die 
entſprechenden Normen der C. P. O. erübrigten ). Es hat auch 
bereits unter der Herrſchaft der alten C. P. O. nicht an Stimmen 
gefehlt, die für den rein materiellrechtlichen Chrakter der Vor— 
legungspflicht entſchieden eintraten, teilweiſe nur platoniſch, ohne 
beſondere Folgerungen ihrer Anſchanung zu ziehen 9, teilweiſe, 
indem fie ſogar behaupteten, daß durch $ 387 Nr. 2 allgemein 
der ſelbſtändig geltend zu machende materiellrechtliche Vor— 


5) z. B. S. A. XV Nr. 258. 

6) Für den gemeinen Prozeß ſind außerdem (ſiehe Wetzell 3. Aufl. 
1878, $ 24 S. 249 f.) zur Edition verpflichtet Argentarier und Kauf- 
leute jedem gegenüber, der ſein Intereſſe durch einen Kalumnieneid be— 
ſcheinigt, und der beklagte Gegner des Fiskus hinſichtlich der den Fiskus 
wegen des Klagebeweiſes intereſſierenden Urkunden. Bei materiellem 
Grund zur Edition beſondere präparatoriſche Klage, bis zu deren Ent— 
ſcheidung das Hauptverfahren nötigenfalls ſuſpendiert wurde ( 64 zu 
Anm. 39 S. 863). 

7) Das meint auch Apt S. 70. 

8) So Apt S. 46 ff. 
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legungsanſpruch auf Grund der Gemeinſchaftlichkeit anerkannt 
ſeis), obgleich § 387 Nr. 2 doch nur von Vorlegung für 
den Fall eines anhängigen Prozeſſes ſprach 1). Auch die 
Auffaſſung Goldſchmidts 1, daß die EMO. in 8 394 (jetzt 
429) die Editionsklage für das ganze Reich regeln wollte, 
und zwar ſowohl für den Fall, daß die Klage „präpara— 
toriſcher ſelbſtändiger Editionsſtreit“ als auch daß ſie „die 
durch einen ſchwebenden Hauptprozeß veranlaßte Editionsklage“ 
war, beruht theoretiſch auf einer Vermengung von prozeſſualen 
und materiellen Geſichtspunkten 12) und zieht praktiſch keine 
Folgerungen, indem ſie die ſelbſtändige Klage gegen den Dritten 
auf Grund der Gemeinſchaftlichkeit „außerhalb des Prozeſſes“ 
verſagt und den ganz ſelbſtverſtändlichen Satz ausspricht, daß 
überall im Reich auf Grund des partikularen Civilrechts auf 
Vorlegung geklagt werden konnte, was nicht erſt in der CP. O. 
zu ſtehen brauchte. 

\ III. Demgegenüber kann nicht ſcharf genug der pro- 
zeſſuale Charakter der Vorlegungspflicht im Prozeß nicht nur 
für das frühere, ſondern auch für das geltende Recht betont 
werden 13), 

Als ein Rückfall in materiellrechtliche Anſchauungen muß 
es insbeſondere angeſehen werden, wenn die Beſtimmung über 
den Ort für die Vorlegung ſeitens des Dritten (nicht des 
Gegners) nicht in der C.P. O., ſondern im bürgerlichen Recht 
geſucht wird und im Falle, daß der Dritte auf Grund des 


9) So Kohler $ 13 S. 409 f. 

10) Was R. G. XII S. 412 ff. mit Recht energiſch betonte. 

11) 3. f. H.R. Bd. XXIX S. 358; vgl. auch dazu Apt S. 63 f. 

12) Sollte etwa unabhängig von einem ſchwebenden Prozeß auf 
Grund der Vorſchriften des bürgerl. Rechts Vorlegung vor das Prozeß— 
gericht verlangt werden? 

13) So auch Gaupp-Stein $ 422 J, § 429 I; hinſichtlich des 
Dritten betont den prozeſſualen Charakter R. G. XII S. 412 ff.; für 
ſcharfe Trennung auch Unger, Ihering's Jahrb. Bd. XXXIII S. 317. 
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$ 810 B.G. B. vorzulegen hat, gemäß $ 811 B.G. B. als 
Leiſtungsort an ſich der Ort angeſehen wird, wo ſich die 
Urkunde befindet, und nur das Schweben des Hauptprozeſſes 
als wichtiger Grund im Sinne des § 811 aufgefaßt wird, 
der die Vorlegung vor das Prozeßgericht rechtfertige r). 

Für eine derartige Unterſcheidung des Gegners und des 
Dritten iſt im Geſetz abſolut kein Raum vorhanden, ſondern 
Gegner und Dritter werden in Grund, Art und Umfang ihrer 
Pflicht durchaus gleich behandelt (8 429), und was dem 
einen recht iſt, ift dem anderen billig, und beide müſſen vor 
das Prozeßgericht nach der CP. O. vorlegen. Verſchieden 
iſt lediglich das Verfahren. 

Als Grund der Verpflichtung wird erfordert entweder 
eine Verpflichtung des bürgerlichen Rechts ($ 422) oder der 
prozeſſuale Akt der Bezugnahme. Der erſte Grund gehört 
dem bürgerlichen Recht an, der zweite iſt rein prozeßrechtlich, 
denn er kann überhaupt nur in einem Prozeß vorkommen. 
Aber trotz des verſchiedenen Grundes iſt Art, Umfang, Zweck 
und Inhalt der Verpflichtung ſelbſt durchaus gleich, jo daß 
es nicht gerechtfertigt iſt, wenn Kohler!) die Editionspflicht 
des § 422 von der des § 423 unterſcheidet, welch letztere 
überhaupt keine Editionspflicht ſei, ſondern nur eine prozeſſuale 


14) So Struckmann-Koch zu $ 429; Seuffert zu $ 422 in 
Anm. 4 ad a und b, Wilmowski-Levy zu § 394 a. F. und Huggen— 
berger S. 49 laſſen den Dritten ſtets nur an dem Leiſtungsort ſeiner 
civilrechtlichen Verpflichtung vorlegen. Die im Text vertretene Auffaſſung 
hat beſonders Gaupp-Stein a. a. O.; auch Planck zu § 811 B. G. B. 
iſt für Vorlegung am Orte des Prozeßgerichts („die Beſtimmungen der 
C.P. O., ſoweit ſie davon ausgehen, daß bei einer Vorlegung im Prozeß 
die Vorlegung am Gerichtsorte zu erfolgen hat, bleiben unberührt“). 

15) Prozeß als Rechtsverh. S. 69 f. Auch Engelmann, Der 
deutſche Civilprozeß S. 279 unterſcheidet zwiſchen civilr. ($ 422) und 
prozeßr. (§ 423) Editionspflicht. 
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Situation hervorrufe 1e). Es iſt auch von Apt (S. 51 f.) 
ganz verfehlt, deshalb, weil der Grund der Gemeinſchaftlichkeit 
in S 387 Nr. 2 C.P. O. (jetzt überhaupt die Gründe des 
S 422) ein „durchaus civiliſtiſcher“ ſei, dieſe Vorlegungspflicht 
überhaupt als ihrem innerſten Weſen und ihrem Rechtsinhalte 
nach civiliſtiſch anzuſprechen. Der Charakter einer Pflicht 
richtet ſich allerdings nach ihrem Inhalt, aber der Inhalt 
richtet ſich nicht nur nach dem Grunde, insbeſondere nicht 
nach nur einem Grunde. und nicht nur nach der verlangten 
Leiſtung als ſolcher, ſondern nach Grund und Leiſtung zuſammen, 
wobei auch der auf die Verletzung der Pflicht geſetzte Rechts— 
nachteil von Bedeutung ſein kann, aber nicht zu ſein braucht. 
Die Leiſtung als ſolche oder der Grund als ſolcher kann 
aber keinen durchaus civiliſtiſchen Charakter haben 7). Das 
Recht, 100 M. zu fordern, iſt ein privatrechtliches, wenn es 
ein Privatmann aus einem Schuldſchein geltend macht, und 
wenn es der Staat geltend macht, iſt es gewöhnlich „Steuer“ 
d. h. öffentlichrechtlich, und aus der Tatſache, daß man ein 
Deutſcher iſt, die an ſich etwas „Oeffentlichrechtliches“ zu ſein 
ſcheint, kann das öffentliche Recht folgen, zum Reichstag zu 
wählen, oder das privatrechtliche, ein Erbrecht geltend zu 


16) Da Kohler überhaupt nicht prozeſſuale Pflichten der Parteien 
kennt, ſondern nur Präkluſion von Verteidigungsrechten, ſo zeigt ſich 
eben darin, daß er die Pflicht des §S 422 als wirkliche Vorlegungspflicht 
anerkennt, auch ſeine rein materiellrechtliche Auffaſſung derſelben. Auf 
welchem Standpunkt man im übrigen hinſichtlich des Vorhandenſeins von 
wirklichen Parteipflichten ſteht, iſt gleichgiltig. Die Vorlegungspflicht 
dürfte jedenfalls auch bezüglich des Gegners eine wirkliche Pflicht ſein, 
da die C. P. O. dieſen Ausdruck (§ 422 f., $ 424 Nr. 5) gebraucht und 
auf ihre Erfüllung mit einer gewiſſen Schärfe hinwirkt; doch hat auch 
das nur terminologifche Bedeutung. 

17) Apt ignoriert überdies vom Standpunkt der alten C. P. O. voll— 
kommen die Tatſache, daß die Gemeinſchaftlichkeit ein in ganz Deutſchland 
anerkannter civiliſtiſcher Vorlegungsgrund einfach nicht war. 

Abh. z deutſch. Privatrecht XII. 2. Heſt. 39 8 
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machen, das einem als Ausländer nicht zuſtände (Art. 25 
E. G. z. B. G. B.). 

IV. Die Vorlegungspflicht im Prozeß iſt aber prozeſ— 
ſual, denn ſie hat nur Bedeutung und Beziehung im Hinblick 
auf die durch einen Civilprozeß hervorgerufenen Verhältniſſe; 
ſie wird ausgelöſt (auch im Falle des § 422) durch das 
Beſtehen nicht nur eines bürgerlichen Rechtsanſpruchs, ſondern 
eines Prozeſſes, und ſie geht nicht wie ſonſt auf Vorlegung 
an den Vorlegungsſucher perſönlich, ſondern auf Vorlegung 
an das zur Annahme der Vorlegung bereite Gericht und 
erhält hierdurch, wie noch zu erörtern iſt, eine ganz funda— 
mentale Veränderung ihres Inhalts 18). Ohne prozeſſuales 
Handeln kann die Vorlegungspflicht nicht entſtehen, ſie iſt 
daher prozeſſual, wie die Pflicht zur Leiſtung des Offenbarungs— 
eides (§§S 807, 883). Die Bezugnahme auf das bürgerliche 
Recht in § 422 ſpricht aber ebenſowenig für den materiell— 
rechtlichen Charakter der Pflicht, wie das Stehen eines Satzes 
in der CP. O. für den prozeſſualen Charakter ausſchlaggebend 
it; jo finden ſich die materiellrechtlichen Sätze über die Aftiv- 
legitimation beim Aufgebotsverfahren meiſt in der C.P.O. 
geregelt, z. B. §s 979, 982. Die Pflicht iſt daher ſtets 
prozeſſual, wie die Zeugenpflicht ſtets prozeſſual bleiben würde. 
auch wenn eine Prozeßorduung den — rechtspolitiſch natürlich 
unmöglichen — Standpunkt einnehmen wollte, nur denjenigen 
zur Ablegung des Zeugniſſes zu verpflichten, der ſich privat- 
rechtlich der Partei gegenüber verpflichtet hat, vor Gericht 
auszuſagen. Die Vorlegungspflicht, bei der es ſich um eine 
Pflicht gegenüber dem Beweisführer handelt, iſt aber nicht 
öffentlichrechtlich wie unſere Zeugenpflicht 10, die eine Pflicht 


18) Vgl. unten $ 26. 

19) Das öfſentlichrechtliche Moment bei der Zeugenpflicht zeigt ſich 
insbeſondere bei der auf ihre Verletzung geſetzten Strafe, vgl. oben III. 
Soweit Prozeßordnungen auf den Ungehorſam des Vorlegungspflichtigen 
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gegen den Staat ift; denn wenn auch die CP.O. öffent: 
liches Recht enthält, ſo ſind doch die prozeſſualen Pflichten, 
den durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch zu erfüllen oder 
den Offenbarungseid zu leiſten, nicht eigentlich öffentlichrecht— 
lich, ſondern öffentlichrechtlich iſt nur die Pflicht der Partei, 
die ſtaatlichen Zwangsmittel, auf deren Anwendung der Gegner 
den Rechtsſchutzanſpruch hat, deſſen Ausübung aber in ſein 
Belieben geſtellt iſt, zu dulden. Die Verkennung des letzteren 
Unterſchiedes iſt der Grund zu einigen unzutreffenden Bemer— 
kungen in den Vorarbeiten, die zwar unverbindlich ſind, aber 
bei ihrem großen Einfluß die Verwirrung der Begriffe be— 
fördert haben. Die Hannöverſchen Protokolle, als die Kommiſſion 
zunächſt den $ 368 des Referentenentwurfs, in dem der Dritte 
gleich einem Zeugen behandelt wurde, fallen ließ, die Be— 
gründung zum revidierten Entwurf S. 342 zu § 375 d. E. II 
ſowie die Motive S. 268 ſagen von der Pflicht des Dritten, 
ſie ſei privatrechtlich; aber abgeſehen davon, daß ſie Vorlegungs— 
grund und Vorlegungspflicht nicht trennen, wollen ſie damit 
wohl namentlich nur den Gegenſatz zur Behandlung des Dritten 
als Zeugen betonen und hervorheben, daß eine beſondere 
Klage gegen den Dritten erforderlich ſei. Sie überſehen aber 
dabei wieder, daß die Behandlung des Dritten als Zeugen 
ſich nicht ſo ſehr darin zeigt, ob er zum Hauptverfahren ohne 
beſondere Klage zugezogen wird, als darin, ob er ohne einen 
beſonderen Verpflichtungsgrund einfach, weil der ſtaatlichen 
Gerichtsbarkeit unterworfen, zur Vorlegung gezwungen und 
im Fall der Weigerung mit öffentlicher Ordnungsſtrafe bedroht 
wird; auch nach der öſterr. CP. O. $ 308 wird der Dritte 
zur Tagſatzung geladen, aber nicht gleich einem Zeugen, denn 
er iſt nur aus den Gründen des § 308 (oben Anm. 2) 
(der Partei oder des Dritten) von Amtswegen Straſe oder Zwangsmittel 
eintreten ließen (ogl. z. B. Corpus juris Fridericianum I 10 $ 39), war 
in ihnen die prozeſſuale Vorlegungspflicht auch öffentlichrechtlich. 
371 85 
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verpflichtet, ſo daß auch dort ſeine Pflicht keine Zeugen— 
pflicht iſt. 

V. Wenn Apt S. 68 ſchließlich meint, daß ſeine An— 
ſicht, die Vorlegungspflicht der 8$ 387, 394 (422, 429) habe 
einen durchaus civiliſtiſchen Charakter, „nicht glänzender gerecht— 
fertigt werden könne“ als durch §S 775 E. I des B. G. B. 
jo iſt das gerade Gegenteil der Fall. Wenn § 775 (f. o. 
$ 3 II) für die Vorlegungspflicht nach bürgerlichem Recht 
auf die Vorſchriften der C.P. O. verwies, ſo erkannte der 
Entwurf zwar damit an, daß er die Gemeinſchaftlichkeit de 
lege ferenda als wünſchenswerten Verpflichtungsgrund anſehe, 
er betonte aber gleichzeitig auf das ſchärfſte, daß er die bis 
dahin in Grund und Juhalt rein prozeſſuale Verpflichtung 
zur civiliſtiſchen erhebe, und jetzt betont die C.P. O. in $ 422 
und 429 nicht minder ſcharf und nicht überflüſſig, daß ſie 
die an ſich in Grund und Inhalt rein civiliſtiſche Pflicht 
auch zur prozeſſualen mache. 

Darum iſt auch nicht § 429 überflüſſig, da er nicht, 
wie Neukamp'e⸗) meint, nur den ſelbſtverſtändlichen Satz 
ausſpricht, daß gegen den Dritten ein beſonderer Prozeß 
notwendig ſei. Denn da der Geſetzgeber im allgemeinen 
nichts überflüſſiges ſagt, ſo war es nicht nötig, den § 429, 
wie er vielleicht etwas deutlicher, aber nicht ſchöner gelautet 
hätte, im erſten Halbſatz ſo zu faſſen: „Der Dritte, der nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts oder des § 423 
zur Vorlegung einer Urkunde verpflichtet iſt, muß dieſe Vor— 
legung vor das Prozeßgericht oder im Falle des § 434 vor 
einen beauftragten oder erſuchten Richter bewirken.“ Er ent— 
hält aber gleichwohl dieſen Satz, der ſich aus civiliftifchen 
Grundſätzen nicht ergibt. 


20) C. O. § 422, 2 a. Damit leugnet Neukamp auch den pro⸗ 
zeſſualen Charakter des § 429. 
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9 26. 
Unterſchiede des prozeſſnalen und materiellen Vorlegungs— 
auſpruchs. 


Der prozeſſualen, von der materiellen zu ſcheidenden Vor— 
legungspflicht entſpricht naturgemäß ein prozeſſualer Vorlegungs— 
anſpruch. Dieſen von dem materiellen zu ſcheiden, hat nicht 
nur theoretiſche Bedeutung, ſondern auch praktiſche, da er ganz 
andere Eigenſchaften hat . 

I. Der materielle Auſpruch aus § 810 B.G. B. geht auf 
Vorlegung nur vor den Vorlegungsſucher, und zwar nur zu 
dem Zwecke der eigenen Juformation (oben § 5 J). Dritte, 
denen Einſicht gleichzeitig u. U. geſtattet werden muß, können 
nur die Bedeutung von Gehilfen, ſachverſtändigen Bücher— 
reviſoren und dergl. haben (oben § 5 III), dürfen jedoch nicht 
ein eigenes Intereſſe an der Einſicht verfolgen. Der materielle 
Anſpruch kann daher nicht dazu dienen, um Dritte zu über— 
zeugen, gegen Dritte einen außergerichtlichen Beweis zu liefern, 
da ja Dritte nicht einſehen dürfen e). Der materielle Vor— 
legungsanſpruch verſagt alſo, wenn D dem Geffionar C 
aus den Geſchäftsbüchern des Cedenten G beweiſen wollte, 
daß die Forderung zum Teil ſchon bezahlt ſei, und auch 


1) Wenn 8 387 Nr. Ja. F. ſagte, daß der Gegner zur Vorlegung 
der Urkunde verpflichtet ſei, „wenn der Beweisführer nach den Vorſchriften 
des bürgerl. Rechts die Herausgabe der Urkunde oder deren Vorlegung 
auch außerhalb des Prozeſſes verlangen kann“, ſo ſollte damit nicht 
ausgeſprochen ſein, daß die Vorlegung im Prozeß inhaltlich identiſch ſei 
mit einer auf Grund des bürgerlichen Rechts außerhalb des Prozeſſes 
erfolgenden, ſondern nur zum Ausdruck gebracht werden, daß der Vor— 
legungsgrund der Nr. 2 (der Gemeinſchaftlichkeit) nur innerhalb, nicht 
aber „auch außerhalb des Prozeſſes“ Platz greiſe. 

2) Wenn der Vorlegungsſucher eine begl. Abſchrift genommen hat, 
was zu geſtatten der Urkundeninhaber nicht verpflichtet iſt (oben § 5 J), 
dann beweiſt eben die Abſchrift, nicht die Urkunde ſelbſt. 
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ein ſog. präparatoriſcher Prozeß auf Vorlegung gegen den zu— 
künftigen Gegner oder Dritte hätte gar keine Bedeutung für 
die Verwendung der Urkunde im künftigen Prozeß, da ſie 
dort auf Grund des materiellen Anſpruchs doch nicht als Be— 
weismittel verwendbar wäre, ſondern nur zur beſſeren Vor— 
bereitung des Vorlegungsſuchers ſelbſt dienen könnte. Die 
meiſten anderen Einſichtsrechte dienen auch nur dem Zwecke 
perſönlicher Information. Beſonders ſcharf tritt der Charakter 
des ſtreng Perſönlichen bei den Geſellſchaftsverhältniſſen her— 
vor (B. G. B. § 716, H.G. B. 8$ 118, 166, 1), in denen das 
Recht weder der Uebertragung noch der Ausübung durch ge— 
willkürte Vertreter fähig ift?), auch nicht den Singularſucceſſoren 
des geweſenen Geſellſchafters zuſteht ). 

Im Prozeß kommt aber die Urkunde nicht in ihrer 
Eigenſchaft als Informationsmittel, ſondern als Beweismittel 
in Betracht), und die Urkundeninhaber (Inhaber der Handels— 
geſellſchaft) können weder als Gegner noch als Dritte, auf 
den vertraulichen Charakter pochend, die Vorlegung verweigern, 
ſondern müſſen ihre Urkunden nicht nur dem unintereſſierten, 
zur Geheimhaltung verpflichteten Gericht, ſondern, wenn ſie 
Dritte ſind, auch noch dem Gegner des Vorlegungsſuchers 
vorlegen, der keinerlei Geheimhaltungspflicht hat. 

Der -prozeſſuale Vorlegungsanſpruch verfolgt daher nicht 
den Informations- ſondern den Beweiszweck. Seiner Natur 
nach wendet ſich die prozeſſuale Vorlegung gerade nicht an 
den Beweisführer, ſondern an andere Perſonen, die ſonſt 
niemals einſehen dürften. Der im Prozeß auftauchende Vor— 
legungsanſpruch unterſcheidet ſich von dem materiellen ebenſo, 

3) Alſo noch perſönlicher wie bei § 810 B. G. B. vgl. oben § 5 III. 


) So bezügl. der offenen Handelsgeſellſchaft Laſtig in Endemanns 
Handb. d. Handelsrechts 1 S. 371, 425. 


5) So auch Kloeppel bei Gruch. Bd. XXXVII S. HS bei 
Beſprechung des Apt'ſchen Buches. 
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wie der materiellvechtliche Offenbarungseid (B.G. B. § 259 f 
von dem prozeſſualen des § 883 CP. O. Natürlich nimmt 
er weder den Charakter des Informationszwecks an noch legt 
er den des Beweiszwecks ab, wenn die Partei, wie es nicht 
ſelten vorkommt, Behauptungen ius Blaue hinein aufſtellt 
und mitunter ſelbſt erſt durch die Urkunde informiert wird, wo— 
bei fie höchſt erſtaunt iſt, wenn ihre Behauptung durch die 
Urkunde beſtätigt wird. Der prozeſſuale Vorlegungsanſpruch 
tritt eben unter der Maske der Behauptung auf und mit der 
Prätenſion, dieſe beweiſen zu wollen. Darum iſt es auch 
nicht angängig, Vorlegungen zum Zwecke der Juformation 
zu verlangen, da für den Vorlegungsantrag beſtimmte Be— 
hauptungen über den Inhalt der Urkunde und die zu be— 
weiſenden Tatſachen erfordert werden ($ 424 Nr. 2. u. 3.); 
und darum darf das Gericht auch z. B. die Vorlegung von 
Handelsbüchern dann ablehnen, wenn nur Juformationszwecke 
verfolgt werden ). 

II. Der prozeſſuale Vorlegungsanſpruch wirkt überhaupt 
nivellierend, indem Vorlegungsanſprüche, die an ſich im Um— 
fang und Intenſität verſchieden find (wie z. B. S 118 und 
166 H.G.B.) im Prozeß ganz gleichartig auftreten, wenn nur 
auf Grund des Anſpruchs überhaupt die Vorlegung beſtimmter 
Urkunden gefordert werden kann. 

Durch die Ausübung des prozeſſualen Anſpruchs wird 
auch gar nicht der materielle ausgeübt und insbeſondere nicht 
konſumiert; wenn auch nach materiellem Recht der Vorlegungs— 
anſpruch nur einmal ausgeübt werden dürfte, ſo gilt die auf 
Grund des materiellen Anſpruchs begehrte Vorlegung im 
Prozeß keineswegs als Ausübung. Iſt andrerſeits der mate— 
rielle Anſpruch durch Gebrauchmachung (Leiſtung) bereits unter— 
gegangen, dann kann er auch nicht mehr als prozeſſualer 

6) Vgl. oben § 23 Anm. 12, R. G. 5. März 1892, J. W. 180; 
14. Nov. 1896, J. W. 699 Nr. 34; 9. Febr. 1900, J. W. 274. 
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geltend gemacht werden, denn dann beſteht kein bürgerliches 
Recht mehr. Iſt auf Grund des bürgerlichen Rechts ein 
prozeſſualer Anſpruch einmal entſtanden, dann iſt dies ein 
ſelbſtändiger Anſpruch, der durch die ferneren Schickſale des 
materiellen Rechts nicht mehr beeinflußt wird. Der prozeſſuale 
Anſpruch bleibt daher beſtehen, auch wenn das materielle 
Recht demnächſt durch Zahlung, Erlaß oder ſonſtwie erliſcht. 

III. Es kann ferner u. U. etwas anderes im Umfang 
verlangt werden, als nach bürgerlichem Recht verlangt werden 
könnte. 

Aus einer Alternativobligation (S 262 B.G. B.) mit 
Wahlrecht des Gläubigers könnte dieſer endgiltig nur eine der 
geſchuldeten Urkunden herausverlangen. Im Prozeß kann er 
aber Vorlegung aller Urkunden, ſoweit ſie beweiserheblich 
ſind, verlangen, da er nach bürgerlichem Recht, ſolange er 
ſein Wahlrecht noch nicht ausgeübt hat, Herausgabe jeder 
einzelnen verlangen könnte (vgl. oben $ 21 J). Hat er von 
mehreren Urkunden die Vorlegung einer verlangt, ſo gilt das 
ſelbſtverſtändlich nach dem Geſagten nicht als Ausübung der 
nach § 263 BGB. unwiderruflichen Wahl. Ebenſo kann 
bei den Anſprüchen auf Rechnungslegung, bei denen an ſich 
der Gläubiger den Anſpruch nur im Ganzen geltend machen 
dürfte und nicht ein Recht auf Vorlegung einzelner Urkunden 
hat, doch der Beweisführer im Prozeß die einzelnen beweis— 
erheblichen Urkunden herausgreifen, wenn ſie nur bei dem 
Anſpruch in ſeiner Totalität inbegriffen ſind. Es wird aber 
andrerſeits erfordert, daß der Beweisführer außerhalb des 
Prozeſſes Vorlegung oder Herausgabe an ſich ſelbſt verlangen 
könnte). Es genügt daher nicht, wenn er einen materiellen 
Leiſtungsanſpruch nur in Gemeinſchaft mit anderen z 3. B. ſeinen 
Miterben un machen, hingegen allein nur Leiſtung an 

7) Vgl. o. § 2 V. 
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alle fordern könnte (vgl. SS 2039, 432 B.G. B). Ein der— 
artiger materieller Anſpruch kann nur verwertet werden, wenn 
ſeine ſämtlichen Inhaber Streitgenoſſen ſind und den prozeſ— 
ſualen Anſpruch gemeinſam erheben. Sie ſtehen in dieſem Falle 
hinſichtlich des prozeſſualen Anſpruchs in Rechtsgemeinſchaft 
($ 59 C.P.O.) und können auch gegen den Dritten nur 
gemeinſam klagen, da einem einzelnen die Legitimation Fehlt). 

IV. Da durch die Erhebung des prozeſſualen Auſpruchs 
gar nicht der materielle geweckt wird, ſo gilt die Erhebung 
nicht als Mahnung, durch die der andere Teil hinſichtlich 
des materiellen in Verzug geſetzt wird. Da ferner bei einem 
Recht aus § 810 ein materieller Vorlegungsanſpruch erſt 
mit der Geltendmachung entſtehte), hier aber der materielle 
überhaupt nicht geltend gemacht wird, fo iſt bei prozeſſualer 


Vorlegungspflicht auf Grund des $ 810 (oder auch § 809) 
B.G.B. überhaupt kein materieller Anſpruch entſtanden 10, 
ſondern nur der prozeſſuale. Die Geltendmachung des prozeſ— 
ſualen Anſpruchs und ſeine Anerkennung durch das Gericht 
führt auch zu keinerlei Entſcheidung über den materiellen 


Anſpruch; wenn alſo das Gericht die Vorlegung auf Grund 


8) Da es ſich eben nicht um den materiellen, ſondern um einen 
ſelbſtändigen prozeſſualen Anſpruch handelt, ſo kann nicht etwa der ein— 
zelne Streitgenoſſe gegen den Dritten auf Leiſtung an alle d. h. auf 
Vorlegung vor das Gericht klagen. Auch muß im Nebenprozeß das 
Subjekt des prozeſſualen Anſpruchs im Hauptprozeß Kläger ſein, vgl. 
unten § 40 J. 

9) Oben § 5 V. 

10) Trotzdem kann im Sinne des 8 422 die Vorlegung nach bürger— 
lichem Recht jederzeit verlangt werden, nämlich indem die materielle Vor— 
legung geltend gemacht wird. Inſofern alſo $ 809 oder 810 B. G. B. in 
Betracht kommt, hat der Beweisführer ſtreng genommen keinen Anſpruch 
nach bürgerlichem Recht und braucht auch keinen zu haben (vgl. oben 
§ 2 zu Anm. 5), ſondern er muß nur in der Lage ſein, jederzeit einen 
zur Entſtehung zu bringen. 
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des behaupteten Eigentumsherausgabeanſpruchs des Beweis— 
führers angeordnet hat, ſo erhält doch der Gegner, nicht der 
Beweisführer nach ſtattgehabter Vorlegung die Urkunde zurück. 
Man wird jedoch in den Fällen, in denen die Vor— 
legung vor das Prozeßgericht auf Grund eines Herausgabe— 
anſpruchs verlangt wird, dem Gegner wie dem Dritten die 
facultas alternativa einräumen müſſen, ſtatt der Vorlegung 
vor das Prozeßgericht, die Sache an den Beweisführer ganz 
herauszugeben, was ihm vielleicht bequemer und angenehmer 
ſein kann. Denn die Herausgabe iſt ſtets das maius gegen— 
über dem augenblicklich verlangten minus der Vorlegung .) 
und durch ſie kann der Beweisführer die Urkunde zu allen 
prozeſſualen Zwecken gebrauchen, jo daß ſich der Urkundenbeſitzer 
dadurch von dem prozeſſualen Auſpruch befreien kann 1). Iſt 
das materielle Rechtsverhältnis der Herausgabepflicht ſo geregelt, 
daß ſich der Beweisführer die Urkunde abholen müßte (Hol— 
ſchuld), ſo wird ſie auch bei Geltendmachung des prozeſſualen 
Anſpruchs der Beweisführer von einem Dritten, der ganz 
herausgeben will, abholen müſſen, da der Dritte doch nur 
gegen ſofortige Erſtattung der Koſten vorzulegen brauchte !). 
V. Obgleich die prozeſſuale Vorlegungspflicht inhaltlich 
dieſelbe iſt, ſei es, daß ſie auf Grund dinglichen oder perſön— 
lichen Rechts, auf Grund Herausgabe- oder Vorlegungsan— 
ſpruchs verlangt worden iſt, ſo bleibt doch natürlich der Charakter 


11) So auch Schlieckmann S. 21. 

12) Es iſt daher auch für den Beweisführer viel praktiſcher, gegen 
einen Dritten ſtatt auf prozeſſuale Vorlegung auf materielle Heraus— 
gabe zu klagen, wenn er einen materiellen Herausgabeanſpruch hat. Doch 
wird auch in dieſen Fällen das Recht, prozeſſuale Vorlegung zu ver— 
langen, von Bedeutung ſein, nämlich dann, wenn dem Herausgabeanſpruch 
eine Einrede z. B. die des Zurückbehaltungsrechts entgegegenſteht, die zwar 
das Recht, pure Herausgabe, nicht aber das Recht, prozeſſuale Vorlegung 
zu verlangen, hindert. Vgl. unten § 27 III. 

13) Siehe unten § 27 IV. 
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ihres materiellen Grundes gewahrt hinſichtlich der Wirkung 
gegen dritte Erwerber und im Konkurſe des Verpflichteten! ), 
bezügl. Zwangsvollſtreckung gegen weitere Erwerbers) u. 
dergl. wie auch ſonſt ſelbſt durch ein Urteil die Unterſcheidung 
michl verloren geht und der Tenor „N. N. wird verurteilt, die 
Sache X herauszugeben“ verſchiedene Bedeutung hat, je nach— 
dem eine dingliche oder obligatoriſche Klage, etwa die rei vin— 
dieatio oder die actio conducti, in den Gründen als berechtigt 
anerkannt worden iſt. Auch ſolche Auſprüche des bürgerlichen 
Rechts kann der Inhaber zur Geltendmachung des prozeſſualen 
Anſpruchs für ſich benutzen, die er an ſich nur im Intereſſe 
gewiſſer Zwecke hat, z. B. das Einſichtsrecht des Gegenvor— 
mundes in die Urkunden über Führung der Vormundſchaft 
zur Kontrolle des Vormundes ($ 1799 B.G. B.) 


VI. Verſchieden beim materiellen und prozeſſualen Vor— 
legungsanſpruch iſt auch das rechtliche Jutereſſe der SS 809 
und 810 BGB. Selbſtverſtändlich muß auch im Prozeß 
ein rechtliches Intereſſe vorliegen, aber dies beſteht von ſelbſt 
in der ernſthaften prozeſſualen Verfolgung angeblicher Rechte 
ſeitens der Parteien und dem hierfür beſtehenden Rechts— 
ſchutzbedürfnis 1 und iſt ſtets in Bezug auf beweiserhebliche 
Tatſachen vorhanden 1). Aber dies iſt eben nicht das In— 
formationsintereſſe, das in $ 810 wegen feines Zweckes nur 
vorhanden ſein kann, und noch weniger das Intereſſe des 
$ 809, das gerade in Bezug auf das jiudieium direetum vor— 
handen fein muß 8), ſondern ein Beweisintereſſe, dem der In⸗ 
halt der Urkunde als ſolcher oder gar das Beſtehen des im 


14) Siehe unten § 48 II. 

15) Siehe unten § 46 IV. 

16) Vgl. die § 28 Anm. 18 eit. Schrift von Stein. 
17) Gaupp-Stein 8 422 II 2. 

18) Vgl. oben § 7 II. 


— 
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Hintergrund ſtehenden Anſpruchs ganz gleichgültig iſt!“). Das 
prozeſſuale Vorlegungsintereſſe muß aber, entſprechend wie 
man früher ein Editionsintereſſe bei dem Editionsanſpruch er— 
forderte, bei jedem prozeſſualen Vorlegungsanſpruch, nicht nur 
bei dem auf Grund des $ 810 verfolgten, vorhanden fein ?“), 


§ 27. 

Folgerungen der prozeſſualen Auffaſſung. Eiureden gegen 
den materiellen Vorlegnugsgrund. Ort und Koſten der pro- 
zeſſnalen Vorlegung. 

I. Der Ort der Vorlegung beim prozeſſualen Anſpruch 
für Gegner und Dritten iſt, wie bereits oben S. 112 er— 
wähnt, das Prozeßgericht oder aus den beſonderen Gründen 
des 8 434 ein erſuchter oder beauftragter Richter. Daß der 
Leiſtungsort ſich nicht nach dem bürgerlichen Recht beſtim⸗ 
men kann, geht ſchon daraus hervor, daß eine prozeſſuale 
Vorlegung nur Sinn hat, wenn ſie dem Gericht gegenüber 
erfolgt, jedoch nicht, wenn dort, wo ſich die Urkunde zufällig 
befindet, wo überdies nicht einmal ein Amtsgericht zu 
ſein braucht. In der Vorlegung vor Gericht zeigt ſich 
eben die Eigenart der prozeſſualen Vorlegung. Ueber die 
Schwierigkeit ſuchen die Schriftſteller, die das bürgerliche 
Recht entſcheiden laſſen oder nur ganz einſeitig die Vorlegung 
auf Grund des $ 810 berückſichtigen ), dadurch hinwegzu— 

19) Erforderte man ein anderes als das Beweisintereſſe, ſo könnte 
man, wie bereits oben erwähnt ($ 20 Anm. 11), den Anſpruch aus § 809 
und den Kombinationsanſpruch aus § 809 und 810 überhaupt nicht zur 
Begründung des prozeſſualen Vorlegungsanſpruchs gebrauchen. 

20) Auch § 387 Nr. 2 C.P. O. a. F. erforderte nicht ein beſonderes 
rechtliches Intereſſe. 

1) Siehe oben § 25 Anm. 14. 
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kommen, daß fie das Obſchweben des Prozeſſes als wichtigen 
Grund im Sinne des 8 811 B.G. B. anſehen, der die Vor— 
legung an einem anderen als dem Aufenthaltsort, alſo vor 
das Gericht, rechtfertige. Dabei überſehen ſie aber ganz, 
daß ihnen dies Mittel gar nichts hilft, wo nicht auf Grund 
des § 809 oder 810 B.G. B, ſondern aller anderen Vor 
ſchriften des bürgerlichen Rechts Vorlegung verlangt wird, die 
ein Abweichen von dem normalen Leiſtungsort aus wichtigen 
Gründen nicht kennen. Es könnte alſo überhaupt keine Vor⸗ 
legung auf Grund eines anderen Einſichtsanſpruchs verlangt 
werden; denn wann ſollte je das Gericht Leiſtungsort ſein? 
In 8 118 HGB. z. B. kann Vorlegung natürlich nur dort 
verlangt werden, wo ſich die Handelsbücher befinden, alſo im 
Geſchäftslokal der offenen Handelsgeſellſchaft. 

II. Da der prozeſſuale Anſpruch mit dem materiellen 
nicht identiſch iſt, und ſeinen eigenen Leiſtungsort hat, ſo 
kann auf Erfüllung desſelben gegen den Dritten nicht dort 
geklagt werden, wo der materielle, ſelbſt auf Grund eines 
etwaigen Vertrages, zu erfüllen iſt (forum contractus 8 29 
C. P. O.) oder ſonſt einen Gerichtsſtand hat, ſondern nur im 
allgemeinen Gerichtsſtand (88 12—19) ſowie in dem der 
88 20, 21, 23, da die Klage trotz ihres prozeſſualen Charakters 
eine vermögensrechtliche im Sinne der CP. O. it, ſofern der 
im Hauptprozeß verfolgte Rechtsſchutzanſpruch ein vermögens— 
rechtlicher iſt!). 

III. Da nur dann gegen Gegner und Dritten ein pro— 
zeſſualer Vorlegungsanſpruch auf Grund des 8 422 begründet 
iſt, wenn der Beweisführer nach bürgerlichem Recht Vor⸗ 
legung oder Herausgabe verlangen kann, ſo folgt daraus, 
daß er ein präſentes ſofort realiſierbares Recht haben muß, 
daß es aber nicht genügt, wenn er in 10 Jahren einmal 


2) Vgl. oben $ 16 Anm. J. 
851 
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Herausgabe verlangen kann. Daher ſind beſonders dingliche 

Rechte ſtets mit Vorſicht daraufhin zu prüfen, ob aus ihnen 

ſofortige Herausgabe oder Vorlegung verlangt werden kann, 

da dies, wie bereits oben $ 21 J. a. A. hervorgehoben, nicht 

immer der Fall iſt. Der Anficht Wilmowski-Levy's), 

daß der Gegner, wenn er nach bürgerlichem Recht überhaupt 

zur Vorlegung verpflichtet ſei, nicht die Einrede entgegenſetzen 

könne, daß er erſt ſpäter vorzulegen brauche, „daß er zur 
Zeit nach den Bedingungen des civilrechtlichen Verhältniſſes 
noch nicht zur Herausgabe oder Rückgabe verpflichtet ſei“, 
wohingegen ſein Beſitz- bezw. Retentionsrecht dadurch nicht 
beeinträchtigt werde, kann deshalb nicht beigetreten werden. Viel— 
mehr muß der Grundſatz ſo formuliert werden, daß der Anſpruch 
nach bürgerlichem Recht, um die prozeſſuale Vorlegungspflicht 
zu begründen, ſo beſchaffen ſein muß, daß, wenn die zu ſeiner 
Begründung dienenden Tatſachen vom Beweisführer richtig 
und vollſtändig im Verſäumnisverfahren vorgetragen worden 
wären, ein den Gegner oder Dritten zur ſofortigen Erfüllung 
des materiellen Anſpruchs verurteilendes Erkenntnis ergehen 
würde, daß der Urkundenbeſitzer auch keine rechtsvernichtende 
Einrede vorbringen kann (und vorbringt), wie die der Ver— 
jährung oder Aufechtung. Hiernach ſind hinſichtlich des 
materiellen Anſpruchs, abgeſehen von der Verjährung, als 
ihn aufhebend beſonders die ſog. Einredetatſachen ) zu berück— 
ſichtigen, wie Zahlungs), die, auch vom Kläger im Verſäumnis— 
verfahren vorgebracht, die Abweiſung zur Folge hätten, ſowie 
ſolche Tatſachen, die, im Verſäumnisverfahren vorgebracht, 
zwar eine Verurteilung, aber nur zu künftiger Leiſtung ($ 257) 
zur Folge hätten, wie etwa, wenn aus dem Vortrage des Klägers 


3) § 387 a. F. Erl. 2. 

4) Siehe Ganpp-Stein $ 331 JI 1. 

5) Auch die bereits erfolgte Auſechtung, da in dieſem Falle der 
Anſpruch als gar nicht entftanden betrachtet wird ($ 142 B.. B.). 
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ſich ergäbe, daß Räumung der Wohnung erſt zum 1. Juli, 
nicht ſchon 1. April verlangt werden könne, oder wie die vom 
Kläger ſelbſt vorgebrachte Einrede der Stundung; jedoch 
ſind nicht zu berückſichtigen, abgeſehen von der Verjährung, 
die Einreden i. e. S. die zwar das Beſtehen des Anſpruchs 
an ſich nicht berühren und leugnen, aber ein Verweigerungs— 
oder Gegenrecht on machen, z. B. Einrede des Zurück— 
behaltungsrechts (8 273 B.G. B.) h, des nicht erfüllten 2 Ver⸗ 
trages ($ 320 B.G.B.), der Vorausklage ($ 771 B.G.B.) 
u. a. m. Daraus folgt, daß die Verteidigung des Urkundenbe— 
ſitzers, er brauche zur Zeit noch nicht zu leiſten, keine eigentliche 
Einrede i. e. S. und daher zu beachten iſt. Daß hingegen die 
eigentlichen Einreden gegen den materiellen Anſpruch nicht 
zu beachten find, folgt andrerſeits aus der Erwägung, daß 
beim Beſtehen eines präſenten materiellen Anſpruchs, der trotz 
der Einreden vorhanden iſt und nicht vernichtet werden kann), 
durch Stellung des Vorlegungsantrags ſofort der ſelbſtändige 
prozeſſuale Anſpruch entſteht, daß daher die Einreden, die 
gegen den nicht erhobenen materiellen Anſpruch vorgebracht 
werden, nicht den bereits entſtandenen ſelbſtändigen prozeſſualen 
Vorlegungsanſpruch beeinträchtigen können. 

IV. Hieraus folgt, daß bei einem Vorlegungsanſpruch 
aus § 809 oder 810 B. G. B. nicht auf Grund des $ 8]!, 
der ein durch Einrede geltend zu machendes U 
recht dem Urkundenbeſitzer gibt (vgl. oben S. 70 f.), Koſten— 
vorſchuß und Sicherheitsleiſtung verlangt werden kann, und 

6) So auch das nach Förſter $ 381 Erl. la in der Preſſe ver— 
öffentlichte Urteil des R. G. vom 9. Mai 1885. 

7) Denn vernichtende Einreden, die vorgebracht werden, nehmen 
wir eben aus (ſ. o.), weil durch fie der prozeſſuale Anſpruch ſeinen Boden, 
den materiellen Anſpruch, verliert, da letzterer ex tane zerſtört wird. 
Hingegen ſchaden ſpäter entſtehende rechtsvernichtende Einreden dem 
bereits entſtandenen prozeſſualen Anſpruch nicht, ſ. o. § 26 II a. E. 
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zwar weder vom Gegner noch vom Dritten). Der Prozeß 
nivelliert daher auch inſofern, als das Recht auf Grund des 
$ 809 und 810 nicht anders geſtellt iſt, als das auf Grund 
anderer Rechte. Eine Unterſcheidung zwiſchen Gegner und 
Dritten iſt in der Richtung ebenſowenig gerechtfertigt, als 
ſonſt. Trotzdem hätte es etwas Anſtößiges, dem Dritten die 
bei umfangreichen Urkunden vielleicht nicht unerheblichen baren 
Auslagen aufzuerlegen, die ihm bei Erfüllung an ſeinem 
materiellen Leiſtungsort nicht entſtänden oder vergütet werden 
müßten; bei dem Gegner fiele dieſes Moment fort, da ihm ja 
auch ſonſt durch das prozeſſuale Rechtsverhältnis Koſten auf— 
erlegt werden, die er erſt bei ſiegreichem Ausgang des Prozeſſes 
auf Grund des § 91 CP. O. erſtattet verlangen kann. In— 
ſofern aber der Gegner bei ſiegreichem Ausgang des Prozeſſes 
auch die durch die prozeſſuale Vorlegung entſtandenen Koſten 
als Prozeßkoſten erſtattet verlangen kann, ſtände er ſogar, 
was ganz ungerechtfertigt wäre, beſſer da, als der unbeteiligte 
Dritte. 

Hiernach wird man unter Berückſichtigung des allge— 
meinen Grundſatzes, daß durch den Prozeß Dritten keine baren 
Auslagen erwachſen dürfen, was ſogar zur Entſchädigung 
der Zeugen trotz des öffentlichrechtlichen Charakters der Zeugen— 
pflicht und des öffentlichen Intereſſes an ihrer Erfüllung 
geführt hat, bei dem prozeſſualen Schuldverhältnis der Vor— 
legungspflicht, das auf Grund gewiſſer Tatſachen von Geſetzes— 
wegen entſteht, wie das materiellrechtliche des S 809 und 810 
B. G. B., in analoger Anwendung des § 811 B.GB. Dritten 
den Erſatz der Koſten bezw. auch Mehrkoſten zuzuſprechen 
haben, die ihnen durch Geltendmachung des prozeſſualen Vor— 
legungsanſpruchs bezw. die Geltendmachung des prozeſſualen 


8 So auch Gaupp-Stein $ 422 J, 429 J; a. M. Seuffert 
zu § 422 Anm. 4 ad a und 5. i 
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an Stelle des materiellen entſtehen ). Dieſer Erſatzanſpruch 
iſt in allen Fällen der prozeſſualen Vorlegungspflicht Dritter 
begründet, ſei es, daß fie auf dem materiellrechtlichen Ver⸗ 
pflichtungsgrund des § 422, oder ſei es, dem prozeſſualen 
des § 423, dem § 809 oder 810 B.G. B. oder ſonſtigen 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts beruht 6). In analoger 
Anwendung des $ 811 wird man ferner dem Dritten ein Ver— 
weigerungsrecht bis zur Koſtenzahlung geben, da er ja nicht 
dem zahlungsfähigen Staat, der kein Intereſſe an der Erfül— 
lung des prozeſſualen Anſpruchs hat, ſondern nur der privaten 
Partei gegenüberſteht ). Der Dritte ift an ſich berechtigt, 
ſeine Urkunde dem Gericht ſelbſt vorzulegen, doch wird man 
eine Erſtattung der dafür aufgewendeten Reiſekoſten nur dann 
ſür gerechtfertigt anerkennen, wenn ihm wegen beſonderer 
Wichtigkeit und beſonderen Wertes der Urkunde nicht zugemutet 
werden kann, ſie aus den Händen zu geben und zu den Akten 
einzureichen. Für eine Pflicht zur Sicherheitsleiſtung iſt ein 
genügender Anlaß nicht vorhanden. 

V. Ein prozeſſuales Vorlegungsverfahren und damit eine 
prozeſſuale Vorlegungspflicht iſt überhaupt ausgeſchloſſen im 
Urkundenprozeß (§ 595, 3), Vorlegungsanträge gegenüber dem 
Gegner — nicht gegenüber dem Dritten — im öffentlichen 


9) Ueber den Umfang der Koſten gilt das oben 8 16 II Geſagte. 
Nicht mit den an den Dritten nach dem Obigen zu erſtattenden Koſten 
zu verwechſeln find die Koſten eines Prozeſſes zwiſchen dem Beweisführer 
und dem Dritten gemäß § 429. Unterliegt in dieſem Prozeß der Dritte, 
ſo trägt er ſelbſtverſtändlich die Koſten dieſes Prozeſſes. 

10) Ein Vorteil in der praktiſchen Konſequenz gegenüber der Auf— 
faſſung der Schriftſteller, die in einſeitiger Berückſichtigung des § 810 
nur bei deſſen Anwendung dem Dritten Koſtenerſatz zuſprechen. Die öſterr. 
C. P. O. ſpricht es übrigens in § 309, 3 ausdrücklich aus, daß die Vor— 
legung der in den Händen des Dritten befindlichen Urkunde auf Kojten 
des Beweisführers geſchehe. 

11) Vgl. übrigens auch § 219 St. P. O. 

Abh. z. deutſch. Privatr. XII. 2. Heft. 385 


Siegel, Vorlegung. 25 


— 130 — 


Intereſſe, um die bei der Beweisregel des § 427 mögliche 
Kolluſion der Parteien zu verhindern, in Ehe- und Familien— 

ſtandsſachen (§§ 617, 2 u. 3; 640 f, im Entmündigungs— 
X | verfahren und bei Anfechtung einer Todeserklärung (88 670, 

679, 684, 686, 975), bei der Klage auf Scheidung oder 
Anfechtung einer Ehe, jedoch nur in Auſehung ſolcher Ur— 
kunden, die dem Beſtande der Ehe ungünſtige Tatſachen be— 
weiſen ſollen ($ 617, 2). 


§ 28. 


Verletzung und Geltendmachung des prozeſſualen und 
materiellen Vorlegungsauſpruchs. 


J. Der prozeſſuale Anſpruch erfordert zu ſeiner Subſtan— 
tierung den Beſitz auf Seiten des Vorlegungsverpflichteten; 
denn der Vorlegungsantrag muß die Umſtände angeben, auf 
welche die Behauptung ſich ſtützt, daß die Urkunde ſich in 
dem Beſitze des Gegners befindet (Nr. 4 des § 424), beim 
Dritten den Beſitz ſogar glaubhaft machen (§S 430) ). Steht 
feſt, daß der Gegner oder Dritte zur Zeit des Antrags nicht 
beſitzt, dann iſt der Vorlegungsantrag unbegründet und ein 
prozeſſualer Anſpruch nicht vorhanden. Dies folgt auch daraus, 
daß der Gegner zur prozeſſualen Vorlegung dann nicht ver— 
pflichtet iſt, wenn er durch Leiſtung des Vorlegungseides den 
Beſitz abſchwört, ferner, daß die Verfolgung des prozeſſualen 
Vorlegungsanſpruchs gegen den Dritten nur den Zweck haben 
kann und hat, die Urkunde in natura im Hauptprozeß zur 
Vorlegung zu bringen. Inſofern iſt wiederum ein bedeutender 
Unterſchied gegenüber dem materiellen Anſpruch vorhanden, 
der insbeſondere bei Geltendmachung eines obligatoriſchen 


1) Vgl. unten Ss 31 J, 40 J. 
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Rechts) zu feiner Subftantiierung nicht erfordert, daß der 
Schuldner beſitzt. 

II. Verſchieden ſind daher auch die Rechtsfolgen bei Ver— 
letzung des materiellen und prozeſſualen Anſpruchs. Bei dem zu 
Grunde liegenden materiellen Recht wird der Beſitzer in der Regel 
für Vorſatz und jede Fahrläſſigkeit haften ($ 276 B.G. B.). 
Bei dem prozeſſualen Anſpruch haftet der Gegner jedoch, wie 
ſich aus dem Vorlegungseid ergibt), ganz gleichgiltig, welchem 
Rechtsverhältuis der Anſpruch entſpringt, nur dafür, daß er 
die Urkunde nicht in der Abſicht abhanden gebracht habe, deren 
Benutzung dem Beweisführer, dem Inhaber des prozeſſualen 
Anſpruchs, zu entziehen, alſo für verſchärften dolus, verſchärft 
inſofern, als jeder dolus eventualis ausgeſchloſſen iſt und die 
Urkunde aus anderen Gründen ohne nachteilige Folge vor 
der Vorlegung veräußert werden darfs); dieſelbe Haftung muß 
aber auch bei dem Dritten Platz greifen, da die Pflichten 
beider gleich ſind. 


III. Verſchieden bei Gegner und Dritten ſind nur ent— 
ſprechend der Struktur des Vorlegungsverfahrens die auf die 
Verletzung des prozeſſualen Anſpruchs geſetzten Folgen. Ver— 
letzt der Gegner ſeine Pflicht, indem er entweder nicht vorlegt 
oder die Urkunde dolos abhanden bringt, welch letzteres ſich 
darin zeigt, daß er den Eid nicht leiſten kann, ſo treten die 
Folgen des § 427 ein. Geht hingegen die Urkunde in der 
Zwiſchenzeit (zwiſchen Stellung des Vorlegungsantrags und 
Eidestermin) durch Zufall oder auch Fahrläſſigkeit unter, ſo 
wird der Gegner von ſeiner Pflicht frei. Verletzt der Dritte 
ſeine Pflicht, ſo erfolgt entweder Zwangsvollſtreckung des 

2) Vgl. jedoch oben § 6 II bezügl. $ 810. 


3) S. noch unten § 35 II. 
4) S. oben § 6 J, wo wir die Haftung bei dem Anſpruch aus 


§ 810 der beim prozeſſualen Anſpruch nachgebildet haben. 
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Vorlegungsanſpruchs oder Geltendmachung von Schadenerſatz. 
Hinſichtlich des Dritten ſind jedoch, analog wie bei Geltend⸗ 
machung des materiellen Anſpruchs aus $ 810 B. G. B. h, 
drei Stadien zu unterſcheiden: Im erſten vor der Stellung 
des durch Beſtimmung der Friſt für begründet erklärten An⸗ 
trags iſt kein prozeſſualer Anſpruch vorhanden und auch keine 
Haftung; im zweiten haftet er nur für dolus; im dritten (von 
Eintritt des Verzuges an) für omnis culpa und casus. Ein 
Verzug des Dritten iſt dann vorhanden, wenn er in dem 
zur Vorlegung beſtimmten Termine nicht vorgelegt hat 9. 
Ein Verzug des Gegners mit irgendwelchen ſich beſonders 
daran knüpfenden Rechtsfolgen iſt infolge des Verfahrens 
ausgeichloffen; denn wenn er nicht vorlegt, tritt ſofort die 
Folge des § 427 ein; ſolange er aber das Recht der Vor— 
legung nicht verwirkt hat (vgl. unten § 37 III), iſt er nicht 
im Verzug. 

Auf den Verzug und die Schadenerſatzpflicht des Dritten 
beim prozeſſualen Anſpruch ſinden die Vorſchriften des Rechts 
der Schuldverhältniſſe über Verpflichtung zur (materiellen) 
Leiſtung entſprechende Anwendnng, alſo insbeſondere die §8 254 
ſowie 280 ff. B.G.B. ). 

Während dem Beweisführer für den Hauptprozeß eine 
Verletzung des prozeſſualen Vorlegungsanſpruchs durch den 


5) Oben § 6 J. Die gleichartige Behandlung des materiellen An— 
ſpruchs aus § 810 und des prozeſſ. Vorlegungsanſpruchs iſt gerechtfertigt, 
weil in beiden Fällen ein geſetzl. Schuldverhältnis erſt durch den Eintritt 
gewiſſer Umſtände, dort der Erhebung des Anſpruchs, hier der Stellung 
des für begründet erklärten Vorlegungsantrags eintritt. 

6) Es braucht nicht ſofort gegen den Dritten geklagt worden zu 
ein, ſondern der Beweisführer kann zunächſt einen nahen Termin inner— 
halb der Friſt erbeten haben, etwa weil er annahm, der Dritte werde frei⸗ 
willig vorlegen. Dadurch, daß der Dritte das nicht tat, iſt dann der 
Verzug eingetreten. Vgl. unten 88 40 I, 42 JI. 

7) Vgl. auch § 893 C. P. O. 
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Gegner nichts ſchadet, inſofern der Gegner diesfalls nicht ohne 
Eidesverletzung den Vorlegungseid ſchwören kann und daher 
aM Gunſten des Beweisführers die Beweisregel des § 427 ein- 
tritt, ſchadet ihm eine Verletzung durch den Dritten für den 
Hauptprozeß, wenn er dadurch die Urkunde nicht benutzen 
kann; während aber andrerſeits eine Verletzung durch den 
Gegner nur prozeſſuale Folgen hat, gibt ihm die Verletzung 
durch den Dritten ein Recht auf Schadenerſatz. 

IV. Von der Verletzung des prozeſſualen Anſpruchs iſt 
wohl zu unterſcheiden die des materiellen, bei dem, wie bereits 
erwähnt, häufig ſchon Fahrläſſigkeit zum Schadenerſatz ver— 
pflichtet. Dieſe fahrläſſigen, rechtswidrigen Verletzungen des 
materiellen Rechts äußern aber bei der Erhebung des prozeſ— 
ſualen Anſpruch keinerlei Rechtsfolgen; trotzdem bleibt natürlich 
der aus dem materiellen Rechte beſtehende Schadenerſatzan— 
ſpruch unberührt; nur kommt er innerhalb des Prozeſſes dem 
Gegner gegenüber nicht zur Geltung, da eben dort nur die 
doloſe Verletzung des prozeſſualen Anſpruchs Rechtswirkungen 
nach ſich zieht. Einer ſelbſtändigen Geltendmachung des 
Schadenerſatzanſpruchs ſteht aber nichts im Wege. Dabei iſt 
jedoch folgendes zu beachten: Wenn der Beweisführer infolge 
des Verluſtes der beweiſenden Urkunde ſeinen Prozeß gegen 
den Gegner rechtskräftig verloren hat, indem der Gegner 
zwar fahrläſſig den materiellen Anſpruch, jedoch nicht den 
prozeſſualen Anſpruch verletzt hatte und daher den Vorlegungs— 
eid mit gutem Gewiſſen ſchwören konnte, ſo iſt es ausge— 
ſchloſſen, daß der Beweisführer, wenn er ſpäter Zeugen er— 
mittelt, nachträglich gegen den ſiegreichen Gegner einen Ent— 
ſchädigungsanſpruchs) erhebt?); denn dies würde dem Weſen 


8) d. h. auf Erſatz des Schadens, der ihm durch den Verluſt der 
Urkunde als Beweismittels entſtanden iſt, der alſo die Höhe des Streit— 
objekts im Vorprozeß einſchließlich der Prozeßkoſten beträgt; einen An— 
ſpruch auf ſonſtigen Schaden, der ihm durch den Verluſt der etwa noch 
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der Rechtskraft widerſprechen, da im Verhältnis der Parteien 
der Prozeß richtig entſchieden iſt und man nicht einfach den— 
ſelben Tatbeſtand und dieſelbe Rechtsfolge dadurch noch einmal 
aufrollen kann, daß man den Gegner deshalb verklagt, weil 
infolge feines ſchuldhaften Verhaltens der Prozeß unrichtig 
entſchieden ſei re). Gegenüber einem Dritten iſt aber dieſer 
Entſchädigungsanſpruch wegen Verletzung lediglich des mate— 
riellen Rechts durchaus möglich 1). 


für andere Rechtsverhältniſſe beweiſenden Urkunde entſtanden iſt, oder 
auf Erſatz des Makulaturwerts der Urkunde kann er erheben. 

9) Man denke ſich folgendes Beiſpiel: A verklagt ſeinen Bankier 
B. bei dem er fein Vermögen verwalten läßt, auf Schadenserſatz, weil 
ihm der Prokuriſt C fahrläſſig in einem Briefe zum Ankauf von Hannover- 
ſcher Straßenbahn als einem „chancenreichen“ Papiere geraten habe, daß 
daraufhin der Ankauf durch Vermittlung des Bankiers B geſchehen ſei 
und die Aktien bedeutend gefallen ſeien. Als & eine größere Reiſe machte, 
hatte er ein Bündel wichtiger Geſchäftsbriefe, darunter auch den fraglichen 
Brief, dem B zur Aufbewahrung übergeben. In dem Prozeß verlangt 
er auf Grund Eigentums und Verwahrungsvertrages die Vorlegung des 
Briefes. B hatte zwar fahrläſſigerweiſe das Bündel Papiere verloren und 
das materielle Recht des A verletzt, aber er kann den Vorlegungseid 
ſchwören, denn eine Verletzung des prozeſſualen Anſpruchs fällt ihm nicht 
zur Laſt. Der Prokuriſt © ift verſtorben und kann nicht als Zeuge ver— 
nommen werden. B leiſtet auch ohne Verletzung der Eidespflicht den in 
der Form des § 459, 3 zugeſchobenen Eid, daß er nicht die Ueberzeugung 
erlangt habe, daß eine derartige Empfehlung des betr. Papieres ſtattge— 
funden habe. Nach rechtskräftiger Abweiſung entdeckt A einen Zeugen, 
der ſowohl den Brief geleſen hat, als auch bezeugen kann, daß dieſer 
Brief in dem verloren gegangenen Bündel enthalten geweſen ſei. Ein 
Fall der Reſtitutionsklage liegt nicht vor (§S 580). 

10) Vgl. $ 8 Anm. 8. 

11) Man denke ſich alſo das Beiſpiel der Anm. 9 fo, daß A feine 
Geſchäftsbriefe nicht bei B, ſondern einem Dritten D hinterlegte und ſie 
verlor. Ein prozeſſualer Anſpruch und eine Klage aus 8 429 war auch 
gegen D nicht gegeben, da er ja zur Zeit des Vorlegungsantrags nicht 
mehr beſaß; vgl. auch unten S 36 VI. 
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V. Die Frage, ob die Verletzung des prozeſſualen Vor— 
legungsanſpruchs als ſolchen durch Dritte d. h. ſolche Perſonen, 
gegen die er ſich nicht richtet, als die Verletzung eines 
„ſonſtigen Rechtes“ im Sinne des § 823 B.G.=B. anzuſehen 
iſt, iſt aus denſelben Gründen, wie es oben beim materiellen 
Anſpruch geſchehen iſt !), zu verneinen; die Entſcheidung 
richtet ſich vielmehr nach dem jeweils zu Grnude liegenden 
materiellen Rechtsverhältnis. 


VI. Da durch die Erhebung des prozeſſualen Anſpruchs auf 
Vorlegung nicht der materielle geltend gemacht wird, ſondern 
nur aus dem materiellen etwas Prozeſſuales verlangt wird, 
ſo ſteht weder, wenn der Anſpruch im ſelbſtändigen Prozeß 
gegenüber dem Gegner 8) geltend gemacht iſt, dem Vorlegungs— 
antrag die Einrede der Rechtshängigkeit entgegen “) noch 
hindert umgekehrt die Stellung des Antrags einen ſelbſtän— 
digen Prozeß. Auch kann nicht die Anhängigkeit eines ſelb— 
ſtändigen Vorlegungsprozeſſes zur Ausſetzung des Haupt— 
prozeſſes gemäß § 148 führeu !), da doch die Entſcheidung 
des Hauptprozeſſes auch nicht teilweiſe von dem Beſtehen der 
Vorlegungspflicht abhängt und das Rechtsverhältnis der 
materiellen Vorlegungspflicht nicht präjudiciell für den An— 
ſpruch des Hauptprozeſſes iſt. 

Es ſchadet der ſelbſtändigen Geltendmachung des ma— 
teriellen Anſpruchs nichts, wenn ein auf beſtimmte Tatſachen 
begründeter Vorlegungsantrag abgelehnt iſt, weil dieſe Tat— 
ſachen keine prozeſſuale Vorlegungspflicht begründeten, und 
ſchafft keinerlei Rechtskraft hinſichtlich des materiellen An— 
ſpruch 16), über den das Prozeßgericht nicht zu entſcheiden hatte. 


12) Vgl. oben § 6 II. 

13) Hinſichtlich des Dritten dürfte das weniger vorkommen. 

14) So Seuffert zu § 421 Nr. 4. 

15) So Seuffert a. a. O. 

16) Seuffert müßte folgerichtig zur gegenteiligen Anſicht gelangen. 
201 
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Iſt jedoch umgekehrt der materielle Anſpruch rechtskräftig ab⸗ 
erkannt worden, dann ſteht dies der Erhebung eines prozeſſualen 
Vorlegungsanſpruchs entgegen; denn es wird nicht lediglich 
aus demſelben Tatbeſtand eine andere Rechtsfolge abgeleitet, 
wie etwa bei Einklagung einer zweiten Zinsrate, nachdem die 
erſte aberkannt worden iſt, weil kein rechtsgiltiges Dahrlehn 
beſtände, ſondern der prozeſſuale Anſpruch ſetzt das materielle 
Recht voraus, welches infolge der rechtskräftigen Aberkennung 
nicht beſteht. 

Die entſprechenden Sätze gelten auch beim Dritten, da, 
wie ſtets zu betonen, feine Vorlegungspflicht dieſelbe iſt, wie 
die des Gegners. Eine prozeſſuale Klage aus S 429 — 
man denke etwa an eine ſolche, bei der auf Grund Heraus- 
gabeanſpruchs nur prozeſſuale Vorlegung verlangt wird!“) — 
begründet weder die Eiurede der Rechtshängigkeit für die Er- 
hebung der materiellen Klage, noch begründet ihre Abweiſung 
für letztere die Einrede der Rechtskraft; doch ſteht es dem 
Dritten frei, durch Erhebung der Ineidentfeſtſtellungsklage 
($ 280) eine endgiltige Entſcheidung auch über das materielle 
Rechtsverhältnis herbeizuführen. 


VII. Es bedarf noch der Erwägung, ob der Beweis— 
führer für die Geltendmachung des prozeſſualen Anſpruchs als 
ſolchen dem Gegner gegenüber auf das Vorlegungsverfahren 
angewieſen iſt, oder ob er ihn d. h. den Anſpruch auf Vor— 
legung vor das Prozeßgericht (nicht den materiellen, hin⸗ 
ſichtlich deſſen wir die Frage bejaht haben), auch im ſelb— 
ſtändigen Prozeß verfolgen kann. Mit dem Hinweis dar⸗ 
auf, daß ja für die Verfolgung des Anſpruchs dem Gegner 
gegenüber gerade zur Vermeidung unnötiger Prozeſſe das 
einfachere, ſchnellere und koſtenloſe Vorlegungsverfahren gegeben 


17) Vgl. oben § 26 zu Anm. 12. 
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ſei, daß alſo dem Beweisführer das Rechtsſchutzbedürfnis !“) 
fehle, kann man die Frage nicht abtun. Denn der Beweis— 
führer kann ſehr wohl ein Intereſſe haben, indem er nicht 
ſo genau über die Urkunde orientiert iſt, um einen Vorlegungs— 
antrag ſtellen zu können, namentlich wenn etwa der Gegner 
auf eine ihm unbekannte Urkunde Bezug genommen hat 10), 
ſie aber nicht vorlegen will, was zwar verdächtig iſt, ohne daß 
bei dem unbekannten Inhalt beſtimmte Folgen aus der Weige— 
rung gezogen werden könnten. Die Frage wird aber doch 
zu verneinen ſein, weil das Vorlegungsverfahren einen be— 
wußten Gegenſatz zwiſchen Gegner und Dritten in ſich trägt 
und für die Geltendmachung des prozeſſualen Anſpruchs gegen 
den Dritten offenbar nur der ſelbſtändige Prozeß, gegen den 
Gegner nur das Verfahren innerhalb des Hauptprozeſſes ge— 
geben iſt. Dem trägt anſcheinend auch die CP. O. Rechnung, 
indem ſie als erſten Satz über die prozeſſuale Vorlegungs— 
pflicht des Gegners den § 421 aufftellt, wonach die Antre— 
tung des Beweiſes, mithin die Geltendmachung des prozeſ⸗ 
ſualen Anſpruchs durch den Vorlegungsantrag erfolgt. Außer 
dem geht aber die prozeſſuale Vorlegungspflicht nur auf 
Vorlegung vor das zur Annahme der Vorlegung bereite 
Prozeßgericht und dieſe Bereitſchaft kann eben nur durch den 
Beſchluß feſtgeſtellt ſein, durch den die Vorlegung als erheb— 
lich angeordnet wird, und der nur innerhalb des Vorlegungs— 
verfahren ergeht 20). 

Die prozeſſuale Pflicht als ſolche wird zwar nicht erſt 
durch die Anordnung der Vorlegung oder Eidesleiſtung be— 


18) Vgl. über dieſen Begriff neuerdings Stein, „Ueber die Voraus— 
ſetzungen des Rechtsſchutzes, insbeſondere bei der Verurteilungsklage“ in 
der Feſtgabe für Fitting, Halle 1903, namentlich S. 103 f. 

19) In dieſem Fall wäre ja eine materiellvechtliche Klage überhaupt 
nicht vorhanden. 

20) Vgl. auch oben § 28 VII, unten $ 34 J. 
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gründet, aber ob ein die Vorlegung wünſchendes Gericht vor: 
handen iſt, kann erſt durch ſie feſtgeſtellt werden. 

Da es hiernach im Geiſte der C.P. O. liegt, für die 
Herbeiſchaffung der in Händen des Geguers befindlichen Ur— 
kunden nur das Vorlegungsverfahren eintreten zu laſſen, ſo 
iſt es auch nicht angängig, auf Grund des § 356 eine Friſt 
zu beſtimmen, innerhalb deren die Partei die Urkunde durch 
Verfolgung eines materiellen Herausgabeanſpruchs in einem 
Prozeß gegen den Gegner zu beſchaffen habe ). 


8 29. 
Anhang: Der Vorlegungsanſpruch bei ſimnliertem Prozeß. 


Da die gegenüber der materiellen erweiterte prozeſſuale 
Pflicht des Dritten davon abhängt, daß ein Prozeß anhängig 
iſt, in dem eine Friſt zur Erhebung der Klage gegen ihn be— 
ſtimmt iſt, ſo iſt es möglich, daß jemand einen ſimulierten 
Prozeß führt, um die Vorteile des prozeſſualen Anſpruchs zu 
haben, insbeſondere die Urkunde Dritten zeigen zu können; 
bei kleinem Objekt käme dieſer Prozeß ja gar nicht teuer. 
Dieſe Möglichkeit mußte unter der Herrſchaft der alten C. P. O., 
als die Gemeinſchaftlichkeit noch nicht überall im bürger— 
lichen Recht als Vorlegungsgrund anerkannt war, noch viel 
mehr zu Mißbräuchen anreizen; ob Mißbräuche überhaupt 
oder in nennenswertem Umfang vorgekommen ſind, iſt uns 
nicht bekannt. 

Es fragt ſich, ob das Schweben eines derartigen ſimu— 
lierten Prozeſſes die prozeſſuale Vorlegungspflicht begründet. 
Faßte man die Pflicht des Dritten als eine Art öffentlicher 
Zeugenpflicht auf), jo gäbe ihm die Simulation des Haupt⸗ 


21) Vgl. auch unten $ 40 II. 


1) Vgl. oben $ 25 I u. IV. 
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prozeſſes kein Recht, die Erfüllung feiner Pflicht zu verweigern; 
und wenn zwei Leute einen ſimulierten Prozeß führten, um 
ſich den ſchlechten Scherz zu machen, die Ladung einer hoch— 
geſtellten Perſönlichkeit als Zeugen zu erwirken, ſo könnte 
dieſe bei dem öffentlichrechtlichen Charakter der Zeugenpflicht, 
die durch die Ladung ſeitens des Gerichts begründet wird, 
nicht mit dem Hinweis auf die Simulation ablehnen. Neuer— 
dings hat zwar Sintenis?) — wohl übrigens etwas zu ſchroff 
und einſeitig — betont, daß der ſimulierte Prozeß d. h. der— 
jenige, bei dem ſich das Gericht nicht an der Simulation be— 
teiligts), vollkommen giltig, auch nach außen hin ſei; trotzdem 
fehlt es dem ſimulierten Prozeß jedenfalls an einer ernſt⸗ 
haften Verfolgung angeblicher Rechte und einem hierfür be= 
ſtehenden Rechtsſchutzbedürfnis und an einem rechtlichen d. h. 
mindeſtens von der Rechtsordnung anerkannten Intereſſe. 
und ſo muß es auch dem prozeſſualen Vorlegungsanſpruch 
an dem rechtlichen Intereſſe, dem prozeſſualen Vorlegungs— 
und Beweisintereſſe, fehlen, das vorhanden ſein muß, ſei es, 
daß § 810 B. G. B. oder ein ſonſtiges Recht den materiellen 
Verpflichtungsgrund abgibt‘). Bei Mangel dieſes rechtlichen 
Intereſſe iſt aber ein prozeſſualer Vorlegungsanſpruch nicht 
vorhanden, und es iſt nicht erforderlich, dem Dritten erſt durch 
Verleihung der viel mißbrauchten exceptio doli®) zu helfen. 
Allerdings hat der Dritte nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 


2) 3. f. Civiproz. Bd. XXX S. 358 ff., beſonders § 15. 

3) Eine Beteiligung des Gerichts wird in der Praxis nicht vor— 
kommen. 

4) S. oben $ 26 IV. 

5) Was ſoll überhaupt heutzutage eine exceptio doli? Man gibt 
ſie in Fällen, in denen man nicht den Mut hat, zu ſagen, daß ein An— 
ſpruch überhaupt nicht beſtände. Aber entweder beſteht ein Anſpruch, 
oder es beſteht keiner, weil der Anſpruch „dolos“, wider die guten Sitten 
wäre, dann bedarf es aber nicht erſt der Geltendmachung einer Einrede. 
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die Simulation des Hauptprozeſſes, wie jede Simulation, zu 
beweiſen, was ihm aber durch die eidliche Vernehmung des 
Gegners des Beweisführers leicht gelingen wird. 


5. Kapitel. 


Das Uerfahren zur Durchſetzung des pro⸗ 
zeſſualen Joarlegungsanſpruchs. 


1. Abſchnitt. 


Der borlegungsantrag und die darauf ergehende 
Entscheidung. 


8 30. 
Allgemeines. 


Die Geltendmachung des prozeſſualen Vorlegungsan— 
ſpruchs gegenüber Gegner wie Dritten geſchieht durch Stel⸗ 
lung des Antrags (8 421, 428), der hinſichtlich des Gegners 
dahin geht, ihm die Vorlegung aufzugeben, hinſichtlich des 
Dritten, zur Herbeiſchaffung der Urkunde eine Friſt zu be— 
ſtimmen :). Die Vorausſetzungen des Antrags gegen den 
Gegner ſind in § 424 aufgeſtellt, des Antrags gegen den 
Dritten in § 430. 

Für den Antrag gegen den Dritten ſind in 8 430 
dieſelben Erforderniſſe aufgeſtellt, nur daß an Stelle der 


1) Gewöhnlich wird nur der Antrag gegen den Gegner „Vorlegungs— 
antrag“ genannt. Doch wird hier auch der Antrag gegen den Dritten 
der Kürze halber und, weil zwiſchen beiden kein prinzipieller Unterſchied 
beſteht, ſondern beide die Vorlegung vor das Prozeßgericht bezwecken, 
Vorlegungsantrag genannt. 
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Nr. 5 des § 424 etwas mehr verlangt wird, nämlich 
Glaubhaftmachung des Beſitzes des Dritten; letzteres aus 
dem natürlichen Grunde, daß nicht unnütz das Verfahren 
verzögert und eine Friſt beftimmt werde in Fällen, in denen 
mangels Beſitzes des Dritten die Klage gegen ihn ein Schlag 
bi Waſſer iſt. Wenn Glaubhaftmachung darüber verlangt 
wird, „daß „die“ Urkunde ſich in den Händen des Dritten 
befinde“, ſo wird damit an ſich nicht Glaubhaftmachung des 
Inhalts der Urkunde verlangt, ſondern nur deſſen, daß der 
Dritte die gemäß Nr. 1 des § 424 nach Datum, Ausſteller 
u. ſ. w. individualiſierte Urkunde in Händen habe; doch wird 
das praktiſch häufig auf eine gewiſſe Glaubhaftmachung des 
Inhalts hinauskommen. Die auf den Antrag ergehende Ent— 
ſcheidung ergibt § 425 bezw. 426 einerſeits, $ 431 anderer⸗ 
ſeits. Nr. 1 und 2 des 8 424 bedürfen für die hier ver— 
folgten Zwecke ) keiner beſonderen Erläuterung. Durch die 
Bezeichnung der Urkunde (Nr. I) erfährt der Gegner, worum 
es ſich handelt, und wird es überhaupt erſt möglich, die Vor⸗ 
legung einer individuell beſtimmten Urkunde anzuordnen, ſowie 
im Streitfall darüber zu entſcheiden, ob die vom Gegner vor— 
gelegte Urkunde identiſch iſt mit der im Vorlegungsantrag 
gemeinten. Nr. 1 ermöglicht dem Richter die Prüfung der 
Erheblichkeit, letzteres übrigens auch Nr. 3 inſofern, als das 
Gericht auf dem Standpunkt ſtehen kann, daß durch den be 
haupteten Inhalt nicht das thema probandum erwieſen würde. 

Die Nr. 3 iſt ferner hauptſächlich erforderlich, um für 
die Beweisfolgen im Falle der Nichterfüllung oder Verletzung 
des prozeſſualen Anſpruchs durch den Gegner einen Anhalt 
zu gewähren ($ 427); ihr wird am beſten arg. $ 427 durch 
Beibringung einer Abſchrift genügt. Nr. 5 verlangt die Be— 
zeichnung des Grundes, der die Verpflichtung zur Vorlegung 


2) Vgl. im übrigen Kommentare zu 8 424 und 8 430. 
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der Urkunde ergibt, und Glaubhaftmachung dieſes Grundes. 
Hieraus folgt, daß, wenn ſich der Vorlegungsgrund aus 
$ 810 BGB. ergibt, Nr. 3 und Nr. 5 zuſammenfallen, da 
der Inhalt der Urkunde im Falle des § 810 zur Vorlegung 
verpflichtet; bei einem Vorlegungsgrund aus § 810 iſt daher 
Glaubhaftmachung des zur Vorlegung verpflichtenden Inhalts 
erforderlich?). Allzu große Anforderungen wird man gerade 
an die Glaubhaftmachung dieſes Vorlegungsgrundes nicht 
ſtellen dürfen, damit nicht der Vorlegungsantrag bereits in 
eine Art Beweiſes des Inhalts ausarte. 


9 31. 


Der Beſitz beim prozeſſualen Vorlegungsauſpruch und beim 
Anſpruch aus S 809 und 810 B. G. B. 


I. Nr. 4 des § 424 erfordert hinſichtlich des Gegners 
die Angabe der Umſtände, auf welche die Behauptung ſich 
ſtützt, daß die Urkunde ſich in dem Beſitze des Gegners be— 
findet), § 430 hinſichtlich des Dritten Glaubhaftmachung 
des Beſitzes. Schon hieraus ergibt ſich, wie bereits oben 
§ 28 J erwähnt, daß zur Begründung des prozeſſualen Vor: 
legungsanſpruchs Beſitz nötig ſei. Dies führt uns gleichzeitig 
noch zu einer materiellrechtlichen Frage zurück, die, wie bereits 
oben § 20 IV angedeutet, am beſten hier zu behandeln iſt. 
Auch § 810 (ſowie § 809) B.B.G. erfordert zur Begründung 
des Vorlegungsanſpruchs Beweis des Beſitzes auf der Seite 
des Beklagten, und da fragt es ſich, was für eine Art von 

3) Bei Geltendmachung des materiellen Anſpruchs aus § 810 bes 
darf es, wie oben § 13 II hervorgehoben, des vollen Beweiſes dieſes 
Inhalts. 


1) Ein ſolcher Umſtand iſt insbeſondere auch der, daß der Gegner 
ſelbſt auf die Urkunde Bezug genommen hat. 
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Beſitz eigentlich gefordert wird. Die Frage iſt für den pro⸗ 
zeſſualen Anſpruch noch nicht allgemein und höchſtens hinſichtlich 
des Gegners aufgeworfen , für § 810 (und mitunter 8 809) 
wird meiſt ohne Angabe von Gründen behauptet, daß die 
Klage gegen den mittelbaren und unmittelbaren Beſitzer gehe“. 
Soweit letzteres angenommen wird, wird, ſoweit ſich eine 
Bemerkung darüber vorfindet, auch dem unmittelbaren Beſitzer 
das Recht der Urheberbenennung (nominatio actoris) auf 
Grund des § 76 CP.O. gegeben). 

II. Die Beſtimmungen der CP. O. ergeben einen merk— 
würdigen Wechſel des Ausdrucks, indem teilweiſe der techni— 
ſche Ausdruck „Beſitz“ (88 424 Nr. 4, 426), überwiegend je— 
doch der nichttechniſche Ausdruck „in den Händen“ gebraucht 
wird ($$ 421, 423, 425, 428, 430, 432, 441), wobei 
man trotzdem als ſelbſtverſtändlich davon auszugehen hat, daß 
in allen Fällen dasſelbe gemeint ſei. Ferner glauben wir, 
daß in $ 810 B.G.B. dieſelbe Art von Beſitz wie beim pro— 
zeſſualen-Anſpruch erfordert werde; denn einerſeits ſind die— 
ſelben Erwägungen, namentlich der Billigkeit, in dieſer Hinſicht 
maßgebend, wie beim prozeſſualen Anſpruch; andrerſeits 


2) Vgl. das Citat unten Anm. 9. 

3) So z. B. Enneccerus-Lehmann $ 347 J, Coſack 4. Aufl. 
I S. 634, Windſcheid-Kipp II § 474 S. 798 hinſichtlich § 809, 
Staudinger § 809 12 c, Schmieding hinſichtlich $ 809 in der $ 17 
Anm. 2 eit. Schrift S. 21 (ganz unklar Abſatz 3 daſelbſt); jo auch Fiſcher— 
Henle, indem zu § 809 und 810 bei dem Wort „Beſitz“ § 854 und 
868 eitiert wird. A. M. Seuffert, der bei der prozeſſualen Klage 
gegen den Dritten zu § 430 C.P. O. unmittelbaren Beſitz verlangt; 
Dernburg, B. R. II S. 95, der den Anſpruch in erſter Linie gegen den 
unmittelbaren Beſitzer, im Falle eines Intereſſes auch gegen den mittel 
baren gibt; ähnlich Endemann bezügl. § 809 B. G. B., 8. Aufl. § 197 
S. 1231. 

4) So Windſcheid-Kipp. . 

5) Vgl. auch $ 588, 2; die öſterr. C. P. O. hat denſelben Wechſel 
der Ausdrücke „Beſitz“ und „in den Händen“ (88 303, 307, 308, 309). 
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ſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte dafür, wenn auch nicht 
gerade zwingend. 

8 775 E. I B.G. B., der auf die C. P. O. Bezug nahm, 
lautete: 

„Wer ein Intereſſe daran hat, von einer in dem Beſitze 
oder der Innehabung eines anderen befindlichen Urkunde 
Einſicht zu nehmen, kann die Vorlegung und Geſtattung der 
Urkunde verlangen, ſofern die Vorausſetzungen vorhanden 
ſind, unter welchen in einem Rechtsſtreit ein Dritter“) nach 
den Beſtimmungen der C.P. O. zu der durch Beweisbeſchluß 
für erheblich erklärten Vorlegung einer Urkunde verpflichtet iſt“. 

Nun iſt in der Sprache des E. I zwar unter „Beſitz“ 
der Beſitz des römiſchen Rechts, alſo auch teilweiſe der mit— 
telbare, unter Innehabung die Detention, alſo der unmittel— 
bare Beſitz, verſtanden; aber trotzdem wird man annehmen 
dürfen, daß der E. I, der ſich — ſyſtematiſch nicht richtig — “ 
io eng an die C.P.O. anſchloß, auch hinſichtlich des gefor— 
derten Beſitzes keine abweichende Stellung einnehmen wollte. 
$ 810 BGB. ſagt jetzt nur „eine in fremdem Beſitze be— 
findliche Urkunde“ und zwingt uns durch den Wortlaut 
keineswegs, darunter etwas anderes als einen Beſitz zu ver— 
ſtehen, der dem Vorlegungsſucher mangelt und mangels deſſen 
er nicht die Urkunde gebrauchen kann. 

Die C. P. O. ſcheint durch den überwiegend gebrauchten 
Ausdruck „in den Händen“ das, was wir heutzutage mittel— 
baren Beſitz nennen, auszuſchließen “), und dieſe Auffaſſung 
beſtätigen auch die Vorarbeiten zur C. PO. Der Hannoverſche 

6) Es hätte ebenſogut „der Gegner“ lauten können. Vgl. oben 
$ 25 III. 

7) Vgl. oben § 3 II. 

8) Endemann zu 8 383 und 389 Nr. 4 C. P. O. a. F. verſteht 
unter „in den Händen beſindlich“ wie unter „Beſitz“ ſowohl unmittel— 
baren wie mittelbaren Beſitz. 
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Entwurf enthielt ſtets den Ausdruck „in Händen befindlich“, 
nicht Beſitz hinſichtlich der Urkunde, auch in allen ſeinen Ent— 
würfen (ogl. H. E. 88 377, 378, 380, 381, 383, 385, 386, 
389, 391). Der Ausdruck „Beſitz“ ſollte gerade vermieden 
werden, weil damit andere juriſtiſche Begriffe verbunden 
würden?), und weil man die Ausſchließung des Detentors, 
der nach römiſchem Recht keinen Beſitz hatte, vermeiden wollte. 
Der Antrag, an einer Stelle 10) den Ausdruck „Beſitz“ zu ge— 
brauchen, wurde abgelehnt. Beim Vorlegungseid wurde ſodann 
im Norddeutſchen Entwurf der Ausdruck „Beſitz“ gewählt, 
da er geeigneter ſei als das weniger verſtändliche und ge- 
bräuchliche Wort „Gewahrſam“ 1). Hieraus dürfte folgen, 
daß aus dem zweimal vorkommenden Worte „Beſitz“ für die 
CP. O. nicht zu ſchließen ift, daß er ſtets auch den mittelbaren 
Beſitz bedeutet, ſondern daß es mehr die Bedeutung von „in 
den Händen“ hat. Auch bereits ein im Jahre 1868 für das 
Gebiet des gemeinen Rechts ergangenes Erkenntnis des O. A. G. 
Jena 15) legte bei prozeſſualer Urkundenedition weniger Wert 
auf juriſtiſchen Beſitz oder Detention als darauf, daß ſich der 
Gegenſtand „in der faktiſchen Rechtsſphäre“ befinde, alſo auf 
ein nicht gerade juriſtiſch⸗techniſches Verhältnis. Dieſe letzte 
Auffaſſung trifft, wenn auch vielleicht nicht in bewußter Klar⸗ 
heit und ohne irgend eine nähere Begründung, in hervor— 
ragender Weiſe das Richtige. 

III. Bei Begründung unſerer Anſicht legen wir beſonderen 
Wert auf die praktiſchen Geſichtspunkte. Zunächſt beſteht ein 
brennendes Intereſſe daran, den Urkundenvorlegungsanſpruch 
auch dem mittelbaren Beſitzer gegen den unmittelbaren zu 
geben, und zwar den aus § 810 wie den prozeſſualen. Denn, 


9) H. P. S. 5745. 

10) $ 370 des Entwurfs nach den Beſchlüſſen erſter Leſung. 

11) N. D.P. S. 951. 

12) Eingeholt von der Juriſtenfakultät Breslau, S. A. 22 Nr. 90. 
10 


Abh. z. deutſch. Privatrecht XII. 2 Heft. 491 
Siegel, Vorlegung. 26 
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wie oben § 21 J ausgeführt, folgt aus dem Eigentum oder 
überhaupt irgend welchem mittelbaren Beſitz an ſich keineswegs 
das Recht, die Urkunde jederzeit herauszuverlangen oder irgend⸗ 
wie zu benutzen. Folgerte man aber aus den Worten „in 
fremdem Beſitz“ (in $ 810), daß man an eine Urkunde zu 
denken habe, die in mittelbarem oder unmittelbarem Beſitze 
eines anderen ſei und verpflichtete hiernach auf jeden Fall 
den mittelbaren und unmittelbaren Beſitzer, ſo müßte man 
weiter folgern, daß der mittelbare Beſitzer Vorlegung nicht 
verlangen köune, da die Urkunde für ihn ja nicht in fremdem 
Beſitz und er ja ſelber auch zur Vorlegung verpflichtet ſei, 
ſich daher auch nicht in der Rolle des Vorlegungsſuchers 
befinden könne. Und wenn man bei der prozeſſualen Vor— 
legungspflicht auch den mittelbaren Beſitzer als die Urkunde 
in Händen habend ſtets zur Vorlegung verpflichten wollte, 
ſo könnte der mittelbare Beſitzer nicht gegen den Gegner als 
unmittelbaren Beſitzer einen Vorlegungsantrag ſtellen, da er 
ja ſelbſt die Urkunde „in Händen habe“ ($ 420). Hätte 
alſo ein Gutsbeſitzer ſein Gut mit Wirtſchaftsbüchern, die 
ſeine eigenen Rechtsverhältniſſe beurkunden und daher nach 
$ 810 B.G.B. zu feinen Gunſten vorlegungspflichtig ſind, 
an einen Pächter verpachtet, ſo hätte nach dieſer Anſicht 
der Gutsbeſitzer, da er ſelbſt mittelbarer Beſitzer iſt, keinen 
Vorlegungsanſpruch nach § 810, deſſen er im Falle des 
Intereſſes bedürfte, da er auch trotz feines Eigentums die 
Bücher nicht herausverlangen könnte (oben § 21 J), und 
er hätte auch keinen Vorlegungsanſpruch im Prozeß, eine 
um ſo ungeheuerlichere Folge, als der Gutsbeſitzer trotz 
ſeines Eigentums und mittelbaren Beſitzes oder gerade wegen 
desſelben ſchlechter geſtellt wäre als jeder dritte Lieferant, 
deſſen Lieferung in den Büchern verzeichnet iſt. Das kann 
nicht richtig ſein, ſondern der Gutsbeſitzer kann außerhalb 
und innerhalb des Prozeſſes die Vorlegung der Bücher ver— 
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langen, da er ſie tatſächlich nicht in Händen hat. Damit 
kommen wir zu dem Ergebnis, daß derjenige, auch als mittel— 
barer Beſitzer, die Vorlegung auf Grund des § 810 oder 
im Prozeß verlangen kann, der ſie braucht, da er nicht „in 
Händen hat“ d. h. vermöge ſeiner tatſächlichen Verfügungs— 
gewalt nicht zum Ziele gelangt. Daraus ergibt ſich aber 
mit zwingender Notwendigkeit als Gegenſtück der Satz, daß 
derjenige, der ſelbſt die Vorlegung der Urkunde braucht, auch 
nicht zur Vorlegung auf Grund des § 810 oder im Prozeß 
verpflichtet iſt. 

Zu dieſem letzten Satz gelangen wir auch durch andere 
Erwägungen. $ 810 B.G. B. bedeutet, wie öfters hervorgehoben 
(ogl. oben $ 5 II, eine Durchbrechung des ſtrengen Rechts 
im Billigkeitsintereſſe, jo daß dem Urkundenbeſitzer keine beſon— 
deren Laſten erwachſen dürfen. Es iſt nun abſolut ungerecht, 
dem Urkundenbeſitzer Laſten aufzuerlegen, die ihm außerordent— 
liche Mühe machen, und die er u. U. einfach nicht erfüllen 
kann, und zwecklos, ihn zu verurteilen, wo eine Zwangsvoll— 
ſtreckung nach $ 887 oder 888 bei gutem Willen des Ver— 
urteilten, aber Unmöglichkeit der Erfüllung von vornherein 
ausgeſchloſſen iſt. Der mittelbare Beſitzer aber, der die Ur— 
kunde auf längere Zeit vermietet oder verpachtet hat — man 
denke an den erwähnten Gutsbeſitzer — kann gegen den 
Willen des Mieters oder Pächters nicht vorlegen; er hat 
auch keinen Anſpruch auf Herausgabe, den er nebenbei gar 
nicht dem Vorlegungsſucher abzutreten brauchte, und mangels 
eigenen rechtlichen Intereſſes auch nicht einen Einſichtsan— 
ſpruch, der auch nicht abtretbar wäre 15). In derlei Fällen 
den mittelbaren Beſitzer zur Vorlegung zu verpflichten, iſt da— 
her nicht augängig. 

Die hier aufgeworfene Frage hat übrigens, wie zur 


13) S. oben § 11 J. 
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Verhütung von Mißverſtändnis bemerkt werde, nichts mit 
der nach Erlaß des B.G. B. aufgetauchten Streitfrage ge— 
mein, ob die rei vindicatio auch gegen den mittelbaren Be— 
ſitzer zuläſſig ſei ), deren Bejahung durch die allgemein 
herrſchende Lehre für gerechtfertigt erachtet wird. Denn der 
Vorlegungsanſpruch aus § 810 iſt etwas ganz anderes als 
der Eigentumsherausgabeanſpruch und negiert in keiner Weiſe, 
wie dieſer, das Recht des mittelbaren Beſitzers, der ſelbſt 
gleichzeitig einen Vorlegungsanſpruch haben kann; auch iſt 
die Zwangsvollſtreckung bei der rei viudicatio gegen den 
mittelbaren Beſitzer zum mindeſten nach $ 886 C.P.O. nicht 
ausſichtslos. 

IV. In noch höherem Grade, wie bei dem Anſpruch 
aus § 810, iſt es bei dem prozeſſualen Vorlegungsanſpruch 
ausgeſchloſſen, ſtets den mittelbaren Beſitzer zu verpflichten. 
Widerlegt man daher ſelbſt unſere Anſicht bezüglich 8 810 
B. GG. B., jo würde dieſelbe damit in prozeſſualer Beziehung 
noch nicht hinfällig. Der beim prozeſſualen Anſpruch er— 
forderliche Beſitz iſt natürlich ſtets der gleiche, ſei es, daß der 
Auſpruch auf Grund des § 810 oder ſonſtigen materiellen 
Rechts oder der prozeßrechtlichen Bezugnahme erhoben wird. 
Der prozeſſuale Anſpruch hat ſtets den Zweck der Herbeiſchaffung 
der Urkunde, nicht der Erlangung irgendwelchen Schadens— 
erſatzes; zur Herbeiſchaffung der Urkunde mit Opfern iſt aber 
im Prozeß niemand verpflichtet. Darum entſteht der Anſpruch 
überhaupt nicht, wie oben dargelegt 1), wenn entgegen einer 
materiellrechtlichen Pflicht bei Stellung des Vorlegungsan— 
trages kein Beſitz vorhanden und die Vorlegung nicht möglich 
iſt. Darum kann auch ein ſolcher mittelbarer Beſitz nicht zu 
ſeiner Entſtehung genügen, bei dem die Herbeiſchaffung der 
Urkunde unmöglich oder mit Schwierigkeiten verbunden iſt. 


14) Vgl. die näheren Nachweiſungen bei Planck zu § 985 B. G. B. 
15) Vgl. $ 28 IV. 
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Der Zweck der Herbeiſchaffung zeigt ſich beſonders deutlich 
bei dem an ſich keine Beſonderheit bietenden prozeſſualen 
Anſpruch gegen den Dritten. Es würde gewiß niemand 
zweifeln, daß zur Anſtellung der Klage gegen den Dritten 
keine Friſt gemäß § 431 beſtimmt werden dürfte, wenn die 
Zwangsvollſtreckung von vornherein ausſichtslos wäre. Wo 
man aber nicht den Dritten verpflichten will, kann man auch 
nicht den Gegner verpflichten. Schließlich könnte, wenn man 
ſtets auch den mittelbaren Beſitzer verpflichten wollte, ſtets 
der unmittelbare Beſitzer einen Vorlegungsantrag auf Grund 
des § 810 B.G. B. gegen den mittelbaren Beſitzer ftellen, da 
dieſer ja beſitze, was ein vollkommener Mißbrauch wäre. 

V. Andererſeits wäre es auch unbillig, in allen Fällen 
den unmittelbaren Beſitzer zur Vorlegung nach $ 810 B.G B. 
oder im Prozeß zu verpflichten, und zwar in ſolchen Fällen, 
in denen jemand eine Urkunde ohne irgend ein eigenes Inter— 
eſſe an ihrer Benutzung beſitzt und bereit iſt, ſie jederzeit 
dem mittelbaren Beſitzer herauszugeben e) 1). Man denke 
etwa an den Fall, daß eine Bank, eine Hinterlegungsſtelle 
oder ein Notar für irgendwelche Intereſſenten Dokumente 
verwahrt, die verſiegelt ſind und nach den Beſtimmungen der 
Verwahrer verſiegelt bleiben müſſen. In dieſen Fällen iſt 
der unmittelbare Beſitzer nicht in der Lage, zu prüfen, ob 
die Vorausſetzungen des § 810 vorliegen, und man kann ihm 
auch gar nicht in Fällen, in denen er an dem Beſitz als 
ſolchem kein Intereſſe hat, irgend eine Prüfung zumuten. 
Man könnte allerdings in dieſem Fall an die nominatio 
auctoris des $ 76 C. P. O. denken; aber richtiger iſt es gewiß, 
den unmittelbaren Beſitzer unter Umgehung dieſes etwas alt— 


16) Ein ſolcher Fall kann ſelbſtverſtändlich auch dann vorliegen, wenn 
für die Verwahrung der unmittelbare Beſitzer ein Entgelt erhält. 

17) Aehnlicher, wenn auch nicht näher ausgeführter Gedanke, bei 
Endemann, B. R. 8. Aufl. S. 1231 Anm. 5. 
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fränkiſchen Inſtituts, das ja tatſächlich die Haftung von ihm 
abnimmt und nur eine ärgerliche Verſchleppung des Prozeſſes 
hervorruft, gar nicht erſt haften zu laſſen. Außerdem hülfe 
die nominatio auetoris gar nichts beim prozeſſualen Anſpruch; 
denn auf den Fall des Antrags gegen den Prozeßgegner iſt 
ſie nicht zugeſchnitten, da das Vorlegungsverfahren ja kein 
ſelbſtändiger Prozeß iſt, ſo daß man dazu kommen müßte, 
entweder den Gegner doch zur Vorlegung zu verpflichten 
oder ihm das Recht zu geben, einfach den mittelbaren Beſitzer 
zu benennen d. h. nicht zu verpflichten; und ſtatt gegen einen 
ſolchen Dritten, der nachher durch Urheberbenennung den Vor— 
legungsprozeß hinziehen könnte, würde das Gericht des Haupt— 
prozeſſes nur Friſt zur Klage gegen den ſofort vom Beweis— 
führer benannten auctor gewähren. Iſt daher der unmittel— 
bare Beſitzer ohne Intereſſe am Beſitz und zur Herausgabe 
an den mittelbaren Beſitzer jederzeit bereit, dann erſcheint es 
angemeſſen, nur den mittelbaren Beſitzer, der ja in ſolchen 
Fällen die Urkunde vermittelſt des gefügigen unmittelbaren 
Beſitzer wirklich „in Händen hat“, zu verpflichten. Wir ziehen 
daher zur Entſcheidung, ob jeweils der mittelbare oder unmittel— 
bare Beſitzer verpflichtet iſt, eine Unterſcheidung heran, die 
bereits das B.G. B. in § 868 macht, allerdings ohne prak— 
tiſche Folgerungen zu ziehen, die aber, wie wir glauben, auch 
ſonſt theoretiſch und praktiſch von großer Bedeutung fein 
dürfte, nämlich, ob der unmittelbare Beſitzer zum Beſitz be— 
rechtigt oder verpflichtet iſt. 

VI. Wir gelangen ſo zu folgendem Ergebnis: 

Einen materiellen Anſpruch nach 8 810 oder einen pro⸗ 
zeſſualen Vorlegungsanſpruch kann auch u. U. der mittelbare 
gegen den unmittelbaren Beſitzer geltend machen. Soweit der 
mittelbare gegen den unmittelbaren Beſitzer einen ſolchen 
geltend machen kann, iſt im Verhältnis zu Dritten nur der 
unmittelbare, nicht der mittelbare Beſitzer zur Vorlegung ver⸗ 
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pflichtet; ſoweit dies nicht der Fall iſt, indem der unmittel— 
bare Beſitzer jederzeit zur Herausgabe bereit iſt und keinerlei 
Gebrauchsrecht oder eigenes Intereſſe an dem Beſitz in An— 
ſpruch nimmt, iſt nur der mittelbare Beſitzer, der die „facultas 
exhibendi“ hat, zur Vorlegung verpflichtet. Verpflichtet iſt 
daher zur materiellen Vorlegung nach § 810 oder zur pro— 
zeſſualen 

1. der unmittelbare Eigenbeſitzer, 

2. der unmittelbare Fremdbeſitzer mit Recht!“) auf Beſitz, 

3. der mittelbare Beſitzer, wenn er facultas exhibendi 

hat und der unmittelbare Beſitzer zum Beſitz nur 
verpflichtet iſt. 

Nichk verpflichtet iſt daher der mittelbare Beſitzer im 
Falle Nr. 2, der unmittelbare Beſitzer im Falle Nr. 3. So— 
weit hiernach der mittelbare Beſitzer und nicht der unmittel— 
bare Beſitzer verpflichtet iſt, und der unmittelbare Beſitzer 
keinen Gebrauch von den Urkunden machen kann, weil ſie 
etwa verſiegelt Find, wie in dem obigen Beiſpiel, hat auch der 
unmittelbare Beſitzer gegen den mittelbaren den Anſpruch auf 
materielle Einſichtsgeſtattung oder prozeſſuale Vorlegung !). 
Ist der Prozeßgegner daher mittelbarer Beſitzer im Falle 
Nr. 2 oder unmittelbarer Beſitzer im Falle Nr. 3, dann be— 
darf die andere Partei (der Beweisführer), da der Gegner 
nicht zur prozeſſualen Vorlegung verpflichtet iſt, der Klage 
gegen den unmittelbaren bezw. mittelbaren Beſitzer als Dritten. 

Keinerlei Raum iſt hingegen bei dieſer Regelung für 
eine nominatio auctoris. Denn die Urheberbenennung ſetzt 
voraus, daß ſowohl der mittelbare als auch der unmittelbare 


18) Auch Zurückbehaltungs recht, wenn es auch nur zu Unrecht geltend 
gemacht iſt. 

19) Der unmittelbare Beſitzer würde ja eigenmächtig d. h. mit ver— 
botener Selbſthilfe handeln (§ 229 B. G. B.), wenn er ſelbſt die verſchloſſenen 
Urkunden aufbrechen würde. 
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Beſitzer als Beſitzer verpflichtet find, wobei der unmittelbare 
Beſitzer ſeine gewiſſermaßen nur formelle Haftung durch 
Benennung des mittelbaren abwenden kann. Bei unſerer 
Regelung iſt aber entweder nur der mittelbare oder nur der 
unmittelbare Beſitzer zur Vorlegung als Beſitzer verpflichtet, 
fo daß jeweils die Klage gegen den nicht Verpflichteten ab 
zuweiſen iſt und der verpflichtete unmittelbare Beſitzer nicht 
den mittelbaren benennen kann, der nicht verpflichtet iſt. 

VII. Es iſt nicht zu verkennen, daß es klarer und 
richtiger wäre, wenn die CP. O. auch in § 424 Nr. 4 und 
426 ſtatt „Beſitz“ den Ausdruck „in den Händen“ verwendete 
und $ 810 B.G.B. ſagte „in den Händen eines anderen“. 
Im Sinne von „in den Händen haben“ iſt auch das beim 
Offenbarungseid des §8 883 C. P. O. verwendete Wort „be— 
ſitzen“ zu verſtehen. Wir verbinden daher hier mit dem 
Wort „in den Händen haben“ (Inhaberſchaft) einen beſonderen 
Begriff, der bisher in der Geſetzesſprache und in der Rechts— 
wiſſenſchaft noch keine bewußt techniſche Prägung erhalten hat?). 

Haben mehrere Perſonen zuſammen einen nach dem 
Vorhergehenden zur Vorlegung verpflichtenden Beſitz, ſtehen 
fie alſo in Mitbeſitz (S 866 B.G.B.), jo iſt nach Geltend— 
machung des Vorlegungsanſpruchs jeder einzelne Mitbeſitzer 
zur — civiliſtiſchen und prozeſſualen — Vorlegung verpflichtet; 
denn die Vorlegungspflicht ift eine unteilbare Leiſtung (§ 431 
B. G. B.). 

Wenn wir auch im folgenden, wie bisher, den einmal 
gebräuchlichen Ausdruck „Beſitz“ ſtatt des korrekteren, aber 
ſchleppenden „in den Händen haben“ oder „Inhaberſchaft“ 
gebrauchen, ſo iſt doch „Beſitz“ ſtets in dem hier klar ge— 
geſtellten Sinne zu verſtehen. 


20) Der Begriff des Inhabers iſt nach den gemachten Ausführungen 
hier etwas anders zu verſtehen als bei der Lehre von den Inhaberpapieren 
(8.6.8. §§ 793 ff.), wo er keine Schwierigkeiten hervorzurufen pflegt. 
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8 32. 
Anhang: Glaubhaftmachung des Beſitzes. 


Im Anſchluß hieran erhebt ſich eine weitere Frage. 
§ 424 Nr. 5 erfordert dem Gegner gegenüber Glaubhaft— 
machung des Verpflichtungsgrundes, jedoch nicht des Beſitzes, 
der vielmehr, wie jetzt allgemein angenommen wird und ſich 
aus dem Gegenſatz von Nr. 4 und 5 und der Beſtimmung 
des $ 430 per argumentum e eontrario ergibt, nur beim 
Dritten glaubhaft zu machen iſt. Zur Subſtantiierung des 
Anſpruchs aus § 810 (oder 809) BGB. gehört in erſter 
Linie auch der Beſitz des in Anſpruch Genommenen. Das⸗ 
ſelbe iſt auch bei dinglichen Anſprüchen, vor allem der rei 
vindicatio, der Fall)). Iſt daher der Verpflichtungsgrund 
in vollem Umfang glaubhaft zu machen, ſo wäre in dieſen 
Fällen auf Grund der Nr. 5 des § 424 auch der Beſitz 
glaubhaft zu machen, deſſen Glaubhaftmachung es in der 
Hauptſache nur bei obligatoriſchen Anſprüchen nicht bedürfte. 
Dieſe Konſequenz lann aber nicht gezogen werden. Denn 
einmal ift es gerade die Tendenz der C.P.O, über den Beſitz 
des Gegners keinerlei Beweis oder Gegenbeweis zu fordern 
oder zuzulaſſen, ſondern darüber nur durch den Vorlegungs— 
eid entſcheiden zu laſſen. Die Nr. 4 des 8 424 dient nur 
dem Zwecke, den Gegner darüber zu orientieren, wann und 
wie er den Beſitz erworben haben ſoll, und es darf ſich aus 
der gemäß Nr. 4 zu machenden Angabe nicht gerade die 
Unmöglichkeit des gegnerischen Beſitzes ergeben, der aber da— 
durch nicht wahrſcheinlich gemacht zu ſein braucht. Dann 
hat die C. P. O. in 8 387 a. F. (. Wortlaut oben $ 2 D) 

1) Wie oben § 6 II hervorgehoben, iſt die Klage, die ſich auf das 
dolo desinere possidere ſtützt ($ 990 B. G. B.), nicht die eigentliche rei 
vindicatio, ſondern eine Schadenserſatzklage. 
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die Verpflichtungsgründe aufgezählt und als Nr. 2 den der 
Gemeinſchaftlichkeit aufgenommen. Bei dieſem Grund der 
Gemeinſchaftlichkeit war aber der Beſitz nicht als Verpflich— 
tungsgrund genannt. Daher wird man annehmen, daß die 
CP. O. jetzt, wo der Grund der Gemeinſchaftlichkeit ſich im 
bürgerlichen Recht findet ($ 810 B.G.B.), darüber keine 
andere Meinung hat und Glaubhaftmachung des Beſitzes 
beim Gegner nicht erfordert. Dies folgt auch daraus, daß 
die CP. O. den Beſitz, den fie in ihrer alten Faſſung bei 
§ 387 Nr. 2 nicht erwähnt, als allgemeines, ſelbſtverſtänd— 
liches prozeſſuales Erfordernis anſieht, und daß ſie für den 
Beſitz beim prozeſſualen Vorlegungsanſpruch ihre beſonderen 
Grundſätze aufſtellt, die auch dann gelten würden, wenn 
$ 810 BGB. nicht denſelben Beſitzbegriff hätte, wie die 
C.-P. O. ). Der für das Vorlegungsverfahren charakteriſtiſche 
Beſitz, die Inhaberſchaft, wird daher beim prozeſſualen Vor— 
legungsanſpruch auch dann gefordert, wenn ſich das materielle 
Recht, wie bei der rei vindicatio ($ 985 B. G. B.), ſtets mit 
mittelbarem Beſitz begnügt, und iſt daher immer für das 
Beſtehen des prozeſſualen Anſpruchs notwendig). 

Dieſer typiſche, im Vorlegungsverfahren erforderliche 
Beſitz iſt ein weiterer Unterſchied des materiellen vom pro— 
zeſſualen Anſpruch. Der beim materiellen Anſpruch erforder— 
liche Beſitz iſt beim Gegner nicht glaubhaft zu machen, weil 
es auf ihn nicht ankommt, der prozeſſuale, weil es die C.P.O. 
nicht verlangt; und beim Dritten ($ 430) iſt nur der pro— 
zeſſuale, nicht der materielle Beſitz glaubhaft zu machen. 

Soweit nach § 424, 430 eine Glaubhaftmachung er— 
forderlich iſt, erfolgt fie nach gewöhnlichen Grundſätzen (8 294). 
Es iſt daher auch eine Gegenglaubhaftmachung möglich, ſowie 
die Vernehmung der anweſenden und geſtellten Zeugen. 
27 8 31 11 und IV. 

3) Vgl. oben § 28 J. 
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8 83 
Die auf den Vorlegungsautrag ergehende Entſcheidung. 


L Auf den Vorlegungsantrag gegen den Gegner bezw. 


den Antrag auf Herbeiſchaffung der in den Händen des 
Dritten befindlichen Urkunde hat das Gericht eine Entſcheidung 
zu treffen. Dieſe Entſcheidung lautet, wenn allen Erforder— 
niſſen entſprochen iſt, beim Gegner auf Anordnung der Vorlegung 
($ 425), beim Dritten auf Beſtimmung einer Friſt zur 
Vorlegung der Urkunde in einem von dem Beweisführer zu 
erwirkenden Termin (§ 431). Ob aber allen Erforderniſſen 

entſprochen iſt, das hat das Gericht, wie nicht immer genügend 


hervorgehoben wird ), ſtets von Amtswegen zu prüfen, auch 
dann, wenn ein Widerſpruch gegen den Antrag nicht geltend 
gemacht wird, wie auch im Verſäumnisverfahren der klägeriſche 
Anſpruch auf ſeine rechtliche Schlüſſigkeit von Amtswegen 
geprüft wird. (§ 331, 2). Das bringt die CP. O. auch zum 
deutlichen Ausdruck, indem fie in § 425 ſagt, „erachtet das 
Gericht die Tatſache, welche durch die Urkunde bewieſen 
werden ſoll, für erheblich und den Antrag für begründet“, 
in $ 431 mit faſt denſelben Worten, „iſt die Tatſache, welche 
durch die Urkunde bewieſen werden ſoll, erheblich und der 
Antrag den Beſtimmungen des vorſtehenden Paragraphen 
entſprechend“. Daß die Anordnung nur ergeht, wenn die zu 
beweiſenden Tatſachen erheblich find, iſt an ſich ſelbſtverſtändlich, 
weil ſonſt überhaupt keine Beweisnahme angeordnet wird?) 
— oder wenigſtens nicht angeordnet werden ſollte. Da der 
Antrag nur begründet, „den Beſtimmungen“ des Geſetzes 


1) Beſonders hervorgehoben von Hellmann, Lb. S. 549 und 
Neukamp; vgl. auch R. G. v. 20. Dez. 97 J. W. 98 S. 71. 
2) Vgl. Gaupp-Stein zu § 425 Nr. 2; Schmidt, Lb. S. 498 
Anm. 1. 
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„entſprechend“ fein kann, wenn er feine Erforderniſſe erfüllt, 
ſo folgt, daß die Vorſchriften des § 424 (430) trotz des 
nach dem konſtanten Sprachgebrauch der C.P. O. nur inſtruk⸗ 
tionellen „ſoll“ zwingend find und mangels derſelben der 
Antrag nicht berückſichtigt wird; ihnen wird aber genügt, wenn 
der Antrag erſt in der mündlichen Verhandlung, nicht ſchon 
im vorbereitenden Schriftsſatz formell richtig geſtellt wird“). 

II. Der Antrag iſt insbeſondere dann nicht begründet, 
wenn aus den vorgetragenen Tatſachen ſich nicht ergibt, daß 
ein Verpflichtungsgrund (Nr. 5 des § 424) vorliegt. Er: 
kennt allerdings der Gegner an, daß ein Verpflichtungsgrund 
für ihn vorhanden ſei, ſo erſetzt das den Mangel. Andrerſeits 
ergibt ſich aus der Pflicht des Gerichts, die zutreffende 
rechtliche Subſumtion von Amtswegen vorzunehmen‘), daß 
auch ſolche rechtlichen Verpflichtungsgründe zu berückſichtigen 
ſind, die zwar nicht von dem Beweisführer geltend gemacht 
ſind, die ſich aber aus den glaubhaft gemachten Tatſachen 
ergeben. Der Antrag iſt daher begründet, wenn die vorge— 
brachten Tatſachen zwar nicht das Vorliegen eines zur 
Vorlegung verpflichtenden Eigentums, aber eines Geſellſchafts— 
verhältniſſes erkennen laſſen. Das Gericht hat auch von 
ſeinem Fragerecht Gebrauch zu machen und darauf hinzu— 
wirken, daß, wenn der geltend gemachte Verpflichtungsgrund 
des Eigentums nicht durchgreift, wenn ſich aber aus der 
Bezeichnung des Inhalts der Urkunde Nr. 3 des § 424) 
die Vorlegungspflichtigkeit der Urkunde nach $ 810 B.G. B. 
ergibt, dann der Inhalt der Urkunde als Vorlegungsgrund 
glaubhaft gemacht wird (vgl. oben § 30). 


3) Um dies zum Ausdruck zu bringen, iſt nach den Mot. S. 268f. 
das inkorrekte „ſoll“ angewandt. 
4) Vgl. darüber die Nachweiſe bei Gaupp-Stein zu 8 268 
Anm. 13, $ 253 Anm. 25. 
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III. Die Entſcheidung des Gerichts iſt, wie § 425 und 
430 ergeben, verſchieden, je nachdem es die durch die Urkunde 
zu beweiſende Tatſache für erheblich oder nicht erheblich, den 
Antrag für begründet oder nicht begründet hält und — beim 
Antrag gegen den Gegner — der Gegner den Beſitz zugeſteht 
oder leugnet. 

Der präjudiziellſte Entſcheidungsgrund iſt, wie auch die 
CP. O. durch die Voranſtellung und an ſich überflüſſige Her— 
vorhebung der Erheblichkeit beſonders einſchärft, der, daß die 
zu beweiſende Tatſache unerheblich ſei (oder nicht aus dem 
behaupteten Inhalt der Urkunde folge). In dieſem Falle iſt 
daher der Antrag gegen Gegner oder Dritten abzulehnen, 
und zwar einfach durch Beſchluß, auch wenn nebenbei Vor⸗ 
legungsgrund und Beſitz beſtritten iſt. 

Sit der Antrag unbegründet, jo wird er abgelehnt, und 
zwar auch dann, wenn ſich der Gegner nicht erklärt hat. 
In letzterem Falle, ſowie ſtets bei dem Antrag hinſichtlich 
des Dritten, ſei es, daß er zugelaſſen, oder ſei es, daß er 
abgelehnt wird, ergeht immer ein Beſchluß, nicht ein Zwiſchen⸗ 
urteil (8 303). Denn ein Zwiſchenſtreit liegt nicht vor, 
wenn ſich der Gegner nicht erklärt und auch nicht wider— 
ipricht), und wenn die Parteien darüber ſtreiten, ob zur 
Herbeiſchaffung der in den Händen des Dritten befindlichen 
Urkunde eine Friſt beſtimmt werden ſoll, ſo liegt ebenſowenig 
ein der Entſcheidung durch Zwiſchenurteil fähiger Zwiſchen— 
ſtreit vor, wie wenn ſich die Parteien im Falle des § 356 
nicht einig ſind. 

5) War jedoch ein Termin, nachdem der Gegner Widerſpruch er 
hoben hatte, zur Verhandlung über den Zwiſchenſtreit beſtimmt und er— 
ſcheint der Gegner in dieſem Termine nicht, ſo liegt trotz nunmehrigen 
Nichterſcheinens und Nichterklärung des Gegners ein Zwiſchenſtreit bereits 
vor, und es muß ein Verſäumniszwiſchenurteil ergehen, ſei es, daß der 
Antrag für begründet oder unbegründet erachtet wird. 
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Beſtreitet der Gegner, daß er die Urkunde beſitze, ſo 
wird gemäß § 426 der Vorlegungseide) angeordnet. Dieſe 
Anordnung ergeht aber nur, wenn der Antrag an ſich be— 
gründet iſt und zugelaſſen werden müßte. Das folgt auch 
aus dem Wortlaut. Wenn man 8 425 und 426 hinter— 
einander lieſt, ſo erkennt man, daß der den Anfang des 
$ 426 bildende Konditionalſatz („beſtreitet der Gegner .. .“) 
den Gegenſatz bildet zu dem Konditionalſatz in S 425 („wenn 
der Gegner geſteht . . . .), daß alſo $ 426 folgendermaßen 
aus $ 425 zu ergänzen iſt: „Erachtet das Gericht die Tat— 
ſache, welche durch die Urkunde bewieſen werden ſoll, für 
erheblich und den Antrag für begründet, ſo hat der Gegner, 
wenn er beſtreitet, daß die Urkunde ſich in ſeinem Beſitz be— 
findet, einen Eid dahin zu leiſten . . .“. 

Wird die Begründetheit des Antrags gegen den Gegner, 
insbeſondere der zur Vorlegung verpflichtende Grund, beftritten, 
jo liegt ein Zwiſchenſtreit vor), da es ſich bei der Vorlegung 
um prozeſſuale Rechte und Pflichten der Parteien handelt. 
Dieſer Zwiſchenſtreit bei ſeiner in der Regel weitgehenden 
Bedeutung für den Ausgang des Prozeſſes bedarf einer Ent- 
ſcheidung durch Zwiſchenurteils), ſelbſt wenn man nicht auf 

6) Darüber unten 88 35 ff. 1 

7) Nicht nur dann, wenn der Vorlegungsgrund beſtritten iſt, wie 
gewöhnlich angenommen wird (z. B. Struckmann-Koch § 424 Erl. 3). 
Denn die prozeſſuale Verpflichtung wird überhaupt beſtritten, ſowie die 
Ordnungsmäßigkeit des Antrags in Frage gezogen wird; eine Unter— 
ſcheidung etwa zwiſchen formellen und materiellen Vorausſetzungen des 
Antrags hätte hier keinen Wert (vgl. jedoch unten $ 34 I); denn beim 
Fehlen einer jeden einzelnen wird der Antrag und damit der Vorlegungs— 
anſpruch abgewieſen. 

8) So auch Kohler, Forſchungen S. 79 f.; Foerſter § 386 Nr. 3 
a. F.; das Zwiſchenurteil empfiehlt auch v. Sarwey 8 390 Erl. 1. Je— 
doch genügt auch die Begründung im Endurteil dann, wenn in dem Mo— 
ment, in dem das Zwiſchenurteil zu ergehen hätte, auch der Rechtsſtreit 
ſelbſt entſcheidungsreif iſt (§ 300). 
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dem Standpunkt Schollmeyer’3?) ſteht, daß ein Zwiſchen— 
urteil ſtets notwendig ſei, wo es zuläſſig ſei und nicht zwingende 
Gründe dagegen ſprechen. 

IV. Wenn der Beſitz des Gegners nicht beſtritten war 
— das Zugeſtändnis 10) kann unter den Vorausſetzungen des 
§ 290 widerrufen werden — fo iſt mit dem den Antrag 
für begründet erklärenden Zwiſchenurteil gemäß § 425 ein 
Beweisbeſchluß über die Anordnung der Vorlegung der Ur— 
kunde zu verbinden 1). Denn das „Editionsurteil“ erübrigt 
nicht den Beweisbeſchluß. Es iſt deshalb noch nicht, wie 
Kohler dieſer Anſicht unterſtellt, eine „platoniſche“ Entſchei— 
dung über die „Editionsgebundenheit“ — der Gegner braucht 
überhaupt nicht gerade den Vorlegungsgrund bemängelt zu 
haben, ſondern kann den Antrag deshalb für unbegründet 
halten, weil die Urkunde nicht genau genug bezeichnet ſei —, 
ſondern eine Entſcheidung über die Ordnungsmäßigkeit des 
Antrags. In dem Tenor des Zwiſchenurteils ſelbſt darf 
überhaupt nicht die Anordnung der Vorlegung ausgeſprochen 
ſein. Wäre dies der Fall oder die Kohler'ſche Anſicht 
richtig, daß in dem Zwiſchenurteil ipso iure die Anordnung 
enthalten ſei, ſo wäre überhaupt dem Gegner, da die Ent— 
ſcheidung des Zwiſchenurteils ſchlechthin bindend iſt ($ 318 
CP. O.), der Widerruf des Geſtändniſſes des Beſitzes un— 
möglich, was bei der ſtrengen Folge der Nichtvorlegung eine 
unerträgliche Härte wäre. Das Gericht iſt nur an den Tenor 
des Zwiſchenurteils, das den Antrag für begründet erklärt, 
nicht an den Entſcheidungsgrund der Erheblichkeit gebunden !), 


9) Zwiſchenſtreit § 10. 

10) Die Nichtbeſtreitung ſteht hier dem Zugeſtändnis völlig gleich, 
wenn daraufhin die Vorlegung angeordnet war; andernfalls gäbe es un— 
leidliche Verſchleppungen. Aehnlich v. Sarwey $ 390 Erl. 2. 

11) A. M. Kohler, Forſchungen S. 79—82. 

12) So Gaupp- Stein 8 425 II. 
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jedoch iſt es felbftverftändlich aus dieſem Tenor verpflichtet, 
die Konſequenz zu ziehen, die Vorlegung anzuordnen, ſofern 
es noch auf dem Standpunkt ſteht, das das thema proban- 
dum erheblich ſei; hingegen iſt das Gericht trotz des Zwiſchen⸗ 
urteils berechtigt, die Vorlegung nicht anzuordnen, wenn es 
nachträglich die Vorlegung für unerheblich hält. Ein Beweis⸗ 
beſchluß iſt daher uur die Anordnung der Vorlegung der 
Urkunde, nicht aber die Eutſcheidung über den Zwiſchen— 
ſtreit 13). 

V. Iſt neben der Begründetheit des Antrags, insbeſondere 
dem Vorlegungsgrund, auch der Beſitz vom Gegner beſtritten, 
ſo hat neben dem Zwiſchenurteil, ſofern es den Antrag für 
begründet erklärt, auch eine Anordnung der Eidesleiſtung zu 
erfolgen ), da die Anordnung der Eidesleiſtung der An⸗ 
ordnung der Vorlegung ganz gleich ſteht, wie auch auf die 
Weigerung des Gegners im § 427 in beiden Fällen dieſelben 
Rechtsfolgen geſetzt ſind. Schmidt vertritt ſeine Meinung, 
daß für den Fall, daß Beſitz und Vorlegungspflicht beſtritten 
ſei, lediglich der Beſchluß über den Eid, jedoch kein Zwiſchen— 
urteil zu ergehen habe, wobei die „Vorlegungspflicht“ in dem 
Beſchluß zu begründen ſei, ähnlich wie Kohler!) die ſeine, 

13) Auch nicht die Beſtimmung einer Friſt zur Herbeiſchaffung der 
beim Dritten befindlichen Urkunde gemäß § 431. So auch Schmidt, 
Lb. S. 496 Anm. 3; a. M. offenbar $ 775 E B. G. B. (eitiert § 31 
zu Anm. 6). Jedoch ſind die Termine, die demnächſt für die Vorlegung 
der Urkunde des Dritten beſtimmt find (vgl. unten $ 42 II), Termine 
zur Beweisaufnahme. 

14) Schmidt, Lb. S. 498 Anm. 4, Wach, Vorträge 2. Aufl. 
S. 122, Seuffert, Erl. 1 halten das Zwiſchenurteil in Verbindung 
mit dem die Eidesleiſtung anordnenden Beſchluß nicht für zuläſſig. 
Gaupp-Stein § 426 zu Anm. 4 iſt mit der überwiegenden Meinung 
der Anſicht des Textes; ſeine gegenteilige Anſicht in § 425 J iſt wohl 
nur ein Verſehen. 

15) S. oben IV. 
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daß das Zwiſchenurteil die Anordnung der Vorlegung er— 
übrige, mit dem Hinweis darauf, ein Zwiſchenurteil des Inhalts, 
daß der Gegner zur Vorlegung verpflichtet iſt, wenn er die 
Urkunde hat, ſei undenkbar. 

Dieſe Anſchauung beruht im letzten Ende auf einer 
falſchen Auffaſſung des Wortes „Vorlegungspflicht“. Die 
Pflicht, die Urkunde im Prozeß vorzulegen, alſo die pro— 
zeſſuale Vorlegungspflicht, beſteht, wie oben S. 130 erörtert, 
nur. wenn der Gegner beſitzt. Das Zwiſchenurteil kann und 
will aber nicht darüber entſcheiden, ob der Gegner zur 
prozeſſualen Vorlegung verpflichtet iſt, da der Beſitz noch 
nicht feſtſteht, ſondern nur, ob der Antrag begründet iſt, ins- 
beſondere alſo, wenn die materiellrechtliche Vorlegungspflicht 
aus § 422 beſtritten iſt, ob ein Vorlegungsgrund beſteht 0). 
Das Mißverſtändnis des Wortes „Vorlegungspflicht“ wird 
allerdings dadurch befördert, daß die C. P. O. zwar in 88 422, 
423, 424 Nr. 5, 429, wenn ſie von „Verpflichtung zur 
Vorlegung“ ſpricht, ſtets an die prozeſſuale Pflicht denkt, daß 
ſie aber von der Notwendigkeit des Beſitzes nicht jedesmal 
beſonders ſpricht, ſo daß man auf den Gedanken kommen kann, 
es handle ſich um die materiellrechtliche Pflicht, bei welcher 
der Beſitz nicht ſtets notwendig ijt!). Die Worte „wenn 
er ſie in den Händen hat“ ſind aber ſtets zu ergänzen (ſo 
in § 422 „der Gegner, wenn er die Urkunde in Händen 
hat, iſt zur Vorlegung verpflichtet“, in § 424 Nr. 5 „die 
Bezeichnung des Grundes, welcher die Verpflichtung zur 
Vorlegung der Urkunde für den Fall ergibt, daß ſie der 
Gegner in Händen hat“). Ausdrücklich hat die CP. O. nur 
das Erfordernis der Inhaberſchaft in § 423 nochmals auf— 


16) Darüber, ob der prozeſſuale Vorlegungsgrund aus § 423 vor— 
liegt, wird in der Regel kein Streit ſein. Vgl. jedoch oben § 22 zu Anm. 5. 
17) Vgl. oben § 32. 
Abh. z. deutſch. Privatrecht XII. 2. Heft. 417 11 
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geſtellt („zur Vorlegung derjenigen in ſeinen Händen be- 
findlichen Urkunden“). 


Der Vorlegungsgrund, wie man vielleicht zur Vermei⸗ 
dung von Mißverſtändniſſen deutlicher ſagt als „Verpflich— 
tungsgrund“, in § 424 Nr. 5 ſieht aber, wie oben 8 32 
auseinandergeſetzt, von dem Beſitz völlig ab. Er kann daher 
zugegeben und die prozeſſuale Pflicht doch beſtritten werden, 
weil kein Beſitz vorhanden ſei, und umgekehrt. Wird aber 
beides beſtritten, dann iſt die Feſtſtellung des Vorlegungs— 
grundes das logiſche prius für die Anordnung des Eides. 
Nur wenn der Vorlegungsgrund feſtſteht, wird der Eid oder 
die Vorlegung angeordnet. Und die prozeſſuale Pflicht iſt 
nur vorhanden, wenn Vorlegungsgrund und Beſitz vor— 
handen iſt. 


Wenn der Gegner alſo erſtens beſtreitet, daß er die Ur— 
kunde beſitze, zweitens, daß er „eventuell verpflichtet“ ſei, ſie 
vorzulegen, ſo ſtehen juriſtiſch dieſe beiden Beſtreitungsgründe 
nicht im Eventualverhältnis, ſondern der Gegner beſtreitet 
erſtens die Begründetheit des Antrags, zweitens den Beſitz. 
Er leugnet zwar ſeine prozeſſuale Vorlegungspflicht durch 
beide Beſtreitungen, da die Pflicht Beſitz und ordnungsmäßigen 
Antrag vorausſetzt. Aber der Antrag kann an ſich begründet 
ſein, auch wenn mangels Beſitzes keine Pflicht vorhanden iſt, 
und ſomit wird in erſter Linie die Ordnungsmäßigkeit und 
Schlüſſigkeit des Antrags beſtritten, in zweiter Linie Antrag 
plus Beſitz — prozeſſuale Pflicht. Nachdem daher der An— 
trag als ſolcher für begründet erklärt und zugelaſſen iſt, 
bedarf es noch des Eides über den Beſitz; wird er geleiſtet, 
dann iſt damit feſtgeſtellt, daß keine prozeſſuale Pflicht vor— 
handen war; wird er verweigert, dann ſtehen damit die pro— 
zeſſuale Pflicht und gleichzeitig die Folgen ihrer Verletzung 
gemäß § 427 feſt. 
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„Das ergehende Zwiſchenurteil, das unabhängig vom 
Beſitz und der prozeſſualen Pfiicht entſcheidet, „der Vorlegungs— 
autrag iſt begründet“, iſt daher ebenſowenig hypothetiſch ab— 
hängig vom Beſitz wie das Zwiſchenurteil, das die prozeß— 
hindernde Einrede der Unzuſtändigkeit verwirft, davon ab— 
hängig iſt, ob ein materieller Anſpruch beſteht. 


$ 34. 
Vorlegungsantrag und prozeſſuale Pflicht. 


J. Es ſei ſchließlich noch auf das Verhältnis von der 
auf den Vorlegungsantrag ergehenden Entſcheidung und der 
prozeſſualen Pflicht des Gegners und Dritten hingewieſen. 
Durch die den Antrag zulaſſende Entſcheidung, auf die der 
Beweisführer bei Begründetheit ſeines Antrags einen An— 
ſpruch (Rechtsſchutzanſpruch) hatte, wird nicht die Vorlegungs— 
pflicht erſt begründet, ſondern feſtgeſtellt, daß ſie beſteht und 
von Anfang d. h. von der Stellung des ordnungsmäßigen 
Antrags an beſtand, wie auch das verurteilende Erkenntnis 
in der Regel den Auſpruch nicht erſt kreiert, ſondern feſtſtellt, 
daß er bereits beſtand. Von der Stellung des Antrags an 
beſteht daher der prozeſſuale Anſpruch und muß auf ihn 
Rückſicht genommen werden ). Aber Gegner und Dritter 
können verlangen, daß ihre Verpflichtung durch eine Entſchei— 
dung des Gerichts ſeſtgeſtellt werde, da ihre Pflicht ja nur 
auf Vorlegung an das die Vorlegung wünſchende Gericht geht 
und daher durch die dieſen Wunſch ausdrückende Entſcheidung 
erſt ihren Inhalt erhält?) und mit dem Wegfall dieſer Ent- 
ſcheidung inhaltlos wird. Vor dem Erlaß der Entſcheidung 
kommen daher auch Gegner und Dritter nicht in Verzug. 

. 1) Er iſt nicht etwa aufſchiebend bedingt von der Entſcheidung. 

2) Vgl. auch unten § 41 J. 
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Ein Wegfall der Entſcheidung iſt inſofern möglich, als 
das Gericht jederzeit berechtigt iſt, die Anordnung der Vor⸗ 
legung oder des Eides oder die Beſtimmung der Friſt, wie 
alle Beſchlüſſe, aufzuheben ), wenn es infolge veränderter 
rechtlicher Auffaſſung den Vorlegungsantrag nicht mehr für 
begründet oder erheblich anſieht; iſt jeboch der Vorlegungs— 
antrag gegen den Gegner durch Zwiſchenurteil für begründet 
erklärt, ſo kann es nur noch wegen mangelnder Erheblichkeit 
von der Anordnung der Vorlegung oder des Eides abſehen 
oder die getroffene Anordnung aufheben ). 

II. Das Vorlegungsverfahren als ein innerhalb des 
Prozeſſes auftauchendes ſummariſches, eigenartiges Prozeß- 
verfahren, bei welchem der Antrag der Klageſchrift entspricht, 
hat ſeine eigenen formellen und ſachlichen Vorausſetzungen. 
Die auf den Vorlegungsantrag ergehende Entſcheidung, auch 
wenn ſie vom Beſitz abſieht und abſehen muß, kann, wenn 
ſie den Antrag abweiſt, entweder nur auf die äußeren Voraus— 
ſetzungen des Antrages eingehen und damit vollkommen der 
absolutio ab instantia entſprechen oder auch, indem ſie den 
Vorlegungsgrund verneint, gleichzeitig ein ſachliches Moment 
enthalten, wie die Abweiſung wegen Nichtvorliegens des 
forum contraetus, weil gar keine Kontraktsklage vorliege. 
Je nach dem Grunde der Abweiſung hat die Entſcheidung 
eine verſchiedene Rechtskraft. Iſt aus dem erſten Grunde 
wegen nur formaler Mängel abgewieſen, dann kann ein neuer 
ordnungsmäßiger Vorlegungsantrag gegen den Gegner geſtellt 
werden. Andernfalls iſt eine Wiederholung des hinſichtlich 
des Vorlegungsgrundes auf dieſelben Tatſachen geſtützten 
Antrags unzuläſſig, wobei es gleichgiltig iſt, ob der Vor— 
legungsgrund aus Rechtsgründen oder wegen mangelnder 


3) Dieſe drei Entſcheidungen ergehen nach dem Vorangegangenen 
ſtets in Beſchlußform. 
4) Vgl. oben $ 33 IV. 


— 


— 165 — 


Glaubhaftmachung verneint worden war: doch iſt ein neuer 
Antrag, der auf einen durch andere Tatſachen getragenen 
Vorlegungsgrund geſtützt wird, zuläſſig. Denn in dieſem Fall 
handelt es ſich um einen neuen, nicht den alten, rechtswirkſam 
aberkannten Vorlegungsanſpruch. 


2. Abſchnitt. 


Der Vorlegungseid und die Verletzung des pro— 
zessualen Vorlegungsanspruchs durch den Gegner. 


§ 35. 
Form und Faſſung des Eides. 


I. Wenn der Gegner den Beſitz der Urkunde beſtreitet, 
jo hat er unter den im Vorhergehenden auseinandergeſetzten 
Vorausſetzungen den Vorlegungseid des § 426 zu ſchwören, 
und zwar wird derſelbe von Amtswegen angeordnet, ohne daß 
es eines beſonderen Antrages bedarf und ohne daß es dem 
Gegner möglich iſt, einen anderen Beweis für den Nicht— 
beſitz, dem Beweisführer, einen anderen Beweis für den Beſitz 
des Gegners zu führen)); letzteres nicht nur aus dem hiſtoriſchen 
Grunde, weil der Eid ein letzter Reſt des germaniſchen Un— 
ſchuldseides iſt, ſondern auch aus dem praktiſchen, weil andere 
Beweismittel dem beſchleunigten ſummariſchen Charakter des 
Verfahrens widerſprechen würden. Mit der Leiſtung des 
Eides oder ſeinem Erlaß ſteht feſt, daß kein Beſitz und daher 
kein prozeſſualer Anſpruch vorhanden iſt und auch keine 
Verletzung des Anſpruchs ſtattgefunden hat. Mit der Ver— 


1) Vgl. darüber die Kommentare und Lehrbücher. Auch ein anderer 
Beweis für die Vernichtung in böſer Abſicht (ſ. unten) und die Wiſſen— 
ſchaft des Gegners über den Verbleib der Urkunde iſt ausgeſchloſſen. 
421 


weigerung des Eides oder der Nichtbefolgung der Anordnung, 
die Urkunde vorzulegen, die nur beim Nichtbeſtreiten des Be⸗ 
ſitzes ergehen konnte, ſteht das Vorhandenſein eines pro— 
zeſſualen Anſpruchs und gleichzeitig ſeine Nichterfüllung oder 
Verletzung feſt, und es treten ſofort ohne Zwangsvollſtreckung 
die als Strafe gedachten Beweisfolgen des § 427 ein. 

Nach allgemeinen Grundſätzen hat der Beweisführer den 
Beſitz des Gegners als zur Subſtantiierung feines prozeſſualen 
Vorlegungsanſpruchs erforderliche) zu beweiſen. Das wird 
aber auch durch das Verfahren klar zum Ausdruck gebracht; 
denn der Gegner hat ſtets das Recht — allerdings auch die 
Pflicht — zur Leiſtung des Vorlegungseides und das Recht 
einer Partei zur Eidesleiſtung bedeutet eben, trotzdem der 
Vorlegungseid kein zugeſchobener Eid iſt und nicht zurück— 
geſchoben werden kann, die Beweislaſt der Gegenpartei. 

Der Vorlegungseid beſteht aus drei kumulativen Ver— 
neinungen und lautet: 

„daß er (der Gegner) nach ſorgfältiger Nach— 
forſchung die Ueberzeugung erlangt habe, daß die 
Urkunde in ſeinem Beſitze ſich nicht befinde, daß er 
die Urkunde nicht in der Abſicht abhanden gebracht 
habe, deren Benutzung dem Beweisführer zu ent— 
ziehen, daß er auch nicht wiſſe, wo die Urkunde ſich 
befinde.“ (§ 426, 1). 

Nach Abſatz 2 kann das Gericht eine der Lage der Sache 
entſprechende Aenderung der Eidesnorm beſchließen, eine Be— 
fugnis, von der nur in zwingenden Fällen Gebrauch gemacht 
werden darf. 


II. Alle drei Teile des Eides zeigen Eigenarten des 
prozeſſualen Anſpruchs und der beſonderen Situation. 


2) Vgl. oben 8 28 J. 
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Der erſte Teil betr. die Abſchwörung des Beſitzes wird 
niemals in der Veritätsform geſchworen, auch wenn der Be⸗ 
ſitz „Gegenſtand der Wahrnehmung“ des Schwurpflichtigen 
war ($ 459, 1), ſondern ſtets in der Ueberzeugungsform des 
§ 459, 2, nur daß es ſtatt „nach ſorgfältiger Prüfung und 
Erkundigung“ heißt „nach ſorgfältiger Nachforſchung“. Der 
Eid iſt aber ein notwendiger und muß ſtets in der genannten 
Form geſchworen werden, obgleich der Beſitz einer Urkunde 
u. U. — etwa wenn man auf irgend welche Weiſe eine 
größere Kiſte mit Dokumenten erhalten hat — nicht Gegen— 
ſtand der Wahrnehmung des Schwurpflichtigen geweſen zu 
ſein braucht und es ſogar zweifelhaft iſt, ob er ſtets auch 
nur Wahrnehmung ſeiner Rechtsvorgänger geweſen ſein muß 
und der Eid darüber überhaupt in allen Fällen nach 8 445 
zuläſſig iſt, und obgleich im letzteren Fall (Gegenſtand der 
Wahrnehmung der Rechtsvorgänger) der Eid an ſich in der 
erleichterten Ueberzeugungsform des 8 459, 3 (nicht die Ueber— 
zeugung erlangt, daß die Urkunde ſich in feinem Beſitze be— 
finde) zu ſchwören wäre. 

Der Eid enthält daher nicht ſowohl das Ergebnis ver— 
gangener Wahrnehmung als in erſter Linie das Gebot „forſche 
nach“. Darin kommt in juriſtiſch ſehr feiner Weiſe zum 
Ausdruck, daß beim Vorlegungsverfahren gegen den Gegner 
Erkenntnisverfahren und etwaige Zwangsvollſtreckung, beſtehend 
in der Folge der Eidesverweigerung, zuſammenfällt, daß alſo 
der Gegner nicht zunächſt abwarten kann, ob ihm der Anſpruch 
mit zuläſſigen Beweismitteln bewieſen wird, ſondern den pro— 
zeſſualen Vorlegungsanſpruch, falls er beſteht, bereits im Er— 
kenntnisverfahren befriedigen und daher auf jeden Fall nach— 
forſchen muß, wie im Zwangsvollſtreckungsverfahren, wo 
bereits die Pflicht feſtgeſtellt iſt. Aus dieſer Verbindung von 
Erkenntnisverfahren und Zwangsvollſtreckung ſowie aus Ins 
halt und Faſſung des Vorlegungseides folgt aber wiederum, 
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daß andere Beweismittel als der Vorlegungseid im 8 
legungsverfahren gar nicht denkbar ſind und daß der Vor⸗ 
legungseid ſich jeder Zurückſchiebung entzieht. 


Im zweiten Teil hat er eine Verletzung des prozeſſualen 
Anſpruchs abzuſchwören; denn wenn er auch die Urkunde zur 
Zeit des Eides nicht beſitzt, kann doch der prozeſſuale Anſpruch 
zur Zeit der Stellung des Vorlegungsantrags beſtanden 
haben, ſo daß möglicherweiſe eine Verletzung des prozeſſualen 
Anſpruchs ſtattgefunden hat. Das Wort „Abſicht“ iſt im 
Sinne des Strafrechts zu verſtehen, bedeutet alſo nicht nur 
ſo viel wie Vorſatz, ſondern verlangt auch, daß die Er— 
ſchwerung oder Vereitelung der Beweisführung der Zweck und 
das Motiv des Abhandenbringens war; denn wenn man be— 
fugterweiſe eine Urkunde verkauft, ſieht man ſtets ſchließlich 
auch die Erſchwerung der Beweisführung für die beweisführende 
Partei voraus. 


III. Eigenartig iſt auch der dritte Teil des Eides, der 
die Wiſſenſchaft über den Verbleib der Urkunde verneint. Es 
folgt daraus die Pflicht, die Wiſſenſchaft über den Verbleib 
der Urkunde anzugeben. Eine derartige Angabepflicht iſt in 
keinen Parteieid des Erkenntnisverfahrens aufgenommen, ſondern 
nur in den Offenbarungseid des § 883 (vgl. $ 807), jo daß 
auch hier ſich wieder das Moment der anticipierten Zwangs— 
vollſtreckung im Vorlegungsverfahren zeigt. Denn an ſich iſt 
eine derartige Angabepflicht gar nicht vorhanden, da es genügt, 
wenn der Gegner ſelbſt nicht verpflichtet iſt, und ſonſt keine 
Partei dazu angehalten wird, der anderen Beweismittel gegen 
ſich und eine Handhabe zum Vorgehen gegen andere zu ver— 
ſchaffen. Die Vorſchrift dient aber dazu, dem Beweisführer 
ein Vorgehen gegen einen etwaigen dritten Inhaber der Ur— 
kunde zu ermöglichen und ſomit, analog der Zwangsvoll— 
ſtreckung, den Anſpruch zu realiſieren. 
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Wie iſt nun der Eid zu faſſen, wenn der Gegner den 
dritten Teil des Vorlegungseides nicht ſchwören kann, da er 
den Verbleib der Urkunde weiß und angeben will? Es er— 
ſcheint nicht richtig, den dritten Teil des Eides einfach fort— 
zulaſſen; denn das hätte zur Folge, daß der Schwurpflichtige 
einfach etwas vorſchwindeln könnte; und die Verletzung ſeiner 
moraliſchen Pflicht zur Angabe der Wahrheit, worauf ihn der 
Richter aufmerkſam zu machen hätte, hätte jedenfalls keine 
ſtrafrechtliche Folge, da die Angabe über den Verbleib nicht 
durch den Eid gedeckt wäre. Den Eid erſt dann abzunehmen, 
wenn ſich die Wahrheit der Angabe herausgeſtellt hätte, bezw. 
ihn andernfalls für verweigert anzuſehen, geht auch nicht an, 
da eine Nachprüfung der Wahrheit ein nicht gewolltes Moment 
der Verzögerung in das Verfahren hineinbringen würde und 
auch meiſt unmöglich wäre. Es iſt daher erforderlich, daß die 
Angabe in den Eid aufgenommen wird), der diesfalls etwa 
am beſten in der aus dem alten Credulitätseid übernommenen 
Form!) zu lauten hat: 

„daß er nicht anders wiſſe, als daß die Urkunde 
ſich da und da befinde“ 
oder, wie bereits in der Hannoverſchen Kommiſſion von einem 
Mitglied im Anſchluß an die im H.E. beſtehende Form des 
Offenbarungseides in Erwägung gezogen ward): „daß er auch 
nicht wiſſe, daß die Urkunde ſich anderswo, als er angegeben 
habe, befinde“. 

Auch die öfter. C.P.O. bietet durch die eidliche Ab— 
hörung über den Beſitz oder den Ort, wo ſich die Urkunde 

3) So auch Reincke zu 8s 421427 JI 2 b. 

4) Vgl. Wetzell § 25 Anm. 50 ff., insbeſ. Anm. 58. 

5) H.P. 5772; die Worte „nach ſorgfältiger Prüfung und Erkun— 
digung“ (§ 459) hineinzunehmen, iſt nicht angängig, da dem Gegner nicht 
eine Erkundigungspflicht im Jutereſſe des Beweisführers obliegt, wenn 
er ſelbſt nicht beſitzt. 
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befindet ($ 307), ein Mittel, um den Verbleib wahrheitsgemäß 
feſtzuſtellen. Die poſitive Angabe der etwaigen Wiſſenſchaft 
aufzunehmen, dürfte ſich übrigens auch ſtets beim Offen— 
barungseid des $ 883 empfehlen, wie das auch die öſterr. 
Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896 tut)). 


8 36. 
Der Vorlegungseid im Verhältnis zu § 444 C. P. O. 


I. Den Fall, daß der Vorlegungseid verweigert oder 
die Urkunde nicht vorgelegt wird, regelt § 427, welcher lautet: 

„Kommt der Gegner der Anordnung, die Urkunde vor— 
zulegen oder den Eid zu leiſten, nicht nach, ſo iſt, wenn der 
Beweisführer eine Abſchrift der Urkunde beigebracht hat, dieſe 
Abſchrift als richtig anzuſehen. Iſt eine Abſchrift der Urkunde 
nicht beigebracht, ſo können die Behauptungen des Beweis— 
führers über die Beſchaffenheit und den Inhalt der Urkunde 
als bewieſen angenommen werden“. 

Außerdem beſtimmt § 444, der als letzter Paragraph 
auch im ſelben Titel der C.P.O. über Beweis durch Urkunden 
beſteht: 

„Iſt eine Urkunde von einer Partei in der Abſicht, deren 
Benutzung dem Gegner zu entziehen, beſeitigt oder zur 
Benutzung untauglich gemacht, ſo können die Behauptungen 
des Gegners über die Beſchaffenheit und den Inhalt der Ur— 
kunde als bewieſen angeſehen werden“. 


Man könnte nun denken, daß in $ 444 ganz oder teil 
weiſe dieſelben Fälle gemeint ſind, als in § 426, wo der 


6) 8 47: „. . . jo hat er auf Antrag unter Eid anzugeben, wo 
ſich dieſe Sache befinde oder daß er ſie nicht beſitze und auch nicht wiſſe, 
wo ſie ſich befinde.“ 
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Gegner‘) ſchwören muß, daß er die Urkunde nicht in der 
Abſicht abhanden gebracht habe, deren Benutzung dem Beweis— 
führer zu entziehen. 

Die Beweisregel, die $ 444 als Strafe für das illoyale 
Verhalten der Partei aufſtellt, entſpricht derjenigen, die $ 427 
als mildere für den Fall aufſtellt, daß eine Abſchrift der Ur— 
kunde nicht beigebracht iſt (die Behauptungen über Beſchaffen— 
heit und Inhalt können als richtig angeſehen werden), während 
in § 427 S. 1 für den Fall der Beibringung einer Abſchrift 
eine ſchwerere Beweisregel aufgeſtellt iſt (die Abſchrift iſt als 
richtig anzuſehen ). Soweit über das Verhältnis von 8 444 
zum Vorlegungsverfahren eine Anſicht ausgeſprochen wird, 
iſt es auch die, daß die Bedeutung des § 444 darin beſtehe, 
daß, wenn ſeine Vorausſetzungen ſelbſtändig bewieſen werden 
können, es nicht des Vorlegungseides bedürfe, ſondern ſeine 
Folge ohne Weiteres Anwendung fände, daß andernfalls 
aber das Vorlegungsverfahren ſtattzufinden und in dieſem 
ſtets nur die Beweisfolge des 8 427, nicht des § 444 An— 
wendung zu finden habe>). 


II. S 444 findet, wie allgemein anerkannt iſt, nur dann 
Anwendung, wenn die Urkunde von dem Beweisführer in 
dem Prozeß hätte benutzt werden können „durch eigene Vor— 
legung oder durch Vorlegung von dem Gegner oder einem 


1) Das Wort „Gegner“ in 8 444 bedeutet die Partei, die im Vor— 
legungsverfahren „Beweisführer“ heißt. 

2) Vgl. noch unten § 37 Ju. IV a. E. 

3) So Gaupp-Stein $ 444 III a. E.; Reincke § 444 Erl. 2; 
v. Sarwey 8 392 a. F. Erl. 2; Förſter § 409 a. F. Erl. 2. Umge⸗ 
kehrt wurde gar H.P. 2482 von einem Mitgliede die ſeltſame Auffaſſung 
vertreten, daß ſich der jetzige § 444 ($ 359 des Referentenentwurfs) nicht 
nur auf den Fall beziehe, daß die Urkunde von vornherein vernichtet war, 
ſondern auch auf den, daß ſie erſt nach Stellung des Vorlegungsantrages 
vernichtet werde. 
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Dritten“ ), denn ſonſt iſt die Urkunde nicht dem Beweisführer 
zu Benutzung entzogen, letzterer alſo nicht objektiv geſchädigt. 

Bezögen ſich nun § 444 und 8 426 teilweiſe auf die 
ſelben Fälle, ſo daß die Urkunde im Sinne des § 426 in 
böslicher Abſicht abhanden gebracht wäre, wenn die Urkunde 
vor Stellung des Vorlegungsantrags vernichtet iſt, dann 
könnte der Gegner diesfalls den Eid nicht leiſten, und er 
käme beſſer fort, wenn auf ihn § 444 mit feiner milderen 
Beweisregel Anwendung fände, als wenn die in § 427 nor— 
mierte Folge der Eidesverweigerung. 

Sähe alſo der Gegner, der die Urkunde böslich ver— 
nichtet hat, voraus, daß der Beweisführer einen begründeten 
Vorlegungsantrag ſtellen werde, ſo wäre es das Klügſte von 
ihm, einem Vorlegungsantrag vorzubeugen, da auf ihn, wenn 
er vor Stellung des Antrags die bösliche Vernichtung ge— 
ſteht, S 444, andernfalls S 427 Anwendung fände; der Be— 
weisführer aber, ſofern er überzeugt iſt, daß der Gegner einen 
Meineid nicht leiſten werde und eine Abſchrift der Urkunde 
beibringen kaun, käme umgekehrt beſſer fort, dies ſcheinbar 
dem Gegner ungünſtige Vorbringen zu beſtreiten und den 
Weg des Vorlegungsverfahrens zu gehen. 

Aus dieſen Gründen ſchon erſcheint es nicht richtig, an— 
zunehmen, daß § 426 und § 444 ſich teilweiſe auf dieſelben 
Handlungen des Abhandenbringens einer Urkunde beziehen 
können, und daß dieſelbe Handlung je nach der Art des ein— 
geſchlagenen Verfahrens verſchiedene Rechtsfolgen haben ſoll. 

III. Dazu kommt noch Folgendes. Durch das Vor— 
legungsverfahren gegen den Gegner und den Vorlegungseid 
ſoll feſtgeſtellt werden, ob der Beweisführer einen prozeſſualen 
Vorlegungsanſpruch gegen den Gegner hat, der nicht erfüllt 
oder verletzt worden iſt, eventuell ſoll der dritte Teil des 


4) Gaupp-Stein $ 444 II, unten V. 
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Eides ergeben, ob gegen ſonſt jemanden ein Anſpruch geltend 
gemacht werden kann. Ein prozeffualer Anfpruch iſt aber 
nur vorhanden geweſen und entſtanden, wenn der Gegner 
(oder auch Dritte) zur Zeit der Stellung des Vorlegungs— 
antrags noch Inhaber der Urkunde war (arg. $ 424 Nr. 4, 
vgl. oben § 28 J). Das Gericht ging, wenn es den Antrag 
überhaupt zuließ und den Eid anordnete, davon aus, daß der 
Gegner Beſitz hatte, der zwar nicht bei ihm, aber bei einem 
Dritten ſogar glaubhaft zu machen iſt. Wenn bereits zur 
Zeit der Stellung des Vorlegungsantrags feſtgeſtanden hätte, 
daß die Urkunde vom Gegner mit oder ohne böſe Abſicht 
vernichtet war, dann wäre ein Vorlegungsverfahren überhaupt 
unmöglich geweſen und jeder Vorlegungsantrag a limine ab— 
gewieſen worden. Wenn mangels Beſitzes kein prozeſſualer 
Anſpruch vorhanden iſt oder vorhanden war, muß demnach 
der Gegner in dem Vorlegungsverfahren obſiegen. 

Es wäre daher ganz unerklärlich und unlogiſch, daß der 
Gegner den Vorlegungseid nicht ſollte ſchwören können und 
im Verfahren unterliegen müſſen, wenn er bereits vor Stellung 
des Antrags die Urkunde in böslicher Abſicht vernichtet und 
gar keinem prozeſſualen Anſpruch zuwider gehandelt hatte. 
Dies wäre um ſo wunderbarer, als, wenn es ſich um eine 
nach $ 810 B.G.B. vorlegungspflichtige Urkunde handelt, 
mangels einer Geltendmachung des materiellen Anſpruchs 
auch nicht einmal einer materiellrechtlichen Pflicht zuwider 
gehandelt ijtd), jo daß es, von § 444 abgeſehen, überhaupt 
an einer poſitiven Beſtimmung fehlte, auf Grund deren er 
plötzlich mit der ſchwerwiegenden Strafe des § 427 bedacht 
werden ſollte. 

Hiernach kommen wir zu dem Ergebnis, daß ſich der 
zweite Teil des Vorlegungseides nicht auf die Zeit vor der 

5) Vgl. oben § 6 J. 
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Stellung des Vorlegungsantrags bezieht, da zu dieſer Zeit 
überhaupt noch kein prozeſſualer Anſpruch vorhanden war, 
und daß der Eid geſchworen werden kann, wenn vor der 
Stellung des Antrags die Urkunde vom Gegner in der Ab— 
ſicht abhanden gebracht worden iſt, ihre Benutzung dem Be— 
weisführer zu entziehen. 

Aus praktiſchen Gründen wird man jedoch trotz des 
Mündlichkeitsprinzips im Sinne dieſer Ausführung den Vor— 
legungsantrag, analog dem § 423, bereits in dem Zeitpunkt 
geſtellt anſehen müſſen, in dem er im vorbereitenden Schrift— 
ſatz geſtellt oder angekündigt iſt, damit es unter den Eid 
fällt, wenn der Gegner ſofort nach Ankündigung des Antrags 
die Urkunde vernichtet. 

IV. 8 444 bezieht ſich im Gegenſatz dazu lediglich auf 
die Zeit außerhalb des Vorlegungsverfahrens, das mit der 
Stellung des Antrags beginnt und mit der Vorlegung der 
Urkunde oder Verweigerung von Vorlegung oder Eid endet, 
d. h. insbeſondere auf den Fall, daß vor dem Antrag die 
Urkunde vernichtet iſt, jedoch auch auf den, daß der Gegner 
nach Beendigung des Vorlegungsverfahrens die Urkunde in 
die Hände bekommen und vernichtet hat. 

Trotz der Behauptung des Gegners, er habe die Urkunde 
in böslicher Abſicht vernichtet, kann alſo der Beweisführer auf 
dem Vorlegungsverfahren beſtehen. Stehen aber die Voraus— 
ſetzungen des § 444 bereits feſt, auf Grund etwaiger Beweis 
aufnahme oder der übereinſtimmenden Behauptungen der Par— 
teien, dann iſt für das Vorlegungsverfahren kein Raum. 

Für die etwaige, nach Stellung des Vorlegungsantrags 
im Vorlegungsverfahren erfolgte Vernichtung in böſer Abſicht 
d. h. für die Verletzung des prozeſſualen Anſpruchs iſt der 
Vorlegungseid, ebenſo wie für den Beſitz, das einzige Beweis- 
mittel, während für die vorher oder nachher erfolgte Vernich— 
tung gemäß § 444 jedes Beweismittel zugelaſſen iſt. 
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Andererſeits find die Vorausſetzungen des § 444 auch 
ſchwerer zu beweiſen als die des prozeſſualen Vorlegungs— 
anſpruchs; denn während bei letzterem hinſichtlich des Vor— 
legungsgrundes Glaubhaftmachung genügt (§ 424 Nr. 5), 
bedarf es bei $ 444 des vollen Beweiſes der Benutzungs— 
möglichkeit, alſo wenn es ſich um eine im Beſitz des Gegners 
befindlich geweſene Urkunde handelt, des gegen den Gegner 
beſtehenden materiellen Anspruchs 6), kraft deſſen er die Urkunde 
durch Vorlegungsantrag gegen ihn hätte benutzen können. 

Die Vorausſetzung des § 444 iſt daher, abgeſehen da— 
von, daß der Beweisführer hinſichtlich der Beſeitigung nicht 
auf den Eid des Gegners angewieſen iſt, ſchwerer zu beweiſen, 
als die Vorausſetzung des prozeſſualen Vorlegungsanſpruchs. 
Auch dieſer Unterſchied deutet darauf hin, daß der Eid des 
§ 426 ſich nicht auf eine vor Stellung des Vorlegungsan— 
trags geſchehene Verletzung des Vorlegungsanſpruchs bezieht; 
denn, da der Autrag für begründet erklärt wird, wenn der 
Vorlegungsgrund glaubhaft gemacht wird, woran nicht be— 
ſonders ſtrenge Anforderungen zu ſtellen ſind ), ſo kann es 
geſchehen, daß der Antrag zugelaſſen und der Eid angeordnet 
wird, obgleich tatſächlich gar kein Vorlegungsgrund vorhanden 
war. Wird nun dadurch der Gegner gezwungen, eine an ſich 
nicht vorlegungspflichtige Urkunde vorzulegen, dann iſt der 
Schaden nicht weiter groß; hat er aber eine ſolche Urkunde 
vernichtet, um ihre Benutzung dem Beweisführer zu ent— 
ziehen, ſo könnte er nach der hier bekämpften Auffaſſung 
den Eid nicht leiſten und erlitte die Nachteile des § 427, 
obgleich er in Wirklichkeit gar keiner Rechtsnorm zuwider 
gehandelt hat. 


6) Bei 8 810 B.G. B. alfo des die Vorlegungspflicht begründenden 
Inhalts! 
7) Oben 8 30. 
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V. Es fragt ſich nunmehr. welches die pofitive Bedeu— 
tung des § 444 im Verhältnis zum prozeſſualen Vorlegungs— 
anſpruch und zum Vorlegungsverfahren iſt. 

§ 444 bedroht mit prozeſſualer Strafe die in böslicher 
Abſicht erfolgte Beſeitigung oder Untauglichmachung einer Ur— 
kunde, die von dem Beweisführer hätte benutzt werden können. 
Es iſt daher gleichgiltig, ob ſich die beſeitigte Urkunde bei 
dem Beweisführer, dem Gegner oder einem Dritten befunden 
hat; nur muß der Beweisführer tatſächlich oder rechtlich in 
der Lage geweſen ſein, die Urkunde zu benutzen. Es iſt alſo 
nicht erforderlich, daß ein Anſpruch auf die Urkunde vorhanden 
geweſen iſt, und es fällt unter § 444, wenn die vernichtete 
Urkunde bei einem guten Freunde des Beweisführers ſich be— 
fand, der ſie jederzeit dem Beweisführer zur Verfügung ge— 
ſtellt hätte; nur muß letzteres bewieſen werden. In dieſem 
letzteren Fall würde alſo die in böslicher Abſicht erfolgte Ver— 
nichtung die Folge des § 444 nach ſich ziehen, obgleich der 
Beweisführer einen materiellrechtlichen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Gegner in keiner Weiſe hätte, da er mit ihm hin— 
fichtlich der Urkunde in keinem Rechtsverhältnis ſtand und 
auch nicht ſein Recht verletzt worden iſt. 

Von dem Fall abgeſehen, daß ſich die beſeitigte Urkunde 
bei dem Beweisführer ſelbſt oder einem ohne rechtliche Ver— 
pflichtung zur Vorlegung bereiten Dritten befand, daß alſo 
die tatſächliche Vorlegungsmöglichkeit beſeitigt wurde, trifft 
3 444 nur die Fälle, in denen das Entſtehen eines pro— 
zeſſualen Vorlegungsauſpruchs gegen den Gegner oder einen 
Dritten verhindert wurde: Dadurch daß die Urkunde beſeitigt 
wurde, daß alſo kein Beſitz auf Seiten einer bekannten oder 
erreichbaren Perſon vorhanden war, iſt die Geltendmachung 
eines prozeſſualen Anſpruchs dem Beweisführer unmöglich 
gemacht worden. Man könnte vielleicht auf den Gedanken 
kommen, den Gegenſatz ſo zu faſſen, daß § 427 die Verletzung 
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des prozeſſualen, 5444 die des materiellen Anſpruchs treffe. 
Doch iſt das nicht richtig. Denn § 444 findet einerſeits 
nur dann Anwendung, wenn der materielle Anſpruch gerade 
in ſeiner Bedeutung für den Prozeß verletzt wird, während 
die Verletzung des materiellen Informationszwecks nichts 
ſchadet, andrerſeits auch dann, wenn, wie bei $ 810 B.G. B. 
ein materieller Anſpruch gar nicht geltend gemacht iſt, ſondern 
nur geltend gemacht werden könnte und das Recht, einen 
materiellen Anſpruch zur Entſtehung zu bringen, als Grund— 
lage eines prozeſſualen Anſpruchs dienen würdes). Es iſt 
daher auch nicht richtig, daß im Falle des § 444 ſtets ein 
civilrechtlicher Schadenserſatzanſpruch vorhanden fein muß h, 
denn, falls der Gegner eine in ſeinem Beſitz befindliche nach 
§ 810 vorlegungspflichtige Urkunde vor Geltendmachung 
eines Anſpruchs ans $ 810 B.G.B. oder eine ſolche bei einem 
Dritten befindliche Urkunde ſelbſt in böſer Abſicht vernichtet, 
jo hat der Vorlegungsſucher noch nicht ohne weiteres einen 
Schadenserſatzanſpruch 19). 

Beim Vorlegungsverfahren handelt es ſich daher um 
Beſtehen oder Verletzung, bei § 444 um Vereitelung des 
prozeſſualen Anſpruchs. Denn der prozeſſuale Anſpruch ſelbſt 
kann nur dann entſtehen, wenn bei Stellung eines Vor— 
legungsantrags im Prozeß neben einem Vorlegungsgrund auf 
Seiten des Gegners oder eines Dritten Beſitz vorhanden iſt. 
Gleichgiltig iſt es für § 444, ob die Vereitelung eines pro— 

8) Vgl. oben 8 26 zu Anm. 10. 

9) Wie Gaupp-Stein 8 4441 anzunehmen ſcheint. N. D. P. 971 
drückte ſich der Referent etwas unklar dahin aus, daß in dem voraus— 
geſetzten Fall häufig ein ſogar ſtrafrechtlich zu ahndendes Verbrechen vor- 
liegen werde, aus welchem unzweifelhaft eine Verpflichtung zum Erſatz 
des vollen Intereſſe entſpringe. Aber dieſe materielle Erjagpflicht hilft 
während des Prozeſſes gar nichts (vgl. unten VI) und nach demſelben 
erſt recht nichts, vgl. oben S 28 Anm. 9. 

10) Vgl. oben § 6 J, insbeſ. Anm. 4; § 6 IL 
Abh. z. deutſch. Privatr. XII. 2. Heft. 433 “ 
Siegel, Vorlegung. 28 
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zeſſualen Anſpruchs, der aus einem materiellen Vorlegungs— 
grund, oder eines ſolchen, der aus dem Grunde der Bezug— 
nahme entſprungen wäre, ſtattgefunden hat; es fällt alſo 
darunter, wenn eine Partei auf die Urkunde Bezug genommen, 
aber ſie dann raſch vor Stellung eines Vorlegungsantrags 
von Seiten der Gegenpartei vernichtet hat, weil ſie ihre Be— 
nutzung fürchtete. Es iſt ferner gleichgiltig, ob die Beſeitigung, 
wozu natürlich auch die Verbringung der Urkunde an einen 
ſchwer erreichbaren Ort (Ausland 1)) gehört, oder Untauglich— 
machung vor dem Prozeß oder während der Dauer des Pro— 
zeſſes ſtattgefunden hat. Auf dieſem Standpunkt ſtand offen— 
bar auch bereits der Norddeutſche Entwurf 19), und dort!“) 
war bereits die durchaus zutreffende Anſicht vertreten, daß 
die ſchärfere Beweisfolge des jetzigen § 427 deshalb gerecht— 
fertigt ſei, weil einem prozeſſual geltend gemachten Editions— 
anſpruch zuwider gehandelt ſei, während bei dem jetzigen 
§ 444 die Vernichtung auch außerhalb des Prozeſſes erfolgt 
ſein könne ). Dafür ſpricht auch, daß der Hannoverſche Ent— 
wurf urſprünglich auch die fahrläſſige Verletzung der Urkunde 
mit der Strafe des § 444 bedrohen wollte, wobei allerdings 
überſehen war, daß die Strafbeſtimmung nur am Platz iſt, 
wenn die Verletzung im Hinblick auf den Prozeß geſchah, und 
von einem derartigen Motiv bei Fahrläſſigkeit nicht die Rede 
ſein kann. 

§ 444 erfordert, wie er objektiv die Vereitelung des 
prozeſſualen Anſpruchs trifft, auch den hierauf gerichteten 
prozeſſualen Dolus, die Abſicht, die Benutzung der Urkunde 
als Beweismittels dem Gegner (nicht einem Dritten) zu ent— 


11) Sal. unten $ 44 III. 
1 N. D. E. § 575, N. D. P. S. 572. 
N. D. P. S. 572. 
13 Gaupp-Stein $ 444 III hält umgekehrt § 444 für den ſchwe⸗ 
reren Fall. 
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ziehen; es genügt nicht eine ſolche Abficht, die dem Gegner 
die Information oder eine ſonſtige Benutzung unmöglich machen 
will. Er iſt alſo eine ſpezifiſch prozeſſuale Strafbeſtimmung, 
die naturgemäß nur gegen den Gegner, nicht gegen einen 
Dritten Anwendung finden kann, und hat, wie bereits hervor— 
gehoben, nichts damit zu tun, ob auch ein materiellrechtlicher 
Schadenserſatzanſpruch beſteht. Dagegen iſt nicht für die durch 
§ 444 bedrohte Handlung das beſondere Merkmal der Rechts— 
widrigkeit erforderlich, wie Gaupp-Stein $ 444 II 2 
meint; ſie iſt eben rechtswidrig, auch wenn ſie der Eigentümer 
der Urkunde vorgenommen hat, weil ſie aus keinem anderen 
Grunde vorgenommen iſt als aus dem doloſen, der Gegen— 
partei die Beweisführung zu erſchweren 19), und daher gegen 
§ 444 verſtößt; ein Recht zu dieſer Handlung iſt begrifflich 
ausgeſchloſſen. 

VI Durch 8 444 wird natürlich u. U. auch eine 
— vorſätzliche — Verletzung des materiellen Anſpruchs ge— 
troffen. Das iſt um ſo wünſchenswerter; denn wegen der 
Verletzung des materiellen Vorlegungsanſpruchs kann praktiſch 
ein Schadenserſatzanſpruch gegenüber dem Gegner nicht ſelb— 
ſtändig vor dem Hauptprozeß erhoben werden, weil der durch 
den Verluſt der Urkunde entſtandene Schaden darin beſteht, 
daß der Hauptanſpruch nicht bewieſen werden kann, weil aber 
ein Schaden nur entſtanden iſt, wenn der Hauptanſpruch 
beſtand, der mithin bewieſen werden müßte, und weil, wenn 
er bewieſen würde, ja wiederum kein Schaden entſtanden wäre, 
und jo weiter in infinitum nach Analogie des bekannten 
logiſchen Trugſchluſſes: „Alle Kreter lügen, ſagte ein Kreter“ 16). 

15) Das ähnelt den gegen den Chikaneparagraphen ($ 226 B. G. B.) 
verſtoßenden Handlungen, bei denen wir auch Schadenserſatzanſpruch ge⸗ 
geben haben, wenn ein materieller Anſpruch aus § 810 B. G. B. noch 
nicht beſtand. Siehe oben § 6 J. 

16) Anders ausgedrückt: Der Beweis des durch den Verluſt eines 
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Nach dem Hauptprozeß kann aber auch kein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch erhoben werden ). 

Ein Anſpruch wegen fahrläffiger Verletzung der Urkunde 
als Beweismittels 1) wird alfo, abgeſehen von dem Makulatur⸗ 
wert, nach Lage der Geſetzgebung dem Gegner gegenüber wie 
auch Dritten ſtets illuſoriſch fein !%), Dritten gegenüber ſogar 
auch ein Anſpruch wegen vorſätzlicher Vernichtung; aber das 
wird ſich auch ſchwer ändern laſſen. Einen originellen Ver— 
ſuch in dieſer Richtung hat einmal ein Gericht) gemacht; es 
hat ohne Rückſicht darauf, ob Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, 
eine Vernichtung der Urkunde oder bloßer Verzug vorlag, die 
Folgen der Kontumaz hinſichtlich der Urkundenedition auch 
bei einer materiellen präparatoriſchen Editionsklage eintreten 
laſſen, die in Hinſicht auf einen künftigen Streit mit dem 
Editionsbeklagten angeſtrengt wird, und dadurch dem Editions— 


Beweismittels entſtandenen Schadens ſetzt den Beweis der Exiſtenz des— 
jenigen voraus, was durch das Beweismittel bewieſen werden ſollte. 

17) Vgl. oben Anm. 9 und § 28 Anm. 9. 

18) Nicht als Trägerin des Rechts. 

19) Die Anwendung von § 287 C.P. O. dem Gegner gegenüber iſt 
nicht angängig; ob man die Beſtimmung dem Dritten gegenüber zur 
Anwendung bringen kann, iſt fraglich. Dem Dritten gegenüber kommt 
nur der § 28 Anm. 11 behandelte Fall in Betracht, daß man infolge 
des Verluſtes der Urkunde den Prozeß gegen den Gegner verloren hat, 
nachträglich aber ihren Inhalt beweiſen kann. Dem Dritten gegenüber 
kann allenfalls noch als nachweisbar der Vermögensſchaden in Betracht 
kommen, den man dadurch erlitten hat, daß man infolge des Verluſtes 
der Urkunde auf den Weg des Urkunden- und Wechſelprozeſſes hat ver—⸗ 
zichten müſſen und der Schuldner nach Erlaß des Urteils im länger dauern⸗ 
den ordentlichen Prozeß zahlungsunfähig geworden war. Ein Schadens- 
erſatzanſpruch lediglich wegen Verzuges hinſichtlich des prozeſſualen oder 
materiellen Vorlegungsanſpruchs (vgl. oben 88 61, 28 III) bereitet hin⸗ 
gegen keine beſonderen Schwierigkeiten, da in dieſem Falle ja die Urkunde 
ſelbſt noch vorhanden und durch ſie bewieſen werden kann, welcher Schaden 
durch ihre Vorenthaltung entſtanden iſt. 

20) S. A. 18 Nr. 274. 
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kläger die Entſchädigungsklage und Zwangsvollſtreckung erſparen 
wollen. Aber auf dieſem weder dem früheren gemeinen noch 
dem jetzigen Recht entſprechenden Wege läßt ſich das Ziel 
eines praktiſch wirkſamen Schutzes des Entſchädigungsanſpruchs 
wegen der Verletzung von Urkunden nicht erreichen. 

VII. Es ſei noch bemerkt, daß der Gegner, wenn er die 
Urkunde vor Stellung eines Vorlegungsantrages vernichtet 
hat, die Tatſache der Vernichtung angeben muß; denn er weiß 
ja, wo die Urkunde verblieben iſt. Auf dieſe Weiſe erfährt 
der Beweisführer durch den Vorlegungseid genug, um weitere 
geeignete Schritte in der Richtung auf $ 444 einzuſchlagen, 
ſo daß nicht unſere Anſicht über das Verhältnis von 8 444 
und 426 dazu führt, daß das illoyale Verhalten des Gegners 
durch Schwörung des Vorlegungseides verdeckt wird, ſondern 
es im Gegenteil dem Beweisfüh rer ermöglicht wird, die Ver— 
nichtung in böſer Abſicht auch eventuell durch andere Mittel 
als den Eid zu beweiſen. 


9 37. 


Folgen der Verletzung des prozeſſualen Auſpruchs oder 
ſeiner Vereitelung. Inhalt der Beweisregel des § 427 
C. P. O. im Allgemeinen. 


I. Wenn der Gegner den Vorlegungseid nicht leiſtet oder 
die Urkunde auf geſchehene Anordnung nicht vorlegt, ſo treten 
die Beweisfolgen des § 427 ein. Beide Fälle ſtehen ſich 
vollkommen gleich und haben dieſelbe Rechtsfolge. In beiden 
Fällen hat eine Verletzung oder Nichterfüllung des prozeſſualen 
Anſpruchs ſtattgefunden, wenn auch bei Verweigerung des 
Vorlegungseides mit ſeinen drei Negativen nicht feſtſteht, in 
welcher Richtung !). Im Falle der Verletzung oder Nicht— 
erfüllung des prozeſſualen Anſpruchs iſt, „wenn der Beweis— 


1) S. noch unten $ 38 II. 
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führer eine Abſchrift beigebracht hat, dieſe Abſchrift als richtig 
anzuſehen. Iſt eine Abſchrift der Urkunde nicht beigebracht, 
ſo können die Behauptungen des Beweisführers über die 
Beſchaffenheit und den Inhalt der Urkunde als bewieſen 
angenommen werden.“ Die erſtere Beweisregel iſt obliga— 
toriſch, die zweite fakultativ in das Ermeſſen des Gerichts 
geſtellt; die zweite fakultative findet auch Anwendung im 
Falle des § 444 bei Vereitelung des prozeſſualen Anſpruchs ). 
Es iſt hiernach ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Beweisregel 
im Fall des Satz 1 die ſchärfere und umfaſſendere iſt, da ja 
der Beweisführer durch Beibringung der Abſchrift ſich beſonders 
gut orientiert gezeigt hat. Sie findet aber nur Anwendung, 


2) Die öſterr. C.P. O. enthält in 8 307 bei Ablehnung der eidlichen 
Abhörung (vgl. oben § 35 III) oder Ungehorſam gegen die Anordnung 
der Vorlegung oder bei abſichtlicher Vernichtung keine Beweisregel wie 
§ 427, ſondern ſchreibt nur freie Beweiswürdigung vor. Eine dem § 427 
ähnliche Beweisregel enthielt übrigens bereits die lex 2 $ 1 de iure 
fisei (D. 49, 14) nach der zutreffenden Interpretation von Demelius 
(S. 272282): Wenn der Gegner des Fiskus die Urkunde, die den 
Fiskus betrifft, nicht vorlegt, dann ſoll der behauptete Inhalt als wahr 
gelten. Die ſchroffere Folge der deutſchen C. P. O. erſcheint richtiger, wenn 
fie auch in $ 427 S. 1 eine Durchbrechung des Prinzips der freien Be— 
weiswürdigung enthält, als der Standpunkt des öſterreichiſchen Geſetzes; 
denn das Vorlegungsverfahren und die Verletzung des prozeſſualen An— 
ſpruchs muß einen beſtimmten Erfolg haben (vgl. unten II). Andern— 
falls bei lediglich freier Beweiswürdigung, wie im Falle des § 45 H. G. B. 
(j. oben § 23 III), bringt erfahrungsgemäß der Gegner allerlei Ent— 
ſchuldigungen für die Nichtvorlegung vor und ſieht zunächſt einmal zu, 
wie das Gericht dieſelben aufnimmt. Die übertriebene Rückſichtnahme 
auf das individuelle Intereſſe des Urkundenbeſitzers, wie ſie noch in der 
Reichstagskommiſſion zu Tage trat (ogl. K.P. 157 f.), entſpricht nicht 
dem ſozialen Zuge der Zeit (vgl. oben § 5 II) und iſt auch meiſtens 
unbegründet, da, falls ein Vorlegungsanſpruch beſteht, gewöhnlich dem 
Urkundeninhaber durch die Vorlegung kein erheblicher Schaden zugefügt 
wird, wenigſtens nach deutſchem Recht, wo nur beſtimmte Gründe zur 
Vorlegung verpflichten (vgl. oben 8 25 Anm. 2). 
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was nicht hervorgehoben zu werden pflegt, „wenn der Beweis— 
führer eine Abſchrift der Urkunde beigebracht hat,“ d. h. wenn 
die Beibringung der Abſchrift ſchon mit dem Vorlegungs— 
antrag ($ 424 Nr. 3), jedenfalls vor Anordnung der Eides— 
leiſtung erfolgt iſt; denn ſonſt könnte ja der Umſtand der 
Eidesverweigerung dazu benutzt werden, um weſentliche Er— 
klärungen, die gar nicht darin ſtanden, in die Urkunde hinein— 
zubringen; auch wird durch die vorherige Beibringung der 
Abſchriſt dem Gegner die Prüfung ermöglicht, ob er vorlegen 
ſoll oder die ihm vielleicht unangenehme Vorlegung des 
Originals dadurch vermeiden kann, daß er durch Verweigerung 
des Eides die wahrheitsgetreue Abſchrift gegen ſich gelten 
läßt. Hingegen iſt der Gegner nicht berechtigt, wenn ſich 
aus der Bezeichnung der Urkunde gemäß $ 424 Nr. 1 die 
Identität mit einer in ſeinen Händen befindlichen ergeben 
ſollte, den Beſitz deshalb abzuleugnen, weil der Beweisführer 
ihren Inhalt im Vorlegungsantrag erheblich entftellt habe 
und er eine ſolche Urkunde nicht beſitze: denn die Identität 
der Urkunde wird lediglich durch § 424 Nr. 1 feſtgeſtellt, 
und im Vorlegungseid handelt es ſich nur darum, ob der 
Gegner die Urkunde beſitzt, die der Vorlegungsantrag meint; 
hingegen darf das Vorlegungsverfahren nicht dahin ausarten, 
daß im Vorlegungseid anſtatt über den Beſitz über den In— 
halt der Urkunde geſchworen wird. 

II. Hierbei erhebt ſich die Frage: Kann der Gegner die 
infolge der Verweigerung des Eides oder der Vorlegung einge— 
tretene Beweisregel des $ 427, wenn die vor der Verweigerung 
beigebrachte Abſchrift nicht ganz richtig war, dadurch entkräften, 
daß er die Urkunde nach der Verweigerung vorlegt? 

Mit der Verweigerung des Eides oder der Nichtvorlegung 
der Urkunde ſind die Folgen des § 427 als Folgen der 
Verletzung des prozeſſualen Anſpruchs eingetreten. Da der 
prozeſſuale Anſpruch aber nicht verletzt iſt, wenn die Urkunde 
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vorgelegt wird, da auch die Notwendigkeit des Eides auf die 
Vorlegung als Zweck des ganzen Verfahrens hinwirken joll?), 
ſo kann ſelbſtverſtändlich der Gegner, wenn er ſich überzeugt 
hat, daß er den Eid nicht leiſten kann, auch die Urkunde vor- 
legen“) und dadurch die Folgen des $ 427 abwenden, wenn 
er damit auch, wörtlich genommen, der ergangenen, Anordnung, 
den Eid zu leiſten, nicht nachkommt“; wie aber Anordnung 
des Eides und der Vorlegung in den Wirkungen des Un⸗ 
gehorſams ſich gleichſtehen, ſo kann der Gegner auf die An— 
ordnung des einen ſich zu dem andern erbieten, allerdings 
mit der Maßgabe, daß er bei der mangels Beſtreitung des 
Beſitzes angeordneten Vorlegung nachträglich nur in beſchränktem 
Maße Anordnung des Eides erreichen kanns). 

Sonſt find aber die Folgen des § 427 als Folgen der 
Verletzung des prozeſſualen Anſpruchs ſchlechthin endgiltig; 
denn das Vorlegungsverfahren gegen den Gegner erreicht mit 
der Vorlegung oder Nichtvorlegung, der Leiſtung oder Nicht— 
leiſtung des Eides ſeinen Abſchluß und kann nicht ausgehen 
wie das Hornberger Schießen‘). Allerdings wird meiſt die 
gegenteilige Anſicht vertreten, wenn auch mit gewiſſen Modi— 
fikationen. Teils wird gelehrt, daß alle Fiktionen bei Unge— 
horſam gegen die Maßnahmen, die den Gegner zur Erfüllung 
ſeiner Editionspflicht anhalten ſollen, nur proviſoriſch ſeien 
und durch nachträgliche Vorlegnng abgewendet werden können “, 
teils, daß die Folgen des Ungehorſams wenigſtens in der 
Berufungsinſtanz beſeitigt werden könnens); bei letzterer An— 
ſicht wird wieder unterſchieden, ob die Folgen des § 427 auf 
3) Vgl. oben § 35 II. 

4) So auch v. Sarwey § 392 a. F. Erl. 1. 

5) Oben $ 33 zu Anm. 10. 

6) Vgl. oben Anm. 2. 

7) So Planck, Lb. S. 24H; Seuffert zu § 427 Erl. 3. 

8) So Wilmowski-Levy 8 392 a. F. Erl. 1; N. D. P. 949. 
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Grund Eidesverweigerung oder Nichtvorlegung eingetreten 
ſind, und wegen $ 533 nicht im erſten, ſondern nur im zweiten 
Fall nachträglich Vorlegung geftattet?). Schließlich wird von 
Hellmann!) ein Gegenbeweis zwar nicht gegen die Beweis— 
regel des Satz 1, wohl aber gegen die des Satz 2 (falls feine 
Abſchrift beigebracht iſt) zugelaſſen. 

Aber die Folgen des § 427 ſind als Folgen der unter— 
laſſenen Befriedigung des prozeſſualen Anſpruchs in allen 
Fällen Verſäumnisfolgen; wenn eine Abschrift nicht beigebracht 
iſt, iſt nur Umfang und Inhalt der Folge in das Ermeſſen 
des Gerichts geſtellt. Dieſe Folgen ſind mit der Verweigerung 
des Eides oder der Nichtvorlegung eingetreten; und die Ver— 
weigerung eines rechtmäßig angeordneten Eides hat endgiltige 
Wirkung nicht nur für die erſte, ſondern ſogar für die Be— 
rufungsinſtanz (§ 533, 2), fo daß ein Gegenbeweis gegen die 
dadurch eingetretene Verſäumnisfolge ausgeſchloſſen iſt. Da 
ſich Verweigerung des Eides und der Vorlegung in ihrer 
Bedeutung und Wirkung ganz gleich ſtehen, ſo muß dasſelbe 
auch von der Nichtvorlegung gelten. Eine Korrektur der 
Verſäumnisfolgen in der Berufsinſtanz kann nur dann herbei— 
geführt werden, wenn der Vorlegungsantrag für unbegründet 
angenommen, insbeſondere der Vorlegungsgrund verneint und 
mithin die Anordnung des Eides für unrechtmäßig erklärt 
wird, dies aber auch noch in der Reviſionsinſtanz. 

Auch im Falle, daß eine Abſchrift nicht beigebracht iſt, 
oder im Falle des § 444 iſt es eine allerdings in das Er— 
meſſen des Gerichts geſtellte Verſäumnis- bezw. Straffolge, 
daß die Behauptungen des Beweisführers über Juhalt und 
Beſchaffenheit für wahr angenommen werden; ſoweit daher 
das Gericht von ſeinem Ermeſſen innerhalb der Schranken 


9) So Gaupp-Stein § 427 J; Struckmann-Koch § 427 
Erl. 2. 
10) Lb. S. 550. 
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des Geſetzes Gebrauch gemacht hat, ift die Verſäumnisfolge 
zu Recht eingetreten, und auch das Berufungsgericht kann 
dies nicht mehr ändern, indem es etwa weniger oder gar 
nichts von den Behauptungen des Beweisführers als bewieſen 
annehmen wollte, wohl aber kann es die Verſäumnisfolgen 
ohne Weiteres in größerem Umfange eintreten laſſen, wenn 
das Gericht erſter Inſtanz nur einen Teil oder gar nichts für 
erwieſen angeſehen hat. Es begründet daher auch nie die 
Reviſion, wenn das Gericht jeden Gegenbeweis, auch den 
durch Vorlegung der Urkunde, ablehnt, da es die fakul⸗ 
tative Beweisregel anwenden wolle. Wenn ſich Wilmowski— 
Levy lh zum Beweiſe dafür, daß die Verſäumnisfolgen des 
§ 427 in der Berufungsinſtanz geheilt werden können, auf 
die 88 529, 531 beruft, fo iſt zu entgegnen, daß § 531 über— 
haupt nicht Anwendung finden kann, weil es ſich nicht um 
eine unterbliebene oder verweigerte Erklärung über Eides— 
zuſchiebungen handelt — der Vorlegungseid wird überhaupt 
nicht zugeſchoben —, ſondern um die Verweigerung eines 
angeordneten Eides. 

III. Es fragt ſich, welche Vorſchriften der CP. O. aus 
dem Titel „Beweis durch Eid“ 1e) überhaupt auf den Vor— 
legungseid Anwendung finden. Da der Vorlegungseid ein 
Parteieid iſt, — im Gegenſatz zu dem Zeugeneid e) —, ſo 
finden grundſätzlich auch alle Vorſchrifteu des Titels Anz 
wendung; doch da der Vorlegungseid ein notwendiger Eid 
iſt und daher nicht zugeſchoben oder zurückgeſchoben, auch 
nicht als richterlicher Eid auferlegt werden kann, ſo bleiben 
tatſächlich die meiſten Vorſchriften, die nur für den zuge— 
ſchobenen, zurückgeſchobenen oder richterlichen Eid Bedeutung 
haben, außer Anwendung. Es finden daher nicht Anwendung 


11) Zu 8 392 a. F. Erl. 1. 

12) Buch 1 Anſchn. 1 Tit. 10 der C. P. O.; 88 445— 477. 
13) Siehe noch § 39 J. 
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SS 445462, 469—471 und 475-477 als über den zu— 
geſchobenen, zurückgeſchobenen oder richterlichen Eid handelnd, 
§ 459 auch deshalb nicht, weil der Vorlegungseid ſeine be— 
ſondere Form 10) hat. Wohl aber finden Anwendung Ss 463 15, 
464) und 465468, ferner § 533, 21), „entſprechende 
Anwendung“ finden gemäß § 426, 3 die 88 472—474. 
Hiernach ſteht die Erlaſſung des Eides der Leiſtung 
gleich ($ 464, 1) und beim Ausbleiben des ſchwurpflichtigen 
Gegners im Termin finden die §§ 465—467 Anwendung. 
Die SS 465—467 müſſen aber auch analoge Anwendung 
finden, wenn der Gegner in dem zur Vorlegung beſtimmten 
Termine die Urkunde nicht vorlegt !); denn die Folgen der 
Nichtvorlegung treten ſofort und endgiltig ein, nur daß das 

14) Siehe oben § 35. 

15) $ 463, 2 lautet: „Der Beweis des Gegenteils (seil, der be— 
ſchworenen Tatſache) findet nur unter denſelben Vorausſetzungen ſtatt, 
unter welchen ein rechtskräftiges Urteil wegen Verletzung der Eidespflicht 
angefochten werden kann. Gegen Anwendung des Abs.? Wilmowski— 
Levy zu $ 391 a. F. Erl. 2. Dagegen mit Recht Seuffert zu $426 
Erl. 5; denn vor der Eidesleiſtung ſei zwar der Eid der einzige Beweis, 
nachher aber Reſtitutionsklage zuläſſig (ſ. unten $ 39 VI) und folglich 
müſſe vor der Reſtitutionsklage § 463, 2 Anwendung finden. Als Be— 
weis des Gegenteils genügt der Beweis gegen eine einzige der drei Ver— 
neinungen, auch der Beweis gegen die dritte; die erſte und zweite Ver— 
neinung können naturgemäß nicht beide zugleich falſch geſchworen ſein. 
Der Beweis des Gegenteils hat hier nur die Wirkung, daß der beſchworene 
Vorlegungseid feine Kraft verliert; für den poſitiven Beweis des Beſitzes 
iſt wiederum der Vorlegungseid nur das einzige Beweismittel und muß 
daher nochmals von neuem dem Gegner auferlegt werden (f. noch unten 
9 39 VI). 

16) Ueber § 464, 2 f. unten § 38 J u. II. 

17) Jedoch nicht Abſ. 1. 

18) Der perſönlichen Vorlegung bedarf es ſelbſtverſtändlich nicht. 
Wenn aber der Gegner in dem Termin weder erſcheint noch vertreten 
iſt, dann ergeht auf Antrag lediglich Verſäumnisurteil; denn mit der Nicht— 
vorlegung iſt die angeordnete Beweisaufnahme ohne weiteres erledigt. 
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Gericht hinſichtlich der fakultativen Beweisregel des Satz 2 
des § 427 jederzeit ſeinen Standpunkt ändern kann. und der 
Gegner könnte an ſich nicht mehr die Folgen der nachträg— 
lichen Vorlegung abwenden, da er eben damit ausgeſchloſſen 
(8 230) und das Vorlegungsverfahren beendet iſt. Da aber 
Nichtvorlegung und Eidesverweigerung ſich gleichſtehen und 
es insbeſondere unbillig wäre, wenn die Nichtvorlegung härtere 
Folgen hätte als die Verſäumung des Schwurtermins, ſo iſt 
die analoge Anwendung unbedenklich. N 

Da durch die Leiſtung des Vorlegungseides voller Beweis 
der beſchworenen Tatſache begründet iſt (§ 463, J), ſo iſt 
an ſich die Anordnung einer Wiederholung des Eides aus— 
geſchloſſen. Behauptet jedoch der Beweisführer, daß der 
Gegner nach Beendigung des Vorlegungsverfahrens den Beſitz 
der Urkunde erlangt habe, und legt die dafür ſprechenden 
Umſtände dar ($ 424 Nr. 4), fo behauptet er die Entſtehung 
eines neuen, auf neue Tatſachen geſtützten prozeſſualen An— 
ſpruchs, und es iſt in derſelben oder in der zweiten Inſtanz 
daher auch ein neues Vorlegungsverfahren und eventuell ein 
nochmaliger Vorlegungseid möglich 1), ebenſo wie es zuläſſig 
iſt, daß dem Gegner, wenn er am 1. Januar die Einrede der 
Zahlung abgeſchworen hat, nochmals im Prozeß der Eid 
darüber zugeſchoben wird, daß er nach dem 1. Januar ſein 
Geld erhalten habe. Es wird aber für erforderlich erachtet 
werden müſſen, daß der Beweisführer die für Neuerlangung 
des Beſitzes ſprechenden Umſtände glaubhaft macht, und daß 
in dem Eid zum Ausdruck gebracht wird, daß er ſich nur auf 
die nach Leiſtung des erſten Eides erfolgte Erlangung des 
Beſitzes bezieht, damit nicht ein zweites Vorlegungsverfahren 
dazu mißbraucht werde, um den Gegner nochmals über teil- 
weiſe dieſelben Tatſachen ſchwören zu laſſen. 


19) Vgl. oben § 34 II. 
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IV. Für den Fall, daß feine Abſchrift beigebracht iſt, oder 
im Falle des § 444 können die Behauptungen des Beweisführers 
über die Beſchaffenheit und den Inhalt der Urkunde als be— 
wieſen angenommen werden. Urſprünglich hatte in der Reichs— 
tagsvorlage der C.P. O. der damalige § 379 für den Fall, daß 
keine Abſchrift beigebracht war, als Beweisregel aufgeſtellt, daß 
die Tatſache als erwieſen anzuſehen ſei, welche durch die Ur— 
kunde unmittelbar bewieſen werden ſollte. Auf Antrag des 
Abgeordneten Wolffſon wurde von der Mehrheit dem Para— 
graphen die jetzige Faſſung gegeben, weil man das vor— 
geſchlagene Präjudiz für härter hielt als das des jetzigen 
§ 444) und die Harmonie mit § 444 herſtellen wollte. 
Seuffertey ift der Anficht, daß hierbei ein Mißverſtändnis ob— 
waltete, wenn die Kommiſſion glaubte, daß das vorgeſchlagene 
Präjudiz den Richter nötigte, direkt das thema probandum 
als erwieſen anzunehmen. Aber die Kommiſſion hatte ganz 
recht. Durch eine Urkunde ſoll im allgemeinen eine über den 
Inhalt der Urkunde hinausgehende Tatſache bewieſen werden 
(arg. § 424 Nr. 2), jo durch eine Quittung nicht die Abgabe 
der Quittungserklärung ſeitens des Gläubigers, ſondern die 
Zahlung. Mitunter nur wird der Inhalt der Urkunde ſelbſt 
die zu beweiſende Tatſache fein, jo die Abgabe der Vertrags— 
annahmeerklärung oder einer wechſelrechtlichen Erklärung als 
ſolcher, insbeſondere alſo bei ſogenannten Dispoſitivurkunden 
und in Fällen, in denen der Inhalt der Urkunde nach den 
Beweisregeln der 88 415— 418 als wahr gilt?2); in derartigen 
Fällen wird alſo, wenn die Abſchrift als richtig gilt, gleich— 
zeitig auch die durch die Urkunde zu beweiſende Tatſache er— 


20) K. P. S. 158. 

21) Zu $ 427 Erl. 2. 

22) Die Abhandlung ſteht keineswegs auf dem Standpunkte der 
Strafſenate des Reichsgerichts, daß ſtets durch die Urkunde etwas außer 
derſelben Liegendes bewieſen werden müſſe. 
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wieſen ſein. Davon abgeſehen iſt aber der Urkundeninhalt 
und die unmittelbar durch die Urkunde zu beweiſende Tat— 
ſache ſcharf zu trennen, was insbeſondere bei inhaltlich an 
ſich gleichgiltigen Urkunden, die nur ein Indiz für etwas 
anderes ſind, hervortritt, ſo etwa, wenn aus der brieflichen 
Schilderung des Beklagten über ſeine Verhältniſſe der Schluß 
gezogen werden ſoll, daß er zur Zeit der Abfaſſung des 
Briefes zahlungsfähig war. 

Die Faſſung der Reichstagsvorlage zwang daher tat— 
ſächlich den Richter, direkt das thema probandum als er- 
wieſen anzunehmen, und ging ſomit, was allerdings in der 
Kommiſſion nicht beſonders betont wurde, in Satz 2 weiter 
als in Satz 1 für den Fall der Beibringung einer Abſchrift. 
In Satz 1 des § 427 gilt die Abſchrift als richtig d. h. mit 
dem Original übereinſtimmend, wobei hinſichtlich des thema 
probandum das Gericht die Schlüffe und nur die zu ziehen hat, 
die es gezogen hätte, wenn die Abſchrift das Original wäre. 

Satz 2 des § 427 und $ 444 find aber, wie ſich aus 
dem Zuſammenhang und dem offenbaren Willen der Reichs— 
tagskommiſſion ergibt, ſchwächer als Satz 12). Die größtmögliche 
Ausdehnung der Beweisregel iſt die, daß ſo viel als erwieſen 
angenommen werden kann wie in Satz 1, d. h. daß alles 
von der Urkunde gilt, was der Beweisführer von ihrem In— 
halt oder ihrer Beſchaffenheit behauptet; und am vollkommenſten 
faßt der Beweisführer eben diefe ſeine Behauptungen über 
den Inhalt d. h. den im Text verkörperten Gedankeninhalt 
und die Beſchaffenheit d. h. über die ſonſtigen Eigenſchaften 
(gerichtliche, notarielle oder privatſchriftliche Form, Zuſätze, 
Raſuren u. dergl.) in einer Abſchrift zuſammen. Es iſt daher 
auch ein Rückfall in die Auffaſſung der Reichstagsvorlage, 
wenn Gaupp-Stein zu $ 444 III meint, daß es für den 


23) Vgl. oben J. 
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Beweisführer u. U. vorteilhafter ſein könne, wenn er eine 
Abſchrift nicht vorlege, da das Gericht dann nach ſeinem 
freien Ermeſſen dasjenige als erwieſen annehmen könne, was 
die Partei als Inhalt der Urkunde bezeichnet habe, alſo auch 
die den unmittelbaren Gegenſtand des Beweiſes bildende 
Parteibehauptung ſelbſt, während ſonſt höchſtens die Abſchrift 
als richtig angenommen werden könne. 


8 38. 
Fortſetzung: Beweis des Beſitzes, der Echtheit und Unechtheit 
durch § 427 C. P. O. 


J. Die Leiſtung des Vorlegungseides und ſomit eidliche 
Leugnung des Beſitzes der Urkunde ſeitens des Gegners 
ſchneidet dem Beweisführer nicht einen weiteren Beweis für 
die durch die Urkunde zu beweiſende Tatſache und auch nicht 
eine Eideszuſchiebung darüber ab. Wer z. B. abgeſchworen 
hat, eine Urkunde über den Kaufvertrag zu beſitzen, muß er— 
forderlichenfalls noch ſchwören, daß er überhaupt keinen Kauf— 
vertrag eingegangen ſei. Denn weder braucht der Kaufvertrag 
ſchriftlich erfolgt zu ſein noch braucht ſich die etwaige Ur— 
kunde beim Gegner zu befinden. 

Folgt aber etwa umgekehrt aus der Verweigerung des 
Vorlegungseides oder aus der Nichtvorlegung, daß der Gegner 
die Urkunde beſitze? Die Frage kam in folgender Gejtalt 
an das Reichsgericht ): Die Erbin eines Verſicherungsnehmers 
klagte gegen die Verſicherungsaktiengeſellſchaft die Lebensver— 
ſicherungsſumme ein, wurde aber in erſter Juſtanz abgewieſen, 
weil der Verſtorbene bei Eingehung der Verſicherung ver— 
ſchwiegen hatte, daß er bereits mit einem Verſicherungsan— 
trage von der Victoria abgewieſen worden ſei. In der Be— 


1) Bd. XLIV S. 422 426. 
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ruſungsinſtauz verlangte Klägerin von der beklagten Geſell— 
ſchaft Vorlegung einer derſelben angeblich durch Vermittelung 
der Zeutralſtelle der Lebensverſicherung zugegangene u 
der Viktoria zum Beweiſe dafür, daß die Beklagte Kenntnis 
davon gehabt habe, daß der verſtorbene Verſicherungsnehmer 
mit ſeinem Verſicherungsantrage bei der Victoria abgewieſen 
worden ſei. Da die Direktoren der Beklagten den Vorlegungs⸗ 
eid verweigerten, wurde die Beklagte vom Berufungsgericht 
verurteilt, weil aus der Verweigerung gemäß 8 464, 2 ‚folge ' 
daß die Beklagte die fragliche Karte befige und damit die 
fragliche Kenntnis gehabt habe. e 

Das NG. hob das Urteil auf. Es führt zutreffend 
aus, daß es nicht Zweck des Vorlegungsantrags iſt und IM 
kann, den Beſitz des Gegners zu beweiſen. Der Vorlegungs— 
antrag ſei überhaupt unerheblich geweſen, da die Tatſache, 
daß ein Antrag des Verſicherungsnehmers von der Victoria 
abgelehnt worden ſei, ja gerade unſtreitig war und die ge 
wünſchte Urkunde nur hierüber Auskunft geben konnte. Im 
übrigen würde auch nicht aus der Verweigerung des Vor⸗ 
legungseides der Beſitz der Beklagten folgen, da die Folge 
der Eidesverweigerung in § 427 vorgeſchrieben und eine An⸗ 
wendung der §§ 464, 2 und 477 ausgeſchloſſen ſei, was 
ſchon aus der Natur und Verwandtſchaft des Vorlegungseides 
mit dem Reinigungseide des älteren Rechts folge ). Zu- 
treffend trennt das R.G. ſcharf den Inhalt der Urkunde 
und die durch dieſelbe zu beweiſenden Tatſachen und ſieht 
gemäß § 427 als bewieſen an den Inhalt der Urkunde und 
nichts als den Inhalt. 

II. Wenn das Reichsgericht hingegen die Anwendung 
des $ 464, 2 ausſchließt, jo iſt das nicht unbedenklich. $ 464,2 
beſtimmt, daß die Verweigerung der Eidesleiſtung zur Folge 


2) Vgl. oben § 37 Yu. III. 
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hat, daß das Gegenteil der zu beſchwörenden Tatſache als 
voll bewieſen gilt. Aus der Norm des Vorlegungseides in 
§ 426 ergibt ſich, welche Pflichten der erhobene prozeſſuale 
Anſpruch dem Gegner auferlegt. Er erfüllt ihn nicht bezw. 
verletzt ihn, wenn er die Urkunde, die er nicht vorlegt, beſitzt 
oder böslich abhanden gebracht hat oder ihren Verbleib, den 
er nicht angibt, kennt. Da jede einzelne der drei Tatſachen 
eine Verletzung feiner prozeſſualen Pflicht enthält, jo muß 
der Gegner ſie alle drei abſchwören, und zwar, obgleich er 
nur die Urkunde entweder beſitzen oder abhanden gebracht 
haben kanns), obgleich alſo mindeſtens die erſte und zweite 
Tatſache im alternativen Verhältnis ſteht, kumulativ, denn 
alternative Beweisſätze ſind, wie Stölzel hinſichtlich des zu— 
geſchobenen Eides klar ausgeführt hat!), in den Eid kumulativ 
aufzunehmen. Daraus folgt aber wiederum, was Stölzel 
wohl als ſelbſtverſtändlich nicht hervorhebt, daß bei Verweigerung 
eines ſolchen Eides nicht das Gegenteil aller einzelnen Sätze 
des Eides als bewieſen gilt, ſondern nur das Gegenteil des 
einen oder des andern. Wenn jemand zu ſchwören hat, daß 
er am 1. April nicht in Madrid und auch nicht in Peking 
geweſen iſt, dann gilt bei Eidesverweigerung natürlich nicht 
als erwieſen, daß er am ſelben Tage ſowohl in Madrid als 
auch in Peking, ſondern daß er entweder in Madrid oder in 
Peking geweſen iſt. Das letztere genügt aber, denn beide 
Punkte waren gleich erheblich und der Schwurpflichtige mußte, 
um obzuſiegen, beide Tatſachen abſchwören. Das Berufs— 
gericht hatte daher nicht darin geirrt, daß es den 8 464, 2 
überhaupt, ſondern darin, daß es ihn falſch angewandt hat. 

Durch die Verweigerung des Eides, der auf die Nicht— 
verletzung des prozeſſualen Anſpruchs abgeſtellt war, ift ſomit 
erwieſen, daß der prozeſſuale Anſpruch beſtand und nicht er— 


3) Vgl. oben $ 37 Anm. 15. 

4) In der anonymen Schrift: Ueber Proberelationen, 4. Aufl. S. 43 ff. 
Abh. z. deutſch. Privatrecht XII. 2. Heft. 449 13 
Siegel, Vorlegung. 29 
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füllt oder verletzt war; jedoch ſteht nicht feſt, in welcher Rich— 
tung er nicht erfüllt oder verletzt iſt?). Das iſt aber auch 
ganz gleichgültig, denn jeder einzelne Ungehorſam des Gegners 
wird gleich behandelt. Mit der geſetzlichen Anerkennung aber, 
daß ein prozeſſualer Anſpruch beſteht und nicht erfüllt oder 
verletzt worden iſt, hätte der Beweisführer noch gar nichts 
gewonnen, ſo wenig wie die Partei damit zufrieden wäre, 
wenn im Tenor eines bedingten Endurteils als Folge der 
Eidesverweigerung nur die Beweisregel des § 464, 2 einge— 
ſtellt wäre. § 427 ſpricht daher dies nicht erſt aus, ſondern 
er regelt ſofort, da ja durch die Nichtvorlegung der Urkunde 
ſeitens des Gegners ſich gezeigt hat, daß er gegenüber dem 
anerkannten Anſpruch ſich ungehorſam verhalten hat, die 
Folgen dieſes Ungehorſams durch ſeine Beweisregel, welche 
eine Zwangsvollſtreckung wegen des prozeſſualen Anſpruchs 
überflüſſig machte). Dieſe Beweisregel ſteht aber keineswegs 
im Gegenſatz zu der des § 464, 2, ſondern ſetzt gerade die 
Anwendung der letzteren, ohne fie beſonders auszusprechen, 
ſtillſchweigend voraus. 

Hiernach durfte das Berufungsgericht in dem den Aus⸗ 
gangspunkt der Betrachtung bildenden Fall zwar den § 464,2 
anwenden, aber nicht daraus ſchließen, daß die beklagte Geſell⸗ 
ſchaft die Karte beſitze, und, da es dies nicht ſchließen durfte, 
jo war der Vorlegungsantrag, wie das N.G. richtig hervor— 
hebt, unerheblich. Hätte man übrigens auch den Schluß des 
Berufungsgerichts gezogen, ſo wäre daraus noch nicht gefolgt, 
daß die Beklagte auch zur Zeit des Abſchluſſes des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages die Karte beſeſſen und mithin die fragliche 
Kenntnis gehabt habe!); denn fie hätte die Karte auch ſpäter 
erhalten haben können. 


5) Oben § 37 J. 
6) Vgl. oben § 35 II. 
7) Vgl. unten IV Abſ. 2. 
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u Das Vorlegungsverfahren gegen den Gegner darf daher 
wicht dazu gebraucht werden, um den Beſitz einer Urkunde auf 
ſeiten des Gegners nachzuweiſen, ſondern nur, um den In— 
halt der Urkunde darzutun. Es iſt mithin nicht anzuwenden, 
wenn das thema probandum nicht ſowohl der Inhalt der 
Urkunde als die Tatſache iſt, daß der Gegner dieſe Urkunde 
beſitzt, und wenn aus dem Beſitz folgen ſoll, entweder daß 
der Gegner von dem Inhalt der Urkunde Kenntnis gehabt 
hat oder daß dem Juhalt der Urkunde gemäß verfahren iſt; 
in ſolchen Fällen, wie auch in dem zur Kenntnis des R.G. 
gekommenen, muß vielmehr ein Eid über den Beſitz oder das 
Zugehen der Urkunde oder über die Kenntnis des zu bewei— 
ſenden Vorganges zugeſchoben werden. 

III. Es ſei an dieſer Stelle nochmals zuſammenfaſſend 
auf folgendes hingewieſen: Es iſt wohl zu unterſcheiden 
zwiſchen ſelbſtändiger materieller Vorlegungsklage und der im 
Prozeß begehrten prozeſſualen Vorlegung. Nur bei letzterer, 
innerhalb des Vorlegungsverfahrens, iſt der Vorlegungseid 
das einzige Beweismittel für Beſitz bezw. Nichtbeſitz, bei der 
materiellen Klage hingegen lebenſo bei der ſelbſtändigen pro— 
zeſſualeu Klage gegen den Dritten), bei welcher der Beſitz 
gleichfalls zu beweiſen iſt, kann ſich der Vorlegungsſucher 
jedes Beweismittels für Vorlegungspflicht und Beſitz feines 
Gegners bedienen. Und während durch Verweigerung des 
Vorlegungseides niemals der Beſitz der Urkunde bewieſen 
wird, ſo iſt das bei Verweigerung eines in einem ſelbſtändigen 
Prozeß über den Beſitz zugeſchobenen Eides nach § 462, 2 
ſtets der Fall. Der prozeſſuale wie der materielle Vorlegungs— 
anſpruch verfolgen die Herbeiſchaffung der Urkunde. Bei einem 
ſelbſtändigen Prozeß ergeht daher Verurteilung zur Vorlegung. 
Der prozeſſuale Vorlegungsanſpruch iſt aber nur Mittel zum 
Zweck des Beweiſes durch die Urkunde. Beſteht er und wird 
er nicht erfüllt, wie ſich bei der Verbindung von Erkeuntnis— 

451 13* 
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verfahren und Zwangsvollſtreckung in der Verweigerung der 
Vorlegung oder des Vorlegungseides auf einmal zeigt‘), ſo 
tritt beim Gegner nicht Verurteilung zur Vorlegung ein, was 
umſtändlich und zwecklos wäre, ſondern an Stelle von Ver⸗ 
urteilung und Zwangsvollſtreckung tritt die Beweisregel des 
S 427, wonach der beabſichtigte Urkundenbeweis, das Endziel des 
prozeſſualen Vorlegungsanſpruchs, als geglückt anzuſehen 9 

Die Verkennung vorſtehender allgemeiner Geſichtspunkte 
hat zu mancherlei auch in der Praxis weitverbreiteten Miß⸗ 
verſtändniſſen geführt, insbeſondere zu einem häufigen Miß 
brauch des Vorlegungsverfahrens. 

Vor dem Oberlandesgericht zu Breslau kam folgender 
Fall vors): Jemand, gegen den auf Rechnungslegung geklagt 
worden war, wendete ein, ſein Beauftragter habe dem Kläger 
Rechnung gelegt, und verlangte vom Kläger Vorlegung der 
Rechnungen, die der Kläger nicht vorgelegt habe, und, da der 
Kläger beſtritt, weitere Rechnungen zu beſitzen, Leiſtung des 
Vorlegungseides. Der Kläger ſchlug den Beauftragten ſelbſt 
als Zeugen dafür vor, daß ihm weitere Rechnungen nicht 
gelegt ſeien, und man ſtritt darüber, ob dieſer Zeuge zu ver— 
nehmen ſei. — Nun ſind zwar im Vorlegungsverfahren 
andere Beweismittel als der Vorlegungseid ausgeſchloſſen, 
aber der Zeuge war trotzdem zu vernehmen, denn es handelte 
ſich um gar kein Vorlegungsverfahren 10). Es ſollte gar nichts 
durch die angeblich im Beſitz des Klägers befindliche Rechnung 
bewieſen werden, ſondern nur, daß ſie der Kläger im Beſitze 
und zwar vom Beklagten erhalten habe, d. h. daß der Be⸗ 
klagte ſeiner Pflicht nachgekommen ſei. Dazu waren aber die 
Rechnungen als ſolche nicht imſtande. Es handelte ſich hier 


8) Vgl. oben § 35 JI. 

9) Mitgeteilt von Meyer, „Urkundenedition“ in „Das Recht“ 
1903 S. 101. 

10) Das überſieht Meyer. 
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um eine einfache materielle Klage auf Rechnungslegung und 
Vorlegung, bei welcher weder der Kläger vom Beklagten 
prozeſſuale Vorlegung verlangen konnte zum Beweiſe dafür, 
daß der Beklagte noch Urkunden hinter ſich und noch nicht 
genügend Rechnung gelegt habe, daß alſo die Klage begründet 
ſeith, noch der Beklagte vom Kläger zum Beweiſe dafür, daß 
der Kläger ſchon alle Rechnungen erhalten habe, daß alſo die 
Klage unbegründet ſei. 

Durch die Urkunde als ſolche kann nie bewieſen werden, 
daß ſie jemand beſitzt, daß ſie oder die in ihr enthaltene Er— 
klärung jemandem überhaupt oder zu einem beſtimmten Zeitpunkt 
zugegangen ſei !), oder daß jemand von ihr Kenntnis genommen 
habe, und was nicht durch die Urkunde ſelbſt bewieſen werden 
kann, kann auch nicht bei Verweigerung der Vorlegung oder des 
Vorlegungseides durch § 427 (oder 444) bewieſen werden. 
Daher iſt niemals ein Vorlegungsverfahren möglich zum Be— 
weile deſſen, daß man dem Gegner ſchriftlich gekündigt habe 
bei es ein Mietsverhältnis, eine Verſicherungspolice, ein 
Darlehn oder ſonſt etwas); denn der Beſitz des Gegners 
oder gar das Zugehen der Kündigungsurkunde würde nicht 
bewieſen und das Beſtehen einer Kündigungsurkunde als ſolcher, 
die nach § 427 auch im Schreibtiſch des Kündigenden liegen 
könnte, wäre unerheblich. Ebenſo würde ſich auch der Fall 
entſcheiden, daß der Beweisführer die von ihm ſelbſt ausge— 
ſtellte Quittung vorgelegt haben will zum Beweiſe dafür, daß 
der Gegner Teilzahlung geleiſtet und die Verjährung unter— 
brochen haben). Da aus der Urkunde als ſolcher weiter 
1j Nach richtiger Anſicht müßte der, welcher auf Rechnungslegung 
klagt, dann, wenn er ſelbſt zugibt, daß ihm ſchon in gewiſſem Umfang 
Rechnung gelegt ſei, nachweiſen, warum die bisher gelegte Rechnung 
ungenügend ſei. Sache des Beklagten iſt es alsdann, den Nachweis zu 
führen, daß er bereits in weiterem Maße Rechnung gelegt habe. 

12) Vgl. die §S 4 Anm. 1 cit. Abhandlung von Brodmann S. 15. 
13) Vgl. oben § SI. 
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nichts als die nackte Tatſache folgen würde, daß der Gläubiger 
eine Quittungserklärung abgegeben habe, hieraus aber zu— 
gunſten des Gläubigers nichts zu folgern wäre, da derartige 
Urkunden auch in Erwartung der Zahlung ausgeſtellt werden, 
ſo wäre der Vorlegungsantrag zurückzuweiſen, nicht weil die 
vom Beweisführer zu beweiſende Tatſache unerheblich iſt, 
ſondern weil dieſe Tatſache durch die Urkunde als ſolche nicht 
bewieſen werden kann und diejenige, welche bewieſen werden 
kann, unerheblich iſt )). 

IV. Gerade in der Praxis iſt es ſehr verbreitet, in 
bezug auf Kündigungsurkunden Vorlegungsanträge zu ſtellen. 
Die unbewußte Erkenntnis, daß dabei irgend etwas nicht 
ſtimmt, hat anläßlich ſolcher Fälle zu mancherlei allgemeinen, 
eigenartigen Behauptungen geführt, ſo z. B. daß es beim 
Vorlegungsverfahren möglich ſei, daß der Gegner die Er⸗ 
richtung der Urkunde überhaupt beſtreite und darüber Zeugen 
benennen 15) oder den Eid dem Beweisführer zuſchieben könne 
oder gar, daß der Beweisführer zur Begründung feines Vor— 
legungsantrags, der „Vorausſetzungen des Urkundenbeweiſes“, 
zunächſt den Nachweis führen müſſe, daß eine ſolche Urkunde 
überhaupt exiſtiere und der Gegner ſie zu irgend einer Zeit 
beſeſſen habe 10). Allerdings kann der Gegner in ſolchen 
Fällen verlangen, daß der Beweisführer ſchwöre, er habe über— 
haupt eine Kündigungsurkunde errichtet und abgeſandt, aber 
nicht, weil allgemein der Beweisführer die Erichtung der Urkunde 
nachweiſen muß, ſondern weil das Vorlegungsverfahren hier 

14) Es iſt eben Eideszuſchiebung über die Tatſache der Teilzahlung 
ſelbſt erforderlich. 

15) So Biſchoſswerder in J. W. 1902 S. 539. Dagegen wendet 
ſich Daffis in D. Jur. 3tg. 1903 S. 426 f., aber ohne den Kernpunkt 
zu erkennen, daß zum Beweiſe ſtattgehabter Kündigung das Vorlegungs⸗ 
verfahren gar nicht möglich iſt. 

16) So Geiershöfer, „Urkundenedition“ in „Das Recht“ 1903 
S. 259 f. 
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gar nicht zuläſſig iſt und paßt. Der Beweisführer müßte 
dem Gegner einen Eid darüber zuſchieben, daß ihm keine 
Kündigung zugegangen ſei. Dieſen Eid könnte der Gegner 
zwar nicht zurückſchieben — denn das Zugehen würde keinen 
Gegenſtand der Wahrnehmung des Beweisführers bedeuten 
(§ 448, 1) und der vom Beweisführer zu ſchwörende Eid über 
die Errichtung und Abſendung der Urkunde wäre nicht das 
Gegenteil des Eides über ihr Nichtzugehen —; aber der 
Gegner könnte zunächſt zum Beweiſe des Nichtzugehens nach 
§ 453, 1 eine Beweisaufnahme über die präjudizielle Tatſache 
der Errichtung und Abſendung der Kündigungsurkunde ver— 
langen 1). 

Es iſt gerade beſonders verkehrt, zum Beweiſe einer 
Kündigung ſich des Vorlegungsverfahrens bedienen zu wollen, 
da es doch gewöhnlich darauf ankommt, daß die Kündigung 
in einem beſtimmten Augenblick zugegangen iſt; und, wenn 
man ſelbſt — fälſchlicherweiſe — aus der Verweigerung 
des Vorlegungseides den gegenwärtigen Beſitz des Gegners 
als erwieſen annehmen wollte, ſo könnte man doch, da der 
Vorlegungseid hinſichtlich des Beſitzes das Präſens hat, nie 
daraus ſchließen, daß der Gegner die Kündigung beſeſſen und 
im maßgebenden Augenblick erhalten habe. Zu unmöglichen 
Zwecken ſucht man ſich des Vorlegungsverfahrens immer nur 
dem Gegner gegenüber zu bedienen, faſt nie aber gegenüber 
dem Dritten. Dabei iſt aber das Vorlegungsverfahren, wenn 
es dem Dritten gegenüber unzuläſſig oder unerheblich iſt, auch 
gegenüber dem Gegner unerheblich. Ein gutes Mittel, ſich 
vor Fehlern zu hüten, wird daher ſein, ſich ſtets zu fragen, 
ob man auch dann die Vorlegung der Urkunde begehren 
würde, wenn ſie nicht beim Gegner, ſondern beim Dritten 


17) Und jedenfalls fordern, daß zunächſt der Beweisführer dieſe 
präjudizielle Tatſache beſchwöre, da ihm mit dem Eid über das Zugehen 
implicite auch der Eid über dieſe präjudizielle Tatſache zugeſchoben war. 
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ſich befände. Es würde aber niemandem einfallen, zum Be— 
weiſe deſſen, daß er dem Gegner gekündigt habe, ſich auf eine 
bei einem Dritten befindliche Kündigungsurkunde zu berufen. 
Die allgemein geſtellte Behauptung, daß der Beweisführer 
beim Vorlegungsverfahren ſtets die Exiſtenz der Urkunde beweiſen 
müſſe und den Umſtand, daß ſie der Gegner einmal beſeſſen habe, 
zeigt eine völlige Verkennung des Verfahrens. Denn der Be⸗ 
weisführer hat, wenn ein Vorlegungsgrund beſteht, einen pro— 
zeſſualen Vorlegungsanſpruch, zu deſſen Subſtantiierung der Be⸗ 
ſitz auf ſeiten des Gegners gehört. Der Vorlegungsgrund wird 
zwar nicht bewieſen, aber doch gemäß 8 424 Nr. 5 glaubhaft ge— 
macht!); die Beweislaſt für den Beſitz zeigt Sich aber gerade in 
der Leiſtung des Vorlegungseides durch den Gegner ö). Etwas 
weiteres aber als Beſitz des Gegners und ſeine Verpflichtung 
zur Vorlegung iſt jelbftverftändfich hier fo wenig zu beweiſen, 
wie bei einem materiellen Vorlegungsanſpruch, ganz abgeſehen 
davon, daß mit der Glaubhaftmachung des Vorlegungsgrundes 
gleichzeitig auch ihre Entſtehung glaubhaft gemacht iſt. 
Wenn übrigens Geiershöfer a. a. O. ausführt, daß durch 
die bloße, wiſſentlich unwahre Behauptung einer gewiſſenloſen 
Partei, es beſtehe eine Urkunde, der Gegner zu überflüſſigen 
Vorlegungseiden genötigt werde, was bei eidesunluſtigen 
Perſonen häufig den Verluſt des Prozeſſes bedeute, jo iſt das 
allerdings in gewiſſen Grenzen möglich, obgleich der Fall doch 
nicht allzuoft vorkommen wird. Auch überſieht Geiershöfer, 
daß die erforderliche Glaubhaftmachung des Vorlegungsgrundes 
dagegen ſchützt 20). Jedenfalls trifft es aber zu, daß mitunter 
der Gegner gezwungen iſt, den Vorlegungseid ſelbſt zu ſchwören, 
während er ohne Vorlegungsverfahren in der Lage wäre, den 


18) o. § 30. 
19) o. § 35 J. 
20) Weniger allerdings § 424 Nr. 4, weil es dabei keiner Glaub— 


haftmachung bedarf. 
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ihm über die durch die Urkunde zu beweiſende Tatſache zu— 
geſchobenen Eid an den Beweisführer zurückzuſchieben. Wenn 
durch die Urkunde eine direkt erhebliche Tatſache, nicht nur 
ein Indiz bewieſen wird, wenn es ſich z. B. um eine an— 
geblich über den Vertragsabſchluß beſtehende Urkunde handelt, 
dann wäre nach Verweigerung des Vorlegungseides eine Zu— 
ſchiebung des Eides an den Beweisführer darüber, daß ein 
Vertrag nicht geſchloſſen ſei, nicht mehr möglich. Dieſe mit— 
unter unangenehme Folge entſpricht aber durchaus der Logik 
und dem Inhalt des Vorlegungseides, da ja der Beſitz des 
Gegners kein Gegenſtand der Wahrnehmung des Beweisführers 
iſt und letzterer doch niemals, auch wenn nicht der Vorlegungs— 
eid von Geſetzes wegen ein notwendiger Eid für den Gegner 
wäre, darüber einen Eid ſchwören könnte. Man könnte aller— 
dings de lege ferenda in Erwägung ziehen, ob es dem Gegner 
nicht ſtets erlaubt fein ſolle, anftatt ſelbſt den Vorlegungseid 
leiſten zu müſſen, vom Beweisführer einen Eid über die durch 
die Urkunde zu beweiſende Tatſache zu verlangen. Dies würde 
aber der ganzen Logik des juriſtiſch äußerſt feinen Verfahrens 
widerſprechen, den Beweisführer ſchädigen, der mitunter die 
begehrte Urkunde ſelbſt nicht ſo genau kennt, um ihren Inhalt 
beſchwören zu können, und überhaupt zur Vermehrung und nicht 
zur Verminderung der Eide führen. Denn der normale Verlauf 
des Vorlegungsverfahrens iſt doch nicht, daß es zur Leiſtung 
des Vorlegungseides kommt, ſondern daß die Urkunde vorgelegt 
wird. Auf die reale Vorlegung wirkt das Verfahren hin und 
erreicht ſo, daß es in vielen Fällen zum Urkundenbeweis kommt, 
wo es ſonſt zum Beweiſe durch Eid kommen würde. Gäbe 
man aber dem Gegner das gedachte Recht, ſo würde faſt ſtets 
der Gegner, der eine für ihn ungünſtige Urkunde beſitzt, dieſe 
nicht vorlegen, ſondern vom Beweisführer frivolerweiſe den 
Eid verlangen, was wiederum für letzteren häufig den Verluſt 
des Prozeſſes bedeuten würde. 
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V. Es iſt ſchließlich noch folgendes hervorzuheben: Zwar 
beweiſt bei Verweigerung des Vorlegungseides oder der Vor— 
legung die Beweisregel des § 427 nicht den Beſitz des 
Gegners. Wenn aber der Gegner zugeſteht, die vom Beweis— 
führer gemeinte und gemäß § 424 Nr. 1 individuell bezeichnete 
Urkunde zu beſitzen, ſie aber trotz der Anordnung des Gerichts 
nicht vorlegt, dann iſt es natürlich, daß der gemäß S 427 als 
erwieſen anzunehmende Juhalt ſich auf die in den Händen des 
Gegners befindliche Urkunde bezieht, daß dann alſo als erwieſen 
gilt, daß der Gegner die betreffende Urkunde mit ihrem er— 
wieſenen Inhalt beſitzt. Gibt z. B. der Gegner zu, am 
1. Ottober, wie der Beweisführer behauptet, einen „Hamburg 
den 30. September“ datierten eingeſchriebenen Brief erhalten 
zu haben, beſtreitet er aber, daß darin von Kündigung die 
Rede ſei, und legt er den Brief nicht vor, trotzdem er (etwa 
nach § 423) dazu verpflichtet wäre, jo gilt als erwieſen, daß 
in dieſem Brief eine Kündigung enthalten und mithin dem 
Gegner rechtzeitig am 1. Oktober zugegangen war. 

VI. Es fragt ſich noch, ob die Beweisregel des 8 427 
(und § 444), daß die Abſchrift als richtig anzuſehen iſt bezw. 
die Behauptungen des Beweisführers über Beſchaffenheit und 
Inhalt der Urkunde als bewieſen angenommen werden können, 
auch in ſich ſchließt, daß die Urkunde als echt anzuſehen iſt. 
Über Echtheit und Echtheitsbeweis enthält die CP. O. ſelbſt 
in 88 437 443 Vorſchriften. In § 441 iſt auch für den 
Beweis der Echtheit oder Unechtheit Schriftvergleichung und 
zur Herbeiſchaffung der nicht in den Händen des Beweis— 
führers befindlichen, zur Vergleichung geeigneten Schriften ) 
21) Dieſe Vergleichungsſchriften nennt die C. P. O. im Gegenſatz zu 
der Terminologie des eigentlichen Vorlegungsverfahrens nicht Urkunden, 
da Urkunden vermöge ihres gedanklichen Inhalts, dieſe „Schriften“ aber 
nur vermöge ihrer äußeren Form als reine Augenſcheinsobjekte in Be— 
tracht kommen; vgl. o. § 1 II. Es bedurfte daher der ausdrücklichen 
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ein Vorlegungsverfahren vorgeſehen. Auf dieſes Vorlegungs— 
verfahren finden die Vorſchriften des gewöhnlichen Urkunden— 
vorlegungsverfahrens Anwendung; nur iſt im Gegenſatz dazu??) 
beim Dritten nicht allein der Beſitz der bezeichneten Schriften. 
ſondern auch der Umſtand glaubhaft zu machen, daß ſie zur 
Vergleichung geeignet ſind, und beim Gegner gilt, falls er 
die Schriften nicht vorlegt oder den Vorlegungseid nicht leiſtet, 
der Echtheitsbeweis als geführt. 

Schon aus dieſer letzten Beweisregel im Falle des § 441 
iſt zu ſchließen, daß im Falle des $ 427 auch die nicht vor— 
vorgelegte Urkunde entſprechend der Abſchrift oder der Behauptung 
des Beweisführers als echt anzuſehen iſt. Denn während 
durch die Urkunde im gewöhnlichen Vorlegungsverfahren eine 
direkt für den Prozeß erhebliche Tatſache bewieſen werden 
ſoll, ſoll durch die Schriftvergleichung nur eine Eigenſchaft 
der Urkunde als Beweismittels erwieſen, alſo nur ein Hilfs— 
beweis geliefert werden; hiernach muß die Beweisregel des 
5 427 als die weitergehende gleichzeitig die des § 441, 3 
als die mindere in ſich ſchließen, wie das Vorlegungsverfahren 
auch ein Vorlegungsverfahren über Vergleichungsſchriften er 
übrigt. Wäre auf Grund des § 427 nur die Tatſache er— 
wieſen, daß eine ſolche Urkunde, wie der Beweisführer behauptet 
hatte, exiſtiere, ohne daß damit auch zugleich die Echtheit bejaht 
wäre, ſo hätte das für den Beweisführer abſolut keinen Wert; 
denn es wäre ja für ihn unmöglich, irgend einen Echtheitsbeweis 
über die nicht vorgelegte Urkunde zu führen — ſollte er etwa 
noch Beweis durch Schriftvergleichung nach $ 441 führen? — 
Vorſchrift des § 44], da zur Herbeiſchaffung von einfachen Augenſcheins— 
objekten ein Vorlegungsverfahren an ſich nicht ſtatthaft geweſen wäre 
(o. 88 1 zu Anm. 2, 23 VI). Dies Verfahren iſt aber auch zuläſſig, 
wenn es ſich nicht um den Inhalt der Urkunde, ſondern lediglich ihre 
Echtheit oder Unechtheit handelt (vgl. unten IX). 

22) Vgl. o. $ 30. 
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und der Gegner, der die Urkunde nicht vorlegt und im übrigen 
ihre Echtheit beſtreitet, wäre bei diefer Auslegung des § 427 
für ſeinen Ungehorſam privilegiert, ebenſo wie er danach in 
geſicherter Stellung wäre, wenn er Beſitz und Inhalt zugibt, 
aber ihre Echtheit beſtreitet. In dem Falle aber, daß der 
Gegner den Inhalt der Urkunde zugibt und nur ihre Echtheit 
beſtreitet, ſind die Parteien nicht etwa über das durch die 
Urkunde zu Beweiſende einig, ſo daß ſich ihre Vorlegung er— 
übrigte, ſondern durch Beſtreitung der Echtheit leugnet der 
Gegner alles, was durch die Urkunde bewieſen werden könute. 
Wenn mithin nicht nur auf Grund des § 427 S. 1, ſondern 
auch auf Grund der S. 2 oder des 8 444 irgend eine Ber 
hauptung des Beweisführers als wahr angenommen werden 
ſoll, jo it jedenfalls als grundlegend und als das mindeſte 
die Behauptung über die Echtheit als erwieſen anzunehmen. 

VII. Nach $ 427 S. 1 wird angenommen, daß die Ur⸗ 
kunde als Augenſcheinsobjekt ſowohl hinſichtlich ihrer äußeren 
Geſtalt als auch hinſichtlich ihres gedanklichen Inhalts den 
Behauptungen des Beweisführers entſprochen habe; das geht 
auch aus S. 2 des § 427 hervor, wo als minderes Präjudiz 
die Behauptungen über „Beſchaffenheit“ d. i. äußere Form 
und Echtheit und über „Inhalt“ als bewieſen angenommen 
werden können. Schon die A. G.O. 1 10 8 100 ließ bei Ver— 
weigerung des Vorlegungseides auch die Echtheit der Urkunde 
für erwieſen gelten („jo muß das Dokument in contumaciam 
für ediert und rekognosziert erachtet. . . werden“). 

Wenn übrigens Seuffert und Struckmann-Koch 
meinen, daß das Präjudiz des § 441, 3 mit § 427 nicht 
übereinſtimme, ſo iſt nicht abzuſehen, wie es überhaupt anders 
lauten ſollte; es dürfte aber genau übereinſtimmen ?). Denn 
wie in 8 427 der nicht vorgelegten Urkunde die Eigenſchaften 
beigelegt werden, die der Beweisführer angibt, ſo wird auch 


23) So auch Neukamp zu § 441. 
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in 8 441 angenommen, daß die nicht vorgelegten Vergleichungs— 
schriften die behaupteten Eigenschaften, nämlich die Eigenſchaft, 
vollkommen mit der ſtreitigen Urkunde in der Form der Schrift 
übereinzuſtimmen, beſitzen, woraus mit zwingender Notwendig— 
keit der as der Echtheit der Urkunde zu ziehen iſt. 

Da $ 441 mit den Worten beginnt: „der Beweis der 
Echtheit od er Unechtheit kann auch durch Schriftvergleichung 
geführt werden“, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß 
bei Nichtvorlegung der Vergl eichungsſchriften, welche die Un— 
echtheit beweiſen ſollten, der Beweis der Unechtheit geführt 
gilt), wenn auch $ 441, 3 etwas ungenau nur ſagt, „ſo gilt 
der Echiheitsbeweis als geführt“, und gewiſſermaßen vergißt, 
daß es ſich auch um den Beweis der Unechtheit handeln kann. 
Dieſe Vergeßlichkeit wird daher kommen, daß im allgemeinen 
der Echtheitsbeweis demjenigen obliegt, der ſich auf die Ur— 
kunde beruft. Der „Beweis der Unechtheit“ wird daher ge— 
wöhnlich ein „Gegenbeweis“ ſein. 

VIII. Da durch die Beweis regel des § 441, 3 auch der 
1 der Unechtheit geführt wird, ſo müßte dies auch bei 

§ 427 (und eventl. § 444) der Fall fein. Das trifft aber nicht 
0 und führt zu einer weiteren Erwägung. Wenn die Un— 
echtheit einer Urkunde behauptet wird, dann kommt es nie 
auf den gedanklichen Inhalt der Urkunde an, ſondern es wird 
im Gegenteil der gedankliche Inhalt, z. B. die Willenser— 
klärung, die in der Urkunde anſcheinend enthalten iſt, geleugnet. 
Es ſoll nichts Poſitives durch die Urkunde bewieſen werden, 
ſondern es wird der Urkunde der Charakter, den ſie anſcheinend 
trägt, abgeſprochen, und das, was bewieſen werden ſoll, iſt 
nicht der Inhalt derſelben oder eine aus dieſem folgende Tat— 
ſache, ſondern Beweisthema iſt lediglich das Verfahren, das 


24) So auch Seuffert, Erl. 3 zu § 441, Gaupp-Stein $ 441 
Aum. 6 
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in bezug auf dieſe Urkunde, der jede Geltung abgeſprochen 
wird, eingeſchlagen worden iſt, z. B. die Umſtände, durch die 
der Beweisführer vom Gegner dieſen gefälſchten Wechſel er— 
halten hat. Die Urkunde ſelbſt kommt dabei nur als Augen— 
ſcheinsobjekt in Betracht; denn eine gefälſchte Urkunde als 
ſolche beſagt gar nichts, und der Beweis der Unechtheit iſt 
kein Beweis durch die Urkunde und mithin kein Urkunden— 
beweis. Daher kann das Vorlegungsverfahren, das einen 
Beweis durch die Urkunde ermöglichen und eventl. erſetzen will, 
nie dazu dienen, um die Unechtheit nachzuweiſen, ebenſowenig 
wie § 444 Anwendung finden kann, der auch nur den ver— 
eitelten Urkundenbeweis im Auge hat. 

An ſich iſt allerdings auch der Beweis lediglich der Echt⸗ 
heit kein Urkundenbeweis, denn „nicht mit der Urkunde wird 
er geführt, ſondern an ihr“ 2). Jedoch wenn die Echtheit 
der Urkunde vom Beweisführer behauptet, vom Gegner beſtritten 
wird und durch die echte Urkunde etwas bewieſen werden ſoll, 
nicht lediglich ihre Echtheit und das mit der Urkunde einge⸗ 
ſchlagene Verfahren, dann iſt ein Beweis durch die Urkunde 
beabſichtigt und das Vorlegungsverfahren daher zuläſſig, wenn 
der Beweisführer ſie nicht in Händen hat — der Gegner leugnet 
ja, wie wir ſahen, auch wenn er das Beſtehen der Urkunde 
zugibt, durch Beſtreitung ihrer Echtheit die durch die Urkunde 
zu beweiſenden Tatſachen. Legt er dann die Urkunde vor, daun 
bedarf es allerdings noch des Beweiſes der Echtheit, legt er ſie 
aber nicht vor, dann iſt ihre Echtheit erwieſen, weil die vom. 
Beweisführer vorgelegte Abſchrift als richtig gilt. 

Von dem Falle, daß lediglich die Unechtheit der Urkunde 
behauptet wird, ohne daß es dem Beweisführer auf einen 
Beweis durch den gedanklichen Inhalt derſelben ankommt, iſt 


25) Brodmann in der § 4 Anm. I eit. Abhandlung S. 26 f., 6!, 
der auch darauf hinweiſt, daß in § 595, 2 C.P.O. der Beweis der Echt- 
heit von dem durch die Urkunde zu führenden Beweiſe getrennt wird. 
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der Fall wohl zu trennen, daß der Beweisführer zwar auch 
behauptet, die Urkunde rühre nicht von dem anſcheinenden 
Ausſteller her, ſei alſo inſofern unecht, daß er aber doch 
Wert auf den Inhalt und den wirklichen Ausſteller legt. 
Ein Fall der erſteren Art liegt in folgendem Beiſpiel vor: 
A hat von B an Zahlungsſtatt einen mit dem Akzept der 
Deutſchen Bank verſehenen Wechſel erhalten. Der Wechſel 
iſt von der Deutſchen Bank nicht eingelöſt worden, da das 
Akzept gefälſcht ſei. Da A den Wechſeh als Erfüllung wider— 
pruchslos angenommen hat, jo trifft ihn bei ſeiner Ent— 
ſchädigungsklage nach $ 363 B.G. B. die Beweislaſt für die 
Unechtheit? h. Wenn der Wechſel bei den Verhandlungen 
der Parteien zufällig in die Hände des B gekommen iſt und 
B zugibt, den von ihm dem A übergebenen Wechſel zu beſitzen, 
iv iſt doch ein Vorlegungsantrag des A (auf Grund ſeines 
Eigentums) nicht zuläſſig, da es dem A lediglich auf die 
Tatſache der Unechtheit ankommt, nicht aber auf den Inhalt 
des Wertpapieres und die Perſon ſeines Ausſtellers (des 
Fälſchers). Anders läge aber der Fall, wenn A gegen B 
auf Schadenserſatz klagt, weil B an C, den verſtorbenen Ge— 
ſchäftsfreund des A, einen mit der — gefälſchten — Unter— 
ſchrift des D verſehenen, verleumderiſchen Brief geſchrieben 
habe; der Brief, den der verſtorbene C dem A zu Eigentum 
übergeben hat, iſt zufällig in die Hände des B gekommen. 
B gibt den Beſitz des Briefes zu ſowie auch die Tatſache, 
daß dem C der Brief durch die Poſt zugegangen ſei, aber 
er leugnet ſeine Urheberſchaft. Ein Vorlegungsantrag des A 
auf Grund ſeines Eigentums wäre hier zuläſſig. Denn es 
kommt ihm nicht allein darauf an, daß der Brief nicht von 


26) Es ſei angenommen, daß B mittels Blankoindoſſaments den 
Wechſel erhalten und an A gegeben hat, jo daß mangels einer wechſel— 
rechtlichen Verpflichtung des B ein wech ſelmäßiger Regreßanſpruch nicht 
gegeben iſt. 
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D ſtamme, alſo unecht ſei, ſondern in erſter Linie auf den 
gedanklichen Inhalt, die darin enthaltene Verleumdung, und 
die Urheberſchaft des B, alſo den Urkundenbeweis, daß B ihn 
verleumdet habe. Legt B den Brief nicht vor, dann gilt auf 
Grund des § 427 die Behauptung des A als erwieſen, daß 
B den Brief geſchrieben habe. 

Die Fälle, in denen lediglich die Unechtheit behauptet 
wird, werden ſich alſo von denen, in welchen auch die Unecht— 
heit behauptet wird, aber gleichzeitig ein Urkundenbeweis ge— 
führt werden ſoll, im allgemeinen danach trennen laſſen, ob 
der Beweisführer Wert darauf legt, daß die Urkunde in Wahr⸗ 
heit von einer beſtimmten Perſon herrührt oder nicht. Der 
Fall, daß für die gefälſchte Urkunde die Urheberſchaft einer 
beſtimmten Perſon behauptet wird, iſt aber tatſächlich ein Fall, 
in dem es ſich um die Behauptung der Echtheit handelt, in— 
ſofern als die fragliche Urkunde zwar eine unechte Urkunde 
des anſcheinenden Ausſtellers, aber eine echte Urkunde des 
wahren Ausſtellers, des Fälſchers, iſt 2“. 

Soweit das Vorlegungsverfahren unzuläſſig iſt, iſt es 
natürlich ſowohl hinſichtlich der in den Händen des Gegners 
als auch der in den Händen eines Dritten befindlichen Ur- 
iſt, iſt es auch Hinfichtlich des Dritten zuläſſig, aljo insbeſondere 
dann, wenn der Gegner von einer bei einem Dritten befind— 
lichen Urkunde, auf deren Inhalt es ankommt, den Inhalt 
zugibt, aber die Echtheit beſtreitet. 

Man könnte nach dem Geſagten auch in Erwägung ziehen, 
ob das Verfahren zur Vorlegung von Vergleichungsſchriften 
gemäß § 441 nur dann zuläſſig iſt, wenn durch die Urkunde 
etwas bewieſen werden ſoll, nicht aber dann, wenn es ſich 
lediglich um die Frage der reinen Unechtheit handelt. Doch 


27) Dieſe von Brodmann S. 58 gemachte Unterſcheidung erweiſt 
ſich hier als fruchtbar. 
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dieſe Beſchränkung des Verfahrens als eines Hülfsverfahrens 
beim Urkundenbeweis erſcheint nicht richtig. Sie folgt nicht 
aus dem Wortlaute des allgemein gehaltenen Abſatzes 1 des 
§ 441 („Der Beweis der Echtheit oder Unechtheit einer Ur— 
kunde kann auch durch Schriftvergleichung geführt werden“), 
da ja die Urkunde auch Urkunde bleibt, wenn ſie nicht zum 
Zwecke des Urkundenbeweiſes gebraucht wird. Auch finden 
andere Vorſchriften aus dem Titel „Beweis durch Urkunden“ 
ſicherlich auch daun auf Urkunden Anwendung, wenn es ſich 
nicht um einen Beweis durch die Urkunde handelt, jo § 437 
und § 438. Schließlich wäre 8 441 Abſ. 1 überhaupt un— 
richtig, ſoweit er vom Beweiſe der Unechtheit ſpricht, da ein 
Beweis der Unechtheit, ſofern durch die Urkunde etwas be— 
wieſen werden ſoll, nur ein Gegenbeweis gegen die Echtheit 
iſt und als Hauptbeweis nur in Betracht kommen kann, wenn 
der gedankliche Inhalt der Urkunde keine Rolle ſpielt. 

§ 427 enthält daher als Folge ohne Zweifel mittelbar 
auch die Fiktion der Echtheit ) d. h. genau geſagt: es ſoll 
das als erwieſen angenommen werden, was durch die Urkunde 
erwieſen worden wäre, wenn ſie in dem Sinn anerkannt worden 
wäre (§ 439, und zwar als echt oder unecht), wie es der 
Beweisführer will. Echt iſt eine Urkunde im Sinne des Civil— 
prozeſſes, wenn fie jo, wie fie iſt, von demjenigen herrührt, 
den der Beweisführer als den Ausſteller bezeichnet? ); unter 
„Echtheit“ im Sinne der CP. O. kann mitunter auch die 
„Unechtheit“ verſtanden fein, wenn der Beweisführer als Aus— 
ſteller einen anderen bezeichnet als den, welchen die Unter— 
ſchrift angibt. 


28) Für den Beweis der Echtheit durch § 427 auch Gaupp-Stein 
8 427 II, Fitting 9. Aufl. § 63 II a. E. (7. Aufl. S. 437 Anm. 15); 
dagegen Seuffert. 
29) So Gaupp-Stein zu $ 437. 
Abh. z. deutſch. Privatrecht XII 2. Heft. 465 
Siegel, Vorlegung. 30 
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Unter den Begriff der Echtheit, die auf Grund des 8 427 
anzunehmen iſt, fällt übrigens u. U. auch die Tatſache, daß 
der angebliche Ausſteller die Urkunde zwar nicht ſelbſt ge— 
ſchrieben habe, daß fie jedoch unmittelbar mit ſeinem Wiſſen 
und Wollen in die Welt geſetzt worden ſei, z. B. beim Tele 
gramm so). Zum Begriff der Echtheit gehört hingegen nicht, 
wie keiner näheren Ausführung bedarf, die Frage, ob der die 
Urkunde als Vertreter z. B. Prokuriſt (p. pa.) Zeichnende 
auch Vertretungsmacht hatte, da die materielle Wahrheit nichts 
mit der formellen Richtigkeit zu tun hats); die Vertretungs— 
macht iſt daher noch beſonders zu beweiſen. 


IX. Da durch $ 427 mittelbar auch die Echtheit und 
— in gewiſſen Grenzen — die „Unechtheit“ der Urkunde 
bewieſen wird, jo fragt es ſich, ob das Vorlegungsverfahren 
auch bei der Klage auf Anerkennung einer Urkunde oder Feſt⸗ 
ſtellung der Unechtheit derſelben (§ 256) benutzt werden kann. 
Die Frage iſt zu verneinen s). Denn das Vorlegungsver— 
fahren (gegen Gegner und Dritten) ſoll, wie aus 8 424 Nr. 2 
folgt, dazu dienen, daß durch die Urkunde eine außerhalb 
derselben liegende Tatſache oder ihr gedanklicher Inhalt als 
ſolcher bewieſen wird, nicht aber zum Beweiſe der allein 
den Gegenſtand des Klagepetitums bildenden Tatſache der 
Echtheit oder Unechtheit; darauf deutet auch bereits die Ueber⸗ 
ſchrift des 9. Titels hin, welcher lautet „Beweis durch Ur⸗ 
kunden“. 


30) Vgl. darüber Stein, Urkunden- und Wechſelprozeß, 1887, 
S. 116 ff.; Gaupp-Stein § 416 J 2 a. 

31) Hat der p. pa. Zeichnende keine Prokura, ſo liegt nur ein. 
„ſchriftliche Lüge“ vor. 

32) So auch Gaupp-Stein 8 256 IV 5, Seuffert $ 256 Erl. 
4 a, Peterſen-Anger § 256 Erl. 8; a. M. Wilmowski-Levy 
§ 231 a. F. Erl. 2. 
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8 39. 
Anhang: Vorlegungsverfahren und Reſtitutiousklage. 


J. Im Anſchluß an den Vorlegungseid ſei die Bedeutung 

des prozeſſualen Vorlegungsanſpruchs für die Reſtitutions— 

klage behandelt. In Betracht kommen hier folgende Fälle: 
§ 580. „Die Reſtitutionsklage findet ſtatt: 

1. wenn der Gegner durch Leiſtung eines Parteieides, 
auf welche das Urteil gegründet iſt, ſich einer 
vorſätzlichen oder fahrläſſigen Verletzung der 
Eidespflicht ſchuldig gemacht hat; 

7. wenn die Partei 

e 

b) eine andere Urkunde auffindet oder zu benutzen in 
den Stand geſetzt wird, welche eine ihr günſtigere 
Entſcheidung herbeigeführt haben würde. 

Dieſe Beſtimmung kommt in dem unter b bezeichneten 
Falle nicht zur Anwendung, wenn das angefochtene Urteil 
darauf beruht, daß auf Grund einer Eidesleiſtung des Gegners 
die betreffende Tatſache oder deren Gegenteil für bewieſen 
erachtet iſt.“ 

Da $ 580 Nr. 1 von einem Parteieid ſpricht, Partei— 
eid aber jeder von der Partei geſchworene Eid im Gegenſatz 
zum Zeugeneid iſt, ſo kommt auch der Vorlegungseid als von 
der Partei geſchworener Eid!) hier in Betracht). Da ferner 
u 1) Daß nach $ 427, 4 bei öffentlichen Behörden den Eid der Be- 
amte zu leiſten hat, dem die Verwahrung der Urkunde übertragen iſt, 
widerſpricht nicht dem Weſen des Vorlegungseides als Parteieides: in 
dieſer beſchränkten Beziehung ſind an Stelle der allgemeinen geſetzlichen 
Vertreter der Behörde die betr. Verwahrungsbeamten kraft Spezialvor— 
ſchrift als die geeignetſten zur Vertretung der Behörde berufen. 

2) So auch Gaupp-Stein, Struckmann-Koch zu 8580 Nr. 1; 


— 


a. M. Siebenhaar S. 530. 
467 14 * 
30 * 


Nr. 7b des $ 580 den Fall, daß die Partei eine neue Ur⸗ 
kunde auffindet, alſo in Beſitz bekommt, von demjenigen trennt, 
daß ſie eine andere Urkunde zu benutzen in den Stand ge— 
ſetzt wird, jo folgt daraus, daß auch der Fall hierher gehört, 
daß die Partei die neue Urkunde nicht ſelbſt beſitzt, ſondern 
in Anſehung ihrer nur einen Vorlegungsanſpruch hat. Das 
folgt auch aus § 588, 2 S. 2, der den Fall regelt, daß die 
Urkunden, auf welche die Reſtitutionsklage geſtützt wird, ſich 
nicht in den Händen des Klägers befinden, und ſich auf alle 
in § 580 erwähnten Urkunden, alſo auch die der Nr. 7, 
bezieht ). 

Die Fälle des $ 580 Nr. 1 und 7b find, ſoweit Fragen 
des Vorlegungsverfahrens in Betracht kommen, ſtreng zu 
trennen. 

II. Nach 8 580 Nr. 7b genügt es zur Begründung 
der Reſtitutionsklage, wenn die Partei in Anſehung einer Ur: 
kunde, welche die Entſcheidung beeinflußt hätte, nach Rechts- 
kraft des früheren Prozeſſes (§ 582) einen materiellen Vor⸗ 
legungsanſpruch gegen den Gegner oder einen Dritten erlangt 
hat, kraft deſſen ſie die Vorlegung der Urkunde nunmehr ver— 
langen kann. Dabei iſt aber der Nachdruck darauf zu legen, 
daß die Partei die Urkunde „zu benutzen in den Stand ge— 
ſetzt“ iſt, und die tatſächliche Benutzungsmöglichkeit it zu 
beweiſen. Es genügt daher einerſeits nicht ein de jure be⸗ 
ſtehender Auſpruch gegen einen Dritten, ſofern von vornherein 
feſtſteht, daß die Herbeiſchaffung der Urkunde im Wege der 
Zwangsvollſtreckung nicht gelingen wird; andererſeits ſchadet 
es nichts, wenn der Anſpruch ſchon vorher beſtand, ſofern jetzt 
erſt die Benutzung und Herbeiſchaffung tatſächlich möglich iſt, 
insbeſondere auch deshalb, weil jetzt erſt das Beſtehen des 

3) Vgl. auch N. D. E. § 865. 

4) Beachte jedoch § 582. 

468 


— 213 — 


zu bemerken, daß ein Anſpruch auf Grund von $ 810 B.G.B. 
nicht erſt ſpäter entſtanden fein kann ), weil ev jedem Inhaber 
der Urkunde gegenüber auf Grund ihres Inhaltes allein be 
Hteht®) und daher von jeher geltend gemacht werden konnte. 
Soweit der Gegner die Urkunde beſitzt, ſchadet es jedoch nichts, 
wenn feſtſteht, daß der Gegner die Urkunde nicht vorlegen 
wird, da in dieſem Fall die Beweisregel des $ 427 würde 
eintreten können und dies eine Benutzung der Urkunde, einen 
Beweis durch die Urkunde, erſetzen würde. 

Nach $ 582 iſt die Reſtitutionsklage nur zuläſſig wenn 
die Partei ohne ihr Verſchulden außer ſtande war, den 
Reſtitutionsgrund in dem früheren Verfahren, insbeſondere 
durch Einſpruch oder Berufung oder mittels Anſchließung an 
Aue Berufung, geltend zu machen. Insbeſondere iſt aber auch 
die Benutzung einer Urkunde, in Anſehung deren bereits in 
dem früheren Verfahren ein Vorlegungsantrag gegen einen 
Dritten geſtellt war, unzuläſſig, weun die gemäß § 431 an— 
geordnete Friſt dem Beweisführer entzogen oder auch nur 
erfolglos verſtrichen war; denn in dieſem Fall war bereits 
in dem früheren Verfahren jede Benutzung der Urkunde rechts— 
wirkſam ausgeſchloſſen, die das frühere Verfahren über den 
Zeitpunkt hinaus verzögert haben würde, in welchem es tat- 
ſächlich beendet worden wars); um fo weniger kann der Beweis— 
führer mit einer ſolchen Urkunde, auch wenn er ſie in Händen 
hat, nun gar das alte Verfahren beſeitigen und dadurch die 
nachträgliche Benutzung erzwingen. Der Umſtand, daß die 
Friſt erfolglos verſtrichen war, wird, wenn er auch nicht ſtets 
auf einem Verſchulden des Beweisführers zu beruhen braucht, 
doch objektiv vom Geſetz ſtets mißbilligt. Glaubte die Partei, 


5) Wohl aber ein Anſpruch auf Grund eines beſonderen Rechts— 
verhältniſſes. 
6) Vgl. oben § 5 IV. 
7) Vgl. unten § 42 III. 
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daß ihr die Friſt zu Unrecht entzogen oder trotz erheblicher 
Gründe d) nicht verlängert worden war, fo war es ihre Sache, 
dieſe Auffaſſung durch Einlegung eines Rechtsmittels in dem 
früheren Verfahren zum Ausdruck zu bringen ). 

Das Auffinden neuer Urkunden, ebenſo wie eine Ver— 
letzung des Vorlegungseides, rechtfertigt natürlich dann nicht 
eine Reſtitutionsklage, wenn in den Urteilsgründen bereits die 
durch die Urkunde zu beweiſende Tatſache als unerheblich be— 
zeichnet worden iſt; denn in dieſem Falle würde ja die Ur— 
kunde keine „günſtigere Entſcheidung herbeigeführt haben“; 
ob letzteres der Fall ift, dafür kommt es lediglich auf den 
Standpunkt des früheren erkennenden Gerichts an, wenn der⸗ 
ſelbe auch unzweifelhaft verkehrt ſein ſollte. Unter dem Deck— 
mantel einer neuen Urkunde oder einer Verletzung des Vor⸗ 
legungseides darf ſelbſtwerſtändlich nicht eine Korrektur der 
rechtlichen Anſicht des früheren Richters erſtrebt werden. 

III. Wenn der Gegner in dem durch rechtskräftiges End⸗ 
urteil geſchloſſenen Verfahren den Vorlegungseid geleiſtet hat, 
ſo iſt deshalb doch die Reſtitutionsklage zuläſſig, wenn die 
Partei nunmehr die betr. Urkunde benutzen kann. Wenn ſie 
in dieſem Falle aber behauptet, ſie könne ſie inſofern benutzen, 
als der Gegner die vorlegungspflichtige Urkunde beſitze, ſo 
ift die Reſtitutionsklage auf Grund der Nr. 7b des § 580 
nur infoweit zuläſſig, als fie behauptet und beweiſt, daß der 
Gegner erſt nach Leiſtung des Vorlegungseides die Urkunde in 
die Hände bekommen habe 10, daß es ſich alſo um einen neuen 
prozeſſualen Anſpruch handle, und der Gegner braucht, wenn 
er nochmals den Vorlegungseid zu ſchwören hat, die Beſitz⸗ 
erlangung nur für die Zeit nach Leiſtung des erſten Eides 
abzuſchwören ih, Soweit hingegen die Partei behauptet, daß 

8) § 224, 2. 

9) Vgl. jedoch § 225, 3. 

10) Vgl. oben § 37 III. 
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der Gegner trotz der Leiſtung des Vorlegungseides bereits im 
früheren Prozeß die Urkunde beſeſſen habe, iſt lediglich die 
Reſtitutionsklage auf Grund der Nr. 1 des § 580 wegen 
vorſätzlicher oder fahrläffiger Verletzung des Vorlegungseides 
möglich. Dies folgt zwar nicht etwa aus dem Schlußſatz von 
S 580, welcher gar nicht auf den Vorlegungseid paßt; denn 
durch die Leiſtung des Vorlegungseides iſt nicht das Gegen— 
teil der „betreffenden Tatſache“ d. h. der durch die Urkunde 
zu beweiſenden Tatſache für erwieſen erachtet worden. Wohl 

legung s, daß mit deſſen Leiſtung der pro— 
zeſſuale Vorlegungsanſpruch rechtswirkſam aberkannt war und 
die Erhebung des identiſchen Vorlegungsanſpruchs nur durch 
Beſeitigung des Vorlegungseides auf Grund der Nr. 1 des 
$ 580 möglich iſt 1). 


IV. Die eine Reſtitutionsklage begründenden Tatſachen 
ſind zu beweiſen, im Falle der Nr. Tb des S 580 alſo der 
Umſtand, daß die Partei eine neue, ihr günſtigere Urkunde 
aufgefunden hat oder zu benutzen in den Stand geſetzt iſt. 
Peterſen-A nger!?) hält, wenn der Gegner die vorlegungs— 
pflichtige Urkunde beſitzen ſoll, auch den Vorlegungseid für 
ein zuläſſiges Beweismittel. Dieſer Anſicht kann nicht bei— 
getreten werden. Die Nr. 7b des § 580 verlangt einen Ur— 
kundenbeweis, alſo vor allem die Tatſache, daß die fragliche 
Urkunde exiſtiert. Bei der Verweigerung des Vorlegungseides 
wird aber durch § 427 gar nicht der Beſitz der Urkunde auf 
ſeiten des Gegners oder überhaupt das Vorhandenſein einer 
Urkunde bewieſen, ſondern nur die Fiktion aufgeſtellt, daß 


12) Zu 8 580 Erl. He; auch Seuffert §588 Erl. 5 und R. G. XVI 
S. 595, indem es einen Beweis über den Beſitz bei der Reſtitutionsklage 
für unzuläſſig hält und nur den Vorlegungseid gelten läßt. 
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11) Vgl. oben § 37 III, auch $ 34 II. 
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gewiſſe Behauptungen für wahr gelten ſollen !). Damit wäre 
aber dem Erfordernis, daß eine Urkunde beſtehen ſoll, eben— 
ſowenig genügt, wie wenn im Urkundenprozeß der Kläger 
ſtatt mit der Klageurkunde ſelbſt (SS 592, 595) mit einem 
Urteil aufträte, wodurch die Urkunde, aus der geklagt wird, 
für echt erklärt worden iſt. 

Außerdem beſagt § 581, 2: „Der Beweis der Tatſachen, 
welche die Reſtitutionsklage begründen, kann durch Eideszu— 
ſchiebung nicht geführt werden.“ , 

Nun iſt zwar der Vorlegungseid kein zugeſchobener Eid 
über den Beſitz der Urkunde, aber die Vorſchrift hat den 
Zweck, dem Gericht die Prüfung der die Klage begründenden 
Tatſachen von Amts wegen aufzuerlegen und zu verhindern, 
daß die Parteien im Wege der Kolluſion ein rechtskräftiges 
Urteil beſeitigen 1); und daher iſt es offenbar auch nicht mög— 
lich, daß die Zuläſſigkeit der Reſtitutionsklage davon abhängt, 
ob der Vorlegungseid geleiſtet oder verweigert wird. 

Andererſeits ſagt der Schlußſatz von 8 588, daß in dem 
Schriftſatz, durch den eine Reſtitutionsklage erhoben wird, der 
Kläger zu erklären hat, welchen Antrag er zur Herbeiſchaffung 
der klagbegründenden Urkunden, falls er ſie nicht in Händen 
hat, ſtellen will; und daraus wird mit Recht die Zuläſſigkeit 
eines Vorlegungsverfahrens hinſichtlich der klagbegründenden 
Urkunden geſchloſſen !“). 

Der ſcheinbare Widerſpruch iſt folgendermaßen zu löſen: 
In dem ſog. iudieium reseindens, in welchem es ſich um 
das Vorliegen eines Grundes für die Wiederaufnahme des 
Verfahrens handelt, iſt ein Vorlegungsverfahren ſowohl hin— 
ſichtlich des Gegners als des Dritten völlig unzuläſſig; Vor— 
handenſein und Benutzungsmöglichkeit muß daher beſonders 


13) Vgl. o. § 38 J. 
14) So Gaupp-Stein $ 581 III. 
15) So Gaupp-Stein, Seuffert zu § 588; R.G. XVI S. 395. 
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bewieſen werden, und zwar nicht durch Eideszuſchiebung 
($ 581, 2). In dem wiederaufgenommenen Verfahren hin— 
gegen (ſog. indieium rescissorium), in welchem der Wieder— 
aufnahmegrund, das Vorhandenſein der Urkunde, feſtſteht, 
kann die Herbeiſchaffung der Urkunde durch Vorlegungsver— 
fahren gegen Gegner oder Dritten erfolgen und auch die Be— 
weisregel des § 427 kann als Surrogat des Beweiſes durch 
die Urkunde benutzt werden. Das Gericht muß daher, obwohl 
die Trennung von judieium rescindens und reseissorium an 
ſich nach §S 590, 2 nur fakultativ iſt, doch in dieſem Falle 
zweckmäßigerweiſe zunächſt den Wiederaufnahmegrund ſich be— 
weiſen laſſen. 

Dabei iſt zu beachten, daß der Gegner den Beſitz der 
Urkunde, obgleich denſelben das Gericht im indieium reseindens 
für erwieſen gehalten hat, trotzdem noch im iudieium reseissorium 
leugnen kann, und daß dann der Vorlegungseid als notwendiger 
Eid dem Gegner auferlegt werden muß. Glaubt der Gegner 
in dieſem Fall, den Vorlegungseid ſchwören zu können, und 
ſchwört er ihn, dann iſt in bindender Weiſe der Nichtbeſitz 
des Gegners feſtgeſtellt, wobei allerdings ein Widerſpruch be— 
ſtehen würde zwiſchen der Entſcheidung, die das judieium 
rescissorium anordnet, und der, die es beendet. 

Der Vorlegungseid, in dem der Gegner ſchwört, daß er 
die Urkunde nicht in böslicher Abficht abhanden gebracht habe, 
bezieht ſich auf die Zeit ſeit Erhebung der Reſtitutionsklage: 
denn bereits in dieſer ſoll nach § 588 Schlußſatz der Vor— 
legungsantrag enthalten fein: wenn der Gegner alſo ſofort 
nach Erhebung der Klage die Urkunde vernichtete, würde er 
den Eid nicht leiſten können 10). Demgemäß genügt es auch 
dem § 580 Nr. 7 b, wenn bewieſen wird, daß im Augenblick 
der Erhebung der Reſtitutionsklage der Gegner die Urkunde 
in Händen hatte. 


16) Vgl. oben § 36 III. 
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V. Hingegen ift eine Anwendung des § 444 bei einer 
auf § 580 Nr. 7 b geſtützten Reſtitutionsklage ſtets ausge— 
ſchloſſen; denn § 444 bezieht ſich nur auf den Fall, daß vor 
der Stellung eines Vorlegungsantrags die Urkunde von um 
Gegner in böslicher Abſicht abhanden gebracht iſt!). 80 
dieſem Fall wäre aber eine Reſtitutionsklage auf Grund des 
$ 580 Nr. Tb von vornherein ausgeſchloſſen, weil ja die 
Urkunde abhanden gebracht und daher nicht benutzbar it. 
Dies Ergebnis entſpricht auch offenbar dem Weſen der Rechts: 
kraft, da es nicht angängig iſt, daß die Handlungen, die e 
Partei nach rechtskräftiger Beendigung des Prozeſſes und vor 
Erhebung einer Klage auf Wiederaufnahme vorgenommen uns 
vermöge der Beweisregel des $ 444 zu ihrem Ungunſten ver— 
wertet werden!“). — 
Vl. Auf Grund des § 580 Nr. 1 iſt eine Reſtitutions— 
llage ſtatthaft, wenn der Vorlegungseid vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig falſch geſchworen iſt. Das Urteil muß jedoch auf den 
Eid gegründet ſein, inſofern als die Urkunde, bezüglich deren 
der Eid geſchworen iſt, „eine ihr (der Partei) günſtigere Ent⸗ 
ſcheidung herbeigeführt haben würde“. 

Sofern der dritte Teil des Vorlegungseides, der Ignoranz— 
eid, falſch geſchworen war, ſo begründet das nur dann eine 
Reſtitutionsklage, wenn der Beweisführer den Verbleib der 
Urkunde ſonſt nicht kannte und infolge der Verſchweigung 
ihres Verbleibs ſeitens des Gegners einen Vorlegungsantrag 
gegen einen Dritten nicht ſtellen konnte. 

Wird wegen falſchen Vorlegungseides in die Wiederauf⸗ 
nahme gemäß § 580 Nr. 1 eingetreten, dann befindet ſich 
der Rechtsſtreit in der Lage, in welcher er mit der Anord— 


17) Oben § 36 IV. 

18) Dabei zeigt ſich wiederum, daß unſere Auslegung von dem Ver— 
hältnis zwiſchen § 427 und § 444 (oben § 36) zutreffend und befrie⸗ 
digend iſt. 
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nung, den Eid zu leiſten, ſich befunden hatte, und die Haupt 
ſache wird, ſoweit fie von dem Anſechtungsgrunde betroſſen 
wird, alſo hinſichtlich des Vorlegungsauſpruchs, aber auch nur 
in dieſem Umfang, von neuem verhandelt ($ 590, l). Der 
Reſtitutionskläger (Beweisſührer) muß auch jetzt wiederum den 
Beſitz des Geguers beweiſen 1, und für den Beſitz ſowie die 
Vernichtung in böſer Abſicht und das Wiſſen über den Ver 
bleib der Urkunde iſt auch jetzt wiederum der Eid notwendig 
und einziges zuläſſiges Beweismittel, ſo daß der Gegner 
wiederum Recht und Pflicht hat, den Eid zu leiſten 0). 

War das Gegenteil einer der vom Geguer im Vor 
legungseid beſchworenen T Tatſachen der Fall geweſen, ſo hatte 
mangels Vorlegung der Urkunde eine Verletzung des pro— 
zeſſualen | Vorlegungsanſpruchs ſtattgefunden und der Beweis 
führer hatte ein Recht darauf, daß als Folgen der Verletzung 
die Beweisfolgen des § 427 eintraten. Darum allein handelt 
es ſich jetzt alſo, ob damals im früheren Prozeß ein pro 
zeſſualer Anſpruch beſtand und verletzt worden war. Der 
Gegner hat ſomit den Eid dahin zu leiſten, daß er zur Zeit 
der früheren Eidesleiſtung die Ueberzeugung erlangt hatte, daß 
die Urkunde ſich in ſeinem Beſitz befände, daß er damals die 
Urkunde nicht abhanden gebracht hatte und damals nicht 
gewußt hatte, wo ſie ſich befände. 

Der Eid bezieht ſich daher hinſichtlich des Beſitzes ebenſo 
wie hinſichtlich der anderen Eidesſätze auf den damaligen 
Zeitpunkt und der Gegner kann den Eid nicht ſchwören, wenn 
er die Urkunde jetzt zwar nicht beſitzt, aber damals beſeſſen 
hat, wie er andererſeits das bösliche Abhandenbringen dann 


19) Die Tatſache, daß eine Beſtrafung des Gegners wegen Falſch— 
eides erfolgt iſt, entbindet nicht den Gegner von der Verpflichtung, das 
Gegenteil der — zu Unrecht — beſchworenen Tatſache zu beweiſen. Vgl. 
Gaupp-Stein Anm. 5 u. 6 zu 8 580 und die daſelbſt Citierten. 

20) Vgl. oben § 37 Aum. 15. 
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abſchwören kann, wenn er die Urkunde erſt nach der Leiſtung 
des erſten Eides abhanden gebracht hat?). Wäre man anderer 
Anſicht und ſtellte den Vorlegungseid auf die Gegenwart ab, 
fo hätte der Gegner einen derartigen Eid zu ſchwören, als 
ob es ſich um einen neuen Vorlegungsantrag und ⸗anſpruch 
und nicht um den damaligen handelte. Um einen neuen Vor— 
legungsanſpruch handelt es ſich aber lediglich im Falle des 
§ 580 Nr. 7 b, und nur im letzteren Falle hat er einen 
gewöhnlichen, auf die Gegenwart abgeſtellten Vorlegungseid 
zu leiſten. Die Fälle des S 580 Nr. 1 und Nr. 7 b ſind 
aber, wie oben J betont, zu trennen und dürfen nicht der 
mengt werden. 


3. Abſchnitt. 
Das Vorlegungsverfahren gegen den Dritten. 


S 40. 
Allgemeines; die Vorlegungsgründe für den Dritten. 


I. Für den Fall, daß ein Dritter die Urkunde beſitzt, hat 
der Beweisführer einen dem § 430 entſprechenden Vorlegungs— 
antrag zu ſtellen, der fich, wie oben!) dargelegt, von dem Vor— 
legungsantrag gegen den Gegner nur durch die erforderliche 
Glaubhaftmachung des Beſitzes des Dritten unterſcheidet. Durch 
dieſen Vorlegungsantrag wird der prozeſſuale Vorlegungsan— 
ſpruch gegen den Dritten geltend gemacht?, der bereits von 
dieſem Zeitpunkt an auf den Anſpruch Rückſicht zu nehmen 
hat, natürlich nur, wenn er davon Kenntnis erhält. 

21) Vgl. auch oben unter V. Der Pflicht zur Leiſtung des Vor— 
legungseides kann der Gegner durch nunmehrige Vorlegung entgehen. 


1) 8 30. 
2) Vgl. oben $ 34 J. 


Die Durchführung dieſes Auſpruchs zerfällt in zwei Akte, 
ein Verfahren innerhalb des obſchwebenden Hauptprozeſſes 
und einen ſelbſtändigen Nebenprozeß gegen einen Dritten. 
Wenn der Vorlegungsantrag in Ordnung iſt und die durch 
die Urkunde zu beweiſende Tatſache erheblich, dann wird gemäß 
$ 431, 1 vom Gericht eine Friſt zur Vorlegung der Urkunde 
in einem von dem Beweisführer zu erwirkenden Termin be— 
ſtimmt. Mit dieſer Anordnung ſtellt das Gericht der Haupt— 
ſache nach ſummariſcher Prüfung das Beſtehen der prozeſſualen 
Pflicht des Dritten feſt und bringt gleichzeitig zum Ausdruck, 
daß es auf die Vorlegung der Urkunde Wert lege und zur 
Annahme der Vorlegung bereit ſei. Nach Erlaß dieſer An— 
ordnung iſt der erſte Akt innerhalb des Hauptprozeſſes beendet 
und der Dritte zur Erfüllung des prozeſſualen Vorlegungs— 
anſpruchs auch wirklich verpflichtet. Er kann aber zur Er— 
füllung ſeiner Verpflichtung, wie § 429 letzter Halbſatz noch 
ausdrücklich hervorhebt, nur im Wege beſonderer Klage an— 
gehalten werden. Daraus folgt jedoch nicht, daß es ſtets zu 
dem zweiten Akt, der beſonderen Klage, komme, wie man 
vielleicht annehmen könnte, weil die CP. O. in $ 431, 2 nur 
den Fall einer beſonderen Klage berückſichtigt, und daß der 
Dritte ein Recht darauf habe, erſt dann vorzulegen zu brauchen, 
wenn er in beſonderem Prozeß verurteilt ſei. Er hat nur 
ein Recht darauf, ungeachtet der nach ſummariſcher Prüfung 
erlaſſenen Anordnung des Gerichts im Hauptprozeß, ſeine 
Verpflichtung zu beſtreiten und die Frage ſeiner Verpflichtung 
in vollem Umfang in einem beſonderen ordentlichen Prozeß 
nachprüfen zu laſſen. 

Ob man zur Nötigung des Dritten einen bejonderen 
Prozeß für erforderlich hält oder ihn zum Hauptprozeß zu— 
zieht und dort endgiltig über ſeine Verpflichtung entſcheidet, 
iſt eine Frage der Rechtspolitik. Der Inhalt ſeiner Pflicht 
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wird dadurch au ſich nicht beeinftuſßt“). Auch in der öſterr, 
CP. O, in der der Dritte zum Hauptprozeß zugezogen wird, 
ift feine Pflicht prozeſſual. Nach dem Hannoverschen Entwurf 
F 380 wurde der Dritte gleichfalls zum Hauptverfahren zu 
gezogen und dort über feine Vorlegungspflicht eutſchieden, 
wobei er ſogar den Vorlegungseid ſchwören mußte. Man 
wird jedoch die Regelung der R.C.-P. O. trotz der nicht DER 
kennbaren Verzögerung für die glücklichere halten müſſen, 
nicht ſo ſehr aus dem hier etwas doktrinär klingenden Grunde 
der Motive), daß niemand feinem ordentlichen Richter entzogen 
werden ſolle, als deshalb, weil es nicht richtig iſt, über das 
u. U. erhebliche Vermögensintereſſe eines an dem Prozeß 
Unbeteiligten durch die mit Notwendigkeit ſummariſche Prüfung 
im Hauptprozeß entſcheiden zu laſſen. 
II. $ 356 CP. O. beſtimmt: 

„Steht der Aufnahme des Beweiſes ein Hindernis 
von ungewiſſer Dauer entgegen, fo iſt auf Antrag 
eine Friſt zu beſtimmen, nach deren fruchtloſem Ab⸗ 
laufe das Beweismittel nur benutzt werden kann, 
wenn dadurch das Verfahren nicht verzögert wird“. 

Zu dieſem § 356 find die Beſtimmungen der 88 428 ff. 
lex speeialis und finden allein Auwendung, ſofern es ſich 
um Urkunden Dritter handelt). Es kann daher insbeſondere 
nicht auf Grund des § 356 eine Friſt verlangt werden, ohne 
daß der den Dritten zur Vorlegung verpflichtende Grund 
gemäß § 430, 424 Nr. 5 glaubhaft gemacht und ein ord⸗ 
nungsmäßiger Vorlegungsantrag geſtellt wird, und ſelbſtver— 
ſtändlich dann nicht, wenn auf Grund des § 431, 2 die Fort— 


3) Vgl. oben § 25 IV. 

4) S. 269. 

5) Damit ſteht die Bemerkung der Motive S. 244 zu $ 356 nicht 
im Widerſpruch. 
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ſetzung des Verfahrens angeordnet iſt, weil der Vorlegungs 
prozeß gegen den Dritten vom Beweisführer verzögert worden 
ſei. Hingegen wird man dann immerhin eine Friſt auf Grund 
des § 356 beſtimmen dürfen, wenn der Beweisführer einen 
ordnungsmäßigen Vorlegungsantrag nicht zu ſtellen vermag 
und deshalb ein Vorlegungsverfahren von vornherein unmöglich 
iſt, dennoch aber begründete Ausſicht beſteht, daß der Dritte 
freiwillig ohne Zwang oder auf Grund öffentlichrechtlicher, 
nicht civilrechtlicher Vorſchriften“) die Urkunde, deren Vor 
handenſein glaubhaft iſt, zur Verfügung ſtellen wird. Für 
den Fall übrigens, daß ein ordnungsmäßiger Vorlegungs— 
antrag inſofern nicht geſtellt wird, als der Beſitz des Dritten 
nicht glaubhaft gemacht werden kann, wird nach der öſterr. 
EBD. F 309 der Dritte nicht zum Hauptverfahren zugezogen, 
ſondern eine Friſt beſtimmt, damit gegen ihn beſonders geklagt 
werde; eine höchſt merkwürdige Beſtimmung, indem im Gegen— 
ſatz zur Reichscivilprozeßordnung gerade dann, wenn der Er— 
folg des Vorlegungsantrags mangels glaubhaſten Beſitzes des 
Dritten ane wenigsten ſicher ift, eine Friſt für den verzögern— 
den Nebenprozeß gewährt wird! 

§ 356 hat ferner, als eine allgemein giltige Beſtimmung 
gebend, inſoweit zur Anwendung zu kommen, daß nach Fort— 
ſetzung des Verfahrens wegen Verzögerung des Vorlegungs— 
prozeſſes gegen den Dritten oder wegen Ablaufs der Friſt 
zwar die Benutzung der Urkunde, wenn ſie dem Beweisführer 
zur Verfügung ſteht, noch möglich iſt, jedoch nur, wenn da— 
durch das Verfahren nicht verzögert wird ). 

III. Nach 8 429 ift der Dritte „aus denſelben Gründen“ 
wie der Gegner des Beweisführers zur Vorlegung einer Urkunde 
verpflichtet. „Aus denſelben Gründen“ heißt, aus entſprechenden 
Gründen“ oder, wie die neueſte Geſetzesſprache etwa jagen würde, 

6) Vgl. oben § 2 JI. 

4) So auch Gaupp-Stein $ 431 III. 
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die Ss 422 und 423 finden auf die Pflicht des Dritten zur 
Vorlegung ſinngemäße Anwendung“. Der Dritte iſt hiernach, 
wie wir bisher auch ſtets als ſelbſtverſtändlich im Text hingeſtellt 
haben, zur prozeſſualen Vorlegung verpflichtet, wenn der De 
weisführer von ihm nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts die Herausgabe oder Vorlegung verlangen kann, oder 
wenn er (der Dritte) auf die Urkunde im Prozeſſe zur Be⸗ 
weisführung Bezug genommen hat, d. h. er iſt inſoweit der 
pflichtet, „als er es wäre, wenn er Prozeßgegner wäre“ ). 
Schlieckmann ſucht nun im Hauptteil ſeines Buches!) den 
Nachweis zu führen, daß nicht die analogen, ſondern unmittel— 
bar dieſelben Gründe, die den Gegner verpflichten, auch für 
die Vorlegungspflicht des Dritten entſcheidend ſind, d. h. daß 
der Dritte dann verpflichtet iſt, wenn der Veweisführer von 
dem Gegner nach 88 422 und 423 (387 und 388 a. F. die 
Vorlegung verlangen kann. Nach Schlieckmann iſt alſo der 
Dritte nicht dann verpflichtet, wenn er verpflichtet wäre, falls 
er Gegner wäre, ſondern, wie es Peterſen-Anger zu 8 129 
zutreffend ausdrückt, dann, wenn der Gegner verpflichtet wäre, 
wenn er die Urkunde beſäße. Da die Schlieckmann ſche Anficht 
einſtimmig von der Literatur abgelehnt worden iſt, fo erſcheint 
es nicht erforderlich, ſie in jedem Punkte zu widerlegen, ins— 
beſondere auf die höchſt gezwungene Verwertung der Vor⸗ 
arbeiten zo) näher hinzuweiſen. Es iſt mit Recht als abſurd 
bezeichnet worden n), daß der Dritte dann zur Vorlegung 
ſeiner Urkunde verpflichtet ſein ſoll, wenn „die erſtbeſte Partei 
irgendwo darauf Bezug nimmt“, ebenſo wie es abſurd iſt, 
daß der Dritte dann verpflichtet ſein ſoll, wenn der Beweis: 
führer nur gegen den Gegner und nicht gegen ihn eine actio 


8) So Gaupp-Stein $ 429 J. 
9) S. 21—40. 

10) S. 34 ff. 

11) Gaupp-Stein $ 429 Anm. 1. 
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depositi oder eine actio pro socio hat. Es ſei nur noch 
auf folgendes aufmerkſam gemacht. 

Dem Wortlaut entſpricht es viel beſſer, unter „denſelben 
Gründen“ in 8429 „die entſprechenden“ als genau die gleichen 
zu verſtehen. . 

Die Schlieckmannſche Anſicht bringt, während fie auf 
der einen Seite die Vorlegungspflicht des Dritten maßlos er— 
weitert, auf der anderen eine ebenſo ungerechtfertigte Beſchränkung 
derſelben; denn der Dritte wäre nicht zur prozeſſualen Vor— 
legung verpflichtet, wenn der Beweisführer von ihm nach bürger— 
lichem Recht die Vorlegung verlangen könnte. 

Schließlich wendet Schlieckmaun gar nicht, wie er be— 
hauptet, die 88 422 ff. unmittelbar an, ſondern ganz willkür— 
lich, weder analog noch unmittelbar. Wendete man die 88 422 ff. 
unmittelbar an, dann müßte der Dritte daun verpflichtet ſein, 
wenn der Gegner verpflichtet iſt. Der Gegner iſt aber nur 
„verpflichtet“, wenn er auch beſitzt; in dieſem Fall fiele aber 
natürlich eine Klage gegen den Dritten fort, da er eben nicht 
beſäße, und es bedürfte ihrer auch nicht, da ja der Gegner 
beſäße. Steht aber von vornherein feſt, daß der Gegner nicht 
beſitzt, dann iſt im Sinne der C.P.O. überhaupt nicht von 
Vorlegungsgründen die Rede 12); denn die C.P. O. trennt nicht 
völlig Vorlegungsgrund und Beſitz, ſondern für ſie in Betracht 
kommende Vorlegungsgründe find nur vorhanden, ſolange 
das Entſtehen eines prozeſſualen Anſpruchs nicht mangels 
Beſitzes ausgeſchloſſen iſt. In dieſem Fall, daß kein Beſitz 
auf ſeiten des Gegners vorhanden iſt, ſind daher auch für ihn 
gar keine Vorlegungsgründe vorhanden, jo daß dann nicht „die— 
ſelben Gründe“ den Dritten verpflichten können. In Wahr— 
heit verpflichtet daher Schlieckmann, wie ſchon hervorgehoben, 
nicht aus denſelben Gründen, ſondern dann, wenn der Gegner 

12) Vgl. oben 8$ 28 I, 33 V. 
Abh. z. deutſch. Privatrecht XII. 2. Heft. 481 15 
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verpflichtet wäre, wenn er beſäße, aber nicht verpflichtet iſt, 
weil er nicht beſitzt. Beſonders eklatant zeigt ſich die Unhalt— 
barkeit der Schliecknannſchen Lehre im Falle des 8 1 i 
gerade das hält Schlieckmaun!“ für eine beſonders e 
werte, durch ſeine Lehre gewonnene Bereicherung, daß 2 
Dritte verpflichtet ift, wenn der Gegner Bezug e 5 
und gerade hier verſagt ſeine Lehre — bei ſolgerich ge ® 5 
wendung — ſogar, wenn man von Vorlegungsgrund 1 
dann noch redet, wenn kein Beſitz vorhanden iſt. Denn 1 
$ 423 iſt der Gegner nicht ſchon en 5 
befigt, ſondern ein Vorlegungsgrund iſt für ihn ii 17 5 19 
nur dann vorhanden, wenn er auf eine in ſeinen Händen . 
Er d zwar mit der 
findliche Urkunde Bezug genommen hat, und 57° den Fall 
Behauptung, daß fie in feinen Händen ſei! ). Für 3 I 5 
alſo, daß der Gegner auf eine Urkunde als die or 2 = 
Bezug genommen hat, iſt für ihn fein Br ee eh 
handen und wäre ev nicht einmal dann zur Vorlegung verpf 0 15 
wenn er ſie tatſächlich nachträglich in ſeinen Beſitz bekäme 
oder bereits zur Zeit der Bezugnahme beſäße. Hiernach om 
der § 423 überhaupt nicht nach der Schlieckmaunſchen 
Lehre Anwendung finden, da der Gegner nicht einmal Bann 
zur Vorlegung verpflichtet wäre, wenn er die Urkunde des 
Dritten, auf die er Bezug genommen hat, beſäße; und En 
zeigt ſich, daß die Schlieckmannſche Lehre ſogar u jich 
ſelbſt widerſpruchsvoll iſt und nicht einmal rein logiſch ſich 
durchführen läßt. 
8 41. 

Der Vorlegungsautrag und die Auordnung der Friſt und 
deren Bedeutung für die prozeſſuale Pflicht des Dritten. 

I. Wenn nach Anordnung einer Friſt ſeitens des Gerichts 
aus § 431 der Dritte die Urkunde nicht freiwillig vorlegt, jo 

13) S. 30 ff. 

14) Vgl. oben § 22 II. 
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bedarf es der Klage. Die Subſtautiierung derſelben erfordert 
Behauptung und Beweis der Tatſache, daß im Hauptprozeß 
gemäß den 88 428 ff. eine Friſt beſtimmt iſt; iſt letzteres nicht 
der Fall, dann wird die Klage abgewieſen ). Dabei iſt zu be⸗ 
achten, daß die Klage aus 8 429 nur ftatthaft iſt, wenn zu— 
vor in dem Hauptprozeß der prozeſſuale Vorlegungsanſpruch 
erhoben und nach ſummariſcher Prüfung durch Beſtimmung 
der Friſt vom Gericht anerkannt worden iſt, daß daher die 
Tatſache des ſtattgehabten Vorverfahrens, des erſten Aktes, 
eine formelle Rechtsſchutzvorausſetzung für die Klage ſelbſt, 
den zweiten Akt, iſt. Dieſe Vorentſcheidung it notwendig 
und entjpricht?) etwa der nach preußiſchem Recht nötigen 
Vorentſcheidung des Oberwerwaltungsgerichts, wenn gegen 
einen Beamten im Zuſammenhang mit ſeiner Amtsführung 
ein civilrechtlicher Anſpruch erhoben wird und die vorgeſetzte 
Behörde den Konflikt erhoben hat, darüber, ob der Beamte 
ſich einer Uleberſchreitung ſeiner Amtsbefuguiſſe oder der 
Unterlaſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig 
gemacht habe, und präjudiziert auch dem Gericht nur inſofern, 
als das Gericht zwar an die Verneinung der Vorfrage, nicht 
aber an die Bejahung gebunden iſts). Es iſt aber ferner zu 
beachten, daß die Beſtimmung der Friſt nicht nur eine for— 


1) Vgl. unter II den Gegenſatz bei der Abweiſung, je nachdem 
überhaupt keine Friſt beſtimmt oder letztere wieder zurückgenommen war— 
2) Wenn fie auch nicht gerade im Intereſſe des Dritten erfordert 
wird, ſondern, um nicht den Hauptprozeß durch einen ausſichtsloſen Neben— 
prozeß aufzuhalten. Damit dieſer Zweck erreicht werde, muß aber der 
Vorlegungsgrund ebenſo genau geprüft werden, wie beim Gegner, und 
kann deſſen Prüfung nicht dem Nebenprozeß überlaſſen werden, jo daß 
die Anſicht Förſters (§ 396 a. F. Erl. 1), daß beim Vorlegungsantrag 
gegen den Dritten mehr die formelle Seite in den Vordergrund trete, 
unrichtig iſt. 
3) E. G. z. G. V. G. S 11, preuß. Geſ. v. 13. Febr. 1834 (G. 
S. S0, § 114 L.. G) 
4183 15” 
31° 


melle Vorausſetzung iſt, ſondern auch Bedeutung für den 
materiellen Klaggrund des — prozeſſualen — Vorlegungs— 
anſpruchs hat!); denn die Beſtimmung der Friſt drückt gleich- 
zeitig den Wunſch des Gerichts nach der Vorlegung der Ur⸗ 
kunde aus und kreiert ſomit die prozeſſuale Pflicht des Dritten, 
nicht in dem Sinn, daß fie nicht ſchon vorher beſtanden hätte, 
wenn der Antrag begründet war und für begründet erklärt 
wird, aber inſofern, als ſie dadurch erſt ihren Inhalt erhält 
und nicht zur Entſtehung kommt, wenn der Antrag en 
auch begründet war, aber nicht für begründet erklärt md eu 

II. Dieſe Auffaſſung hat praktiſche Bedeutung für den 
Fall, daß die Anordnung der Friſtbeſtimmung wegfällt oder 
daß von einer anhängigen gewöhnlichen, materiellrechtlichen 
Klage zu einer Klage aus § 429 oder umgekehrt übergegangen 
werden ſoll. 

Wird gegen den Dritten auf Vorlegung vor das Prozeß⸗ 
gericht geklagt, ohne daß eine Friſt im Hauptprozeß beſtimmt 
ist, dann ergeht Abweiſung der Klage als unzuläſſig. Wird 
hingegen die Friſt wieder zurückgezogen, weil die Klage gegen 
den Dritten verzögert werde, oder ſonſt die Anordnung zurück— 
genommen, dann werden zwar nicht die einmal vorhanden 
geweſenen formellen Vorausſetzungen wieder beſeitigt, wohl 
aber entfällt damit unter Umſtänden der Wunſch des Gerichts 
nach der Vorlegung, und damit wird der prozeſſuale Vor— 
legungsanſpruch inhaltlos und die Klage als ſachlich un— 
begründet abgewieſen. Dabei iſt aber zu bemerken, daß der 
Dritte, wenn auch ſeine Pflicht erſt durch den Wunſch des 
Gerichts nach der Vorlegung exiſtent wird, doch ſo lange ver— 
pflichtet bleibt, als eine Benutzung der Urkunde im Haupt— 


4) Schlieckmann S. 44 nennt das Vorverfahren fälſchlich „Pro— 
zeßvorausſetzung“ und hebt nicht den materiellrechtlichen Charakter der 
Friſtbeſtimmung hervor. 

5) Vgl. oben § 34 J. 
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prozeß noch nach Friſtablauf gemäß § 356 möglich iſt“); denn 
ſo lange bleibt in der Regel auch der Wunſch des Gerichts 
nach der Vorlegung beſtehen. Hat der Dritte aber infolge 
ſeines Verzuges jede Benutzung der Urkunde unmöglich gemacht, 
ſo hat er den dem Beweisführer dadurch entſtandenen Schaden 
zu erſetzen ). 

Die Friſt des § 431, die an ſich nach § 230 peremp— 
toriſch iſt, kann als richterliche Friſt nach $ 224, 2 verlängert 
oder verkürzt werden und nach Abſ. 1 auch durch Vereinbarung 
der Parteien; denn wenn auch die Vereinbarung der Parteien 
an ſich nicht die Pflicht des Dritten beeinfluſſen könnte, ſo 
bleibt doch der Wunſch des Gerichts nach Vorlegung beſtehen, 
ſolange eben ihre Benutzung überhaupt möglich iſt. 


III. Wenn die Anordnung der Friſt in erſter Juſtanz 
zurückgenommen, in zweiter Inſtanz aber auf erneuten Vor— 
legungsantrag wiederhergeſtellt wird, ſo kann jetzt, wenn der 
Prozeß bis dahin zufällig noch nicht durch Abweiſung be— 
endigt war, wiederum Vorlegung vor das Prozeßgericht ver— 
langt werden; die Begründung dieſes Verlangens iſt aber 
mit einer Klageänderungs) verbunden, da dazu ein Plus von 
Tatſachen, nämlich die Anordnung der zweiten Friſt, behauptet 
und bewieſen werden muß. 


Wenn die Friſt zurückgenommen wird, ſo kann der Beweis— 
führer ferner, wenn er daran ein Intereſſe hat, ſtatt des nicht 
mehr durchzuführenden prozeſſualen Vorlegungsauſpruchs den 
materiellen verfolgen; das bedeutet keine Klageänderung, weil 
ja zur Subſtantiierung nicht mehr, ſondern weniger Tatſachen 


6) Oben 8 40 II. 

7) Vgl. oben § 28 III. 

8) Auf die allerdings meiſt $ 264 Anwendung finden wird: vgl. 
jedoch § 527, falls ſich die Klage gegen den Dritten in der zweiten In— 
ſtanz befindet. 
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— nämlich nicht das Obſchweben des Hauptprozeſſes und die 
Friſtbeſtimmung — erforderlich find. 


IV. Die Verfolgung des prozeſſualen Vorlegungs— 
anſpruchs erfordert ein rechtliches Intereſſe des Beweisführers, 
das Vorlegungsintereſſe, und zwar nicht nur bei Anſprüchen 
auf Grund von § 810 B.G. B. e). Dieſes beſteht in der ernſt⸗ 
haften Verfolgung angeblicher Rechte im Hauptprozeß und 
bildet einen Teil des Klagegrundes. Der Dritte kann daher, 
wie wir ſahen, das Fehlen eines rechtlichen Jutereſſes bei 
einem ſimulierten Prozeß rügen 19); wenn im Hauptprozeß 
mangels einer ernſthaften Rechtsverfolgung ein Rechtsſchutz— 
bedürfnis nicht beſtehen kann, dann fehlt auch für den pro— 
zeſſualen Vorlegungsanſpruch das rechtliche Intereſſe. Der 
Dritte kann aber nicht die dem Gegner zuſtehenden Verteidigungs— 
mittel gegen den Hauptanſpruch geltend machen, da das zu 
einer vollftändigen Verhandlung über den Hauptanſpruch führen 
würde, und da eben das rechtliche Beweisintereſſe vorhanden 
iſt, ſolange nicht die Nichtexiſtenz des Hauptanſpruchs feſtſteht. 
Höchſtens wird der Kläger abzuweiſen ſein, wenn der Richter 
im Nebenprozeß nach deſſen Ergebniſſen und den Vorgängen 
im Hauptprozeß, die im Wege des Urkundenbeweiſes durch 
Herbeiziehung der Prozeßakten verwertet werden können, ohne 
beſondere Beweisaufnahme den Hauptanſpruch für derart nichtig 
oder frivol hält, daß der Kläger nicht gut an das Beſtehen 
ſeines Rechts glauben kann 1. 


V. Die Klage gegen den Dritten iſt einfach abzuweiſen, 
wenn er bereits zur Zeit der Erhebung des prozeſſualen An— 
ſpruchs d. h. zur Zeit der Stellung des Antrags 12) die Ur: 
9) Vgl. oben § 26 VI. 

10) Oben $ 29. 
11) Vgl. auch oben § 15 J. 
12) Oben § 40 J a. A. 
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kunde nicht beſaß h. Iſt aber der Nichtbeſitz die Folge der 
Verletzung eines materiellen Anſpruchs, dann iſt der Ueber— 
gang zur materiellrechtlichen Entſchädigungsklage zuläſſig. 


§ 12. 
Die Durchführung des prozeſſualen Vorlegungsanſpruchs gegen 
den Dritten. 


1. Die Klage aus § 429 gegen den Dritten iſt formell 
durchaus ſelbſtändig, wenn ſie auch ihre Bedeutung nur dem 
Hauptprozeß entnimmt. Kläger in dem Nebenprozeß iſt daber 
ſtets derjenige, der im Hauptprozeß Subjekt des prozeſſualen 
Anſpruchs iſty. Hat der Konkursverwalter auf Grund der 
zu ſeiner ausſchließlichen Verfügung ſtehenden materiellen 
Rechte des Gemeinſchuldners den prozeſſualen Vorlegungs 
anſpruch erhoben, jo kaun nur er und nicht der Gemeinſchuldner 
den Nebenprozeß betreiben. Hat der Nebenintervenient einen 
Vorlegungsantrag aus dem Rechte der unterſtützten Partei 
geſtellt), dann kann nicht er, ſondern nur die unterſtützte 
Partei als Inhaberin des Anſpruchs die Klage gegen den 
Dritten erheben. Der Nebenintervenient kann auch nicht den 
Nebenprozeß wegen deſſen formeller Selbſtändigkeit betreiben, 
wie Schlieckmann meint s), ja dort nicht einmal als Neben— 
intervenient auftreten, da er an dem Obſieg des Intervenienten 
in dem Nebenprozeß zwar ein tatſächliches, aber kein recht— 
liches Intereſſe im Sinne des § 66 hat: denu nur daß die 
eee Partei im Hauptprozeß ſiegt, nicht aber daß der 

Dritte een muß, iſt für ſeine Rechte und Pflichten von 


13) Oben 8 8 28 J. 


1) Vgl. oben § 24 J. 
2) Vgl. eben $ 24 IV. 
3) S. 48. 
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unmittelbarer Bedeutung. Andererſeits kann aber nur der 
Nebenintervenient und nicht die unterſtützte Partei in dem 
Nebenprozeß auftreten, wenn erſterer aus eigenem Rechte den 
Antrag geſtellt hat). Es kann auch nicht, wenn in den 
Hauptprozeß eine andere Partei eingetreten ift, etwa auf Grund 
des § 266, dieſe gleichzeitig in den ſelbſtändigen Nebenprozeß 
eintreten, und zwar nach § 265, 2 ſelbſt dann nicht, wenn 
ſie hinſichtlich des prozeſſualen Anſpruchs Rechtsnachfolger 
der ausgeſchiedenen Partei iſt; die ausgeſchiedene Partei kann 
aber nicht mehr den Nebenprozeß betreiben, weil ſie nicht 
mehr Partei im Hauptprozeß iſt. 

Der Beweisführer kann die ihm auf Grund des 8 431 
bewilligte Friſt, wenn er einen materiellrechtlichen Herausgabe: 
anſpruch hat, auch dazu benutzen, um auf Herausgabe ſtatt 
auf prozeſſuale Vorlegung zu klagen, da er hiermit ja ein maius 
erreicht!). 

Wenn § 431 mit der Anordnung der Friſt zur Herbei⸗ 
ſchaffung der Urkunde auch nur an eine Siſtierung des ge— 
ſamten Prozeſſes zu denken ſcheint, ſo iſt es doch unbedenklich 
und angemeſſen, daß, wenn die Urkunde nur für einen ein⸗ 
zelnen Punkt von Erheblichkeit iſt, das Verfahren unbeſchadet 
desſelben zunächſt fortgeſetzt wird und eine geſamte Siſtierung erſt 
eintritt, wenn alles bis auf dieſen Punkt erledigt iſt (gl. § 146). 

Die Koſten des Prozeſſes gegen den unterlegenen Dritten 
ſind, falls ſie nicht von dem Dritten beigetrieben werden 
können, im Hauptprozeß gemäß 8 91 erſtattungsfähig, ſei es, 
daß auf materiellrechtliche Herausgabe oder auf prozeſſuale 
Vorlegung geklagt iſt, wenn nur eine Friſt im Hauptprozeß 
gemäß $ 431 bewilligt war, oder auch, wenn wenigſtens ohne 
ſolche ſich aus dem Urteil die Notwendigkeit der Herbei— 
ſchaffung der Urkunde ergibt; der im Hauptprozeß obſiegende 


4) Vgl. oben $ 26 IV. 
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Beweisführer wird aber ſeinem unterlegenen Gegner gegen 
Zahlung die gegen den Dritten, den Gegner im Nebenprozeſ, 
beſtehenden Koſteuerſtattungsauſprüche abtreten mien. 

II. Die Pflicht des Dritten hat deuſelben Inhalt, wie 
die des Gegners. Er muß daher an das Prozeſigericht oder 
auch, wenn letzteres es gemäß § 434 wünſcht, an einen be— 
auftragten oder erſuchten Richter vorlegen. Man muß ferner 
dem Dritten wie dem Gegner zumuten, daß er die Urkunde, 
wenn eine ſachgemäße Benutzung ſonſt nicht möglich iſt, wicht 
nur im Termin „vorlegt“, ſondern auf eine angemeſſene Zeit 
zu den Gerichtsakten „ überreicht“ “). Denn wenn an ſich auch 
im Intereſſe und zum Schutze des Urkundeninhabers nicht 
erfordert wird, daß er die Urkunde aus den Händen gebe, ſo 
läuft er doch keine Gefahr, wenn die Urkunde bei dem Gericht 
einige Zeit verbleibt. Da demnach die Pflicht des Dritten 
je nach den Bedürfniſſen des Hauptprozeſſes ein wenig in— 
dividuell zu behandeln iſt, auch nicht feſtſteht, wann die Vor— 
legung zu erfolgen hat, weil dazu noch Termin anzuberaumen 
iſt, ſo wird der Tenor des den Dritten verurteilenden Urteils 
etwas allgemein zu lauten haben: 

„N. N. wird verurteilt, das Kaſſabuch ſeines unter der 
Firma R. & Co. betriebenen Jupeliergeſchäfts, ſoweit es die 
Monate April bis Juni 1900 betrifft, in dem vor dem Königl. 
Landgericht zu X. verhandelten Civilprozeß A/L 4 0 320/03 
vorzulegen und die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen.“ 

Die Friſt, die dem Beweisfüh rer nach § 431 zu bewilligen 
iſt, muß ausreichend ſein zur Durchführung von Klage und 
Zwangsvollſtreckung. Dabei iſt es ebenſowenig, wie es zur 
Klage kommen muß, notwendig, daß es zur Zwangsvollſtreckung 


5) Vgl. § 142, 2. Weigert ſich deſſen der Gegner, ſo gilt es nicht 
als ordnungsmäßige Vorlegung und es treten die Folgen der Nichtvor— 
legung ein. Vgl. oben § 23 Anm. 3; vgl. auch die Kommentare zu 
8431. 
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komme). Da der verurteilte Dritte erſt in einen anzube 
raumenden Termin vorlegen kann, jo iſt eine Zwangsvoll— 
ſtreckung überhaupt erſt zuläſſig, wenn dieſer Termin ver 
ſtrichen iſt, ohne daß der Dritte ſeiner Pflicht nachlam. Es 
ſind daher u. U. für die Vorlegung ſeitens des Dritten mehrere 
Termine notwendig, deren Anberaumung auf Betreiben des 
Beweisführers durch Ladung erfolgt?). Durch die Erwirkung 
dieſer erfolglos verlaufenden Termine verzichtet aber der Beweis- 
führer nicht auf die Friſt. Erforderlich können u. U. über 
drei Termine ſein, einer, falls der Dritte nach Auberaumung 
der Friſt freiwillige Vorlegung verſprochen hatte!), nachher 
aber ſein Verſprechen nicht hielt, ein zweiter nach Verurteilung 
des Dritten und weitere Termine für die weiteren Stadien 
der Zwangsvollſtreckung “). 

Zur Innehaltung der Friſt genügt es übrigens, wenn 
die Anberaumung des letzten zur Vorlegung beſtimmten Termins 
innerhalb der Friſt beantragt wird 10). 

III. In dem Vorlegungsantrag gegen den Dritten muß 
eine beſtimmte Perſon als Urkundeninhaber bezeichnet und 
deren Beſitz glaubhaft gemacht werden. Die Kiage gegen 
einen Dritten aus § 429 iſt auch begründet, wenn ſich heraus— 

6) Vgl. oben § 40 J. 

7) Vgl. Fiſcher, Ladung im Civilprozeß, Gruch. XXV S. 674 f. 
und die Kommentare. 

8) Falls der Dritte zuerſt freiwillige Vorlegung verſprochen hatte, 
gab er zu einer Klage zunächſt keine „Veranlaſſung“ im Sinne des § 95; 
es mußte daher erſt der Verſuch gemacht werden, ob in einem Termine 
Vorlegung erfolgen werde, da feine Verpflichtung überhaupt auf Vor— 
legung erſt in dieſem ging; vgl. oben §S 28 Aum. 6. 

9) Vgl. unten 8 47 IT. Die mehrfachen Termine find nicht auffällig: 


auch zur Vernehmung eines ſäumigen Zeugen kann die Anberaumung 
mehrerer Beweistermine erforderlich werden. 

10) So auch Gaupp-Stein $ 431 JI. Schlieckmann S. 49 
ſagt betreffs der Vorlegung des Dritten im Termin nur, daß darüber 
„das Geſetz ſchweigt“. 
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ſtellen ſollte, daß tatſächlich die Urkunde ſich bei einer anderen 
Perſon befindet, als in dem Vorlegungsantrag irrtümlich an— 
genommen war, oder wenn nach Beſtimmung der Friſt aus 
§ 431 die Urkunde in andere Hände geraten ſollte. Man 
darf nichts Gegenteiliges daraus entnehmen, daß $ 428 jagt 
„befindet ſich die Urkunde nach der Behauptung des Beweis— 
führers in den Händen eines Dritten“ und $ 429 fortfährt 
„der Dritte (nämlich die in § 428 genannte Perſon) iſt aus 
denſelben Gründen wie der Gegner des Beweisführers zur 
Vorlegung einer Urkunde verpflichtet.“ Denn dieſe obendrein 
nicht zwingende Wortinterpretation würde zu einem öden For— 
malismus führen, indem bei Wechſel des Beſitzes noch ein— 
mal das ganze Verfahren im Hauptprozeß wiederholt werden 
müßte 1). 

Auch wenn der Beſitz des Dritten wechſelt und der Be— 
weisführer infolgedeſſen gegen den neuen Erwerber eine neue 
Klage erheben muß (ogl. u. § 46 D, fo muß er doch mit der ihm 
bewilligten Friſt auskommen; doch wird ihm in dieſem Fall, 
namentlich wenn er den Beſitz des angeblich neuen Erwerbers 
glaubhaft macht, gemäß § 224 f. eine Verlängerung der Friſt 
zu gewähren ſein. Iſt hingegen die Friſt ohne Erfolg ab— 
gelaufen und der Prozeß fortgeſetzt, ſo iſt ein neuer Vor— 
legungsantrag in Anſehung derſelben Urkunde auch gegen eine 
andere Perſon als die, welche der erſte Vorlegungsantrag 
als Dritten bezeichnet oder welche bei Ablauf der Friſt be— 
ſeſſen hatte, in der Inſtanz ſtets ausgeſchloſſen, da nach der 
ganzen Tendenz des Geſetzes (S 431, 2; 433) die eine große 
Verzögerung hervorrufende Friſt nur einmal beſtimmt werden 
darf und die Wiederholung des Vorlegungsverfahrens gegen 
einey Dritten, als eine Verzögerung hervorrufend, gegen $ 356 
verſtoßen würde (oben § 40 II). Hingegen ſteht einem neuen 


wäre; vgl. das Folgende. 
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Vorlegungsantrag gegen einen Dritten in Anſehung derſelben 
Urkunde in der Berufungsinſtanz nichts im Wege. Eine An— 
wendung des § 433 auf einen zweiten Vorlegungsantrag 
gegen einen Dritten iſt übrigens ausgeſchloſſen, da die An⸗ 
ordnung der erſten Friſt gemäß § 431 kein Beweisbeſchluß war). 

Wenn die Urkunde nach Anordnung der Friſt aus den 
Händen einer Privatperſon in die einer Behörde oder eines 
öffentlichen Beamten gelangt, ſo wird das den — für den 
Beweisführer nicht unerwünſchten — Einfluß haben, daß es 
vor der Klage zunächſt eines Erſuchungsſchreibens nach 8 431, 1 
bedarf 13). 


8 43. 


Das Verfahren gegen öffentliche Behörden und Beamte. 


I. Sofern ſich die Urkunde in den Händen einer öffent— 
lichen Behörde oder eines öffentlichen Beamten (in feiner Eigen— 
ſchaft als Beamten natürlich) befindet, ſieht 8 432 ein be⸗ 
ſonderes Verfahren vor. Für die hier verfolgten Zwecke! ſei 
folgendes hervorgehoben. 

Der Fall des § 432 gilt nur als ein Spezialfall der 
Inhaberſchaft eines Dritten, für den lediglich aus Zweckmäßig— 
keitsgründen ein beſonderes Verfahren in Abſ. 1 und 2, be— 
ſtehend in der Mitwirkung des Gerichts, vorgeſehen iſt. Daher 
finden, ſoweit nicht die Urkunde nach Abſ. 1 und 2 erlangt 
werden kann, nach Abſ. 3 die Vorſchriften über das gewöhnliche 
Verfahren gegen den Dritten Anwendung, und es iſt auch 
ohne weiteres der Verpflichtungsgrund des § 423 anwendbar, 
der zwar in Abſ. 2 nicht direkt, aber indirekt durch die Ver— 


12) Oben § 33 Anm. 13. 
13) Vgl. das Folgende. 


— 


1) Das Nähere iſt aus den Kommentaren und Lehrbüchern ſowie 


Schlieckmann S. 50 ff. und Huggenberger S. 49 zu entnehmen. 
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weiſung auf § 429 genannt iſt?); wenn § 423 nicht aus— 
drücklich erwähnt iſt, jo liegt das wohl daran, daß Abi. 3 
erſt in der Reichstagskommiſſion in das Geſetz gekommen iſts) 
und der Antragſteller Struckmann an den allerdings nicht 
häufigen Fall der Anwendung des § 423 auf den Dritten ) 
nicht gedacht haben mag. Aus dem nachträglichen Einſchieben 
des Abſ. 3 in das Geſetz iſt es offenbar auch zu erklären, 
daß bei den Verfahren zur Herbeiſchaffung von Vergleichungs— 
ſchriften in 8 441 der Abſ. 4 des § 441 nur auf S 431 
verweiſt, jedoch den § 432 vergißt, der Abſ. 2 hingegen, der 
nicht das eigentliche Vorlegungsverfahren im Auge hat, den 
§ 432 erwähnt und damit offenbar nur an Abſ. 1 und 2 
des § 432 denkt; trotzdem iſt es nicht zweifelhaft, daß eine 
Klage zur Vorlegung von Vergleichungsſchriften auch gegen 
öffentliche Behörden und Beamte als Dritte möglich iſts).. 

II. Die Bedeutung des § 432, 2 liegt daher überhaupt 
nicht darin, daß er den ſelbſtverſtändlichen Satz wiederholt, 
daß auch die Behörde und der Beamte Dritter und daher, 
ebenſo wie ein anderer, zur prozeſſualen Vorlegung verpflichtet 
ſei; das hielten auch bereits die Motive“) zu § 384 der 
Reichstagsvorlage (jetzt § 432) für ſelbſtverſtändlich, wenn 
ſie ſagten: 

„Iſt nach Maßgabe des § 381 (jet 429) eine Ver— 
pflichtung zur Edition begründet, ſo hat das Gericht, wenn 
dem an die Behörde und an den Beamten ergangenen Er— 
ſuchen nicht gewillfahrt wird, dem Editionsſucher zu überlaſſen, 
die Vorlegung im Wege der Klage zu erzwingen; das Ver— 


2) So auch Schlieckmann S. 52 f. 
3) K. P. S. 159 f. 

4) Oben § 22 III. 

5) So auch Gaupp-Stein $ 441 V. 
6) S. 370. 
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fahren richtet ſich alsdann nach den Beſtimmungen der 88 382, 
383 (jetzt 430 und 431)", 

Der Antragſteller Struckmaun hatte vielmehr die auch 
von dem Regierungsvertreter von Amsberg gebilligte Abſicht “, 


für Anſprüche der Richter auf Gehaltszahlung der Rechtsweg 
ſtets zuläſſig iſt ($ 9 G. V. G). Dieſe Abſicht it im Geſetz 
auch deutlich zum Ausdruck gekommen, indem § 432 eben jagt, 
daß die SS 428431 Anwendung finden d. h. eine Klage 
zuläſſig fein ſoll, und ſonſt vollkommen überflüſſig wäre?) 

§ 432 gibt daher lediglich eine ſpezielle Ergänzung zu 
dem Verfahren gegen Dritte, falls Beamte oder Behörden in 
Betracht kommen; in Abſ. 1 und 2 wird beſtimmt, daß vor 
dem regelmäßigen Vorlegungsverfahren ein Antrag zu ſtellen 
iſt, ein Erſuchungsſchreiben ſeitens des Gerichts zu erlaſſen, 
ſofern es ſich nicht um die in Abſ. 2 genannten Urkunden 
handelt; in Abſ. 3 wird für den Fall der Weigerung hinſicht— 
lich des prozeſſualen Anſpruchs die Zuläſſigkeit des Rechts— 
wegs ſtatuiert. 

7) K. P. S. 157 f. 

8) 3. B. in Preußen die Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung 
der Provinzial, Polizei- und Finanzbehörden vom 26. Dez. 1808, neu publi— 
ziert als Beilage zu der Inſtruktion zur Geſchäftsführung der Regierungen 
von 23. Okt. 1817 § 11; vgl. Droop, Der Rechtsweg in Preußen. 

9) A. M. Wilmowski-Levy 8397 a. F. Erl. 4, Gaupp-Stein 
ſcheiden laſſen. Wenn auch die ausdrückliche Erwähnung des § 432 in 
§ 441 Abſ. 4 vergeſſen iſt (oben I), jo muß man doch im Wege der 
Analogie ſchließen, daß auch zur Herbeiſchaffung von Vergleichungsſchriften 
der Rechtsweg gegen Behörden und Beamte ſtets zuläſſig iſt. 
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05 Abs. 1 gibt der Partei nicht nur das höchſt erwünſchte 
Recht, ſich der Hilfe des Gerichts zur Herbeiſchaffung von 
Urkunden zu bedienen, ſondern legt ihr auch die Pflicht dazu 
auf, indem vor der Betretung dieſes Weges eine prozeſſuale 
Klage gegen die Behörde oder den Beamten nicht zuläſſig 
1) und das Gericht eine Friſt (§ 431) nicht beſtimmen darf. 

III. Zu Abſatz 2, der unnützer Beläſtigung des Gerichts 
vorbeugen ſoll, iſt zu bemerken, daß ſich die Parteien in der 
Regel nur Ausfertigungen oder beglaubigte Abſchriften zu „be— 
ſchaffen“ d. h. in die Hand zu bekommen imſtande ſind, hin— 
gegen nicht das Original, das fie höchſtens einſehen dürfen 1); 
ſoweit es daher, etwa bei Grundbuchakten, hinſichtlich einer 
Eintragungsbewilligung, aus beſonderen Gründen auf das 
Original ankommt, trifft die Ausnahme des Abſ. 2 nicht zu, 
ſondern das Gericht hat mitzuwirken. Das Gericht hat auch 
ohne weiteres dann mitzuwirken, wenn die Partei beweiſt, 
daß ihr die Behörde trotz eines ordnungsmäßigen Antrages 
die Mitteilung der Urkunde in einem Fall des Abs. 2 ver— 
weigert hat 1), ohne daß der Partei zuzumuten iſt, zuerſt in 
dem durch das Geſetz etwa geregelten Inſtauzenzug “s) ihr 
Recht auf Mitteilung der Urkunden durchzufechten. 

Die in § 432, 2 genannten Urkunden werden häufig 
vorlegungspflichtig nach $ 810 B.G. B. fein, z. B. beurkundet 
das Grundbuch Rechtsverhältniſſe, die zwiſchen den Beteiligten 
und anderen (Eigentümer, Vorbeſitzer und Hypothekengläubiger 
u. ſ. w.) beſtehen; auch in dieſem Fall muß ſich der Beweis— 
führer erſt auf dem geſetzlichen Weg eine Ausfertigung oder 
beglaubigte Abſchrift zu verſchaffen ſuchen, danach, wenn die 
Abſchrift verweigert wird, einen Antrag nach Abſ. 1 ſtellen 

10) Zuläſſig iſt natürlich ſtets die materielle Klage auf Herausgabe. 

11) Vgl. Gaupp-Stein $ 432 III. 

12) So auch Gaupp-Stein $ 432 III. 

13) Z. B. Gr. B. O. Ss 71 ff., F. G. 88 19 ff. 
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und kann erſt dann nach § 429 klagen, weil die prozeſſuale 
Klage gegen Behörden und Beamte ſtets nur zuläſſig it 
wenn der Weg des § 432, 1 und 2 vergeblich betreten iſt. 

Soweit übrigens reichsrechtlich bereits drei richterliche 
Inſtanzen für die Mitteilung der Einſicht oder der Abſchrift 
von Urkunden in Angelegenheiten des Grundbuchs oder der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit beſtellt ſind, beſteht zwar kein be⸗ 
ſonderes Bedürfnis noch für den Weg des Prozeſſes; wenn 
aber die Urkunde gleichzeitig vorlegungspflichtig nach § 810 
B.G. B. iſt, jo hat der Vorlegungsſucher einen Anſpruch des 
Privatrechts, und es iſt daher ſowohl die materielle Klage, 
ſofern nicht das Landesrecht entgegenſteht, als auch ſtets die | 
prozeſſuale Klage nach 8 432, 3 zuläſſig 10). | 


4. Kapitel, 
Gemeinfames für den materiellen und 
prozeſſualen Uorlegungsanfprud). 
1. Abſchnitt. 


Internationales Recht und Uebergangsfragen. f 


8 44. 
Juternationales Recht. 

Im letzten Teil unſerer Abhandlung ſeien noch einige 
Fragen, die für den materiellen und prozeſſualen Vorlegungs— 
anſpruch Bedeutung haben, für beide gemeinſam behandelt. 

J. Für materielle Anſprüche auf Einſicht von Urkunden 
ſind, ſofern ausländiſches Recht in Frage kommen könnte, die 

14) Vgl. oben $ 2 zu Anm. 13. 
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Regeln des internationalen Privatrechts zur Anwendung zu 
bringen, ohne daß hierüber etwas Beſonderes zu ſagen wäre, 
da das beſondere Rechtsverhältnis, dem der Einſichtsanſpruch 
entſpringt, entſcheidet. N 

Sofern es ſich um einen Anſpruch auf Vorlegung einer 
Urkunde aus § 810 B.G.B. handelt, mangelt es an einem 
beſonderen Rechtsverhältnis, das Schuldverhältnis entſteht 
vielmehr kraft Geſetzes auf Grund der in § 810 beſtimmten 
Eigenſchaften der Urkunde ohne weiteres durch Geltendmachung y. 
Der Anſpruch knüpft daher unmittelbar an den Beſitz der 
Urkunde an. Nach der Nationalität des Eigentümers oder 
Beſitzers kann ſich das anzuwendende Recht nicht richten, da 
das Nationalitätsprinzip nur im Perſonen-, Familien- und 
Erbrecht von Bedeutung iſt; es bleibt daher nur das Recht 
des Orts, an dem ſich die Urkunde befindet, das korum rei 
sitae, als maßgeblich übrig, was in der Tat dem Rechts⸗ 
verhältnis am beſten entſpricht, um ſo mehr, als eine gewiſſe 
Aehnlichkeit mit einem dinglichen Rechte vorhanden iſt, wenn 
5 810 auch kein ſolches gewährt. Zu dieſem Ergebnis kommt 
man auch nach dem allerdings nicht Geſetz gewordenen § 2368 
des rev. E. II B. G. B.: 

„Ein Schuldverhältnis, das auf einem anderen Grunde 
als auf einem Rechtsgeſchäft unter Lebenden oder einer un— 
erlaubten Handlung beruht, wird nach den Geſetzen des Ortes 
beurteilt, an welchem ſich der für die Entſtehung des Schuld⸗ 
verhältniſſes in Betracht kommende Tatbeſtand verwirklicht, 
ſofern ſich nicht aus den deutſchen Geſetzen ein anderes ergibt.“ 

Hiernach würde auch der Ort maßgebend ſein, wo ſich 
die Urkunde befindet, da ſich dort der „Tatbeſtand verwirklicht“. 

Es kommt demnach für alle in Deutſchland befindlichen 
Urkunden § 810 B.G.B. zur Anwendung, gleichviel wem fie 


1) Vgl. oben §S 5 IV u. V. 


Abh. z. deutſch. Privatrecht XII. 2. Heft. 497 16 
Siegel, Vorlegung. 32 
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gehören, während es natürlich unerträglich wäre, wenn eine 
in Deutſchland befindliche Urkunde vermöge des Nationalitäts— 
prinzips nicht vorlegungspflichtig wäre, weil fie einem Franzoſen 
gehörte und der Code civil keinen allgemeinen Vorlegungs— 
anſpruch kennt. Andrerſeits kommt bei einer in Frankreich 
befindlichen Urkunde franzöſiſches Recht zur Anwendung, auch 
wenn Beſitzer und Vorlegungsſucher Deutſche ſind. 

Hingegen kann die Frage, ob die in Deutſchland ve 
findliche Urkunde einen nach $ 810 vorlegungspflichtigen Ju— 
halt hat, ob z. B. ein Rechtsverhältnis in ihr beurkundet Hl, 
u. U. nach ausländischen Recht zu beurteilen ſein, nämſich 
demjenigen Rechte, welches nach internationalem Privatrecht 
für die Beurteilung der beurkundeten Tatſachen zur Anwen— 
dung kommt. 

II. Nunmehr fragt es ſich, wie es mit der prozeſſualen 
Vorlegungspflicht ſteht. Der Beweisführer kann von Gegner 
und Drittem nach 88 422, 423 und 429 prozeſſuale Vorlegung 
verlangen, wenn er außerhalb des Prozeſſes nach den Vor— 
ſchriften des bürgerlichen Rechts Herausgabe oder Vorlegung 
der Urkunde verlangen kann, oder wenn der Gegner oder 
Dritte auf die Urkunde Bezug genommen hat. Man muß 
hier zwiſchen den Vorlegungsgründen und der prozeſſualen 
Vorlegungspflicht ſelbſt ſtreng unterſcheiden. 

$ 422 iſt hinſichtlich der Gründe der Vorlegung ein 
Blankettgeſetz, welches auf die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts verweiſt und ohne das Beſtehen ſolcher Vorſchriften 
ebenſo inhaltlos wäre, als § 145 St. G. B., der das Zuwider— 
handeln gegen die vom Kaiſer zum Schutze der Seeſchiffahrt 
erlaſſenen Verordnungen unter Strafe ſtellt, ohne die zu ſeiner 
Ausführung ergangenen kaiſerlichen Verordnungen. § 422 
verweiſt daher hinſichtlich der Vorlegungsgründe durchaus nicht 
lediglich auf das deutſche bürgerliche Recht, ſondern auch auf 
dasjenige fremde, welches nach dem maßgebenden internatio- 
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nalen Privatrecht zur Anwendung kommt, und welches auf 
Grund deutſchen Rechtes angewendet wird; denn wenn auch 
nicht das E.G. z. B. G. B. Art. 7 ff. alle Fragen des inter— 
deuten Privatrechts entſchieden hat, ſo ſind doch deſſen 
nach Theorie und Praxis geltende, mehr oder minder auerkannte 
5 a. 5 deutſchen Rechts, eine den deutſchen Richter 
eu e . 3 9 S 2 
fremde 1 = 1 15 
Vorlegungsgründe des 8 122 das 100 d ri 1 
ö 5 as nach dem internationalen 
Privatrecht in Betracht kommende Recht zur Anwendung, ganz 
gleichgültig, ob es ſich um den Gegner oder Dritten, um Heraus- 
gabe⸗ oder Einſichtsanſprüche, um ein beſonderes Rechtsver— 
hältnis oder die allgemeine Vorlegungspflicht aus § 810 
B. G. B. handelt, und ob der Vorlegungspflichtige ein Deutſcher 
oder Ausländer iſt. Ganz willkürlich iſt insbeſondere die von 
Saupp- Stein?) gemachte Unterſcheidung, bei dem eigent— 
lichen Vorlegungsanſpruch *r E£oyij ſtets $ 810 B. G. B. 
und bei ſonſtigen Anſprüchen, z. B. bei Eigentum, das etwaige 
fremde Recht anzuwenden. Mithin beſteht kein Vorlegungs— 
grund bezüglich einer an ſich unter $ 810 B.G.B. fallenden, 
in Frankreich befindlichen Urkunde, auch wenn der ſie beſitzende 
Gegner Deutſcher iſt, da nach dem Obigen das zur Anwen— 
dung kommende Privatrecht der Code civil ift>). 

Inſofern iſt jetzt ſogar eine Einſchränkung gegenüber der 
alten CP. O. eingetreten. Denn nach § 387 Nr. 2 a. F. war 
der Vorlegungsgrund der Gemeinſchaftlichkeit ſtets ein pro— 
27 8 422 J. 

3) Wenn auch im Prozeß bei materiellen Vorlegungsanſprüchen, 
alſo auch ſolchen auf Grund des § 810 B.G. B., vom Beſitz abſtrahiert 
wird, da der prozeſſuale Vorlegungsanſpruch ſelbſtändig Beſitz erfordert 
(oben SS 28 J, 32), jo iſt doch daraus ſelbſtverſtändlich nichts dagegen 
zu entnehmen, daß für die Anwendbarkeit des § 810 der Aufenthalt der 
Urkunde entſcheidet; denn Aufenthaltsort einer Sache und Beſitz ſind zwei 


ganz verſchiedene Dinge. 
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zegrechtlicher und griff bei jedem in Deutſchland 1 
Civilprozeß durch, ohne daß es auf irgendwelches 5 
diſches oder inländiſches materielles Recht ankam. Ein ſo 15 
prozeßrechtlicher Vorlegungsgrund war und iſt auch heute no 
der Grund der Bezugnahme (§ 423). u. 

III. Das über den Vorlegungsgrund Geſagte gilt un 
gleicher Weiſe für den Gegner und den Dritten. Anders jtebt 
es mit der Vorlegungspflicht. Die prozeſſuale Vorlegungspflicht 
iſt nicht identiſch mit der materiellrechtlichen, ſondern erhält 
ihren gegenüber der letzteren erheblich veränderten und erweiterten 
Inhalt“) durch das Vorhandenſein eines vor deutſchem Gerichte 
verhandelten Civilprozeſſes und den Wunſch eines deutſchen Ge⸗ 
richts nach der Vorlegung. Dieſe Bedeutung des prozeſſualen 
Elements und der deutſchen Gerichtsbarkeit kann ſich nicht 
jedem gegenüber ohne Unterſchied äußern. Es iſt als felt 
verſtändlich zu erachten, daß der Gegner, ſei er Kläger oder 
Beklagter, alle durch den Prozeß hervorgerufenen Laſten und 
Pflichten auf ſich nehmen muß und daher, auch wenn er 
Ausländer iſt oder die Urkunde ſich im Auslande befindet, 
zur prozeſſualen Vorlegung verpflichtet wirds), ſofern nach 
dem Obigen ein Vorlegungsgrund vorhanden iſt. Der Dritte‘) 
iſt hingegen an dem Prozeß ganz unbeteiligt, für ihn können 
die Vorgänge in dem deutſchen Prozeß nur Bedeutung haben 
und feine Pflichten beeinfluſſen, wenn er irgendwie der deutſchen 
Gerichtsbarkeit unterworfen iſt, wie auch die Zeugenpflicht nur 
gegenüber ſolchen Perſonen beſteht, die der deutſchen Gerichts— 
barkeit unterworfen find‘). Die Motive zu § 426 des Preußi— 

4) Oben § 26. 

5) So auch mit Recht v. Bar, Theorie und Praxis des intern. 
Privatrechts 2. Aufl. S. 390 Anm. 7 a. 

6) Auch der Nebenintervenient, indem er ohne Rechtsnachteil hin— 
ſichtlich des ſchwebenden Prozeſſes jederzeit aus dieſem ausſcheiden kann. 


7) Vgl. Gaupp-Stein, Vorbem. zu 88 373 ff. zu Anm. 36 und 
die dort Citierten. 
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ſchen Entwurfs (S. 102) heben bereits hervor, daß gegen 
Dritte, wenn ſie Ausländer find, die Anwendung der Beſtim— 
mungen ausgeſchloſſen ſei, wie auch die im Hannoverſchen 
Entwurf vorgeſehene Beiladung des Dritten zur „Tagfahrt“ 
im Hauptprozeß nur auf Inländer Anwendung finden ſollte“); 
der Umſtand, daß in dieſen Entwürfen der Dritte zum Haupt— 
verfahren zugezogen würde, iſt ohne Bedeutung, weil dadurch 
allein der Charakter der Vorlegungspflicht kein anderer war?). 
Es fragt ſich nunmehr, nach welchem Kriterium man 
hier die Grenzen des Einfluſſes eines deutſchen Prozeſſes 
beſtimmen ſoll. Möglich ift entweder ein perſönliches oder 
ein ſachliches Kriterium; entweder man hält für prozeſſual 
verpflichtet ohne Rückſicht auf den Ort des Verbleibs der Ur— 
kunde die der deutſchen Gerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen, 
und zwar diejenigen, die ſich zur Zeit der Geltendmachung 
des prozeſſualen Anſpruchs im Gebiet der deutſchen Gerichts— 
barkeit befinden, wie man am beſten auch bei der Zeugen— 
pflicht die Unterworfenheit unter deutſche Gerichtsbarkeit danach 
beurteilt, ob die betr. Perſon zur Zeit der Zuſtellung der 
Ladung ſich im Gebiet deutſcher Gerichtsbarkeit befand, oder 
man hält für prozeſſual verpflichtet jeden Inhaber einer Ur— 
kunde, die ſich zur Zeit der Geltendmachung im Gebiete deutſcher 
Gerichtsbarkeit befand, ohne Rückſicht auf Aufenthalt und Na— 
tionalität des Inhabers. Eine dritte Möglichkeit gibt es nicht. 

Wir halten das fachliche Kriterium für richtiger; denn 
die prozeſſuale Vorlegungspflicht erheiſcht nicht, wie die Zeugen— 
pflicht, eine individuellperſönliche, ſondern eine fachliche, trotz 
ihrer prozeſſualen Färbung vermögensrechtliche Leiſtung; es 
kommt dem Beweisführer und dem Gericht nur auf die Ur⸗ 
kunde ſelbſt an, gleichviel wer ihr Inhaber iſt 10, denn die 


8) Vgl. Mot. S. 269. 
9) Vgl. oben $ 25 IV. 
10) Vgl. oben § 42 III. 
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Urkunde, nicht der Inhaber iſt das Beweismittel. Hiernach 
erſtreckt ſich die prozeſſuale Vorlegungspflicht auf jede im 
Gebiete der deutſchen Gerichtsbarkeit befindliche Urkunde, 
ſofern gegenüber ihrem Inhaber ein Vorlegungsgrund vor— 
handen iſt. Dies hat zur Folge, daß im Falle, daß nur 
ein rein prozeßrechtlicher Vorlegungsgrund beſteht, wie bei 
§ 423 oder früher § 387 Nr. 2 a. F. unbeſchadet des Be— 
ſtehens dieſes Grundes überhaupt keine Pflicht, weder eine 
prozeſſuale noch eine materiellrechtliche, beſteht und daher gar 
nichts verlangt werden kann, ſofern die Urkunde im Auslande 
iſt. Maßgebend für die Beurteilung des Aufenthalts im In⸗ 
lande iſt der Augenblick der Geltendmachung des prozeſſualen 
Anſpruchs nach Bewilligung der Friſt des $ 431; wenn die 
Urkunde nachher ins Ausland kommt, ſo ſchadet das dem Be— 
weisführer nichts, da der prozeſſuale Anſpruch entſtanden 
und durch Vorgänge nicht beeinflußt wird, die ſich ereignen, 
während der Dritte im Verzug iſt N). 


IV. Das Reſultat iſt daher, daß für die materiellrecht— 
lichen Vorlegungsgründe das nach dem internationalen Privat— 
recht maßgebende Recht, für den rein prozeßrechtlichen die lex 
fori maßgebend iſt, daß hingegen aus dieſen Vorlegungs— 
gründen eine prozeſſuale Vorlegungspflicht des Gegners zwar 
ſtets, eines Dritten aber nur hinſichtlich im Gebiet deutſcher 
Gerichtsbarkeit befindlicher Urkunden folgt 1). 


12) Der Unterſchied zwiſchen Vorlegungsgrund und zpflicht ſowie 
gleichzeitig zwiſchen Gegner und Drittem wird ſonſt nicht gemacht und 
daher durchgängig ein anderes Reſultat gewonnen. Nach Gaupp 2. Aufl. 
§ 387 a. F. II I ſowie v. Bar II S. 390 gilt für die Editionspflicht 
der Parteien ſtets die lex fori. Während v. Bar Gegner und Dritten 
ſtreng trennt, iſt nach Lam maſch, Staatsverträge ꝛc. (in v. Holtzen— 
dorff, Hob. d. Völkerrechts Bd. III S. 391) ohne Unterſcheidung von 
Gegner und Drittem ſtets das Recht des Aufenthalts der Perſon maßgebend. 


502 


— 247 — 


Dies Reſultat entſpricht auch durchaus der Billigkeit; 
denn es wäre hart und ungerecht, wenn ein im Ausland 
wohnender Ausländer, an deſſen Wohnſitz keine dem § 810 
B. G. B. gleichende Beſtimmung gilt, auf Vorlegung vor ein 
deutſches Gericht in Deutſchland verklagt und verurteilt werden 
könnte, wenn gegen ihn ein Gerichtsſtand nach $ 23 Cd. 
in Deutſchland gegeben iſt, weil ſich hier ein einem Bekannten 
geliehener Roman befindet. Außerdem würde Deutſchland ſicher— 
lich im umgekehrten Fall es als einen Eingriff in ſeine Ge— 
bietshoheit betrachten, wenn ein ausländiſches Gericht auf 
Grund eines vor ihm ſchwebenden Prozeſſes Vorlegung einer 
in Deutſchland befindlichen Urkunde verlangen wollte, obgleich 
dies Verlangen nach deutſchem bürgerlichen (materiellem) Recht 
nicht begründet wäre; es würde daher ſicherlich in Deutſch— 
land mit Recht eine Klage abgewieſen werden, wenn gegen 
einen Deutſchen gemäß § 308 und 309 der öſterr. C. P. O. 16) 
Vorlegung ſeiner in Deutſchland befindlichen Handelsbücher vor 
das K. K. Landesgericht in Prag verlangt würde, weil der 
öſterreichiſche Beweisführer als Kommanditiſt des Deutſchen 
das — höchſtperſönliche — Recht der Einſicht in die Handels— 
bücher habe 14). 


8 45. 
Uebergangsfragen. 


Aehnliche Erwägungen, wie bei der Betrachtung des 
internationalen Rechts, greifen bei der Betrachtung der Ueber— 
gangsfragen Platz. 

I. Bei einem materiellen Anſpruch auf Vorlegung oder 
Einſicht aus einem beſonderen Rechtsverhältnis kommen die 


13) Oben §§ 25 Anm. 2, 40 II. 
14) Oben $ 26 zu Anm. 4. 
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für dieſes geltenden Vorſchriften, alſo wenn es ein Schuld» 
verhältnis iſt (Auftrag, Kauf, Geſellſchaft oder dergl.), in der 
Regel E.G. z. B. G. B. Art. 170 zur Anwendung. Was hin— 
gegen den allgemeinen materiellen Vorlegungsanſpruch des 
§ 810 anlangt, fo entſteht hier das Schuldverhältnis durch 
die — nach dem 1. Januar 1900 erfolgende — Geltend- 
machung unmittelbar auf Grund des Geſetzes; § 810 (und 
auch $ 809) B.G. B. findet daher einfach deshalb Anwen— 
dung, weil der zu regelnde Tatbeſtand ebenſo, wie bei einer 
unerlaubten Handlung, ſich unter der Herrſchaft des B. G. B. 
ereignet und deshalb die Anwendung von Art. 170 ausge— 
ſchloſſen iſt. Auch Habicht y läßt bei Vorlegung von Sachen, 
worunter offenbar auch Urkunden verſtanden ſind ?“, das neue 
Recht eintreten, da die Pflicht aus dem Beſitz, verbunden mit 
dem Umſtand, daß ein anderer ein rechtliches Intereſſe an 
der Beſichtigung oder Einſicht habe, entſpringe. Die Bezug— 
nahme Habichts auf E.G. z. B.G.B. Art. 180 erſcheint je— 
doch nicht zutreffend; denn wenn auch ein beſtimmter, nach 
B. G. B. ebenſogut wie im Falle des § 836 B.G.B. zu be— 
urteilender Beſitz auf ſeiten des Urkundeninhabers erfordert 
wird 9, jo handelt es ſich hier bei der Beurteilung des Vor: 
legungsanſpruchs nicht um „ein zur Zeit des Inkrafttretens des 
B. G. B. beſtehendes Beſitzverhältnis“, d. h. an die Urkunde als 
körperlichen Gegenſtand ſich knüpfende tatſächliche Beziehungen 
zwiſchen Vorlegungsſucher und Urkundeninhaber. 

Wenn auch $ 810 B.GB. ſtets Anwendung findet, jo 
kann doch inſofern das alte Recht von Bedeutung ſein, als 
dasſelbe für die beurkundeten Tatſachen maßgebend iſt, z. B. 
nach altem Recht die Urkunde nicht im Intereſſe des Vor— 


1) Die Einwirkung des B.G. B. auf zuvor entſtandene Rechtsver— 
hältniſſe, 3. Aufl. S. 182. 

2) Vgl. oben $ 2 IV. 

3) Oben $ 31. 
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legungsſuchers errichtet ift oder kein Rechtsverhältnis beur— 
kundet, während dies nach dem B.G. B. der Fall wäre, oder 
auch umgekehrt). So wäre eine Urkunde, in welcher ein 
Vertrag zugunſten eines Dritten beurkundet iſt, nicht im 
Intereſſe des Dritten errichtet und daher nicht zu ſeinen 
Gunſten vorlegungspflichtig, wenn feſtſteht, daß dem unter 
der Herrſchaft des A.L. R. geſchloſſenen Vertrage der Dritte 
nicht beigetreten iſt (A. L.R. I 5 $ 75), während dies bei 
einem unter der Herrſchaft des B.G.B. geſchloſſenen Vertrage 
un $ 328 B.G. B. der Fall ſein könnte; und eine Urkunde 
würde umgekehrt ein Rechtsverhältnis beurkunden, wenn die 
darin beurkundete Wette unter der Herrſchaft des gemeinen 
Rechts, nicht aber, wenn fie unter dem B.G. B. ($ 762) ge- 
ſchloſſen wäre. 


II. Die prozeſſuale Vorlegung muß als ſpezifiſch pro— 
zeſſuale Pflicht ſofort mit dem Inkrafttreten der Novelle zur 
ERD, alſo nach Art, 1 des E.G. zu dem Geſetz betr. Aende— 
rung der EBD. vom 17. Mai 1898 in Vbd. mit Art. 1 
E. G. 3. B. G.B. vom 1. Jan. 1900 ab nach der neuen C.P.O. 
ſich richten, da neue Prozeßrechtsſätze grundſätzlich auf alle 
prozeſſualen Vorgänge Anwendung finden , und um jo mehr, 
als die prozeſſuale Pflicht erſt mit der jeweiligen Geltend— 
machung entſteht ). Umfang und Inhalt der prozeſſualen 
Pflicht ſind aber durch die Novelle in keiner Weiſe geändert; 
verändert find nur die Vorlegungsgründe des 8 387 a. F. ), 
indem § 422 lediglich auf das bürgerliche Recht verweiſt. 
Dabei wird wohl § 422 nicht gerade an das alte bürgerliche 


4) Vgl. $ 44. 

5) Vgl. Gaupp-Stein Art. 1 des E. G. I u. II. 

6) So auch Gaupp-Stein Art. 1 des E. G. IV Nr. 21. 
7) Nicht des § 388 a. F. = § 423 neu. 
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Recht denken; aber da er ein Blankettgeſetz iſt ), jo berückſichtigt 
er in hervorragender Weiſe auch, ſoweit erforderlich, die nach 
altem Rechte zu regelnden Privatrechtsverhältniſſe und gehört 
in keiner Weiſe zu den Vorſchriften, welche dadurch, daß die 
Novelle ſo gefaßt iſt, „als ob vom 1. Jan. 1900 in Deutſch⸗ 
land das BGB. ſofort ausnahmslos auf alle Rechtsver— 
hältniſſe Anwendung fände“, Schwierigkeiten hervorrufen 9). 
Die Frage, ob ein Vorlegungsgrund (Herausgabe- oder Ein— 
ſichtsanſpruch) nach bürgerlichem Recht beſteht, entſcheidet ſich 
daher nach altem Recht, wenn auf das zugrunde liegende 
Rechtsverhältnis (z. B. Kauf, Zeſſion, vgl. 88 444, 402 B. G. B.) 
das alte Recht Anwendung findet, während der Vorlegungs— 
grund des § 810 ſtets zur Anwendung kommen muß. § 422 
kommt fo (hinſichtlich des Gegners und Dritten) formell ſtets 
zur Anwendung, und infoweit hat Gaupp-Stein t) recht, 
wenn er gegen Peterſen-Anger polemiſiert, der die ſtets 
formelle Geltung von § 422 überſieht; aber auch letzterer 1h) 
hat in der Sache nicht unrecht, wenn er meint, daß es darauf 
ankommt, ob „bezüglich der nach dem bürgerlichen Recht zu 
beurteilenden Vorlegungspflicht das B.G.B. entſcheidet“; denn 
wenn das alte bürgerliche Recht zur Anwendung kommt, daun 
iſt es materiell nicht anders, als wenn 8 387 Nr. 1 a. F. 
noch gälte. 

Die Vorlegungspflicht regelt ſich daher ſtets nach dem 
neuen Recht, während hinſichtlich der Vorlegungsgründe des 
bürgerlichen Rechts das alte bürgerliche Recht zun Anwendung 
kommt, ſoweit für das beſondere Rechtsverhältnis nach den 


8) Oben § 44 II. 

9) Vgl. Gaupp-Stein Art. 1 des E. G. III. 

10) Der übrigens a. a. O. offenbar vergißt, daß es auch andere 
Vorlegungsgründe als die des § 810 geben kann. 

11) Zu Art. 1 Nr. 20. 
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Uebergangsbeſtimmungen des EG. z. BG. B. noch altes 
Recht gilt 15). 


2. Abſchnitt. 


Rechtskraft gegen Dritte und Zuangsvollstreckung. 


§ 46. 
Rechtskraft gegen Dritte. 


I. Wie wir oben geſehen haben, bedarf der materielle 
Vorlegungsanſpruch aus § 810 BGB. der Geltendmachung 
gegen den Beſitzer, und es entſteht dann ein obligatoriſches 
Rechtsverhältnis zwiſchen Vorlegungsſucher und Beſitzer, jedoch 
nur zwiſchen dieſen beiden, während es zur Begründung eines 
Rechtsverhältniſſes mit einem neuen Beſitzer der erneuten 
Geltendmachung bedarf wenn auch das Vorlegungsrecht dieſem 
gegenüber durchſetzbar iſt y. 

Hieraus folgt die Entſcheidung der Frage, ob das rechts— 
kräftige Urteil, das zwiſchen dem Vorlegungsſucher und dem 
Beſitzer ergangen iſt, auch gegen den neuen Erwerber der 
Urkunde wirkt. 

Der Vorlegungsanſpruch ift ein Anſpruch, der gegen den 
Beſitzer als ſolchen ſich richtet, ſog. actio in rem seripta?). 
Die Urkunde iſt daher im Sinne der §s 265, 325 „im Streit 
befangene Sache“). Der Neuerwerber der Sache, der an 


12) Völlig abweichend Neukamp, Vorbem. zu SS 415 ff., der ſtets 
das alte Recht anwenden will, wenn der Prozeß noch unter der Herr— 
ſchaft des letzteren anhängig geworden iſt. 

1) Vgl. oben §S 5 IV, V. 
2) Oben 85 VI. 
3) Vgl. Gaupp-Stein $ 265 IIL a, $ 325 III. 
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Stelle des zur Zeit der Rechtshängigkeit Beſitzenden tritt, 
wäre daher an ſich Rechtsnachfolger, gegen den das Urteil 
nach § 325 wirkt, da ja der Abſ. 2 des § 325 nicht Platz 
greifen kann, indem der Vorlegungsanſpruch auch gegen einen 
gutgläubigen Erwerber durchgreift. Trotzdem iſt die Folge, 
daß das Urteil gegen den Erwerber vollkommen wirkt und 
daher nach § 727 vollſtreckbar iſt, nicht möglich; denn der 
konkret geltend gemachte Vorlegungsanſpruch richtet ſich nur 
gegen denjenigen, gegen den er erhoben iſt, und durch dieſe 
Geltendmachung kommt ein beſonderes obligatoriſches Verhältnis 
gerade mit dieſer Perſon zuſtande; ſo richtet ſich der Vor⸗ 
legungsort nach dem Orte, an dem ſich die Urkunde zur Zeit 
der Erhebung des Anſpruchs befindet, und nach den beſonderen 
Bedürfniſſen und Gründen nicht nur des Vorlegungsſuchers, 
ſondern auch des Beſitzers?). Ein neuer Beſitzer hat daher 
keinen Anlaß, alle dieſe aus beſonderen perſönlichen Bezie— 
hungen entſpringenden Verhältniſſe gegen ſich gelten zu laſſen, 
wie er auch nicht Anlaß hat, die Urkunde ohne Sicherheit 
und Koſtenerſatz vorzulegen, wenn der Vorbeſitzer die Einrede 
im Prozeß nicht geltend gemacht hat. 

Der Erwerber iſt mithin Rechtsnachfolger nur hinſichtlich 
des Beſitzes und der aus dem Beſitz folgenden Pflichten, nicht 
hinſichtlich der konkreten Obligation und der daraus ent— 
ſpringenden Verhältniſſe. Das Urteil gewinnt hinſichtlich ſeiner 
nur inſoweit Rechtskraft, als dadurch auch für ihn feſtgeſtellt 
wird, daß die Urkunde vorlegungspflichtig iſt, nicht aber, daß 
er auch in der Art vorlegen muß, wie es in dem Urteil aus— 
geſprochen iſt, jo daß auch von einer Vollſtreckbarkeit nach $ 727 
nicht die Rede ſein kann. Es wirkt daher zugunſten des 
Beſitzers, wenn der Vorlegungsſucher mit einem aus demſelben 
rechtlichen Intereſſe entſpringenden Vorlegungsanſpruch gegen 


4) Oben $ 16 III. 
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den Vorbeſitzer abgewieſen worden iſt, wie er gegen ſich gelten 
laſſen muß, daß die Urkunde vorlegungspflichtig iſt, wenn der 
Vorbeſitzer deshalb verurteilt worden iſt. 


II. Während wir bisher die Rechtsnachfolge auf der Paſſiv— 
ſeite des Anſpruchs aus § 810 betrachtet haben, ſo iſt über 
die Rechtsnachfolge auf der Aktivſeite, auf ſeiten des Vorlegungs— 
ſuchers, nichts Beſonderes zu ſagen; nur iſt zu beachten, daß 
der Einſichtsanſpruch — und damit auch die Rechte aus dem 
anhängigen Prozeß und dem rechtskräftigen Urteil — nicht 
ohne das iudieium dixectum abtretbar iſt, andererſeits mit 
der Abtretung des letzteren noch nicht ohne weiteres als ab— 
getreten gilt). Die Einſichtsanſprüche aus beſonderen Rechts 
verhältniſſen folgen, wie ſtets, hinſichtlich der Aktib- und Paſſiv— 
ſeite den Regeln des Rechtsverhältniſſes. 

III. Wenn es ſich um einen prozeſſualen Anſpruch und 
eine Klage aus $ 429 handelt, fo hängt die Wirkſamkeit des 
Urteils gegen den Rechtsnachfolger von der Natur des Vor— 
legungsgrundes abe, und es gilt über Rechtskraft und Voll— 
ſtreckbarkeit gegen einen neuen Beſitzer das bezüglich $ 810 
Geſagte, ſofern es ſich um einen Vorlegungsgrund aus $ 810 
handelt). Sofern der Vorlegungsgrund ein dinglicher iſt, findet 
auch § 325, 2 Anwendung, indem bei einem in Anſehung 
der Rechtshängigkeit gutgläubigen Erwerber der Vorlegungs— 
grund und damit auch die Wirkung der Rechtskraft des Ur— 
teils über den prozeſſualen Anſpruch entfällt. Auch wenn es 
ſich um einen auf Grund dinglichen Rechts erhobenen Vor— 
legungsanſpruch handelt, gilt inſofern das bezüglich S 810 
Geſagte, als das prozeſſuale Schuldverhältnis ebenſo wie bei 

5) S. oben § 11 J. 

6) Vgl. oben § 26 V. 

7) Auch beim prozeſſualen Anſpruch hat der Dritte das Recht des 
Koſtenerſatzes; vgl. oben S. 128 f. 
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$ 810 erſt durch die Geltendmachung des prozeſſualen Au 
ſpruchs eutſteht. 


8 47. 
Zwangsvollſtreckung. 


J. Die Zwangsvollſtreckung von materiellen Ansprüchen 
auf Geſtattung von Einſicht oder Vorlegung, ſowohl auf 
Grund des $ 810 (und 809) als auch auf Grund ſonſtiger 
Vorschriften, folgt den Regeln der Zwangsvollſtreckung zur 
Erwirkung von Handlungen (88 887, 888), jedoch nicht denen 
zur Herausgabe von Sachen (8 883) ); denn bei der Heraus 
gabe bekommt der Gläubiger die Sache vollſtändig in die 
Hand, während gerade bei der Vorlegung der Beſitzer be⸗ 
rechtigt iſt, die Sache in ſeinem Gewahrſam und unter ſeinem 
Schutze zu laſſen und nur dem Vorlegungsſucher diejenige 
tatſächliche Gewalt über die Sache einräumen muß, die dieſer 
zu ſeinen Zwecken unumgänglich gebraucht. Ducch eine Voll⸗ 
ſtreckung des zur Vorlegung verurteilenden Erkenutniſſes nach 
Art der Herausgabeanſprüche würde der Schuldner aufs empfind— 
lichſte geſchädigt. Legt der Schuldner nicht vor, jo it der 
Gläubiger, da die Vorlegung eine an ſich fungible Handlung 
iſt, vom Prozeßgericht erſter Inſtanz nach § 887 zu ermäch— 
tigen, auf Koſten des Schuldners die Vorlegung bewirken zu 
laſſen, d. h. ſich die Sache herausſuchen zu laſſen oder auch 
ſelbſt herauszuſuchen und zu beſichtigen; findet der Gläubiger 
bei der Durchſuchung Widerſtand, ſo iſt er berechtigt (und 
verpflichtet), zur Ueberwindung des Widerſtandes ſich der 
Hilfe des Gerichtsvollziehers zu bedienen (§ 892). Dabei iſt 
der Gläubiger auch berechtigt, diejenigen weiteren Maßnahmen 
(auf Koſten des Schuldners) vornehmen zu laſſen, die zur 


1) So auch Gaupp-Stein $ 883 11; Dernburg, B. R. I. u. 
2. Aufl. Bd. II § 42 v. 
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Durchführung der Beſichtigung erforderlich ſind, z. B. einen 
dunklen Raum zu beleuchten und dergl. Leiſtet der Schuld- 
ner bei der Vollſtreckung einen nicht oder nur verhältnismäßig 
ſchwer zu beſeitigenden Widerſtand, der den Zweck der Be— 
ſichtigung vereiteln würde, z. B. er erregt in den Räumen, 
in denen eine ſchwierigere Prüfung von Handelsbüchern ſtatt— 
zufinden hat, Lärm, ſo wird dem Gläubiger im Notfall auch 
gejtattet werden müſſen, daß er die Urkunden dem Schuldner 
während der Dauer der Beſichtigung ganz wegnimmt. Da 
die Zwangsvollſtreckung ſich überhaupt nach den individuellen 
Verhältniſſen des Falles verſchieden geſtalten wird und ſich 
die Art der Vorlegung nicht bereits im Urteil näher beſtimmen 
läßt, ſo iſt es auch ein Vorteil, daß die Zwangsvollſtreckung 
als ſolche zur Erwirkung von Handlungen vermöge der An— 
wendung des § 887 f. in den Händen des Gerichts und nicht 
des Gerichtsvollziehers ruht. 

Wird die Urkunde (oder Sache) bei der Vollſtreckung nach 
8 887 nicht vorgefunden, ſo iſt damit erwieſen, daß die vor— 
zunehmende Handlung durch einen Dritten nicht vorgenommen 
werden kann, ſondern ausſchließlich von dem Willen des Schuld— 
ners abhängt und damit der Fall des § 8ss vorliegt; der 
Schuldner iſt daher zur Erfüllung ſeiner Pflicht vom Prozeß— 
gericht durch Geldſtrafen oder Haft anzuhalten; es ſteht ihm 
aber der jederzeitige Nachweis offen, daß die Handlung nicht 
mehr ausſchließlich von ſeinem Willen abhängt, z. B. daß die 
Urkunde untergegangen iſt oder daß er ſie — wenn auch in— 
folge Verſchuldens — nicht mehr beſitzt d. 

II. Für die Vollſtreckung des Vorlegungsanſpruchs aus 
§ 429 gilt dasſelbe, wie für die des materiellen, und zwar 
ſowohl dann, wenn auf Grund eines Einſichtsrechts, als auch 

2) Vgl. Gaupp-Stein 8 888 J 2. Zu beachten iſt jedoch $ 288 
St. G. B. 
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wenn auf Grund eines Herausgabeanſpruchs geklagt worden 
iſt; denn das Urteil lautet eben ſtets auf Vorlegung und 
nicht auf Herausgabe ). Wenn auf Grund eines materiellen 
Anſpruchs aber auf Herausgabe einer Urkunde geklagt worden 
iſt — in einem gewöhnlichen Prozeß, denn die Klage auf 
Herausgabe iſt ſtets die materielle und nie die prozeſſuale!) —, 
fo iſt ſelbſtverſtändlich ein derartiger Anſpruch auf Heraus- 
gabe einer Sache nach $ 883 zu vollſtrecken und nicht etwa 
deshalb anders, weil die herauszugebende Sache eine Ur 
kunde iſt !). 
Die Vollſtreckung der Klage aus § 429 iſt, wie bereits 
hervorgehoben ®), erſt dann zuläſſig, wenn der Schuldner in 
einem auf Betreiben des Gläubigers angeſetzten Termine nicht 
vorgelegt hat. Da bis zu dem nächſten Termin die Voll 
ſtreckung möglichſt mit Erfolg beendet fein ſoll, jo ift bei 
einer nach § 887 erfolgenden Vollſtreckung die Urkunde dem 
Schuldner wegzunehmen und auf der Gerichtsſchreiberei des 
Gerichts des Hauptprozeſſes niederzulegen, weil der Gläubiger 
nicht die Gefahr in den Kauf zu nehmen braucht, daß der 
Schuldner die Vorlegung an dem Terminstage vereitelt 0. 
Im Falle des Mißerfolgs einer Vollſtreckung nach S 887 üt 
der Schuldner nach § 888 zur Vorlegung in den Terminen 
anzuhalten. 


3) So auch Schlieckmann S. 49, Gaupp-Stein 8 883 JI, 
Peterſen-Anger § 883 Erl. 3 und § 429 Erl. 2, Planck, Lb. II 
S. 256 Anm. 57. A. M. (für Anwendung des 8 883) Struckmann— 
Koch § 429 Erl. 2, Seuffert 8429 Erl. 2, Huggenberger S. 48f. 

4) Ungenau Planck, Lb. II S. 256 Anm. 57, wenn er ſagt, 
nach § 883 ſei Vollſtreckung nur bei ſelbſtändiger Editionsklage auf 
Herausgabe möglich. Eine ſolche Klage auf Herausgabe iſt aber auch 
keine materielle „Editionsklage“. 

5) So auch Gaupp-Stein 8 883 LI. 

6) Oben § 42 II. 

7) Damit wird die Vollſtreckung nicht zu einer ſolchen nach $ 883. 
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Die Verpflichtung des Schuldners, die Urkunde auf einige 
Zeit zu den Akten des Hauptprozeſſes überreichen zu müſſen “), 
iſt, falls er fie beſtreitet, von dem Prozeßgericht erſter In— 
ſtanz als Vollſtreckungsgericht auszuſprechen; die Vollſtreckung 
iſt auch in dieſem Fall keine andere, da, ſelbſt wenn man 
das Ueberreichen als eine zeitweilige „Herausgabe“ an das 
Prozeßgericht auffaßt, die Herausgabe an Dritte nicht nach 
§ 883, ſondern als Handlung nach § 887 f. vollſtreckt wird). 
Wenn für die Vorlegung der Urkunde gemäß § 434 Termin 
vor einem erſuchten oder beauftragten Richter anberaumt wird, 
ſo hat der Schuldner dort vorzulegen, und dieſe Handlung 
iſt dann durch die Vollſtreckung zu erzwingen. 

Die Zwangsvollſtreckung des prozeſſualen Anſpruchs iſt 
auch zuläſſig nach Ablauf der in $ 431 beſtimmten Friſt, 
ſelbſt wenn eine Verurteilung nach Ablauf der Friſt nicht 
mehr ergangen wäre“); die Vorlegung hat dann jeweils in 
den einzelnen Terminen des Hauptprozeſſes zu geſchehen, auch 
wenn dieſelben nicht auf Betreiben des Beweisführers anbe— 
raumt worden ſind. 


3. Abſchnitt. 


Der Dorlegungsanspruch im Konkurs. 


8 48. 
Der Vorlegungsanſpruch als Paſſivanſpruch. 
Es bedarf noch zum Schluſſe einer Erörterung über den 
Einfluß des Konkurſes auf den Vorlegungsanſpruch, und zwar 


8) Vgl. Gaupp-Stein 8 883 J u. § 887 II I. 

9) Vgl. oben 8 41 II. 
Abh. z. deutſch. Privatr. XII. 2. Heft. 513 17 
Siegel, Vorlegung. 33 
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den materiellrechtlichen wie den prozeſſualen ). Dabei iſt zu 
unterſcheiden, ob der Anſpruch gegen oder für den Gemein⸗ 
ſchuldner bezw. die Konkursmaſſe beſteht (Paſſivanſpruch oder 
Aktivanſpruch), und dann wieder, ob es ein Anſpruch auf 
Grund des § 810 B.G.B. oder ſonſtiger Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts und ob es ein materiellrechtlicher und 
prozeſſualer iſt. 

I. Da der Anſpruch aus $ 810 B.G.B. gegen jeden 
Beſitzer wirkſam iſt, ſo muß er, wenn er auch nicht dinglich 
iſt, wegen ſeiner noch weiter gehenden Wirkſamkeit auch im 
Konkurſe hinſichtlich der zur Konkursmaſſe gezogenen Urkunden 
ſeine Wirkſamkeit behalten; denn er könnte ſogar einem Dritten 
gegenüber, an den der Konkursverwalter die Urkunde veräußert. 
durchgeſetzt werden. Der Anſpruch dürfte ſich am beiten als 
ausſonderungsartig (8 43 KO. auffaſſen laſſen, indem das 
Recht an dem Inhalt der Urkunde geltend gemacht wird und 
die Urkunde inhaltlich dem Gemeinſchuldner nicht ausſchließlich 
gehörte). Eine analoge Anwendung der Ausſonderungsan— 
ſprüche iſt nicht ausgeſchloſſen und bereits vom Reichsgericht 
in weitgehendem Maße geübt worden s). Es macht auch keinen 
Unterſchied, ob das Vorlegungsrecht bereits vor Konkurser— 
öffnung oder erſt nachher ausgeübt und damit der Anſpruch 
entſtanden iſt; denn § 15 K.O. erleidet jedenfalls keine An— 
wendung, da das Recht nicht auf einer Handlung des Gemein— 
ſchuldners und auch nicht auf irgendwelchen Beziehungen zum 

1) Vgl. auch oben § 24 III. 

2) Eine analoge Anwendung des Abſonderungsanſpruchs erſcheint 
weniger zutreffend, da man dabei mehr an reelle Befriedigung aus der 

) In dem bekannten Prozeß Fürſt Bismarcks Wilcke & Prieſter, 
R. (G. XLV. S. 170 ff., in welchem es ſogar ein Ausſonderungsrecht an 
den unzweifelhaft im Eigentum des Gemeinſchuldners ſtehenden photo— 
graphiſchen Platten gab. 


514 


259 


Gemeinſchuldner, ſondern gerade auf dem Beſitz des Konkurs— 
verwalters beruht und unmittelbar auf Grund des Geſetzes 
erhoben wird. 

Dasſelbe gilt für den Anſpruch aus § 809 B.G.B. fo: 
fern ihm ein im Konkurſe ſelbſt durchſetzbares indieium 
direetum, insbeſondere ein ſolches, das ſelbſt Ausſonderungs— 
kraft hat, oder ein folches aus $810 B.G.B. ) zugrunde liegt. 

Hiernach iſt ein Prozeß, der zur Zeit der Konkurs— 
eröffnung auf Grund der vorbenannten Anſprüche aus 8 810 
oder 809 B.G. B. gegen den Gemeinſchuldner anhängig iſt, 
ein ſog. Paſſivprozeß über die Aktivmaſſe, auf den S 11 K.O. 
Anwendung findet 5). 


II. Wenn der Anſpruch als prozeſſualer geltend gemacht 
wird, ſei es gegen den Konkursverwalter als Gegner oder 
als Dritten, ſo gelten dieſelben Grundſätze; denn der pro— 
zeſſuale Charakter der Vorlegungspflicht tut der Pflicht des 
Verwalters zur Erfüllung keinen Eintrag, während der Cha— 
rakter und die Wirkſamkeit des Vorlegungsgrundes erhalten 
bleibt): und die durch den Prozeß hervorgerufene prozeſſuale 
+) Vgl. oben $ 20 IT. 

5) Es wird hier die gewöhnliche Einteilung der die Konkursmaſſe 
betreffenden Rechtsſtreitigkeiten zugrunde gelegt gl. Jaeger, Konkurs— 
ordnung § 10): 
1. „Aktivprozeſſe d. h. Rechtsſtreitigkeiten, in denen Vermögens— 
rechte zugunſten des Gemeinſchuldners in Anſpruch genommen 
werden“ (S 10 K.K.). 
2. „Paſſivprozeſſe d. h. Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche gegen 
den Gemeinſchuldner“: 
a) Prozeſſe über gewöhnliche Konkursforderungen, Paſſiv— 
prozeße über die Paſſivmaſſe (88 12; 144, 2; 146, 3 K. O.); 
b) Prozeſſe, in denen Ausſonderung, Abſonderung oder 
Maſſeſchulden geltend gemacht werden, Paſſivpprozeſſe 
über die Aktivmaſſe ($ 11 K. O.). 
6) Vgl. oben §s 26 V, 46 IV. 
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Modifikation des Anspruchs richtet ſich gegen jeden Beſitzer, 
auch juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften, und alſo auch 
gegen den Konkursverwalter. Daß der Anſpruch gegen den 
Konkursverwalter als Gegner einfach innerhalb des ſchweben— 
den Prozeſſes geltend gemacht werden kann, folgt auch aus 
§ 43 K. O., wonach Ausſonderungsanſprüche ſich „nach den 
außerhalb des Konkursverfahrens geltenden Geſetzen“, alſo 
hier nach dem durch die C.P.O. 88 421 ff. geregelten Vor— 
legungsverfahren, beſtimmen. 


III. Zieht der Verwalter die Urkunde, gegen die ſich 
der Anſpruch richtet, nicht zur Maſſe oder iſt ſie ſonſt kon— 
kursfrei, dann iſt der Anſpruch gegen den Gemeinſchuldner zu 
verfolgen ). 

Es begründet für den Anſpruch aus § 810 als Aus— 
ſonderungsanſpruch keinen Unterſchied, ob das verfolgte recht— 
liche Intereſſe vermögensrechtlich und er daher jelbit „Ver— 
mögensanſpruch“ iſt (8 3 K. O.)) oder nicht (3. B. in einer 
Eheftreitigfeit), und ob ſich das iud. dir. gegen die Maſſe 
richtet oder nicht. 


IV. Entſpringt der Anſpruch auf Einſicht nicht dem 
5 810 (oder 809), dann iſt er in der Regel — auch als pro— 
zeſſualer — rein perſönlich; denn ſoweit er einem dinglichen 
(oder die Ausſonderung begründenden obligatoriſchen) Recht 
entſpringt, wird und muß dieſes ja ſelbſt im Konkurſe geltend 
gemacht werden, ſo daß die ſelbſtändige Geltendmachung des 
ihm entſpringenden Einſichtsanſpruchs nicht vorkommen wird. 
Iſt der Anſpruch aber rein obligatoriſch und fällt er nicht 
unter § 43 K. O., dann gehört er zu den einfachen Konkurs— 
forderungen und teilt das Schickſal von ſolchen, braucht dem— 
nach als ſolcher nicht reell erfüllt zu werden; die erſtrebte 


7) Jaeger $ 11 Erl. 10. 
8) Vgl. oben § 16 Anm. 1, $ 27 Anm. 2. 
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Einſicht gilt dann als „Befriedigung“ im Sinne von § 3 KO. 
Im Gegenſatz zu den Anſprüchen aus § 810 find hier alle 
— materiellrechtlichen und prozeſſualen — Einſichtsanſprüche. 
die nicht „Vermögensanſprüche“ find, nach § 3 K.O. von der 
Beteiligung am Konkursverfahren ausgeſchloſſen “). 


V. Wenn der Einſichtsanſpruch infolge der Konkurs— 
eröffnung nicht erfüllt wird — natürlich kann der Verwalter 


reell erfüllen, wenn das vorteilhafter iſt — ſo kann als 
Konkursforderung nicht nur der — häufig minimale oder 
überhaupt nicht vorhandene — abſolute Wert des An— 


ſpruchs an gemeldet werden, ſondern auch das Intereſſe 
an der Erfüllung, der Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. 
Wenn auch die infolge der Konkurseröffnung eintretende 
Nichterfüllung weder als Unmöglichkeit der Leiſtung noch als 
Verſchulden aufzufaſſen iſt, ſo folgt doch der Umſtand, daß 


> 


Schadenserjag liquidiert werden kann, unmittelbar aus der 
Konkursordnung 10). Hingegen beſtimmt ſich die Höhe des 
Schadens nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, alſo 
entweder nach den Beziehungen des Rechtsverhältniſſes !“, 
aus denen der Einſichtsanſpruch entſpringt, oder nach den für 
die Nichterfüllung prozeſſualer Einſichtsanſprüche maßgebenden 
Vorſchriften 13). 

VI. Von jeder Beteiligung am Konkursverfahren ſind 
nach § 63 Nr. 4 K. O. ausgeſchloſſen Forderungen, die aus 
einer Freigebigkeit des Gemeinſchuldners unter Lebenden oder 
von Todeswegen ſtammen. Auch der Einſichtsanſpruch kann 
unter § 63 Nr. J fallen. 


9) Vgl. Anm. 8. 
10) Vgl. hierzu und zum folgenden Jaeger $ 26 Erl. 21, $ 17 
Erl. 44 f. 
11) 3. B. 3.6.8. § 286 f. 
12) Vgl. oben $ 28 III. 
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VII. Für den prozeſſualen Anſpruch iſt noch beſonders 
zu bemerken, daß er, wenn einmal entſtanden, ſelbſtändig und 
losgelöſt iſt von den ſynallagmatiſchen Beziehungen des Rechts— 
verhältniſſes, dem er entſpringt. Der infolge ſeiner Nicht— 
erfüllung im Konkurs an die Stelle tretende Schadenserſatz 
richtet ſich daher, wie bereits erwähnt!'), nach feinen bejon- 
deren Vorschriften, wie auch ſonſt. Er wird daher als ſolcher 
nicht dadurch unwirkſam und rückgängig gemacht, daß der 
Kaufvertrag, dem er entſpringt, infolge der Ablehnung des 
Verwalters gemäß § 17 K. O. zuſammenfällt 1). Ebenſo 
ſchadet es nichts, wenn der Anſpruch auf Grund einer For⸗ 
derung aus Freigebigkeit entſtanden iſt; denn er iſt nicht 
unmittelbar auf Grund der Freigebigkeit, ſondern unmittelbar 
auf Grund des Geſetzes, des § 422 C.P. O, entſtanden. “ 

Nach Konkursausbruch kann jedoch auf Grund eines 
Einſichtsrechts, das ſich in eine Entſchädigungsforderung 
umgewandelt hat, ein prozeſſualer Anſpruch nicht mehr gemäß 
$ 422 C.P.O. gegen den Konkursverwalter entſtehen, weder 
als Gegner noch als Dritten; denn es kann ja die Vorlegung 
oder Herausgabe der Urkunde eben nicht mehr außerhalb des 
Prozeſſes verlangt werden 1s). 

Sollte gegen den Gemeinſchuldner vor Konkurseröffnung 
auf Grund obligatoriſchen bürgerlichen Rechtsanſpruchs ein 
Vorlegungsantrag geftellt und vor Entſcheidung auf den Antrag 
der Konkurs eröffnet worden ſein, ſo iſt der Antrag, falls 
der Prozeß mit dem Verwalter demnächſt weitergeführt wird, 
für begründet zu erklären; denn der prozeſſuale Anſpruch war 
bereits durch die Geltendmachung mittels des Vorlegungs— 
antrags entſtanden 1). Den ſolchergeſtalt entitandenen Vor— 


13) Oben V. 

14) Vgl. oben § 26 II u. 8 49 J. 

15) Vgl. auch B. G. B. 8 283 Satz 2 Halbſatz 2. 
16) Vgl. oben § 34 J. N 


— — 


j 
N 


=. 3 


legungsanſpruch muß der Verwalter ſtets erfüllen; denn auf 
die Nichterfüllung des prozeſſualen Anſpruchs gegenüber dem 
Beweisführer, wegen deren kein Schadenserſatz liquidiert und 
der nicht zum Konkurs angemeldet werden kann, ſteht ſtets 
die Strafe des §S 427 CPO. 


8 49. 
Der Vorlegungsanſpruch als Aktivauſpruch. 


J. Wenn es ſich um einen zugunſten der Konkursmaſſe 
beſtehenden Einſichtsanſpruch handelt (Aktivanſpruch,, jo fragt 
es ſich, wer ihn geltend machen kann, ob der Verwalter oder 
der Gemeinſchuldner. 

Bei einem aus einem beſonderen Rechtsverhältnis ent— 
ſpringenden Anſpruch iſt die Entſcheidung einfach; gehört das 
Recht oder Rechtsverhältnis zur Maſſe, ſo iſt zur Geltend— 
machung des Anſpruchs, ſowohl des materiellen als auch des 
daraus folgenden prozeſſualen (gegen Gegner und Dritte), 
lediglich der Verwalter befugt, andernfalls, wenn das Recht 
konkursfrei iſt, lediglich der Gemeinſchuldner. Dabei iſt jedoch 
zu beachten, daß, wenn zugunſten des Gemeinſchuldners ein— 
mal ein prozeſſualer Anſpruch entſtanden iſt, dieſer nicht da— 
durch verloren geht, daß nach Konkurseröffnung das zugrunde 
liegende materielle Recht zur Maſſe gezogen wird h. 

Schwieriger iſt die Entſcheidung bei einem Recht aus 
§ 810. Es iſt daran feſtzuhalten, daß die Vorausſetzungen 
des § 810, abgeſehen von dem rechtlichen Intereſſe, bei dem 
Gemeinſchuldner auch während des Konkurſes ſtets vorliegen, 
da die Tatſache, daß er. einmal Partei der darin beurkundeten 
Rechtsverhältniſſe geweſen iſt, ſtets und deshalb auch während 


1) Vgl. oben $$ 26 II, $ 48 Anm. 14. 
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des Konkurſes beſtehen bleibt ). Hat der Gemeinſchuldner 
ein rechtliches Intereſſe, dann kann er den Anſpruch aus 
§ 810 auch geltend machen. Führt er daher irgend einen 
Prozeß, ſo kann er ſtets einen Vorlegungsanſpruch mit § 810 
begründen; denn die Tatſache, daß er den Prozeß führen 
darf, beweiſt, daß er das durch den Prozeß gegebene Rechts— 
ſchutzintereſſe hat?). Die folgenden Ausführungen unter IT 
und III beziehen ſich infolgedeſſen nur auf die Geltend— 
machung des materiellen Anſpruchs aus § 810. 

Es fragt ſich, welche rechtlichen Intereſſen der Gemein— 
ſchuldner trotz des Konkurſes hat und haben kann, welche 
hingegen nur zur Maſſe gehören. 

Hierbei iſt eine weitere Unterſcheidung zu machen. Das 
rechtliche Intereſſe, um deſſentwillen der Vorlegungsanſpruch 
aus § 810 erhoben wird und von dem er abhängig iſt, kann 
entweder darin beſtehen, daß Anſprüche für die Maſſe oder 
den Gemeinſchuldner (Aktivanſprüche) erhoben oder gefördert 
werden ſollen, oder darin, daß Anſprüche gegen die Maſſe 
oder den Gemeinſchuldner (Paſſivanſprüche) abgewehrt werden 
ſollen. Der Anſpruch dient daher je nachdem Offenſiv- oder 
Defenſivzwecken. 


II. Gehört der Rechtskomplex, deſſen Verwirklichung die 
Einſicht dienen ſoll, zur Maſſe als Aktivum, dann iſt der 
nach dieſer Richtung hin erhobene Vorlegungsanſpruch Teil 
der Maſſe und der Gemeinſchuldner hat ihn nicht, da ihm 
jedes rechtliche Intereſſe fehlt und der Konkursverwalter zur 
Geltendmachung dieſes „rechtlichen Intereſſes“ allein befugt 
iſt. Gehört der Rechtskomplex nicht zur Maſſe, dann iſt der 
Schuldner auch frei in der Geltendmachung des Anſpruchs, 


2) Vgl. oben § 10 J. 
3) Vgl. oben $ 26 VI. 
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ohne daß es darauf ankommt, ob die in der vorlegungs— 
pflichtigen Urkunde beurkundeten Rechtsverhältniſſe zur Maſſe 
gehören oder nicht;). 


III. Handelt es ſich um eine gegen den Gemeinſchuldner 

erhobene Forderung (Paſſivum), ſo iſt es zunächſt zweifellos, 
daß der Gemeinſchuldner das rechtliche Intereſſe zur Erhebung 
eines Anſpruchs aus § 810 B.G. B. zwecks Abwehr dieſer 
Forderung hat, wenn fie nicht zum Konkurſe als Konkurs— 
forderung angemeldet wird. 
. Sit aber die Forderung zum Konkurſe angemeldet, dann 
iſt zu unterſcheiden, ob der Gemeinſchuldner ihrer Feſtſtellung 
widerſprochen hat ($ 144, 2 K.O.) oder nicht. Solange er 
nicht widerſprochen hat, fehlt ihm auch jedes rechtliche Intereſſe, 
zur Abwehr dieſer Forderung einen Vorlegungsanſpruch aus 
§ 810 BGB. zu erheben. Hat er widerſprochen, iſt jedoch 
die Forderung mangels Widerſpruchs des Verwalters und 
der Gläubiger für den Konkurs wirkſam feſtgeſtellt worden, 
dann wird man ihm das rechtliche Intereſſe zur Erhebung 
eines Vorlegungsanſpruchs nicht verſagen können; denn wenn 
auch der Gemeinſchuldner weder ſeinerſeits einen anhängigen 
Prozeß aufnehmen kann?) noch a potiori, wenn kein Prozeß 
anhängig iſt, etwa eine negative Feſtellungklage erheben 
könnte, jo hat er doch ſchon jetzt ein Intereſſe, den materiellen 
Vorlegungsanſpruch auszuüben und ſich genau über die 
Forderung zu informieren und für einen Prozeß zu rüſten, 
da ja gegen ihn jeden Augenblick geklagt werden kann, ſei 
es durch Aufnahme des anhängigen Prozeſſes ($ 144, 2 K.O.) 
oder auch durch Neuanſtrengung eines Prozeſſes ſeitens des 
Gläubigers 9). 


4) Oben zu Anm. 2. 
5) § 144, 2 K. O., ſ. Erl. 4 bei Jaeger. 
6) S. Jaeger, K. O. § 12 Erl. 15. 
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Wird daher eine Paſſivforderung ſowohl vom Konkurs— 
verwalter als auch vom Gemeinſchuldner beſtritten, ſo dürfen 
beide einen materiellen Anſpruch aus § 810 ausüben; denn 
beide haben ein rechtliches Intereſſe an der Abwehr dieſer 
Forderung. Der Gemeinſchuldner iſt demgemäß auch zur 
Fortführung eines anhängigen Aktivprozeſſes, den der Ver— 
walter nicht aufnimmt, ſachlegitimiert. 


IV. Handelt es ſich um einen prozeſſualen Anſpruch 
gegen einen Dritten, ſo iſt, wenn auf Grund beliebiger Vor— 
legungsgründe des § 422 oder 423 C.-P. O. zur Zeit der 
Konkurseröffnung eine Klage aus § 429 C.P. O. für den 
Gemeinſchuldner anhängig iſt, wohl zu beachten, daß die 
Klage aus $ 429 formell ein durchaus ſelbſtändiger Prozeß 
iſt und daß Kläger in dieſem Nebenprozeß nur ſein kann, 
wer Beweisführer im Hauptprozeß it”). Der Prozeß aus 
§ 429 CP.O. gilt mithin in jedem Fall als Aktivprozeß, auf 
den § 10 K.O. Anwendung findet, ſei es, daß der Haupt⸗ 
prozeß ein Aktivprozeß oder Paſſivprozeß über die Aktivmaſſe 
oder ein Paſſivprozeß über die Paſſivmaſſe iſt. 

Der Verwalter hat daher in jedem Fall hinſichtlich des 
Nebenprozeſſes eine Entſcheidung darüber zu treffen, ob er ihn 
aufnehmen will oder nicht; es kann den Nebenprozeß ferner 
nach $ 10 KO. nur entweder der Verwalter oder Gemein— 
ſchuldner, nicht aber beide zugleich aufnehmen, auch nicht etwa 
ein beſtreitender Gläubiger, der den Hauptprozeß mit dem 
Anmelder weiter führt (§ 146, 3 K. O). Wenn der Ver— 
walter die Aufnahme des Nebenprozeſſes ablehnt, ohne auf 
den prozeſſualen Anſpruch zu verzichten s), ſo iſt der Gemein— 
ſchuldner und deſſen Gegner befugt, ihn aufzunehmen. 


Oben $ 42 J. 
8) Vgl. Jaeger $ 10 Erl. 2 u. 30. 
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Hat der Verwalter nun die Aufnahme abgelehnt und iſt 
der Gemeinſchuldner in dem Hauptprozeß aus § 10 oder 11 
K. O. nicht mehr Partei), jo muß er in dem Nebenprozeß 
ſtets abgewieſen werden, da er nicht mehr im Hauptprozeß 
Partei und ſo nicht mehr zur Erhebung des prozeſſualen 
Anſpruchs gegen den „Dritten“, ſeinen Prozeßgegner im 
Nebenprozeſſe, legitimiert iſt; auf dieſe Weiſe wird dann der 
Nebenprozeß aus der Welt geſchafft; doch ſteht es dem Gemein— 
ſchuldner frei, den Prozeß durch Uebergang zur materiellen 
Klage, falls ihm nach dem Vorhergehenden der materielle 
Anſpruch zuſteht, zu retten, da dies keine Klageänderung 
bedeutet 10). 


9) Dadurch, daß der Verwalter den Prozeß aus § 10 K. O. uf 
genenommen hat; bei einem Paſſivprozeß über die Aktivmaſſe ($ 11 K. O.) 
kann der Gemeinſchuldner nie Partei ſein. 

10) Oben $ 41 III. 
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vom 13. Februar 1854. 
S. 227? 
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4. Königl. preuß.) Verordnung wegen verbefferter 
Einrichtung der Brovinzial-, Polizei- und Finanz— 
behörden vom 26. Dezember 1808. 


S. 2385 
5. Verordnung des preuß. Handelsminiſters 
vom 28. November 1901. 
S. 9. 


6. Oeſterreichiſche Civilprozeßordnung 
vom 1. Auguſt 1895. 


88 Seite 88 Seite 
302 1435 307 102, 143°, 170, 189° 
30 1009 308 109, 115, 143%. 247 
305 1092 309 1292, 1435, 223, 247 


306 109? 
| 
7. Oeſterreichiſche Exekutionsordnung 


vom 27. Mai 1896. 
$ 47 S. 1705 


531 18* 


Sadıregilter. 


[Die großen Zahlen bezeichnen die Seiten, die kleinen die Anmerkungen.] 


A. 

Abſicht der Errichtung gemeinſchaft— 
licher Urkunde 41. 

Abtretung des Vorlegungsrechts 
54f. 

actio ad exhibendum 13 f., 72. 

— in rem scripta 28, 81, 251. 

— noxalis als iud. dir. bei $ 809 
73, 76, 80. 

Agent, Einſichtsrecht 38, 89. 

Aktiengeſellſchaft, Einſicht der Bücher 
9, 57. 

Aktuelles Rechtsverhältnis bei $ 810 
27. 

Alternativobligation als Vorle— 
gun gsgrund 89, 120. 


Analoge Anwendung von § 810 


39, 59, 63. 
Antragſteller 104 ff. 


Argentarii, Einſicht der rationes 


14", 
Augenſchein 102. 
Ausſonderungsanſpruch, Anſpruch 
aus 8 810 als — 258 f. 
Ausübung des Vorlegungsrechis 23. 


B. 
Beglaubigte Abſchrift 22. 
Begründetheit des Vorlegungsan— 
trags 157 ff. 
Beſitz, beim materiellen und pro— 
zeſſualen Anſpruch 25 f., 130 f., 
142-154, Beſtreitung 160 f., 


Beweis 166, mittelbarer und 


unmittelbarer 143 ff., Wechſel 
beim Dritten 235 f. 


Beſondere Rechtsverhältniſſe, Ein⸗ 
Aceh aus — 28, 38, 90. 

Beſtehendes Rechtsverhältnis 35 ., 
50. nn 

Beweis, der Benutzungs möglichkeit 
bei Reſtitutionsklagen 215 ff., 
des Beſitzes durch 8 427 
191202, der Echtheit und 
Unechtheit 202 210, des Scha⸗ 
dens bei Vernichtung der Ur— 
kunde 179 f., der Voraus— 
ſetzungen von 8 444 175, von 
§ 809 75-79, von 8810 60f. 

Beweisregel des 8 427 181 ff. 

Beweiszweck der Vorlegung 22, 
117-119. 

Bezeichnung der vorzulegenden 
Sachen 82, Urkunden 24, 61. 

Bezugnahme, als Vorlegungsgrund 
91-95, zur Beweisführung 92 f., 
Verpflichtung des Dritten 93, 
Anordnung der Vorlegung von 
Amtswegen 96 f. 

Briefgeheimnis 122. 

Bücherauszug 88. 


C. 
Cedent, Einſichtsrecht 50, 54 f. 


D. 


Documenta communia ſ. gemein— 
ſchaftliche Urkunden. 

Dritter im Vorlegungsverfahren 
104, Klage gegen ihn 221 f., 
2209 ff. 
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E. 
Edition ſ. Vorlegung. 
Ehefrau, Einſichtsrecht 36, als Geg⸗ 
ner und Dritter 105 f. 
Eheſachen u. dgl. 130. 
Einreden gegen den Vorlegungs— 
grund 125 ff. en 
ul ohne beſtimmtes Recht 


Erbe, Einſichtsrecht 4548. 
Erheblichkeit der Urkunde 157 ff. 
Erledigte Rechtsverhältniſſe 49 f. 
Ercedentenverſicherungsvertrag 38. 
Exceptio doli 139. N 


F. 

Facultas exhibendi 145, 150. 
Feſtſtellungsklage und Vorlegungs— 
verfahren 210. = 
Freigebigkeit, Forderungen aus — 

5 e 261. 
Friſt, Anordnung zur Klage gegen 
Dritten 226 ff. Weginil Pen 


G. 


Gedanklicher Inhalt der Urkunde 2, | 


192, 197, 206. 
Gefahr der Vorlegung 70. 


Gegner im Vorlegungsverfahren | 


104. 

Gemeinſchaftliche Anſprüche 120 f. 

Gemeinſchaftliche Urkunden 5, IST, 
162, 341. 

Gemeinſchulder, Verhältnis zu den 
Rechten der Maſſe 106 f., 264f. 


Gerichtsſchreiberei, Niederlegung von 
Kommanditiſt, Einſichtsrecht 45. 


Urkunden 96 f. 


Gerichtsſtand, materieller Anſprüche 


69, prozeſſualer 125. 
Geſellſchafter des bürgerl. Rechts, 

Einſichtsrecht 45. 
Geſellſchaftsverhältniſſe 90. 


Geſetzlicher Vertreter als Gegner 


und Dritter 105. 
Gewinnbeteiligung, Einſicht 39. 
Glaubhaftmachung, des Beſitzes 

153 f., bei $ 809 75-77, bei 
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Kombination von 9 8% und 
810 86 f. 


H. 
Haftung, beim materiellen Anſpruch 
30, prozeſſualen 131 f. 
Handelsbücher, Anordnang der Vor 
legung 98 101, Einſicht 41 f 
Händen, in den 143 ff. 
Herausgabe von Urkunden 6, 88, 
126, Anſprüche auf — an einen 
Dritten 11. 
Herausſuchung der Urkunde 23 
Herbeiſchaffung als Zweck des Vor 
legungsverſahrens 148 ſ. 201 


J. 


Ignoranzeid 168 f. 
Informationszweck 22, 117-119. 


Juhaberſchaft 152, 154. 
Igntereſſe ſ. a. Rechtliches Intereſſe. 


—, im — errichtete Urkunden 59. 


Internationales Recht 240 ff. 
Intervent |. u. Nebenintervenient. 


J. 


Judieium direetum 14, 67°, 72 f., 
80. 
Jus ad rem 27. 


K. 


Klage aus 8 429 im Konkurs 266f. 
Kollationspflichtige Zuwendungen, 
Einſichtsrecht der Erben 47 f. 
Kombination von § 809 und 810 
83—87, zur Begründung von 

Vorlegungsanträgen 85. 


Kommittent und Kommiſſionär 36. 

Konkurrenz von § 810 mit anderen 
Anſprüchen 29. 

Konkurs, Vorlegungsanſpruch im — 
257-267. 

Konkursverwalter 9, 105 — 107, 231, 
260, 262-2867. 

Koſten, der Klage gegen Dritten 232, 
materieller Vorlegung 70 f., pro— 
zeſſualer 127-129. 


Kündigungsurkunden und Vor⸗ 
legungsanträge 198 200. 


L. 
Ladung des Dritten zur Hauptver— 
handlung 115. 
Latenter Anſpruch 26 f. 


M. 
Mäkler. Vorlegung ſeiner Bücher 
10] f. 


Mietsverträge 147. 


N. 
Nachbildung, unbefugte, Vorlegung 
73. 


Nebenintervenient, als Antragſteller 
104, bei Klage gegen Dritten 
231 f., Stellung zu Gegner und 
Intervent hinſichtlich der Vor— 
legungsanſprüche 107 f., Pflicht 
bei Bezugnahme 94f. 

Neuauffindung von Urkunden 212ff. 

Neue Vorlegungsanſprüche und 
Reſtitutionsklage 212 ff. 

Nivellierung durch prozeſſuale Vor— 
legung 119 f. 

Nominatio auctoris 143, 149 ff. 


ef 
Offene Handelsgeſellſchafter, Ein— 
ſichtsrecht 37, 45, als Gegner 
und Dritte 106. 
Oeffentliche Akten 58. 
Oeffentliche Beamte und Behörden, 
Verfahren gegen — 236 ff. 


Präſenter Anſpruch 27. 

Privatauſzeichnungen 18, 56 f. 

Privatrechtl. Anſprüche auf Heraus⸗ 
gabe oder Vorlegung 6 ff. 

Protokolle, Vorlegungspflichtigkeit 
Dr 


Prozeßakten, Einſicht 8. 


Q. 
Quittung 42—44, Eigentum 44, 
Vorlegung zum Beweiſe der 
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53⁴ 


unterbrochenen Verjährung 42 f., 
zur Information 43 f. 


R. 
Rechnungslegung 90 f., 
Rechtliches Intereſſe 22, 

48, 52 —54, 60, 62° 
123 f., 


120 f. 

35, 46, 
6469, 
810 74f., 


änderung 67. 1 
Rechtsausübungshandlungen 31°. 
Rechtsbeziehungen zwiſchen Vor⸗ 

legungsſucher u. -pflichtigen 25 f. 
Rechtsgeſchäfte, Urkunden mit u 

des öffentlichen Rechts 57. und 

mit unwirkſamen — n 62—64. 
Rechtsgeſchäftlicher Charakter 59, 

Abſicht der Errichtung von Ur⸗ 

kunden mit — 64, Urkunden 

ohne — 65. 

Rechtshängigkeit und Vorlegungs⸗ 

verfahren 135. . 
Rechtskraft der Urteile über Vor⸗ 

legungsanſprüche 251— 254. 
— der Entſcheidung im Vorlegungs⸗ 

verfahren 135 f., 164 f. , 
Rechtsweg, Zuläſſigkeit bei u 


7 


Regiſter, öffentliche 7 f. 
Reſtitutionsklage und Vorlegungs⸗ 
verfahren 211—220. 


S. 


Sachinbegriff 82. . 

Sachverſtändige, Zuziehung bei der 
Vorlegung 22, 24 f. . 

Schadenserſatzanſpruch 31, 131 ff., 
im Konkurs 261 f. 

Schaffung einer herauszugebenden 
Urkunde 88. 

Schenkungsverſprechen, Einſicht 63. 


| Schriftvergleihung 202 ff. 
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Selbſtändige Geltendmachung des 
prozeſſualen Anſpruchs gegen den 
Gegner 136-138. 


Sicherheitsleiſtung bei der Vor⸗ 


legung 70. 
Simulierter Prozeß u. Vorlegungs⸗ 
anſpruch 138—140. 

„Sonſtiges Recht“ 33, 135. 
Staat, als Verwahrer von Urkunden 
If., Einſichtsrechte 9 f. 
Stiftungsurkunde 32. 

Sur Geſellſchafter, Einſichtsrecht 


Streitgenoſſen im Vorlegungsver⸗ 
, jahren 104, 108. 
Summatim cognoscere 73. 


T. 
Teſtamente 20, 32, 68. 
Teſtamentsentwürfe und ungültige 
— Teſtamente 64. 
Teſtamentsvollſtrecker 105. 
Thema probandum, Beweis durch 
$ 427 189 f. 


u. 
Uebergangsvorſchriften 247 ff. 
Ueberweiſungsgläubiger, Recht auf 

Herausgabe 90. 
N der Einficht von Urkunden 


Ungewißheit des Vorlegungsſuchers 
bei § 809 83 f. 
Urkunde, Begriff 17 19, Entſtehung 


durch ſpätere Ereigniſſe 21, hiſto- 


riſchen Inhalts 19, als „Mono— 
log“ 20, rechtsgeſchäftlicher Cha— 
rakter der vorlegungspflichtigen 
— 18, 56 f., als Sache 1016, 
unbewußte Errichtung 20, vor— 


legungspflichtige — nach B. G. B. 


und C.P. O. 18 f. 
Urkundenbeweis 2. 
Urkundenprozeß 129 f. 

V. 
Vereitelung des prozeſſualen An— 


ſpruchs durch den Gegner 182 ff. 
Vorlegungsſchriften 202 f. 


535 


Verjährung des Vorlegungsrechts 
55 f. 

Verletzung des prozeſſualen An— 
ſpruchs 131—133, 181 ff., des 
materiellen 133 f. 

Vermögensanſpruch 69, 260 f. 

Vernichtung der Urkunde, Einwilli— 
gung dazu und Einſichtsrecht 54. 

Vertragsexemplar des Gegners, 
Einſicht 68 f. 

Vertreter, Ausübung des Vorle— 
gungsrechts durch — 24. 

Verzicht auf Einſichtsrechte 51 ff., 
des Erblaſſers auf Einſichts— 
rechte der Kollations- u. Pflicht— 
teilsberechtigten 52 f., Unzuläſſig— 
keit 53 f. 

Voluntartheorie 41“, 487. 

Vorkaufsberechtigter, Einſichtsrecht 
36. 

Vorlegung, Anordnung der — von 
Sachen 102 f., Anſprüche auf 
— an einen Dritten 11, Ge 
brauch des Ausdrucks 11 f., 
nachträgliche 153 — 186, Ver— 
weigerung ſeitens des Gegners 
181 ff. 

Vorlegungsanſpruch als Aktiv 
257263, als Paſſivanſpruch 
im Konkurs 263-267, Cha— 
rakter des materiellen 27 f., 
öffentlichrechtlicher 7; prozeſſualer 
—, Beſonderheiten 117—124, 
Verhinderung der Entſtehung 
des prozeſſualen — 176 ff. 

Vorlegungsantrag, allgemeine Er— 
forderniſſe 140— 142, Entſchei 
dung darauf 155 ff.; — und 
prozeſſuale Pflicht 163 f. 

Vorlegungseid 165 ff., Anordnung 
von Amtswegen 165, Form u. 
Faſſung 165 ff., Verhältnis zu 
8444 170 ff., Verletzung 218 ff., 
Verweigerung 181 ff. 


Vorlegungsgründe 4, 158ff., 242 ff., 


für den Dritten 223 ff. 
Vorlegungsintereſſe 61, 861ʃ; ſ. a. 
Rechtliches Intereſſe. 


— 280 — 


Vorlegungsort, materieller 71, pro— 


zeſſualer 111 f., 124 f. 


Vorlegungspflicht, des Dritten 233, 


Entſtehung durch ſpätere Er— 
eigniſſe 21, — des Gegners u. 
Dritten bei Anwendung aus— 
ländiſchen Rechts 244 ff., ma— 
teriellvechtliche Auffaſſung der 
prozeſſualen — 110 f., 113, 
116, öffentlichrechtlicheAuffaſſung 
der prozeſſualen — 109, 115, pro⸗ 
zeſſuale Auffaſſung der prozeſſu⸗ 
alen — 111 ff., — als Partei⸗ 
pflicht 11328, Veränderung der 
— durch den Prozeß 114, 117 ff. 


Vorlegungsverfahren 2, gegen den 


Dritten und § 356 222 f. 


W. 


Wahrſcheinlichkeit, Beweis u. Gegen⸗ 
beweis bei $ 809 76 78. 


Wiederholung des Vorlegungseides 
188. 


uziehung von Perſonen b. Heraus⸗ 
1 Kann der un 23, EINER 
Schreibfraft bei der Einſicht 22. 
Zwangsvollſtreckung, anticipierte 
167 f., gegen Dritten 233 f., der 
Vorlegungs⸗ und Herausgabe⸗ 
anſprüche ae 
wiſchenſtreit 158. 
er im Vorlegungsver— 
fahren 158 ff. 


— —— —— 
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Berichtigungen und Zulätze. 
Zu ſtreichen: 


I. S. 80 3. iu die Klammer. 
S. 61 Anm. 2. 


Zu leſen: 
II. S. 44 3. 11 v. o. 8 93 ſtatt 8 9. 
51 Z. 1 v. o. Einſichtsrechte ſtatt Einſichtsrede. 
54 8 3 Z. I v. o. Uebertragung ſtatt Übertragung. 
69 § 1 oo ſchrift Koſten ſtatt Koſten-. 
83 3. 20 v. o. Alternative ſtatt Alterative. 
187 3. 0 u. 10 v. o. 468 ſtatt 467. 


Zuzuſetzen: 
III. Zu S. 152 f 31 a. E.: 

VIII. Beim Anſpruch aus $ 809 iſt derjenige Beſitzer zur Vor 
legung verpflichtet, gegen den das judicium directum geht, alſo u. U. 
ſowohl der mittelbare als auch der unmittelbare Beſitzer, der mittelbare 
jedoch ſtets nur bei facultas exhibendi. 
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Prrlag von Guſtav Filcher in Jena. 
Soeben erſchien: 


Heumann, Dr. H. G., weil. Appellationsgerichtsrat in Eisenach, Pandlexikon 


zu den Quellen des römischen Rechts. Achte veränderte und ver- 
Da le 


bejjerte Auflage. Herausgegeben D Thon, Geh. Juſtizrat und Prof. 
der Rechte zu Jena. 8 geg von Dr. A. Thon, Geh. Juſtiz d Prof 


Zweiter iſcher k der Ausgabe von 1895. 1904. 
Preis: 10 Maß geh. 5 Mun aal r Abdruck der Ausgabe vor 


Hold von Ferneck, Dr. Alex., Privatdoz. der Rechte in Wien, Die Rechts- 


widrigkeit. Eine Untersuchung zu den allgemeinen Lehren des Strafrechts. 
a — 
Erster Band: Der Begriff der Rechtswidrigkeit. 1903. Preis: 8 Mark. 


Jacobi, Dr. Exuft, Proſeſſor der Rechte an der Univerfität zu Münſter i. W Die 


., 


Wertpapiere im Bürgerlichen Recht des deutschen Reiches. Son 


der Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin gekrönte Preisſchrift. Preis: 9 Mark. 


Merings Jahrbücher für die Dogmatik des bürger- 
ichen echts. In Verbindung mit Dr. Joſef Unger, Präſidenten des 


h Reichsgerichts in Wien, Dr. Otto Gierke, Geh. Juſtizrat 
und Prof. in Berlin, Dr. Emil Strohal, Prof. in Leipzig, Dr. Otto Fiſcher, 
Prof. in Breslau, herausgegeben von Dr. Ferdinand Regelsberger und Dr. Victor 
Ehrenberg, Profeſſoren an der Univerſität Göttingen. Preis: pro Band 10 Mark. 
Juhalt des X. Bandes: Regelsberger, Die rechtliche Natur der Abrechnung. 
Thur, A von, Naturherſtellung und Gelderſatz. Reichel, Hans, Dr. jur. et 
phil. in Leipzig, Die Vormerkung im Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuche. Seidl⸗ 
maher, H. Königl. bayr. Landgerichtsrat, Ueber Perſonen- und Eigenſchaftsirrtum 
bei der Eheſchließung nach dem B. G. B. Herr, Paul, Dr., Gerichtsaſſeſſor, Die 
gerichtliche Geltendmachung einer zum eingebrachten Gute gehörenden Forderung 
durch den Ehemann. Ein Beitrag zur Erläuterung des § 1380 B. G. B. Hölder, 
E., Dr., Prof. in Leipzig, Ueber das Klagerecht. Schloßmann, Prof. in Kiel, 
Ueber die Geldkondemnation und die Gründe ihrer Einführung. Danz, Erich, Dr., 
Prof. in Jena, Ueber das Verhältnis des Irrtums zur Auslegung nach B.G. B. 


Schott, Dr. Richard, Prof. an der Universität Jena, Das Armenrecht der 
deutschen Civilprozessordnung. 1900. Preis: 4 Mark 50 Pr. 
ERSTEN LIDNPFOZESSOTANUNG. 


Das Gewähren des Rechtsschutzes im römischen Civilprozess. 


1903. Preis: 4 Mark. 


Siber, Dr. Heinrich, Landrichter und Privatdocent an der Univerſität Leipzig, Das 
gesetzliche Pfandrecht des Vermieters, des Verpächters und des 
Bastwirts nach dem Bürgerl. Geſetzbuch für das Deutſche Reich. 1900. Preis: 
2 Mark 50 Pf. 

Stintzing, Dr. W., Prof. an der Univ. Leipzig, Beiträge Zur römischen 
Rechtsgeschichte. 1. Zur Geſchichte der condietio und der actio certae creditae 
pecuniae. 2. Ueber das possidere pro possessore. 1901. Preis: 3 Mark. 


— die Vorverpflichtung im Gebiet der Schuldverhältniſſe. 1. Heft. 1903. 
Preis: 2 Mark 50 Pf. 


Abhandlungen 


zum 


Privatrecht a Civilprozeß 
Deutschen Meiches. 


In zwangloſen Heften 
herausgegeben von 


Dr. Otto Fiſcher, 


Proſeſſor der Rechte an der Unlverſität Breslau. 


Zwölfter Band, Zweites Heft. 


Die Vorlegung von Urkunden im Prozess. 


Uon 
Dr. Ernst Siegel. 


Jena, 
Verlag von Guſtav Fiſcher. 
1904. 


Druck von Ant. Kämpfe, Sena. 


